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Sit die Zeit für die Reviſion des Partei- 
programms gegeben? 


Von Adolf Braun 

Daß das Erfurter Parteiprogramm, das im nächſten Jahre auf ein 
Menſchenalter zurückblicken darf, ſelbſt bei einer ganz normalen Entwicklung 
von Staat und Wirtſchaft in Deutſchland überholt ſein würde, bedarf keiner 
Erörterung. Das Erfurter Programm, ſchon 1891 nicht vollkommen und nicht 
nur die Kritik eines Engels herausfordernd, halte zahlreiche Auffaſſungen 
unſerer Partei auszugleichen. Doch bedeutete das Erfurter Programm vom 
Gothaer einen großen Schritt vorwärts. Es war viel einheitlicher, ſpiegelte weit 
mehr die Ergebniſſe der marxiſtiſchen Grundlehren als irgendeines ſeiner 
Vorgänger. Selbſt wenn das Erſurter Programm vor 29 Jahren als höchſte 
Leiſtung hätte gekennzeichnet werden ſollen, ſo kann es heute nicht mehr ſo 
gewertet werden, denn die drei Jahrzehnte, die ſeitdem abgelaufen find, haben 


eine einſchneidende wirtſchaftliche Entwicklung, eine Verbreiterung der Ar— 


beiterbewegung und durch Krieg und Revolution eine völlige Umgeſtaltung der 
Verhältniſſe im Staat, eine ſtarke Verſchiebung in der Wirtſchaft gebracht. 
Im Laufe der drei Jahrzehnte, vor allem aber ſeit dem November 1918 iſt Zahl⸗ 
reiches erfüllt worden, was wir 1891 noch als Forderung aufgeſtellt hatten. 
Aber auch bei dem Nichterfüllten iſt heute vieles anders zu fordern, als im 
Jahre 1891. Ganz neue Probleme ſind für die Sozialdemokratie in den 
letzten Jahrzehnten aufgetaucht, die zu programmatiſchen Forderungen zu 
formulieren die Väter des Programms von Erfurt nicht beabſichtigen konnten. 
So ſpricht alles für die Schaffung eines neuen Parteiprogramms. Man 
könnte auch auf die U. S. P. hinweiſen, die ſich in Leipzig ein Aktions- 
programm gegeben hat, die auch mit dem Erfurter Programm nicht 
weiter auszukommen vermag, wenn man auch annehmen jollte, daß ſie 


das Programm in ſeinem grundſätzlichen Teil weiter als maßgebend zu be— 


zeichnen hat. Dieſes Leipziger Aktionsprogramm der U. S. P. iſt aber mehr 
das Kind einer momentanen taktiſchen Situation. Das Programm bleibt um⸗ 
ſtritten, es hat der U. S. P. nicht Richtung gegeben, ſelbſt nicht in den erſten 


Monaten ſeines Lebens, wie ſein Zurücktreten in der Wahlbewegung bewies. 


Man darf die Frage aufwerfen: Iſt heute der Zeitpunkt für Formulierung 
der Forderungen einer Partei des klaſſenbewußten Proletariats gekommen? 

Wer dieſen Band in die Hand nimmt, lönnte leicht annehmen, daß dieſe 
Frage unbedingt bejaht werden muß; aber ſelbſt in dieſem Bande regen ſich 
Zweifel, ob ſich die Formulierung der programmatiſchen Forderungen 


der Partei jetzt empfiehlt. Für die Erörterung der programmatiſchen 


Sätze iſt er unzweifelhaft da. Denn daß das alte Programm überholt 
iſt, daß man darüber zu ſprechen hat, ob, wann, wie ein neues Pro— 


gramm zu ſchaffen iſt, darüber kann kein Zweifel obwalten. Ueberall in 
unſerer Partei, und nicht nur heute, ſondern ſchon ſeit langem drängt ſich der 


Wunſch auf, an Stelle eines alten Parteiprogramms, das in einem Teile ſeiner 


praktiſchen Forderungen an Werbelraft eingebüßt hat und in dem vieles, was 
wir zu wünſchen haben, nicht zum Ausdruck gebracht wird, ein neues, dem 
heutigen Stande der politiſchen und wirtſchaftlichen Entwicklung entſprechendes, 
neuen Zielſetzungen der Partei Ausdruck gebendes Programm zu ſetzen. Dieſer 
Wunſch iſt allgemein, er wird auch vom Parteivorſtand geteilt, jo daß der Partei⸗ 


Ar N 


tag zur Frage der Programmreviſion Stellung nehmen ſoll. Daß dies 
als Ausdruck des Parteiwillens eine Notwendigkeit iſt, wird niemand beſtreiten. 


Je mehr wir uns aber in die Einzelheiten der Programmreviſion vertiefen 


werden, deſto mehr werden wir die Schwierigkeiten empfinden. Einheitlich und 
geſchloſſen iſt unſer Wille, aus der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung in die 


ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung zu kommen, alle Hinderniſſe zu überwinden, 


die auf dem Wege zur Verwirklichung unſerer letzten Ziele, zur vollendeten 


Vermählung einer vollkommenen ſozialiſtiſchen Geſellſchaftsordnung mit 


der Aufhebung der Klaſſenherrſchaft, ja jeder Klaſſe, auf dem Boden der Demo⸗ 


kratie liegen. So klar umriſſen dies große Ziel iſt, das unſere Schritte lenkt, 
ſo umſtritten iſt der Weg zu dieſem Ziel. Gewaltig große Steine hemmen den 


Vormarſch; die einen meinen, ſie überflügelnd zum Ziele gelangen zu können, 


die andern fürchten, daß ſie zum Teil aus dem Weg geräumt werden müſſen 


oder umgangen werden ſollen. 


Als wir 1891 das Erfurter Programm formulierten, ſtanden wir in einer 
wirtſchaftlichen Entwicklung, die trotz der langjährigen Kriſe, die noch nicht 


ganz überwunden war, doch einen deutlichen, klaren Weg der wirtſchaftlichen 
Entwicklung, der Akkumulation des Kapitals, der Proletariſierung des Mittel⸗ 
ſtandes und einen weitgehenden Parallelismus in der wirtſchaftlichen Entwick⸗ 
lung der europäiſchen Staaten erkennen ließ. Es war deshalb, da alles, was 
wir damals beobachteten, eine klare Beſtätigung der Lehren von Karl Marx 
über die Entwicklung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung war, verhältnis⸗ 
mäßig leicht, ein Programm feſtzuſtellen, das die Zuſtimmung weiteſter Kreiſe 
der Parteigenoſſen fand. Das Programm war angepaßt dem tatjächlichen 
wirtſchaftlichen Zuſtande und den klaren Richtlinien der deutlich erkennbaren, 
durch die folgenden Berufs⸗ und Betriebszählungen beſtätigten Wirtſchafts⸗ 
tendenzen. Gerade deshalb hat das Erfurter Programm ſolange die Partei⸗ 
genoſſenſchaft befriedigen können. | 


Heute find wir aber in ſtarker Unklarheit über die Entwicklungstendenzen 


unſerer Wirtſchaft, heute ſind wir auf das tiefſte erſchüttert in unſerer bis⸗ 


herigen Ueberzeugung, daß die Wirtſchaft der hochentwickelten Induſtrieſtaaten 


nach dem Kriege weiter einen parallelen Gang gehen wird, wie das vor 
dem Kriege, wenn auch unter Abweichung der Geſchwindigkeitsgrade batſächlich 
der Fall war. Gar vieles ſpricht dafür, insbeſondere nach den Verhandlungen 
in Spa, daß der Gang der wirtſchaftlichen Entwicklung in den Ländern der 
Beſiegten ein durchaus anderer ſein wird als in dem der Sieger. Das ganze 
wirtſchaftliche Schickſal Europas oder wenigſtens des europäiſchen Kontinents 
iſt in Frage geſtellt. Nicht nur die Börſe von New Pork, auch die Schiffahrt 
und die induſtrielle Produktion der Vereinigten Staaten ſcheinen den erſten 
Rang in der Welt einzunehmen, die amerikaniſche Volkswirtſchaft kann in 
einem Jahrzehnt nicht nur die Führerin der Welt ſein, ſie kann auch die 
Volkswirtſchaft auf dem europäiſchen Kontinent niederkonkurrieren und ſie, 
ſoweit die Induſtrie wirkſam bleibt, unter ihre vollkommene Herrſchaft, unser 
ihre Mitbeſtimmung zwingen. | 

Zahlloſe Probleme der wirtſchaftlichen Entwicklung find heute aufgeworfen, 
für jedes Problem gibt es verſchiedene Möglichkeiten der Löſung, je tiefer wir 
in die Frageſtellung eindringen, deſto mehr müſſen wir eingeſtehen, daß unſere 
Einſicht in die künftige Entwicklung ſtark erſchüttert iſt. Mögen die 


Beſſerwiſſer, die für alles ihr ſchablonenhaftes Urteil bereit haben und die 


mit einigen wenigen jtereotypen Redensarten den Kompaß auf dem dunklen 
Meere wirtſchaftlicher Entwicklung zu beſitzen glauben, über uns noch ſo viel 
ſpotten, wir glauben, daß oft mehr wiſſenſchaftliche Einſicht in der Erkenntnis 
des Nichtwiſſens, als in der Ueberzeugung, alles zu wiſſen, liegt. 
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8 e als Schüler von Marx iſt uns die Ueberzeugung fab än 
. daß die wirtſchaftlichen Vorausſetzungen erkannt ſein müſſen, bevor man 
politiſche, ſoziale und kulturelle Forderungen aufſtellen kann. Alles wogt um 
uuns. Die Welt iſt in einer Unruhe, wie fie noch niemals geweſen iſt. Mit 
3 zahlreichen unbekannten und unerforſchbaren Faktoren haben wir zu tun, wenn 
8 wir — natürlich vergeblich — verſuchen, den Gang der Entwicklung der deutſchen 
Volkswirtſchaft auch nur für kurz abſehbare Zeit feſtzuſtellen. Wir wiſſen 
noch nicht, inwieweit die Kontrolle Deutſchlands durch unſere bisherigen 
Feinde die freie Verfügung über unſere eigene Wirtſchaft einengen wird. Wir 
wiſſen wohl, daß beſcheidene Leute meinen, mit den Worten Diktatur des Pro⸗ 
letariats und Weltrevolution alle Probleme der Gegenwart wie naher und 
ferner Zukunft löſen zu können. Aber wir wiſſen, daß dieſen jo groß jprechen- 
den Männern und Frauen die Einſicht in die wirtſchaftlichen Dinge und in 
die wirtſchaftlichen Dunkelheiten unſerer Gegenwart und unſerer nahen Zu— 
kunft fehlt, daß ſie vielfach gar nicht die Probleme ſehen und deshalb über den 
Grad ihrer Lösbarkeit auch nicht nachdenken. Je mehr wir aber die Schwierig⸗ 
keeiten erkennen, je mehr wir uns klar zu werden ſuchen über die Bedingungen 
Aunſerer Wirtſchaft heute und im nächſten Jahrzehnt, deſto vorſichtiger werden 
wir in der Vorausſage deſſen ſein, was werden kann, in der Aufſtellung von 
Forderungen, die wir in kurzer Friſt verwirklichen möchten. 
Wir wiſſen nicht, wie die Weltwirtichaft wird, wir wiſſen nicht, welche 
Stellung Deutſchland in ihr angewieſen ſein wird, ob ſich Deutſchland die Stel⸗ 
lung wird erzwingen können, die im Intereſſe des Gedeihens unſeres Prole— 
tariats notwendig iſt. Wir kennen noch nicht dieſe Weltwirtſchaft; wir wiſſen 
aber doch, daß nunmehr eine rein volks wirtſchaftliche Betrachtungsweiſe nicht 
mehr ausreicht. Die noch fo genaue Kenntnis der deutſchen Wirtſchaft, die 
noch jo klare Betonung der wirtſchaftlichen Bedürfniſſe einzelner Landesteile 
reicht nicht aus, um zu einer klaren wirtſchaftlichen Politik zu gelangen. Was 
flür Deutſchland werden kann und werden ſoll, kann nur verſtändig beurteilt 
werden, wenn wir nicht von Deutſchland den Ausgangspunkt unſerer Betrach⸗ 
A tung nehmen, jondern wenn wir uns bemühen, die Kräfte und Mächte, die 
Leeiſtungen und Vorräte, die Preisentwicklung und die Produktionsbedingungen 
in der Welt wirtſchaft klar zu erkennen. Um jo mehr wird das der Fall 
ſein, wo die wirtſchaftliche Abhängigkeit von der Weltproduktion naturgemäß 
1 gegeben iſt in der Unfähigkeit unſeres eigenen Landes, die Bevölkerung zu 
. ernähren, die Induſtriezweige mit den erforderlichen Rohſtoffen zu beliefern. 
Das gilt vor allem für die Agrarfrage. Nur wenn wir ſie weltwirtſchaftlich 
N betrachten, nicht mehr ausgehen von der Löſung des agrariſchen Problems 
für Deutſchland oder Oberbayern oder Schleſien, werden wir zu einer Löſung 


Wer dieſe Einſicht nicht in den Wind ſchlägt, wird daran zu zweifeln 
haben, ob es heute möglich iſt, ein Parteiprogramm aufzuſtellen. 
Ea wird die Aufgabe des Parteitages ſein, zu entſcheiden, ob wir nun an 
5 den Aufbau eines Parteiprogrammes zu gehen haben oder ob wir dieſe Auf⸗ 
5 gabe vertagen müſſen. Vieles ſpricht für jeden der beiden Geſichtspunkte. 
Einſtimmigkeit dürfte auf dem Parteitag herrſchen, daß das Erfurter Pro⸗ 
gramm überholt iſt und daß wir ein neues Parteiprogramm nötig haben, um 
mere Einheitlichkeit in der Aktion in den verſchiedenen Parlamenten, in den 
* zahlreichen Zeitungen, in den tauſenden Organiſationen, in den zehntauſenden 
Verſammlungen unſerer Partei zu ſichern. Die Geſchloſſenheit der Organi⸗ 
jetie, 5 Wirkſamkeit der Agitation haben ein 100 % e N 
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lich und kulturell, ſondern auch in Großſtadt, Mittelſtadt und auf dem flachen 


Lande geſtellt ſind, das Bedürfnis ergeben, das allgemeine Programm, das 


wir uns wünſchen, durch eine Anzahl von Aktionsprogrammen zu 


ergänzen. So wird wiederum der Wunſch auftreten nach einem Kommunal⸗ 
programm, und dieſem Wunſche wird entgegengehalten werden, daß ein 
Kommunalprogramm nicht genügt, ja, daß ſelbſt allgemeine Richtlinien für die 
in den einzelnen Partikularſtaaten notwendig werdenden Programme auch 
noch nicht die Löſung der Schwierigkeiten darſtellen. Man wird die Frage 
aufwerfen, ob man unbeſchadet der Kommunalprogramme in den verſchiedenen 
ſtaatlichen Rahmen nicht auch zu beſonderen Programmen für die Größen⸗ 
klaſſen der einzelnen Gemeinden kommen muß. Was für Berlin und Ham⸗ 
burg notwendig iſt und gefordert werden muß, kann für Eſſen, Kaſſel und 


Augsburg unanwendbar ſein. Ebenſo dürften allgemeine Forderungen, die 


in Städten über 100 000 Einwohner ſelbſtverſtändlich ſind, nicht einfach ge⸗ 
ſtellt werden in der Größenklaſſe der Ortſchaften von 5000 bis 20 000 Ein⸗ 
wohnern. Ein großer Teil unſerer Bevölkerung, dem wir das lebhafteſte Intereſſe 
zuwenden, wohnt in Orten mit weniger als rund 2000 Einwohnern. Gerade 
in den kleinſten Orten bedürfen unſere Parteigenoſſen in den gemeindlichen 
Vertretungen am meiſten der Ratſchläge und der Wegleitung, gerade dort aber 
find die allgemeinen Kommunalprogramme unverſtändlich und unnütz, ja, fie 
ſchufen uns hier eher Schwierigkeiten als Aufklärung. Wir müſſen uns hüten, 
bei der Programmfeſtſetzung für die Gemeinden zu ſchabloniſieren; eine An⸗ 
paſſung an die verſchiedenen Verhältniſſe — was vielfach nicht vollkommen 
möglich ſein wird — iſt zu ſuchen. Auch hier eröffnen ſich den Diskuſſionen 
innerhalb der Parteigenoſſenſchafben und der Vorbereitung, Erörterung und 
Beſchlußfaſſung künftiger Parteitage eine Fülle von ſchwierigen, aber ſehr an⸗ 
regenden Aufgaben. An dieſem Beiſpiel erkennt man mancherlei Hemmungen 
bei programmatiſchen Feſtſetzungen, die bisher vielfach unterſchätzt oder gar 
nicht ins Auge gefaßt wurden. 

Eine weitere Schwierigkeit unſerer Tage beſteht darin, daß nun die pro⸗ 
grammatiſchen Forderungen weit ſtärker und raſcher Erfüllung heiſchen als 
zurzeit der Formulierung der Parteiprogramme von Gotha und Erfurt. Je 
entfernter die Möglichkeit der Durchſetzung programmatiſcher Forderungen iſt, 
deſto eher kann man ſich begnügen, in kurzen Sätzen allgemeine Forderungen 
aufzuſtellen. Wo die Pflicht winkt, dieſe Forderungen vom Papier in das 
praktiſche Leben, in die Geſetzblätter des Reiches, der Länder und Gemeinden 
zu übertragen, da zeigt ſich, daß man tief in den Gegenſtand eindringen muß, 
um die Mannigfaltigfeiten der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, des ſozialen 
Lebens ins Auge faſſen zu können, daß man mit kurz gefaßten Formulierungen 
nicht auskommt. Programme ſollen aber kurz, prägnant ſein, die Forderungen 
der Partei ſollen ſich mit wenigen Worten feſt in das Gedächtnis einprägen, 
aber die Aktion der Partei ſoll dieſen programmatiſchen Sätzen nicht wider⸗ 
ſprechen, wenn nicht ausnahmsweiſe Fälle, höhere Gewalten, ungenügende 
eigene Macht das wider unſeren Willen erzwingen. 

Nun iſt aus der ganzen Haltung der andern ſozialiſtiſchen Parteien zu 
unſerer, die Mehrheit der politiſch denkenden Arbeiterſchaft vertretenden Partei 
zu befürchten, daß wir nicht zu einer ſozialiſtiſchen Parlamentsmehrheit oder 
zu ſonſtiger entſcheidender Machtkonſtellation in der nächſten Zeit kommen 
dürften, die uns eine reſtloſe Verwirklichung ſozialdemokratiſcher Programm⸗ 
ſätze ermöglichen werden. Es iſt deshalb zu befürchten, daß wir für die erſte 
Zeit nach einer neuen Programmbildung damit zu rechnen haben werden, daß 
die organiſierte Arbeiterſchaft den Inhalt der künftigen Geſetzgebung nicht be⸗ 
ſtimmen kann, daß alſo entweder wie in dem Augenblicke, wo wir dieſe Pur 
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achten den Parteigenoſſen und den ⸗-genoſſinnen vorlegen, eine rein bürgerliche 


Regierung in Deutſchland herrſcht, oder wir uns in eine Koalitionsregierung 
"Re ſchicken müſſen, in der wir vielen Einfluß ausüben können, in der es uns aber 
1 nicht möglich iſt, allein den Ausſchlag zu geben. Deshalb müſſen wir fürchten, 
daß in abſehbarer Zeit trotz unſerer Stärke in den Parlamenten zwiſchen dem 
N Inhalt der Gejebgebungund unſeren programmatiſchen Forderungen eine völ⸗ 
| lige Gleichung nicht zu erzielen fein dürfte. Das wäre vor der Revolution für die 
Mitglieder unſerer Partei etwas durchaus Selbſtverſtändliches geweſen. Jetzt 
muß das Streben den Willen unſerer Parteigenoſſen und Parteigenoſſinnen be⸗ 
flügeln, daß unſere Partei die entſcheidende Macht über Deutſchlands Geſchicke 
erhalte, ſoweit ſie vom deutſchen Volke ſelbſt zu entſcheiden ſind, damit unſere 
Zielſetzungen und die Entwicklung in der Geſetzgebung und der ſich in ihrem 
Rahmen entfaltenden Zuſtände den gleichen Weg gehen. 

In dem letzten Satze iſt angedeutet, daß das politiſche Wirken innerhalb 
Deutſchlands, für deſſen Arbeiterſchaft wir dieſes Programm geben, nicht allein 
durch unſeren Willen beſtimmt iſt. Selbſt wenn wir über die unbeſtrittene 
Mehrheit in den Parlamenten des Reichs und aller wichtigen Gemeinden ver⸗ 
fügen würden, müßten wir mit Hemmungen und Schwierigkeiten rechnen, die 
uns an der Verwirklichung deſſen, was wir erſtreben, hindern können. 

Kein praktiſcher Politiker, niemand, der ſich bloß mit Allgemeinheiten bei 
der Aufſtellung von Forderungen beſcheidet, kann davon abgehen, daß uns der 
0 Friedensvertrag von Verſailles die Freiheit der Entſchließung, 
94 die volle Verfügungskraft über die Hilfsquellen unſeres Reiches in mannig⸗ 
facher Hinſicht einengt. In den Tagen, wo die Entſcheidungen in Spa gefallen 
find, würde man ſich das Zeugnis politiſcher Unfähigkeit ausſtellen, wenn man 
ein Programm aufſtellen und es zu lebendiger Verwirklichung führen will, ohne 
ſich irgendwie um das zu bekümmern, was die Mächte der Entente auf Grund 
I des Friedensvertrages von uns zu fordern befugt ſind, und wozu fie die Macht 
2 haben, uns zu zwingen. Nicht bloß der Friedensvertrag ſtellt der Verwirklichung 
unſerer formulierten und noch nicht formulierten Programmforderungen 
Schwierigkeiten entgegen, ebenſo engt uns jetzt und für längere Zeit die 
N traurige Finanzlage des Reichs ein. Sie wird uns vieles nicht ausführen 
1 laſſen, was wir im Intereſſe der breiten Volksmaſſen raſch zu verwirklichen 
ſſuchen. Zu dieſen Hinderniſſen kommen aber noch größere: die Unklarheit 
über die Zukunft unſerer Volkswirtſchaft, die Ungewißheit 
8 über die Möglichkeit, unſere Bevölkerung ausreichend zu ernähren, deren 

Leiſtungsfähigkeit noch nicht auf normale Höhe gebracht werden konnte. Die 
Unſicherheit beſteht fort, ob wir für den dauernden und produktiven Gang un⸗ 
ſerer Induſtrieunternehmungen auch die ſtändige und wirtſchaftlich aus⸗ 
reichende Zufuhr von Roh⸗ und Hilfsſtoffen beſchaffen können, ob unſere 
Kohlenförderung unſere Eiſenbahnen im Gange halten wird, ob wir unſere 
Hochöfen nicht nur mit unſeren Eiſenerzen, ſondern auch mit denen beſchicken 
önnen, die zur höheren Verwendbarkeit des gewonnenen Roheiſens und damit 
zur Wettbewerbsfähigkeit unſerer Maſchinen⸗ und ſonſtigen Metallinduſtrie 
notwendig ſind. Alle dieſe Probleme kulminieren in dem zentralen, ob 
unſer Europa abſtirbt, ob das Schwergewicht der Weltkultur und vor 
allem der Weltwirtſchaft von Weſt⸗ und Mitteleuropa auf die Ver⸗ 
} einigten Staaten noch während der Lebensdauer der gegenwärtigen 
Geeneration verſchoben wird, oder ob dieſe kaum aufzuhaltende Entwicklung erſt 
1 das Lebensſchickſal eines kommenden Geſchlechts beſtimmen wird. 
. Wer all dieſes Dunkel der Zukunft Europas, Deutſchlands und der Ar⸗ 
beiterklaſſe in Europa und in Deutſchland nicht ſieht, hat es ſpielend leicht. 
Die Wortführer der U. S. P., der K. P. D., der K. A. P. D., der Anarchiſten 
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uſw. ſuchen den Arbeitern einzureden, daß ihre Heilmittel, wenn die böſen 
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Gegner nicht vorhanden wären, reichſtes Glück, höchſte Zufriedenheit, ja fait i 


völlige Wunſchloſigkeit den Maſſen des arbeitenden Volkes bringen würden. 
Je tiefer man aber in die Probleme unſerer Zeit, in die Umriſſe einer dunklen 
Zukunft eindringt, um ſo deutlicher empfindet man die Verantwortung für die 


künftige Politik der Arbeiterklaſſe, für Verheißungen und Zielſetzungen! Weiter 
kann beſtimmt die Welt jo nicht weiterbeſtehen, wie fie heute ift, die Klaſſen⸗ 


ſchichtung, das Lohnſyſtem, wie fie uns heute drücken, wie fie die Wirtſchaftlich⸗ 


keit hemmen, können und dürfen nicht weiter beſtehen, wenn die Maſſen des 


Volkes nicht zur Verzweiflung und Hoffnungsloſigkeit kommen ſollen. Deshalb 
ſind wir uns auch der Notwendigkeit feſter und energiſcher Bekämpfung der 


heutigen ſtaatlichen und wirtſchaftlichen Ordnung, klarſter und unzweideutiger 


Zielſetzung bewußt, deshalb ſtreben wir, an die Stelle des privaten Eigentums 


an den Produktionsmitteln das geſellſchaftliche Eigentum zu ſetzen. Aber wir 
dürfen uns deshalb nicht verhehlen, daß das beim heutigen Stande unjecer 
Wirtſchaft nicht über Nacht geſchehen kann. Die Klarſtellung unſerer ent⸗ 
ſcheidendſten und wichtigſten Forderung, der uns erſt zu Sozialiſten machenden 
Programmforderung der Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel reicht allein 
zur politiſchen Wegleitung aller in unſerer Partei vereinigten Männer und 
Frauen nicht aus. Wir müſſen uns auch zu allen Problemen des Lebens unſerer 
Tage ſtellen, zahlreiche Streitfragen unſerer Zeit erörtern. 

Dieſe Erörterung iſt jedenfalls nicht unnötig! Sie iſt nützlich wie jeder 
geiſtige Kampf, wie jede Auseinanderſetzung verſchiedener Anſichten zwiſchen 
den Parteien; auch innerhalb einer Partei, falls ſie brüderliches Zuſammen⸗ 
wirken und bereitwilliges Verſtändnis für den Standpunkt anderer nicht ver⸗ 
miſſen läßt. Wir wiſſen nicht, wie der Parteitag zu Kaſſel und wie die fol⸗ 
genden Parteitage über die Schaffung eines neuen Programmes entſcheiden 
werden. Auch in den engſten Kreiſen unſerer Partei ſind die Anſchauungen 
geteilt, ob nun der Zeitpunkt gegeben iſt, um ein neues Programm, das uns 
für einige Zeit als Fahne voranleuchten kann, zu ſchaffen. Wie auch der Partei⸗ 
tag entſcheiden mag, die Arbeit, die wir hier unſeren Parteigenoſſen und -ge= 


noſſinnen vorlegen, wird nicht obne Frucht und ohne Vorteil für die Entwicklung 


unjerer Partei ſein. Ueberall ſollten an der Hand dieſes Buches die For⸗ 
derungen unſerer Partei erörtert werden. Das Durchdenken deſſen, was uns 
als Partei zuſammenſchließt, aber auch die Klarſtellung deſſen, was uns 
von den anderen Parteien trennt, muß eine der wichtigſten Aufgaben unſerer 
Partei ſein und bleiben. Dazu ſoll dieſes Buch mithelfen, es ſoll nicht nur als 
Vorläufer für den Parteitag zu Kaſſel wirken, es ſoll auf viele Jahre hinaus 
Anregung den Parteigenoſſen ſchaffen, ihnen die Möglichkeit zu Diskuſſionet 
in kleineren und größeren Kreiſen geben, unſeren Rednern Stoff bieten zu 
Vorträgen und zu Referaten in Verſammlungen. Es können auch die Ab⸗ 
ſchnitte dieſes Buches vorgeleſen werden und damit im Anſchluß an dieſe Vor⸗ 
leſungen Diskuſſionen gepflogen werden. Dieſes Buch wird, ob es zur Vor⸗ 
ausſetzung eines bald zu berwirklichenden Parteiprogrammes werden ſoll oder 
ob es ſich auch deſſen nicht rühmen darf, ein wichtiges Dokument unſerer Partei⸗ 
geſchichte werden, ein bedeutſames Mittel bilden, um unſere Parteigenoſſen⸗ 
ſchaft geiſtig zu befruchten, um alle diejenigen, die für die Verbreitung unſerer 
Forderungen wirken, mit neuem Material zu verſehen. Wir ſind überzeugt, 
daß dieſes Buch trotz mancher Mängel, die ihm anhaften, von den Partei⸗ 
genoſſen und -genoſſinnen als eine wichtige Förderung unferer Arbeit für den 
ae unſerer Anſchauungen in den Reihen des Proletariats gewertet werden 
wir 
* * 


— 9 — 
Ich kenne die Unvollkommenheiten des Buches, doch darf ich hoffen, daß ihre 


7 Urſachen gewürdigt werden. Sehr kurze Zeit blieb zwiſchen Abfaſſung und 
Herausgabe des Buches. Faſt alle, die an dieſem Buche mitarbeiteten, ſind in 


mannigfacher Weiſe politiſch, agitatoriſch, beruflich tätig. Wärmſten Dank 
ſchulden wir denen, die trotz allen Mangels an Zeit und Muße ihren Beitrag 
geliefert haben, doch begreifen wir, wenn wir es auch auf das lebhafteſte bedau— 
ern, daß ſo manche, deren Mitwirkung wir für dieſen Gutachtenband wünſchten, 
uns erklärten, daß es ihnen völlig unmöglich ſei, dem Wunſche des Partei⸗ 
vorſtandes zu entſprechen. So ſehr dies in jedem einzelnen Falle zu begreifen 
war, ſo erſcheint das doch den Herausgebern des Bandes als ein ſehr großer 
Mangel, vielleicht manchem Leſer weniger als uns, die wir uns ein Bild von 
dieſem Gutachtenbande machten, wie er ſein ſollte. Wir wünſchten, daß alle 
Richtungen innerhalb unſerer Partei zu allen ſtrittigen Pro⸗ 
blemen Stellung nehmen könnten, deshalb wurden für die einzelnen Fragen, 
über die tiefere Erörterungen in unſerer Partei gepflogen wurden, ver⸗ 
ſchiedene Genoſſen und Genoſſinnen zur Begutachtung aufgefordert. Dies gilt 
vor allem für den allgemeinen Teil unſeres Parteiprogramms, aber auch für 
die einzelnen Forderungen des Gegenwartsprogramms. Leider kommt nicht 
die ganze Lebhaftigkeit und Lebendigkeit, Mannigfaltigkeit und Vielgeſtaltig⸗ 
keit der Auffaſſungen unſerer Partei in dieſem Bande zum klaren Ausdruck. 
In dieſer Hinſicht iſt er nicht ein alles wiedergebender Spiegel des geiſtigen 
Lebens unſerer Partei. Aber wir hoffen, daß die Erörterungen, die ſich an 


dieſen Band, vor allem in unſerer Parteipreſſe, knüpfen ſollen, das ergänzen 


werden, was die Herausgeber des Bandes als Lücken empfinden. 


Rein äußerlich genommen wird aber dieſes Buch den Vorwurf der Lücken— 
haftigkeit nicht herausfordern. Wenn auch nicht alle Geſichtspunkte, die bei 
der Erörterung eines neuen Programms, vor allem ſeines theoretiſchen Teils, 
ins Auge zu faſſen ſind, in dieſem Buch zum Ausdruck kommen, ſo ſind doch 
alle Einzelfragen behandelt, ſo manche auch von verſchiedenen Verfaſſern von 
abweichenden Geſichtspunkten und nicht nach gleichen Methoden und mit ab: 
weichenden Zielſetzungen. Eine ganze Reihe von Fragen find anders beant- 


wortet, als im Erfurter Programm, eine große Anzahl von Forderungen ſind 


in dieſem Bande aufgeſtellt worden, mit denen ſich das Erfurter Programm 
noch nicht befaſſen konnte oder doch nicht befaßt hat. 


Nur zwei Punkte des Erfurter Programms ſind nicht einer beſonderen 


3 5 Beſprechung in dieſem Buche unterzogen worden, weil wohl allgemein der 


Wunſch herrſcht, daß an dieſen Programmſätzen nichts geändert werden ſoll. 


. Die 3. und 4. Forderung des Gegenwartsprogramms“) find nicht Gegenſtand 
der Kritik, nicht Ausgangspunkt neuer Vorſchläge geworden. Es ſcheint alſo, 
daß kein Wunſch beſteht, an ihnen irgend etwas zu ändern. 


Die Herausgeber dieſes Buches und damit auch der Parteivorſtand haben 


. jede Beeinfluſſung der Mitarbeiter, jede über rein redaktionelle Betätigung 


Be herausgehende Behandlung der Manuſkripte unterlaſſen. Deshalb trägt jeder 


Mitarbeiter und bloß dieſer, nicht die Partei oder der Vorſtand, die Verant- 


wortung für die Auffaſſungen, die in dieſem Buch zum Ausdruck kommen. 


*) Dieſe Programmforderungen lauten: Erziehung zur allgemeinen Wehr⸗ 


0 haftigkeit. Volkswehr an Stelle der ſtehenden Heere. Entſcheidung über Krieg 


und Frieden durch die Volksvertretung. Schlichtung aller internationalen 


Streitigkeiten auf ſchiedsgerichtlichem Wege. 


Abſchaffung aller Geſetze, welche die freie Meinungsäußerung und das 


Recht der Vereinigung und Verſammlung einſchränken oder unterdrücken. 
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daß es mannigfache Kritik findet, denn dieſe Kritik wird den Anteil beweiſen, 


den unſere Parteigenoſſen an den Grundſätzen und Forderungen unſerer Partei 


nehmen, dieſe Kritik wird befruchtend wirken auf Geiſt und Tatkraft, auf 
Streben und Leben unſerer Partei. 4 

Möge das Buch all die guten Wirkungen für unſere Partei auslöſen, die 
an ein derartiges Werk geknüpft werden können! 


Zu den philoſophiſchen Grundlagen unſeres 
Parteiprogramms.“) 
Von Karl Vorländer. 


Die Väter der deutſchen Sozialdemokratie: Karl Marx, Friedrich Engels 
und Ferdinand Laſſalle, ſind nicht bloß Politiker und Nationalökonomen, ſie 


find auch Philoſophen geweſen. Ja, jeder, der ihre innere Entwicklung 


kennt, weiß, daß ſie ſogar von der Philoſophie her zum Sozialismus gelangt 
ſind. Sie ſind nur über ihrer ſonſtigen wiſſenſchaftlichen und ſchriftſtelleriſchen 
Arbeit und vor allem ihrer ungeheuren praktiſch⸗politiſchen Tätigkeit zu der 
von ihnen beabſichtigten philoſophiſchen Begründung ihres Sozialismus nicht 
mehr gekommen. Aber ſie haben den Zuſammenhang mit der Philoſophie auch 
in ihren ſpäteſten Jahren nicht verleugnet. Um von Laſſalle ganz zu ſchweigen, 
den ein neidiſches Geſchick wenige Jahre nach der Vollendung zweier philo⸗ 
ſophiſcher Grundwerke dem Leben entriß, ſo hat Engels noch in ſeiner „Ent⸗ 
wicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wiſſenſchaft“ den bekannten Satz 
niedergeſchrieben: „Wir deutſchen Sozialiſten ſind ſtolz darauf, abzuſtammen 
nicht nur von Saint⸗Simon, Fourier und Owen, ſondern auch von Kant, Fichte 
und Hegel.“ Und mehr als das: er hat noch in ſeinem „Feuerbach“ (1886) 
zum Abſchluß den Arbeitern das Wort zugerufen: „Die deutſche Arbeiter- 
bewegung iſt die Erbin der deutſchen klaſſiſchen Philoſophie.“ Dies Wort muß 
für die deutſche Arbeiterklaſſe ein ſtetes Mahnwort fein, über allen ihren 
praktiſchen Zielen deren philoſophiſche Grundlage nicht zu vergeſſen, ein Mahn⸗ 
wort im Sinne des Goetheſchen Spruches: „Was du ererbt von deinen Vätern 
haſt, er wirb es, um es zu beſitzen!“ Was verbindet unſere Partei, was 
verbindet, genauer geſagt, die ſozialiſtiſche Weltanſchauung noch heute mit der 
„klaſſiſchen“ Philoſophie, d. h. eben der Philoſophie der Kant, Fichte, Hegel? 
Dabei iſt zweierlei zu unterſcheiden: das Ziel und der Weg. 


) Vorbemerkung. Den mir vom Parteivorftande gewordenen ehren⸗ 
vollen Auftrag, meine Anſicht über die eventuelle Reformbedürftigkeit der 
„philoſophiſchen Grundlagen“ unſeres Parteiprogramms darzu⸗ 
legen, habe ich in der Weiſe nachkommen zu ſollen geglaubt, daß ich die auf 


dieſem Gebiete weniger orientierten Parteigenoſſen in zuſammenhängender, 


hoffentlich allgemeinverſtändlicher Darſtellung, ſoweit das in der durch die Um⸗ 
ſtände gebotenen Kürze möglich war, in die betreffenden, geit zwanzig Jahren 
unter uns und mit den wiſſenſchaftlichen Gegnern diskutierten Probleme einzu⸗ 
führen ſuchte. Ich habe meine Aufgabe demnach nicht darin geſehen, mit einigen 
fertigen Programmſätzen aufzuwarten, zumal da zunächſt zweifelhaft ſein 
dürfte, wie weit überhaupt philoſophiſche Sätze in den Text eines Partei⸗ 
programms gehören, und es ferner ja wohl noch nicht feſtſteht, ob und wieweit 
ſich der diesjährige Parteitag mit der Formulierung ſolcher Sätze zu 
beſchäftigen hat. Dagegen bin ich natürlich, falls es gewünſcht werden ſollte, 
gern bereit, im weiteren Verlaufe der Angelegenheit meine Anſichten in einige 
knappe Sätze zuſammenzufaſſen. 


. 
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Bei keinem Buche mehr als bei dieſem können die Herausgeber wünſchen, 74 | 
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| A. Das Ziel. 

Das Ziel unſerer Bewegung wird im Erfurter Programm negativ und 
poſitiv ausgedrückt. Negativ in dem Schlußſatze des allgemeinen Teils: 
daß wir bekämpfen „nicht bloß die Ausbeutung und Unterdrückung der Lohn⸗ 
arbeiter, ſondern jede Art der Ausbeutung und Unterdrückung, richte fie ſich 
gegen eine Klaſſe, eine Partei, ein Geſchlecht oder eine Raſſe“, wie ſchon im 
Satze vorher: daß wir kämpfen „nicht für neue Klaſſenprivilegien und Vor⸗ 
rechte, ſondern für die Abſchaffung der Klaſſenherrſchaft und der Klaſſen ſelbſt.“ 
Poſitiv in den ſich daraus ergebenden und deshalb unmittelbar anſchließen⸗ 
den Worten, daß wir eintreten „für gleiche Rechte und gleiche Pflichten aller 
ohne Unterſchied des Geſchlechts und der Abſtammung“. Und an früherer Stelle: 
daß die von uns erſtrebte ſoziale Umwandlung „die Befreiung nicht bloß des 
Proletariats, ſondern des geſamten Menſchengeſchlechts bedeutet, das unter 
den heutigen Zuſtänden leidet,“ die ſie eben aus einer „Quelle des Elends und 
der Unterdrückung“ zu einer „Quelle der höchſten Wohlfahrt und allſeitiger 
harmoniſcher Vervollkommnung“ auch „für die bisher ausgebeuteten Klaſſen“ 
umſchaffen will. In welcher Philoſophie finden wir dieſes ſozialiſtiſche End⸗ 
ziel der Befreiung der geſamten Menſchheit von jeder Unterdrückung und Aus⸗ 
beutung, der Entwicklung zur höchſten Wohlfahrt und allſeitiger harmoniſcher 


Vervollkommnung am beſten und ſicherſten gegründet? 


Marx und Engels haben von jenen „klaſſiſchen“ Philoſophen des deutſchen 
Idealismus tatſächlich nur an Hegel angeknüpft, Laſſalle daneben noch an 
Fichte. Die philoſophiſchen Wurzeln des Sozialismus liegen jedoch noch 
weiter zurück: in der Philoſophie Immanuel Kants. 

Die philoſophiſchen, nicht die hiſtoriſchen. Denn der geſchichtliche Kant 
war noch kein Sozialiſt im heutigen Sinne des Worts und konnte auch gar 
keiner ſein. Dazu fehlten ſeiner Zeit noch alle wirtſchaftlichen Vorbedingungen: 
die Maſchineninduſtrie, die aus ihr ſich ergebenden Formen des Kapitalismus 
und — das Ergebnis beider, die moderne Arbeiterklaſſe. Er hätte höchſtens 
utopiſtiſcher Sozialiſt ſein können, nach dem bekannten Worte in Engels' Anti⸗ 
Dühring: „Sie waren Utopiſten, weil ſie nichts anderes ſein konnten zu einer 
Zeit, wo die kapitaliſtiſche Produktion noch ſo wenig entwickelt war“ und „be⸗ 
ſchränkt .. . auf den Appell an die Vernunft, weil ſie eben noch nicht an die 
gleichzeitige Geſchichte appellieren konnten.“ Kant perſönlich war vielmehr, 
trotz mancher ſozialiſtiſchen Gedankenkeime in ſeinen Werken, im ganzen doch 
nur grundſätzlicher Demokrat, der aus ſeinem Rouſſeau gelernt hatte, daß „der 
Wille aller“ der „Urquell alles Rechtes“ ſei. Geſchichtlich geſehen, iſt ſeine 
Theorie, wie der junge Marx bereits 1842 bemerkte, „die deutſche Theorie der 
franzöſiſchen Revolution“, welcher letzteren bekanntlich der alte Kant — und 
zwar, im Gegenſatz zu Schiller, Klopſtock und vielen anderen, bis an ſein 
Ende — begeiſtert angehangen hat. Allein, weder auf den geſchichtlichen noch 


auf den perſönlichen Kant kommt es hier an — wir könnten ſeinen Namen 


ebenſogut fortlaſſen —, ſondern auf ſeine Lehre, und auch von ihr nur auf 
das, was wir daraus heute für uns brauchen können. Das iſt aber in erſter 
Linie die kritiſche Ethik. 

Viele an marxiſtiſche Gedankengänge Gewöhnte unter unſeren Partei⸗ 
genoſſen ſind nun geneigt, jede mit „Ethik“ zuſammenhängende Begründung 


ſozialiſtiſcher Weltanſchauung von vornherein abzulehnen, weil fie bei dieſen 


Worten an allerlei moraliſche Schönrednerei oder Predigt denken. Sie können 


ſich dabei anſcheinend auch mit Grund auf Marx und Engels — denn mit 


1 


Laſſalle ſteht es anders! — berufen. Erklärt doch das Kommuniſtiſche Manifeſt 
Geſetze, Moral, Religion für „ebenſo viele bürgerliche Vorurteile, hinter denen 


5 ſich ebenſo viele bürgerliche Intereſſen verſtecken“. Und „Das Kapital“ ſpottet 


1 


über den Gedanken einer „ewigen Gerechtigkeit“. Ja, „bie Arbeiterklaſſe hat 


keine' Ideale zu verwirklichen“. Marx und Engels waren eben mit Recht der 
idealiſtiſchen Spekulation ihrer Zeit ſatt, ebenſo wie der wohlmeinenden, aber 
unklaren Vorſchläge und Wünſche der „wahren“ Sozialiſten. Sie wollten nicht 
mehr ein aus ihrem Kopfe herausgeſponnenes Ideal den Menſchen vor⸗ 
predigen, ſondern zeigen, wie die tatſächliche geſchichtliche Entwicklung in dem 
Schoß der bürgerlichen Geſellſchaft ſelbſt die Vorbedingungen des Sozialis⸗ 
mus vorbereitet. Kurzum, ſie drangen, ſtatt auf eine Moral der bloßen 
Worte, auf eine Moral ſozialiſtiſcher Tat. Und ſie waren ſich bewußt, 
damit den für das Gedeihen der ſozialiſtiſchen Theorie notwendigen Schritt 
„von der Utopie zur Wiſſenſchaft“ getan zu haben. 

Von der Ethik aber, die fie von ihren bürgerlich-radikalen Anſchauungen 
zu kommuniſtiſchen getrieben hatte, ſind ſie trotzdem nicht losgekommen. Das 
Manifeſt operiert immer wieder mit ethiſchen Ausdrücken wie „Unterdrücker 
und Unterdrückte“, „unverſchämte Ausbeutung“, „perſönliche Würde“ uſw.; und 
ein ſo ſtreng nationalökonomiſch ſein wollendes Werk wie „Das Kapital“ ſpricht 


doch gleich in ſeiner Vorrede von „ſchlechten“ Zuſtänden, von der „Furie des 


Privatintereſſes“, von „brutaleren und humaneren“ Formen des Klaſſen⸗ 
kampfes, fällt alſo ausgeſprochen ſittliche Werturteile. Ja, wenn wir Engels! 
Jugendſchrift von der „Lage der arbeitenden Klaſſe in England“ oder im 
„Kapital“ die erſchütternden Kapitel von dem Jammer und Elend des eng⸗ 
liſchen Proletariats leſen, dann können wir gar nicht anders als von einem 
„ethiſchen“ Standpunkt ihrer Verfaſſer ſprechen, der freilich, um die Worte 
unſeres jung verſtorbenen Solinger Genoſſen Dr. Ludwig Woltmann zu ge⸗ 
brauchen, „nicht in den Manieren eines Moralpredigers, ſondern in der Form 


der Satire und eines in der Tiefe des Herzens qualdurchzuckten Spottes und 


Hohnes zum Ausdruck kommt“. Und genau ſo, wie mit Marx und Engels, ſteht es 
mit allen unſeren Theoretikern von Laſſalle und Dietzgen bis zu Kautsky und 
Bernſtein, von ſo ausgeprägten Ethikern wie Karl Liebknecht, Franz Mehring, 
Kurt Eisner oder Roſa Luxemburg ganz zu ſchweigen. Nun gar unſere ganze 
Praxis, unſere Agitation in Preſſe und Rede, wie iſt ſie von jeher ſozuſagen 


bis zum Rande gefüllt geweſen mit ethiſcher Kritik, mit ſittlichem Pathos! 


Jedes Parteiprogramm, jeder Parteitag, jeder Wahlaufruf, jede unſerer 
Zeitungen oder Zeitſchriften bietet Belege in Fülle dafür, daß ohne „Ethik“, 
d. i. die Verfolgung ſelbſtgeſteckter, bewußt anti-egoiſtiſcher Ziele, kein Sozialiſt 
und Sozialismus der Welt auskommt. Wenn dem aber ſo iſt, ſo muß die 
Sozialdemokratie fortan auch in ihrer Theorie beſſer als bisher mit der 
Ethik fertig zu werden ſuchen. 

Die ſozialiſtiſchen Theoretiker haben ſich bisher faſt ausſchließlich mit der 
freilich höchſt wichtigen Erklärung der tatſächlichen ſozialen Entwicklung 
beſchäftigt, nicht aber mit der philoſophiſchen Grundlegung von deren Ziel, 
das wir doch durch unſere Tätigkeit mit herbeiführen wollen. Kommt es doch 
dem Sozialiſten, wie Marx ſchon 1845 ſchreibt, nicht in erſter Linie darauf an, 
die Welt zu interpretieren (erklären), ſondern ſie — zu verändern. Und die 
Menſchen machen ſelbſt ihre Geſchichte, nichts in ihr geſchieht ohne bewußte 
Abſicht, ohne gewolltes Ziel — (Engels 1888.) „Planmäßig organiſiertes Zu. 


ſammenwirken“ iſt nach marxiſtiſcher Theorie die unbedingte Vorausſetzung zur 


Aufrichtung einer ſozigliſtiſchen Geſellſchaft. Pläne machen, bewußt organi⸗ 
ſieren kann aber nur ein Weſen, das ſich ſelbſt Zwecke ſetzt. Wer ſich aber 
Zwecke ſetzt, die über ein bloß inſtinktmäßiges Belieben hinausgehen, der muß 
folgerichtig auch zu einer Ordnung derſelben kommen: zunächſt bei ſich 
ſelbſt, dann aber auch zu einer Auseinanderſetzung der ſelbſtgeſteckten Ziele mit 
den Zielen der anderen, ebenſo wie er, ihre eigenen Zwecke verfolgenden 
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Menſchen. Daraus ergibt ſich weiter die Unterordnung der niederen Zwecke 
der einzelnen Individuen oder ganzer Klaſſen unter die höheren Zwecke der 
Geſamtheit. Damit ſind wir, der Sache nach, bereits mitten in der kritiſchen 
hik. Wie ein wiſſenſchaftlicher Satz dann wahr iſt, wenn wir ihn ohne inneren 
iderſpruch in den einheitlichen Zuſammenhang des betreffenden Erkenntnis⸗ 
bietes einordnen können, ſo nennen wir gut ein Wollen oder Handeln, das 
ſich widerſpruchslos in eine einheitliche Ordnung der Zwecke einfügen läßt. 
Darum lautet Kants oberſtes Sittengeſetz: „Handle ſo, daß die Maxime (d. h. 
der Grundſatz) deines Willens jederzeit zugleich als Prinzip einer allgemeinen 
Geſetzgebung gelten könne.“ Oder in einer anderen, den inneren Zuſammen⸗ 
hang mit dem Sozialismus noch deutlicher zum Ausdruck bringenden Formu⸗ 
lierung: „Handle ſo, daß du die Menſchheit, ſowohl in deiner Perſon als 
in der Perſon eines jeden anderen, jederzeit zugleich als Zweck, niemals 
bloß als Mittel brauchſt.“ Das heißt: jeder Menſch, bis zum ärmſten 
Proletarier, der armſeligſten Tagelöhnerin, exiſtiert als Zweck an ſich ſelbſt, 
darf nicht als Maſchine, als bloßes „Mittel zum beliebigen Gebrauch für dieſen 
oder jenen Willen“, mit einem Worte nicht als Sache oder Ware, ſondern 
muß als Perſon angeſehen werden, in der uns die Menſchheit heilig ſein 
fol. Kann der Grundgedanke des Sozialismus, die Genoſſenſchaft freier, gleich⸗ 
berechtigter Perſönlichkeiten, deutlicher verkündet werden? 

Hat der hiſtoriſche Kant aus dieſem ſeinem oberſten Sittengeſetz die 
ſozialiſtiſche Folgerung noch nicht gezogen, ſo hindert uns nichts, dies 
zu tun und ihn ſo, wie er einmal von Plato ſagt, „beſſer zu verſtehen, als er 
ſich ſelbſt verſtand.“ Wenn er ſein Staatsideal in einer Verfaſſung ſieht, nach 
der „jedes Freiheit mit der anderen ihrer zuſammen beſtehen kann“, in einem 
Zuſtand, wo niemand mehr „Vorteile genießt, um derentwillen andere deſto 


mehr entbehren müſſen,“ ſo haben wir heute erkannt, daß ſolche Freiheit nur 


unter der Herrſchaft des Sozialismus möglich iſt. Die „Freiheit“ des einzelnen 
iſt doch nur ein leerer Wahn, ſolange ihn die Herrſchaft des Privatkapitals tat⸗ 
ſächlich zu einem bloßen Arbeitsmittel in der Hand und zu den eigenſüchtigen 
Zwecken des Beſitzenden macht. In der Tat gewährleiſtet wird ſie erſt durch 
eine neue Geſellſchaftsordnung, in der nicht bloß rechtlich und formal-politiſch, 
ſondern auch wirtſchaftlich keiner mehr von den Privatzwecken des anderen 
ſchlechthin abhängig, vielmehr einem jeden nicht bloß in Worten, ſondern 
durch tatſächliche Einrichtungen „freie Bahn“ geſchaffen, d. h. die freie Ent⸗ 
wicklung aller ſeiner Anlagen ermöglicht iſt. Dann erſt iſt der Weg frei zu 
dem Endziel, das die Menſchheit vielleicht niemals erreichen wird, das ihr aber 
als Leitſtern immer vor Augen ſtehen muß: einer „Gemeinſchaft frei 


wollender Menſchen“, wie es der ſozialiſtiſche Neukantianismus, einem 


„Verein freier Menſchen“, wie es Marx formuliert hat. Die vom 
Kommuniſtiſchen Manifeſt proklamierte „Aſſoziation, worin die freie Entwick- 
lung eines jeden die Bedingung für die freie Entwicklung aller iſt“, iſt ihrem 
Sinne nach identiſch mit der oben wiedergegebenen Faſſung des Kantſchen 
Staatsideals. 

Damit iſt zugleich der ebenſo alten wie falſchen Entgegenſetzung von 
Individualismus und Sozialismus ein Ende gemacht. Wahrer Indiv : 
dualismus und echter Sozialismus find nicht bloß keine Gegenſätze, 
ſondern ſie ergänzen, ja mehr als das: ſie bedingen, ſie fordern einander. 


Freier Zuſammenſchluß mit den anderen zu organiſierter Genoſſenſchaft be⸗ 


deutet keine Eindämmung des eigenen Selbſt, vielmehr höchſtmögliche Ent⸗ 


faltung, weiteſte Wirkungsmöglichkeit der eigenen Kräfte. Der Weg vom richtig 


verſtandenen Liberalismus führt nicht nur hiſtoriſch, ſondern auch logiſch zum 
Sozialismus, von Kant zu Marx. 


r 


B. Der Weg. 


Denn die ſoeben gekennzeichnete ſozialiſtiſche Ethik würde völlig in der 
Luft ſchweben, falls ihr keine Verwirklichungsfähigkeit in den tatſächlichen 
ſozialen Verhältniſſen gegeben wäre. Der lebendige Inhalt kann einer 
„Ethik“ ſtets nur von ihrer Zeit verliehen werden. Eine Erneuerung der 
Geſellſchaft kann nur ſtattfinden, wenn die geſchichtlichen Vorbedingungen dazu 
vorhanden ſind. Den Weg dazu aber hat Marx gewieſen durch ſeinen ſo⸗ 
genannten „hiſtoriſchen Materialismus“. i 

Ich brauche den Genoſſen des Parteitags die Einzelheiten dieſes hiſto⸗ 
riſchen Materialismus nicht ausführlich auseinanderzuſetzen, ſondern nur auf 
deſſen tiefen philoſophiſchen Wert hinzuweiſen. Ich wenigſtens kenne 
keine Geſchichtsauffaſſung, die uns in dem Maße wie die marxiſtiſche die 
innerſten Triebkräfte der ſozialen Entwicklung zu erkennen lehrte. Ihr gebührt 
vor allem das Verdienſt, zum erſten Male eine Brücke zwiſchen der ſogenannten 
materiellen und der ſogenannten geiſtigen Welt geſchlagen zu haben. Denn 
ſie denkt beide in einem großen einheitlichen Zuſammenhang, der von den 
unterſten, in der uns umgebenden äußeren Natur gelegenen Bedingungen in 
ununterbrochener Stufenleiter bis zu den höchſten Spitzen des ſozialen Lebens 
aufſteigt. Die rein materiellen Faktoren der äußeren Natur werden, mit der 
ſteigenden Naturerkenntnis, immer ſtärker beherrſcht durch die menſchliche 
Technik, die dann ihrerſeits beſtimmte Wirkungen auf die wirtſchaftlich⸗ 
ſozialen Lebensbedingungen in Betriebsform, Arbeitsteilung, Klaſſenſchichtung 
uſw. ausübt. Die ſo entſtandene „ökonomiſche Struktur“ der Geſellſchaft ſchafft 
ſich ſodann ihren mit den Zeiten beſtändig wechſelnden „ideologiſchen Ueber⸗ 
bau“, d. h. zunächſt die ihr angepaßten ſtaatlichen und Rechtsformen, aus denen 
ſchließlich, obſchon in ſehr verwickelten, von uns oft im einzelnen nicht mehr 
zu durchſchauenden Zuſammenhängen auch die ſittlichen und religiöſen, die 
künſtleriſchen und philoſophiſchen Anſchauungen hervorgehen. 

Es war ein geradezu großartiger Gedanke von Marx, durch ſeine neue 
Theorie einen einheitlichen Geſichtspunkt in die ohnedas wie eine rohe unge⸗ 
ordnete Maſſe vor uns liegende Entwicklung hineinzutragen. Um ſo frucht⸗ 
barer, wenn er nicht als feſtſtehendes ſtarres Dogma, ſondern eben als 
fruchtbarer Geſichtspunkt, als Forſchungsprinzip und Leitfaden, als Unter⸗ 
ſuchungs methode betrachtet und behandelt wird, die neues Licht über die 
ſozialgeſchichtliche Entwicklung zu verbreiten, Ordnung in die Unordnung der 
hiſtoriſchen Tatſachen zu bringen geeignet iſt. So aber und nicht anders iſt der 
hiſtoriſche Materialismus nicht bloß von ſeinen Begründern, ſondern auch von ſo 
begeiſterten und ſtrengen Marxiſten wie Antonio Labriola und Paul Lafargue, 
Karl Kautsky und Heinrich Cunow jederzeit aufgefaßt worden.“) Auch hat 
Engels noch in ſeinen letzten Jahren, als ſeine und ſeines verſtorbenen 
Freundes Marx Anſicht von jeher feſtgeſtellt, daß für ſie 1. die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe nicht das einzige, ſondern nur das in letzter Inſtanz be⸗ 
ſtimmende Moment der ſozialgeſchichtlichen Geſamtentwicklung geweſen ſeien, 
und daß 2. die ſogenannten „ideologiſchen“ Faktoren, d. h. der ganze politiſch⸗ 
rechtliche und philoſophiſch-religiöſe „Ueberbau“, ihrerſeits auf die rein ökono⸗ 
miſchen Verhältniſſe zurückwirken, ſo daß zwiſchen Unter- und Ueberbau eine 
ſtändige, mit Steigerung der Kultur immer mehr wachſende und ſich kompli⸗ 
zierende, Wechſelwirkung entſteht. An der fo aufgefaßten „materiali⸗ 


*) Die Belege ſ. in meiner Wiener Rede „Marx und Kant“ (Wien 1904) 
S. 11 ff., ausführlicher in meinem Buche „Kant und Marx“ (Tübingen 1911) 
an verſchiedenen Stellen. 
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ſtiſchen“, richtiger ökonomiſchen Geſchichtstheorie wird die Sozialdemo⸗ 
kratie meines Erachtens auch in Zukunft unbedingt feſthalten müſſen, wenn ſie 
die ganze theoretiſche Grundlage ihres Programms nicht aufgeben will. 

Allerdings iſt mit dieſer Geſchichtsphiloſophie die Begründung des So- 
jalismus noch keineswegs gegeben. Das geſchah erſt durch folgenden, 
dem Marx der 50er Jahre ſich immer klarer vollziehenden Gedankengang: 
Auf einer beſtimmten Stufe der ſozialen Entwicklung gerät jedesmal der wirt- 
ſchaftliche Untergrund, weil ſein Charakter ſich im Laufe der Zeit in weſent⸗ 


lichen Beziehungen verändert hat, in unvermeidlichen Widerſpruch mit dem 
noch beſtehenden, jedoch tatſächlich überlebten politiſch-ideologiſchen Ueberbau 
So in unſerer Zeit die veränderte, immer mehr ſozialiſierte Produktionsweiſe, 
die beſonders in Handel und Induſtrie immer weitere Kreiſe ergreift, mit der 


veralteten Rechtsordnung des Privateigentums an den Produktionsmitteln. 
Da nun aber nach unverbrüchlichem Naturgeſetz das Ueberlebte dem Leben⸗ 
digen, die veraltete Form dem neuen Inhalt weichen muß, ſo wird die privat- 
kapitaliſtiſche Hülle, die heute zu einer Feſſel der Produktionsweiſe geworden 
iſt, eines Tages (dieſer „Tag“ kann natürlich Jahre hindurch dauern!) ge⸗ 
ſprengt werden. Die heutige planloſe Anarchie der Werterzeugung wird dann 
umſchlagen in jenes „planmäßig“ organiſierte, zentral geleitete Zuſammen⸗ 
wirken „frei vergeſellſchafteter“ Menſchen“ („Kapital“ I, S. 57), das wir So⸗ 
zialismus nennen und deſſen erſte Vorausſetzung die Beſitzergreifung der Pro— 
duktionsmittel, d. i. des Grund und Bodens, der Rohſtoffe, der Maſchinen, Ver⸗ 
kehrsmittel durch und für die Geſellſchaft iſt. 

Wenn wir hun auf dieje marxiſtiſche Geſchichtsphiloſophie als geſchichtlich⸗ 
urſächliche Erklärung unſerer Bewegung und zugleich als Darlegung des 
Weges, auf dem wir uns dem ſozialiſtiſchen Ziele nähern werden, weder ver⸗ 
zichten können noch wollen, ſo ſind wir doch nicht in gleicher Weiſe an die 
ſchließlich rein zufällige philoſophiſche Verbindung gebunden, die dieſer hiſtoriſche 
Materialismus geſchichtlich mit dem Hegelſchen Syſteme eingegangen iſt. 
Wie war es überhaupt möglich, daß Hegel, dieſer konſervativ geſinnte Ver— 
fechter des Beſtehenden, in deſſen Rechtsphiloſophie von 1821 der berüchtigte 
Doppelſatz ſteht: „Was wirklich iſt. das iſt vernünftig“ und „Was vernünftig 
iſt, das iſt wirklich“, der philoſophiſche Ausgangspunkt für die revolutionären 
Begründer des wiſſenſchaftlichen Sozialismus geworden iſt? Nun, abgeſehen 
davon, daß in Marx', Engels' und Laſſalles Jugendjahren Hegel eben noch die 
ganze philoſophiſche Welt beherrſchte, ſo ſteckte in der ſpekulativen Lehre dieſes 
königlich preußiſchen Staatsphiloſophen der 20er Jahre gleichwohl ein ſehr 
revolutionärer Kern: die Auffaſſung der geſamten Natur und Geſchichte als 
eines gewaltigen Entwicklungsprozeſſes.“) Ueberall neben dem 
„Sein“ gibt es dieſer Lehre zufolge ein Nicht⸗mehr⸗, ein Noch⸗nicht⸗, ein Nicht⸗ 
ganz⸗Sein. Wahres Sein iſt nur das Werden, d. i. das Leben. Nur auf dem 
Wege der Entwicklung vermag etwas in Wirklichkeit zu treten. Und jede Stufe 
dieſer Entwicklung muß ganz durchgemacht werden, vom einzelnen wie von 
ganzen Völkern und Geſchichtsperioden. So können auch Einſeitigkeiten als 
Durchgangspunkte notwendig ſein und, indem ſie in ihr Gegenteil umſchlagen, 
auch (vom ſittlichen Standpunkt aus geſehen) Uebel geſchichtlich Gutes wirken 
als ein Sporn, der die Entwicklung vorwärts treibt, z. B. den Krieg zum 
Frieden, die Willkür zum Geſetz, die Herrſchaftsloſigkeit zur Herrſchaft. 

Kein Zweifel, daß dieſe auf die Entwicklung in Gegenſätzen, die ſich 


überall in der Geſchichte vollzieht, hinweiſende dialektiſche Methode des großen 


*) Vgl. hierüber und über das Folgende beſonders die außerordentlich 
klare Darſtellung von Engels in ſeinem „Feuerbach“. 
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Denkers auf phantaſiereiche und zugleich revolutionäre junge Köpfe wie Marx 
und Engels mächtig einwirken mußte. Freilich mußte ſie, um für eine geſunde 
Betrachtung der hiſtoriſchen Wirklichkeit brauchbar zu werden, von ihren 
„ſpekulativen Verbrämungen“ befreit, ja, um mit Marx zu reden, geradezu 
„umgejtülpt“, der Entwicklungsgedanke mußte aus Hegels reiner Begriffswelt 
herausgeholt, auf die tatſächlichen geſchichtlichen Verhältniſſe angewandt 
werden, um in dieſen und aus ihnen die tatſächlich treibenden Kräfte zu 
erkennen, die hinter den anſcheinend bloß perſönlichen oder rein geiſtigen 
Beweggründen der geſchichtlich handelnden Menſchen ſtehen. Aus dieſer Oppo⸗ 
ſition gegen den verſtiegenen „Idealismus“ Hegels und ſeiner gläubigen Nach⸗ 
beter iſt denn auch die vielfach mißverſtändlich aufgefaßte Bezeichnung der 
neuen Geſchichtsauffaſſung als einer „materialiſtiſchen“ ſeitens ihrer 
Urheber zu erklären. Für den ſpäteren Engels wenigſtens beſteht der 
„materialiſtiſche“ Standpunkt ſeinen eigenen Worten nach (Feuerbach S. 43) 
eigentlich nur darin, daß „man ſich entſchließt, die wirkliche Welt — Natur 
und Geſchichte — ſo aufzufaſſen, wie ſie ſich ſelbſt einem jeden gibt“ und „jede 
idealiſtiſche Schrulle unbarmherzig zum Opfer zu bringen, die ſich mit dem in 
ihrem eigenen Zuſammenhang, und in keinen phantaſtiſchen, aufgefaßten Tat⸗ 
ſachen nicht in Einklang bringen läßt. Und weiter heißt Materialismus über⸗ 
haupt nichts.“ In dieſem Sinne wollen wir gewiß alle „Materialiſten“, d. h. 
mit geſundem Wirklichkeitsſinn ausgeſtattete Menſchen und nicht abſtrakte 
Stubengelehrte ſein. 

Sit dem aber ſo, dann iſt es für uns Sozialiſten des Jahres 1920 nicht 
mehr nötig, aus Gründen, die vor ſechzig Jahren, in der Zeit liegen mochten, 
mit der Ausdrucksweiſe Hegels zu „kokettieren“ (Marx), während wir die durch 
Marx und Engels begründete Theorie ebenſo gut an andere Entwick⸗ 
lung sphiloſophen, etwa an die uralte Weisheit Heraklits oder an Darwin 
und Spencer oder (was Conrad Schmidt, Max Adler und ich an anderem 
Orte gezeigt) an Kants Geſchichtsphiloſophie oder irgendwelche anderen Denker 
anknüpfen könnten, in Wahrheit aber überhaupt an keinen anderen philo⸗ 
ſophiſchen Namen anzuf.rüpfen nötig haben. 

Halten wir alſo feſt an der von Marx und Engels begründeten Ge⸗ 
ſchichtstheorie, als fruchtbarſten „Leitfaden“ zur Erklärung der ſozialen 
Vergangenheit und Gegenwart und Weiſers des Weges, den die wirtſchaftlich⸗ 
ſoziale Entwicklung auch in Zukunft vorausſichtlich einſchlagen wird (wobei das 
Verfehlte und heute nicht mehr Haltbare auseinanderzuſetzen anderen Federn 
überlaſſen bleiben muß)! Bauen wir daneben die ſoziale Ethik methodiſch 
auf allen Gebieten ihrer Anwendungsmöglichkeit aus: dem wirtſchaftlichen wie 
dem politiſchen, dem rechtlichen wie dem pädagogiſchen. Daß trotz mancher nütz⸗ 
lichen Vorarbeit überall noch eine ungeheure Arbeit, für den Theoretiker nicht 
minder wie den Praktiker, zu leiſten iſt (Theorie und Praxis ſind übrigens, 
recht begriffen, keine Gegenſätze!): das haben uns die beiden ſeit der November⸗ 
revolution verfloſſenen Jahre, ſeit der Beſitz der Macht überraſchend plötzlich 
über uns — hereinbrach, zur Genüge gezeigt. Eine Erlahmung des praktiſchen 
politiſchen Kampfes für unſere Ziele iſt von einer ſtärkeren Betonung der 
ethiſchen Faktoren in der philoſophiſchen Begründung des Sozialismus nicht 
zu befürchten, ich ſollte meinen, eher eine Beflügelung derſelben, eine Ver⸗ 
ſtärkung der Kampffreudigkeit, eine immer ſtärkere Anteilnahme auch der uns 
ſehr nötigen Intellektuellen an dieſem Kampfe. Wie einer unſerer 
beſten Praktiker, Vittor Adler, einmal geſagt hat: „Iſt der Sozialismus 
wirklich vornehmlich eine Forderung des ſittlichen Ideals .. „ dann iſt es 
doppelt notwendig, daß dieſes Ideal mit Feuerzungen gepredigt, daß unab⸗ 
läſſig und mit rückſichtsloſer Schärfe das Bewußtſein des Gegenſatzes zwiſchen 
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diefem unſerem Ideal und dem kapitaliſtiſchen Klaſſenſtaat geweckt werde, 
daß die Schlafenden aufgerüttelt, die Erſchlaffenden in ihrem Glauben an ſich 
nd an ihre Kraft, das Endziel zu erreichen, geſtärkt werden.“ 

Hat uns doch das Beiſpiel unſeres Laſſallte — man leſe etwa das 
Arbeiterprogramm“ — gezeigt, daß tief gewurzelte Ueberzeugung von dem 
usſchlaggebenden der wirtſchaftlichen Grundlage des ganzen ſozialiſtiſchen 
ebäudes wohl vereinbar iſt mit ſittlicher Begeiſterung für das ſozialiſtiſche 
Ziel, zu deſſen Formulierung er den ethiſchen Idealismus eines Fichte be⸗ 
te, dieſes ſozuſagen erſten deutſchen Sozialiſten, der zum erſtenmal einen 
ſozialiſtiſchen Zukunftsſtaat entworfen, der das herrliche Wort von einem 
„wahrhaften“ Reiche des Rechts und der Freiheit geprägt hat, „gegründet auf 
Gleichheit alles deſſen, was Menſchenantlitz trägt“. Damit allein können wir 
auch die uns bisher noch fremd gegenüberſtehenden, im Grunde zu uns gehören⸗ 
den Maſſen der Hand⸗ und namentlich auch der Kopfarbeiter- gewinnen, die 
an der Herrſchaft des Kapitalismus nicht intereſſiert und die zum Ausbau des 
bac Staates im einzelnen ſo unumgänglich nötig ſind. 

Der Sozialismus beruht, wie ſchon der 26jährige Marx ſah, auf der Ver⸗ 
ſtändigung der denkenden mit der leidenden Menſchheit. Und damit 
kommen wir zu dem Gedanken zurück, von dem wir ausgingen: dem not⸗ 
wendigen Bündnis zwiſchen Sozialismus und Philoſophie zum 
Kampfe für die „Emanzipation“, d. h. Befreiung der Menſchheit aus jeder Art 
von Sklaverei. „Wie die Philoſophie im Proletariat ihre materiellen, ſo findet 

das Proletariat in der Philoſophie feine geiſtigen Waffen. .. Die Eman⸗ 
Zipation des Deutſchen iſt die Emanzipation des Menſchen. Der Kopf dieſer 
Emanzipation iſt die Philoſophie, ihr Herz das Proletariat“. 
(Marx 1844.) 


Kritiſches und Poſitives. 
Von Normannus.“) 
I. | 

1. Der Sieg des Großbetriebes in der Induſtrie und dem ihr am nächſten 
verwandten Verkehrsweſen darf heute als allgemein anerkannte Tatſache 
gelten, — wobei zur Induſtrie auch die Urproduktion des Bergbaues gerechnet 
wird — wenngleich das Uebergewicht in verſchiedenen Zweigen der Induſtrie 
ſehr verſchieden ſtark iſt, in einigen bis zur Entfaltung von Rieſenbetrieben 
geſteigert. Im Felde des Kleinhandels iſt dieſe Entwicklung noch langſam und 
nicht ſehr erheblich fortgeſchritten, im Landbau und verwandten Produktions- 
gebieten macht ſie ſich nur wenig bemerkbar, ungeachtet der offenbaren techniſchen 
Vorzüge, die ein großer Umfang des Betriebes beſonders für den Getreidebau 
— kaum für die Viehzucht — für ſich geltend machen kann: durch Erſparniſſe 
an Gebäuden, an Licht und Heizung, nicht zum wenigſten an Arbeitskräften, 
beſonders aber durch ausgedehntere Anwendung von Maſchinerie, wovon die 
zuletzt genannte Erſparnis wiederum eine Folge. Allgemein aber gilt: daß 
— auch in der bäuerlichen Wirtſchaft — das in einer großen (geeigneten oder 
geliehenen) Geldſumme ſich darſtellende Kapital — Grundkapital und Betriebs⸗ 
kapital — immer mehr der landwirtſchaftiich entſcheidende Faktor wird, wie 


9 Die ſe gutachtliche Aeußerung rührt von einem unſerer bedeutendſten 
Soziologen her, der ſtets ein warmer Freund der Arbeiterbewegung war, aber 
ſich dem politiſchen Parteileben ferngehalten hat und auch jetzt, ſchon wegen 


{ 5 ‚borgerüdter Jahre, ihm fernzubleiben vorzieht. 
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er es induſtriewirtſchaftlich längſt geworden iſt. Die kapitaliſtiſche Produktions⸗ 
weiſe hat auch die größere und mittlere Bauernwirtſchaft ergriffen, ja, ſobald 
es um Sonderkulturen, wie Gartenbau, Weinbau, Tabakbau ſich handelt, 
auch ſolche mit viel kleinerem Areal. Die Intenſität des Anbaues iſt es, die 


vermehrte Arbeit, vermehrte Düngung, verbeſſerte Inſtrumente und Anwendung 


von Maſchinen erfordert, alſo von dem Unternehmer, wenn er, (wie hier 


ſchlechthin die Regel) zugleich der Leiter des Betriebes iſt, Intelligenz und 
Sachkunde, aber auch wenn es nicht iſt, Kapital erheiſcht. Der Unternehmer 


hat hier zwar nicht normaler Weiſe den Drang zu unbegrenzter Vermehrung 
ſeiner Produktion — ſchon darum nicht, weil die Grundrente mit Vermehrung 
und Verdichtung der Bevölkerung, Ausdehnung der Induſtrie wächſt, d. h. der 
Boden immer teurer wird, und weil er das Geſetz des relativ abnehmenden 
Bodenertrages fühlt, wenn nicht erkennt — wohl aber den Antrieb zu zweck⸗ 
mäßiger Steigerung ſeiner Warenproduktion und zur Ausdehnung ſeines 
Abſatzes, Erweiterung ſeines Marktes. 

2. Gleichwohl iſt heute das Uebergewicht des Großbetriebes in der In⸗ 
duſtrie darum die große, entſcheidende Tatſache, weil — in Deutſchland ſo 
ausgeſprochen wie ſonſt nur auf noch viel größerer Stufenleiter in Groß⸗ 


britannien — die große Induſtrie und der längſt vor ihr emporgeſtiegene 


Handel (einſchließlich des Geldhandels) die maßgebenden Faktoren der geſamten 
Volkswirtſchaft geworden ſind. Auffallend iſt nicht mehr Tempo und Umfang 
dieſes Fortſchritts, ſondern der Umfang, worin trotz deſſen mittlere und ſogar 
kleine Betriebe der Induſtrie — beſonders in kleinen Städten und Dörfern 
— noch überleben, zu einem nicht gecingen Teil ſogar gedeihen. 

3. Die geſamte Entwicklung hat durch den Weltkrieg und in Deutſchland 
— einſchließlich des deutſchen Oeſterreichs — durch die Revolution eine ſchwere 
Unterbrechung erlitten. Der kapitaliſtiſche Grundcharakter der Volkswirtſchaft 
hat im Handel (großem und kleinem) und in manchen Induſtrien verheerend 
gewirkt und durch die Kriegsgewinne allgemeinen Unwillen und ſittliche Ent⸗ 
rüſtung, wie in früheren ähnlichen Kataſtrophen, auf ſich gezogen, während 
viele mittlere und ſogar große Betriebe ins Stocken geraten ſind und durch den 
in allen Ländern zutage tretenden Mangel an Rohſtoffen, in Deutſchland über⸗ 
dies durch eine ungeheuerliche Entwertung des Geldes, die nur zeitweilig und 
ſtoßweiſe den Exportinduſtrien zugute kommen kann, ihren Beſtand gefährdet 
oder wenigſtens ſchwer beſchädigt ſehen. 

4. Die Arbeiterklaſſe hatte, insbeſondere die induſtrielle, in ihrem Ver⸗ 


hältnis zum Kapital wie zum Staat, in welchem Grundeigentum, zumal dass 


große, und Kapital bislang die maßgebenden Faktoren waren, in Deutſchland 
während der letzten ſieben Jahrzehnte vor dem Weltkrieg einen ſehr bedeutenden 
Entwicklungsprozeß erlebt. Sie hatte ihre Zahl außerordentlich vermehrt, zu⸗ 
gleich aber aus den geringſten Anfängen ihre Organiſation zu einem öko⸗ 
nomiſchen und politiſchen Machtfaktor ausgebildet und geſteigert. Unter dem 
Einfluß der geſamten überlieferten Bildung, der naturwiſſenſchaftlichen und 
volkswirtſchaftlichen Erkenntnis, ganz beſonders aber unter dem Einfluß der 
Marxiſchen Lehren, iſt fie in einer bedeutenden Zahl von Häuptern, die teils 


aus ihr ſelber hervorgegangen, teils von anderer Herkunft ſich in ihren Dienft 


geſtellt hatten, zum Bewußtſein ihrer großen hiſtoriſchen Rolle und Aufgabe 
emporgewachſen, die darin beſteht, die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe allmählich, 
in organiſchem Fortſchritt, durch die ſozialiſtiſche Produktionsweiſe zu erſetzen. 
Die Erfüllung dieſer Aufgabe hat durch die Zerrüttung der geſamten Volks⸗ 
wirtſchaft, wie der ſtaatlichen und Reichsfinanzen, eine äußerſt ſchwere Hem⸗ 
mung erfahren. Allerdings bedeuten dieſe Zerrüttungen auch einen Zu⸗ 
ſammenbruch der kapitaliſtiſchen BIRNEN und Ideen, deren unerhörte Stei⸗ 


* 


\ 


\ 


gerung im weltwirtſchaftlichen Wettbewerb und im imperialiſtiſchen Expanſions⸗ 

drang dieſes Zuſammenprallen der großen Mächte herbeigeführt hat; aber es 
wäre durchaus unrichtig, daraus zu folgern, daß der Kapitalismus nunmehr 
an ſeinem Ende angelangt ſei, und der Sozialismus den erledigten Thron 
beſteigen könne. Das reinſte Ergebnis der Kataſtrophe iſt der vollendete Sieg 
des britiſchen Weltreichs und der eigenen Tochter dieſes Reiches, ſeiner nun 
gefährlichſten Rivalin, der nordamerikaniſchen Union, die ihren wirtſchaftlich⸗ 
politiſchen Einfluß auf Pan⸗Amerika ausdehnt. Beide zuſammen aber ſind der 
verkörperte Kapitalismus; in beiden iſt die ſozialiſtiſche Gegenſtrömung ſchwach, 
wenn auch in Großbritannien ſelber und einigen ſeiner Nebenländer (Auſtra⸗ 
lien und Neuſeeland) viel ſtärker als in dem eigentlichen Zukunftslande, den 
Vereinigten Staaten. Allerdings haben dieſe mächtigſten Volksgebiete mehr 
oder wenig ausgeſprochene demokratiſche Staatsverfaſſungen und innerhalb 
ihrer erſtarkte Arbeiterbewegungen gewerkſchaftlichen und genoſſenſchaftlichen 
Charakters. 

5. Es entſpricht der realiſtiſchen Anſicht des ſozialen Lebens — die mit 
der ſogenannten materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung zuſammentrifft —, daß 
für den Fortſchritt der Entwicklung nicht die ſozialiſtiſche Ideologie — die in 
den nicht wiſſenſchaftlich vorgebildeten Köpfen notwendig utopiſtiſche Geſtalt 
annimmt —, ſondern die Gewinnung wirtſchaftlicher Macht entſcheidend tft, 
die auch der politiſchen Macht allein eine ſichere Grundlage zu geben vermag. 
So betrachtet, iſt auch in jenen Landen des ungebrochenen Hochkapitalismus 
die Umwandlung der Geſellſchaftsordnung um ſo wahrſcheinlicher und wird um 
ſo raſcher ſich vollziehen, je mehr die gewerkſchaftliche und die genoſſenſchaftliche 
Organiſation der Arbeiterklaſſe erſtarkt und je mehr von beiden aus und zu⸗ 
gleich von der theoretiſchen Erkenntnis aus, die ihrem Weſen nach nicht durch 
Klaſſenzugehörigkeit bedingt iſt, die Gedanken der ſozialen Reform, d. h. 
der Bekämpfung und Beſchränkung des Kapitalismus, in der öffentlichen Mei⸗ 
nung und durch ſie in der Geſetzgebung Raum gewinnen. 


II. a 
1. Wenn das Deutſche Reich ſeinen Rang als Macht der Großinduſtrie und 
des Großhandels, wodurch es mit England in Wettbewerb getreten war, nicht 
zu behaupten vermocht hat, ſo kann ihm doch die Führung in der Erkenntnis 


des ſozialen Lebens und ſeiner Geſetzmäßigkeit nicht genommen und nicht be⸗ 


ſtritten werden, wodurch die klaſſiſche deutſche Philoſophie vorangeleuchtet hat 
und in ihrem Gefolge das vielgeſtaltete ſozialiſtiſche Denken, das in Karl Marx 
ſeinen Meiſter fand, den tiefſten Einfluß im Sinne einer umwälzenden Sozial⸗ 
politik gewann, die keine prinzipiellen Schranken, wie vor ihr die 
britiſche Fabrikgeſetzgebung, zugunſten einer weſentlich beharrenden kapi⸗ 
taliſtiſchen Geſellſchaftsordnung mehr anerkennt. 

2. Marx ſah allerdings, und mit Recht, in dieſer Fabrikgeſetzgebung des 
damals in ſo gewaltigem Vorſprung entwickelten Induſtrieſtaats, den Vorläufer 
und das Vorbild eines Umwälzungsprozeſſes, den er ſchon im Jahre 1867 „mit 
Händen greifbar“ nannte. Wenn er, in derſelben Vorrede, mit einer ſeiner 
plaſtiſchen Redewendungen ausſpricht, „daß die jetzige Geſellſchaft kein feſter 
Kriſtall, ſondern ein umwandlungsfähiger und beſtändig im Prozeſſe der Um⸗ 
wandlung begriffener Organismus iſt“, ſo iſt das eine Wahrheit von großer 


4 Tragweite; in ihr iſt die Erkenntnis eingeſchloſſen, daß auch eine erfolgreiche 


politiſche Revolution das eigentliche Leben dieſes Organismus nicht anders zu 

beeinfluſſen vermag, als daß ſie die beſtändige Umwandlung beſchleunigen oder 

verlangſamen wird; daß aber die Beſchleunigung des Prozeſſes in einem 
9% 
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ſchwerkranken Organismus an die Heilkunſt des Doktor Eiſenbart erinnert, 


der das Fieber als Geſundungsprozeß erkannt hatte und daraus folgerte, daß 
die Temperatur des Körpers erhöht anſtatt gedämpft werden müſſe. Marx ſagt 
ferner an der gleichen bedeutungsvollen Stelle: Auch wenn eine Geſellſchaft 
dem Naturgeſetz ihrer Bewegung auf die Spur gekommen ſei, könne ſie natur⸗ 
gemäße Entwicklungsphaſen weder überſpringen noch wegdekretieren; aber ſie 
kann die Geburtswehen abkürzen und mildern. Wiederum ein treffliches, nicht 
genug zu beherzigendes Wort! Iſt wirklich heute ſchon eine Geſellſchaft in ihrer 
Geſamtheit dem Naturgeſetz ihrer Bewegung auf die Spur gekommen? Wenn 


irgendeine Geſellſchaft, irgendein Volk, ſo wäre es das deutſche — und doch 
weiß jeder Beobachter, daß es auch bei uns noch äußerſt ſchwach um dieſe Er⸗ 


kenntnis beſtellt iſt. Es iſt aber bedeutungsvoll, daß der Denker hier von der 
Einſicht als der weſentlichen Bedingung ſpricht, während ſonſt des öfteren die 
Erringung politiſcher Macht oder der politiſchen Macht durch das Proletariat 
als einzige Vorausſetzung hingeſtellt wird. Auch denkt jene Stelle keineswegs 


hauptſächlich an das Proletariat im engeren Sinne; ſie ſpricht von den jetzt 


herrſchenden Klaſſen, denen „von höheren Motiven abgeſehen“ ihr eigenſtes In⸗ 
tereſſe die Wegräumung aller geſetzlich kontrollierbaren Hinderniſſe gebiete, 
welche die Entwicklung der Arbeiterklaſſe hemmen. 

3. In Deutſchland ſcheinen dieſe Hinderniſſe jetzt gefallen zu ſein. Die 
ſchweren Hemmungen liegen nunmehr nicht dort, ſie liegen in der Geſamtlage 
unſeres Landes und Reiches. Wir ſind gleich einem Volke, das auf einer 
ſchmalen Inſel eine prächtige Stadt gebaut hatte; es waren üppige Paläſte 
in der Stadt, nicht wenige ſtattliche Häuſer, manche beſcheiden und wohnlich, 
viele armſelige Hütten — die Stadt iſt abgebrannt; zwar ſind Häuſer jeder 
Art unverſehrt geblieben, aber manche Bewohner, ſogar ehemalige Bewohner 
von Paläſten, haben kein tägliches Brot und können kaum ihre Blöße decken. 
Mehr als die Hälfte der Einwohner, beſonders Frauen, Kinder, Greiſe irren 
umher und wiſſen nicht, wo ſie ihr Haupt hinlegen ſollen. Alle ſehen und 
wollen, daß die Stadt wieder aufgebaut werde — lieber in ihrem früheren 
mangelhaften Zuſtande als gar nicht. Vor allem gilt es, Obdach und Brot zu 
ſchaffen. Obdach — aber es fehlt an Baumaterialien. Man muß ſich ge⸗ 
nügen laſſen, Zelte zu errichten gleich den Nomaden. 

4. Niemals darf eine Schar oder Partei, die ein hohes Ziel verfolgt, die 
ſich anheiſchig nacht, eine ſchönere und beſſere Stadt wieder aufzubauen, der 
nächſten und dringendſten Aufgaben vergeſſen, auch dann nicht, wenn um dieſer 
willen ſcheinbar die Pläne beiſeite gelegt werden, das Ziel vertagt wird, wenn 
mit denen zuſammengearbeitet werden muß, die von dieſem Ziel nichts wiſſen 
wollen, und etwa nur an die Wiedererrichtung ihrer ehemaligen Paläſte und 
ſtattlichen Häuſer denken. 

5. Darum muß im Programm heute das Aufſchlagen von Zelten und von 
Stätten des Notobdachs an der Spitze ſtehen —, Dinge, die keine Parteiange⸗ 
legenheiten, weil nicht Angelegenheiten einer Klaſſe ſind, ſondern gemeinſame 
Lebensfragen, Fragen des nackten Daſeins für ein geſamtes in tiefem Elend 
darnicderliegendes Volk. Dazu gehört eine gemeinſame Opferwilligkeit, die von 
allen Volksgenoſſen, allen Klaſſen und Schichten gefordert werden muß, ein 
bewußter Verzicht auf das Ueberflüſſige, bewußte Mitwirkung dazu, daß die 
Produktion, als Angelegenheit des ganzen Volkes, ſo beſtimmt und gelenkt 
werde, daß ſie: 

a) für alle Volksgenoſſen die notwendigen Lebensbedürfniſſe befriedige — 
darum neben der Bedarfsdeckung an Nahrungsmitteln durch Ackerbau und 


Viehzucht die Herſtellung anſtändiger und geſunder Wohnungen ins Auge 
faſſe; insbeſondere iſt dafür die Ausführung des Heimſtättengeſetzes zugunſten 


I 

en Kriegsteilnehmern unerläßlich geboten, zumal ſoweit es gilt, Kriegs- 
eſchädigte, Arbeitsunfähige zu befriedigen, vor dem Untergange zu beſchützem. 
bp) Die Produktion ſoll für alle Volksgenoſſen auch die notwendigen 
Geiſtesbedürfniſſe decken — das iſt: Erziehung, Unterricht, Bildung erhalten, 
beſchaffen, fördern. Alſo nächſt Wohnhäuſern und Wohnungen, die auch 
geiſtigen, ſittlichen Notwendigkeiten und Anforderungen gerecht werden, Schul⸗ 
häuſer! Nächſt Schulhäuſern Volksleſehallen, Büchereien, Gebäude für die 
Volkshochſchulen! Nächſt Volksſchulen und ihrem Ausbau ſind die höheren 
Schulen, die Bedürfniſſe der Wiſſenſchaften und Künſte ihrem Weſen nach — 
wenn auch keineswegs in beliebigen Einzelheiten — als allgemeine Volksſache 
anzuerkennen und zu pflegen. 

c) Die Produktion ſoll für Kranke, Verunglückte, Invalide und Greiſe, 
wie für Erwerbsloſe und für Witwen und Waiſen nach wie vor beſondere 
Sorge tragen — die Vereinigung der geſamten Sozialverſicherung in eine 
Reichs⸗Notverſicherung in Abſicht zu nehmen! Der Bau von Krankenhäuſern 
und Pflegeanſtalten jeder Art, auch für Verbrecher und andere Straf- oder 
Unterſuchungsgefangene, für Vagabunden, für verwahrloſte Kinder gehört zu den 
notwendigen unerläßlichen Volksbedürfniſſen; aber die Sozialpolitik muß 


zugleich unabläſſig darauf bedacht fein und ernſter, als es bisher geſchehen, da⸗ 


für wirken, daß alle dieſe Kategorien der Pathologie des Volkslebens ver— 
mindert werden, daß dem Verbrechen, der Vagabondage, der Verwahrloſung von 
Kindern, der Proſtitution vorgebeugt, daß dieſe ſozialen wie die phyſiſchen 
Volksſeuchen verhütet werden. Darum iſt auch der Produktion als einer ihrer 
Zwecke zu ſetzen, der Herſtellung von Geräten und Werkzeugen, von Mitteln 
der Verführung und Anſteckung, von Schund literatur, um nur ein be⸗ 
rüchtigtes Mittel dieſer Art zu nennen, nicht zu dienen, vielmehr außer der 
Volkserziehung auch alle anderen Mittel zu fördern, die der Bekämpfung und 
Milderung ſolcher Uebel als der Schandflecke und freſſenden Krebsgeſchwüre 
der Kultur zu dienen geeignet ſind. Die Bekämpfung des Alkoholismus und 
ſeine kapitaliſtiſch intereſſierte Begünſtigung gehört durchaus in dieſes Gebiet. 
| d) Und fo muß in jeder Hinſicht die Produktion wirklicher Güter ver⸗ 
langt, die Produktion von Schund aller Art, von Gegenſtänden individuell und 
gemeinſchädlicher Genüſſe, von ſinnloſer Schwelgerei und Ueppigkeit, von 
Müßiggang und Vergnügungsſucht nach Möglichkeit gehemmt und unter⸗ 
bunden werden. Ueber die Ausdehnung dieſer Produktionen im Verhältnis 
zur Geſamtarbeit eines Volkes herrſchen freilich ſehr übertriebene Vorſtellungen. 
Auch iſt die Möglichkeit, innerhalb des Rahmens der, jedenfalls erſt im 
Laufe von Menſchenaltern zum Abbruch reif werdenden, kapitaliſtiſchen Pro⸗ 
duktion in dieſem Sinne auf ſie zu wirken, durchaus beſchränkt. Aber die 
gegenwärtige Volksnotloge macht die Forderung auch für große Mengen ſolcher 
Volksgenoſſen verſtehbar und ſympathiſch, die ſonſt ſolchen Eingriffen nicht 
geneigt waren oder gänzlich verſtändnislos gegenüberſtanden. In jeder Hin⸗ 
ſicht kommt es darauf an, den Punkt der Reife an den Dingen zu kennen, 
ehe man mit Sozialiſierungen irgendwelcher Art vorgeht. Der Schiffbruch, den 
die gemeindliche Zwangswirtſchaft, jo ſehr ſie während des Krieges und dar⸗ 
über hinaus dringend geboten war, ohne Zweifel in der öffentlichen Meinung 
gelitten hat, gibt auch in dieſer Hinſicht zu denken. 

e) Unabweisbar iſt aber, daß der Austauſch mit dem Auslande ver⸗ 
nünftig geregelt werde, d. h. daß ſo ſehr als möglich wirklich Unnötiges gegen 
wirklich Notwendiges ausgetauſcht werden ſoll und auch die Produktion 


von Ausfuhrgütern danach gerichtet werde. Solche Ziele werden leicht als 


unerfüllbar dargeſtellt; aber wenn ſie es ſind, ſo folgt daraus nicht, daß kein 


Streben danach, kein Fortſchritt in dieſer Richtung möglich wäre. Der Grund⸗ 


gedanke der Planwirtſchaft ift notgeboten. Videant consules — der Reichs⸗ 
wirtſchaftsrat iſt mindeſtens ſo ſehr für dieſe Beratung in Anſpruch zu nehmen 
wie der Reichstag — und die eine wie die andere Verſammlung bedarf des 


führenden, leitenden, ermutigenden Geiſtes! | Ä 


III. 


1. Im Erfurter Programm heißt es, die geſellſchaftliche Umwandlung — 
die vorher beſchrieben iſt als Verwandlung des kapitaliſtiſchen Privateigen⸗ 
tums von Produktionsmitteln in geſellſchaftliches Eigentum uſw. — könne nur 
das Werk der Arbeiterklaſſe fein, weil alle anderen Klaſſen .. . auf dem Boden 
des Privateigentums an Produktionsmitteln ſtehen und die Erhaltung der 
Grundlagen der heutigen Geſellſchaft zum gemeinſamen Ziele haben. | 


2. Ob dieſer Satz, in dieſer Form ausgeſagt, jemals richtig war, kann 


man mit Grund bezweifeln. Heute gilt er nicht mehr. Zum mindeſten müßte 
die Arbeiterklaſſe ausdrücklich ſo verſtanden werden, wie ſie in der Urkunde 
offenbar nicht verſtanden wird, nämlich als die geiſtigen Arbeiter, ſoweit ſie 
nicht in erſter Linie Kapitaliſten oder ſonſt unmittelbar an Kapitalgewinn 
oder Rente beteiligt ſind, mitumfaſſend. Die Großzahl derer, die eine gelehrte 
Vorbildung genießen, alſo die beſonders als „die Gebildeten“ verſtanden zu 
werden pflegen, alſo techniſche oder kaufmänniſche Angeſtellte, mittlere und 
nicht wenige höhere Beamte (die unteren werden wohl eher in die Arbeiter⸗ 
klaſſe hineingerechnet) fühlen dies, wenn ſie es auch noch nicht wiſſen. Zeugnis 
dafür gibt u. a. der Bund der techniſchen Angeſtellten und Beamten, der ſeinen 
erſten ordentlichen Bundestag am 13. bis 15. Juni d. J. in Berlin abgehalten 
hat und unumwunden die Solidarität aller „vom Ertrag ihrer Arbeitskraft 
Lebenden“ verkündet, indem er zugleich für die „verfaſſungsmäßige Umbildung 
der heutigen rein (2) privatkapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung in eine von 


dem Grundſatz der Bedarfsdeckung getragene vergeſellſchaftete Wirtſchaft“ ſich 


ausgeſprochen hat. Ein ebenſo bedeutſames „Zeichen der Zeit“ iſt die wachſende 
Teilnahme in allen Schichten für die Bodenreform — auch wer in ihr 
kein Allheilmittel anerkennen will, kann doch nicht leugnen, daß ſie ihrem 
Weſen nach — wie vorſichtig auch die Taktik ihrer Führer ſich bewähren möge 
— gegen den Bezug der Gruadrente durch beliebige Private gerichtet iſt und 
beſonders — zunächſt — deren unverdientes Wachstum dem gemeinen Nutzen 
dienſtbar zu machen ſich vorgeſetzt hat. Die ſozialdemokratiſche Partei hätte 
wahrlich zureichenden Grund, die Bodenreform in ihr Programm auf⸗ 
zunehmen, was nicht heißen würde, daß ſie ſich damit identifizieren ſollte — 
jeder anderen Partei ſtünde ja frei, ebenfalls ſich zu dieſem Ziele zu be⸗ 
kennen —, was aber heißen würde, daß fie in der Bodenreform einen der gang⸗ 
baren Wege zu allgemeiner und gründlicher ſozialer Reform erkennt, was er 
— mit anderen Wegen — wirklich iſt. 


3. Ein anderer ſolcher gangbarer Weg, der ſich verbreitern und verlängern 
läßt in weite Fernen, iſt das Genoſſenſchaftsweſen in ſeinem Auf⸗ 
bau vom einfachen örtlichen Konſumverein zum genoſſenſchaftlichen Eigen⸗ 
betriebe der Großeinkaufsgeſellſchaften, das, wenn ihm mehr Luft und Licht 
als bisher zuteil wird, einer großen Entwicklung entgegengeht. Wenn es 
unter äußerem Zwang verdorren würde, ſo kann es doch für eine ſittliche 
Pflicht jedes Sozialiſten und Sozialreformers erklärt werden, an dieſer 
Entwicklung mitzuarbeiten und beſonders das in Arbeiterkreiſen wie in 
anderen Volksſchichten noch ſehr geringe Verſtändnis dafür auszubreiten und 
zu heben. Das Genoſſenſchaftsweſen iſt mehr als jede andere Neuerung 
geeignet und berufen, die unerläßliche materielle Baſis für politiſchen 
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Einfluß und geſetzgeberiſche Tätigkeit im Sinne der ſozialen Umgeſtaltung 
der Volks⸗ und Weltwirtſchaft zu ſchaffen. | 

4. Marx bezeichnete vor 56 Jahren — jagen wir vor zwei Menſchen⸗ 
altern — den geſetzlichen Zehnſtundentag als einen großen Sieg der poli- 
tiſchen Oekonomie der Arbeit über die politiſche Oekonomie des Kapitals. Wir 
haben in Deutſchland heute den geſetzlichen Acht ſtundentag, freilich ein⸗ 
geführt wie die große Staatsveränderung, in deren Gefolge er ſtand, unter 
Umſtänden, die das Licht der Neuerung ſtark verdunkeln. Gleichwohl, und 
ſelbſt wenn es im Sinne der Gemeinwirtſchaft notwendig werden ſollte, in 
manchen Sphären der Produktion und des Verkehrs den Arbeitstag vorüber⸗ 
gehend zeitweilig wieder um eine Stunde länger werden zu laſſen —, es 
bleibt eine Errungenſchaft von unermeßlicher Bedeutung. „Ein noch größerer 
Sieg“ — ſagte damals der Verfaſſer der Inauguraladreſſe, die als ein Manifeſt 
an die arbeitenden Klaſſen Europas ſich vorſtellte —, „ein noch größerer Sieg 
der politiſchen Oekonomie der Arbeit über die politiſche Oekonomie des 
Kapitals ſtand bevor. Wir ſprechen von der Kooperativbewegung, namentlich 
den Kooperativfabriken, dem Werk weniger kühner Hände. Der Wert dieſer 
großen ſozialen Experimente kann nicht überſchätzt werden. Durch die Tat 
ſtatt durch Argumente beweiſen ſie, daß Produktion auf großer Stufenleiter 
und im Einklang mit dem Fortſchritt moderner Wiſſenſchaft vorgehen kann 
ohne die Exiſtenz einer Klaſſe von Maſters, die eine Klaſſe von Händen ver⸗ 


wendet, daß, um Früchte zu tragen, die Mittel der Arbeit nicht monopoliſiert 


zu werden brauchen als Mittel der Herrſchaft über und Mittel der Aus⸗ 
beutung gegen die Arbeiter ſelbſt, und daß, wie Sklavenarbeit und Leibeigenen⸗ 
arbeit, fo Lohnarbeit nur eine vorübergehende und untergeordnete geſellſchaft— 
liche Form iſt, beſtimmt, zu verſchwinden vor der aſſoziierten Arbeit, die ihr 
Werk mit williger Hand, rüſtigem Fleiß und fröhlichen Herzens verrichtet.“ 

5. Die ſozialdemokratiſche Partei muß und will ihr Programm auf ihr 


Ideal und auf ihre unmittelbare Zukunftaufgabe einrichten. Das Ideal ſteht 


ihr feſt — das „Endziel“. Es liegt nicht in den Wolken, ſondern auf dieſer 
höchſt mangelhaften Erde, mitten unter Menſchen, die auch in einer beſſeren 
Geſellſchaftsordnung mehr oder minder eigennützig, habgierig, genußſüchtig 
bleiben werden; auch mehr oder weniger rechthaberiſch, ſtreitſüchtig, eigen⸗ 
ſinnig; unter denen es viele erblich Belaſtete, ſonderbare Schwärmer immer 
geben wird, Narren und Böſewichte. Das Ideal verliert durch die Einſicht, 
daß aus dieſen und vielen anderen Umſtänden auch im günſtigſten Falle mannig⸗ 
fache Widerſtände und Reibungen ſich ergeben müſſen, nicht an Wert; aber 


Lebensweisheit, die nach einem Ideale ſtrebt, verliert dieſe Schwierigkeiten 


niemals aus den Augen. Einfältige achten ſolcher Schwierigkeiten nicht; ſie 
wähnen, daß 'hnen nur obliege, ſolche und ſolche Beſchlüſſe zu faſſen, und das 
Endziel iſt erreicht. Sie rechnen nicht mit der Natur der Dinge und nicht mit 
der Natur der Menſchen. 

6. Als unmittelbare Zukunftsaufgabe kann die Partei kein beſſeres Ziel 
ſich ſtecken, als fernerhin die Nationalökonomie der Arbeit in ihrem not⸗ 
wendigen Feldzuge gegen die Nationalökonomie des Gewinns und der Grund⸗ 
rente zu führen. Theoretiſch ſie auszubauen, praktiſch ſie anzuwenden. Die 
theoretiſche Aufgabe iſt nicht unmittelbar die ihre, ſondern die der Wiſſenſchaft, 
ſie kann aber die Wiſſenſchaft in dieſer wie in jeder anderen Hinſicht beför⸗ 
dern. Sogar hat ſie alle Urſache, die Geſamtheit der Sozialwiſſenſchaften, bon 
der philoſophiſchen Soziologie bis zur mühſamen ſtatiſtiſchen Beobachtung, 
Forſchung und Rechnung, ebenſo ſich angelegen ſein zu laſſen, wie ſich die 
Bürgerklaſſe, und an ihrer Spitze einſt die Fürſten, ſoweit ſie Einſicht ihres 


wohlverſtandenen Intereſſes beſaßen, die Förderung der reinen und angewandten, 


der beobachtenden und der experimentellen Naturwiſſenſchaften hat ange: 


legen ſein laſſen. Beide Arten der Wiſſenſchaft ſind für das ganze Volk, für die 


Menſchheit, bedeutungsvoll; aber, während die Bedeutung und der Wert der 
Naturwiſſenſchaften, die zu einer Zeit, die nur um wenige Jahrhunderte von 
uns getrennt iſt, noch als Werk des Gottſeibeiuns galten, unangefochten feſtſteht, 
ſo iſt die Miſſion der Sozialwiſſenſchaften bisher nur in wenigen und engen 
Kreiſen erkannt. Der Sozialismus und die Vorkämpfer der ſozialen Reform 
haben ihnen mächtige Anſtöße gegeben, haben ſich unbeſtreitbare, wenn 
auch nicht unbeſtrittene Verdienſte darum erworben. Sie wiſſen, daß ſie der 
Erkenntnis und der Ausbreitung der Einſicht für die Löſung ihrer Probleme 
in erſter Linie bedürfen. Denn die unmittelbare Aufgabe einer Partei, die 
an der Verwirklichung des Sozialismus arbeiten will, und die da weiß, 
daß dieſe durch fehlerhafte Maßregeln, übereilte Geſetzgebung, ſtürmiſch⸗leiden⸗ 
ſchaftlichen Umſturz beſtehender Einrichtungen mehr gefährdet als gefördert 
würde, iſt die praftifche Anwendung der Nationalökonomie der Arbeit. Theorie 
- und Praxis haben auf dieſem wie auf jedem Gebiete miteinander gemein, daß 
ſie Urteil und darauf beruhendes („kritiſches“) Verfahren in Anſpruch nehmen, 
darum Vorſicht und Umſicht, Beſonnenheit und Folgerichtigkeit verlangen, und 
im richtigen Augenblick Entſchloſſenheit und Tatkraft. 

Die Forderungen, die den zweiten Teil des „Erfurter Programms“ bil⸗ 
deten, ſind heute teils erfüllt, teils veraltet, teils verſtehen ſie ſich von ſelbſt 
durch die gegenwärtig in Deutſchland geltende Verfaſſung. In bezug auf 
ſoziale Reform enthalten ſie vorzugsweiſe Forderungen des Arbeiterſchutzes, 
die Arbeiterverſicherung wird nur zum Schluſſe erwähnt; Sicherſtellung des 
Koalitionsrechts wird verlangt, Bodenreform und Genoſſenſchaftsweſen wurde 
gar nicht erwähnt. i 

Heute gilt es, auf dieſe beiden, im beſten Sinne populären Forderungen 
alle Kräfte einer Geſamtarbeiterbewegung, einer Partei, die „moraliſche Er⸗ 


oberungen“, beſonders auch in den Kreiſen der geiſtigen Arbeit, zu machen 


geſonnen, und darauf als eine Lebensnotwendigkeit angewieſen iſt, zu ver⸗ 
ſammeln. 


Zur Frage eines neuen Parteiprogramms 
der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands. 


Von Eduard Bernſtein. 
Einleitung. 

Aus zwei Gründen iſt die Umbildung des Parteiprogramms der Sozial⸗ 
demokratie unabweisbare Notwendigkeit geworden. Der erſte beſteht darin, 
daß der Weltkrieg und die in ſeinem Gefolge eingetretenen politiſchen Revo⸗ 
lutionen neue oder bisher ungenügend berückſichtigte Fragen der 
Theorie und Methode des ſozialiſtiſchen Kampfes in die 
Arbeiterbewegung geworfen und ihnen eine Tragweite gegeben haben, die es 
der Sozialdemokratiſchen Partei zur Pflicht gegen ſich ſelbſt und die auf ſie 
blickenden Maſſen macht, ihre Stellung zu ihnen in ſcharf umriſſenen Sätzen 
in ihrem Programm klarzulegen. Dann aber ſind ſpeziell in Deutſchland 
durch die hier vollzogene Revolution Forderungen des derzeitigen 
(Erfurter) Parteiprogamms ganz oder teilweiſe zur Verwirklichung 
gelangt, ſo daß die auf ſie bezüglichen Sätze des Programms nicht mehr in 
der bisherigen Form aufrechterhalten bleiben können, ſondern einer anderen 


re 


Formulierung bedürfen, wie ſie auch an eine andere Stelle des Programms 


gebracht werden müſſen. Es iſt aber klar, daß, wenn überhaupt an eine 
Aenderung des Programms geſchritten wird, dieſe ſich nicht auf jene zwei 
Anforderungen beſchränken kann, ſondern mit den Erkenntniſſen, welche 
die Sozialdemokratie in den ſeit Abfaſſung des Erfurter Programms ver— 
ſtrichenen drei Jahrzehnten geſammelt hat, auch die in dieſer Zeit vollzogene 
Erweiterung ihres Arbeitsgebiets und Steigerung ihrer 
Wirkungskraft in vollem Maße berückſichtigen muß. Welche Aende— 
rungen und Zuſätze unter dieſen Umſtänden vornehmlich notwendig werden 
dürften, ſoll im folgenden in möglichſt knapper Form dargelegt werden. 

a) Weſen und Charakter des zu ſchaffenden Pro⸗ 
gramms. Das neue Programm muß in ſtärkerer Weiſe, als im Erfurter 
Programm geſchehen, konkreten Charakter erhalten. Was 1891 für 
die Sozialdemokratie noch in gewiſſer Ferne lag, politiſch betrachtet noch einen 
jenſeitigen Charakter hatte — jenſeits vom Kaiſertum mit allem, was daran 
hing —, ift nun für fie diesſeitig geworden, in unmittelbare 
Nähe gerückt und will daher entſprechend berückſichtigt ſein. Das Programm 
kann Fragen nicht unberückſichtigt laſſen, deren Erörterung 1891 jpefu- 
lativer Natur war, nun aber ins Gebiet der Gegenwartsfragen 
gehört — von den Fragen des Aufbaus der Republik angefangen bis 
zu den Fragen der Sozialiſierung von Wirtſchaft und Recht. 
Ebenſo müſſen die Spezialgebiete der Betätigung der Arbeiterklaſſe 
berückſichtigt werden, denen die Sozialdemokratie in der Zwiſchenzeit in 
zunehmender Stärke ihre Aufmerkſamkeit und Arbeit zugewendet hat, und 
muß mit der Stellung der Sozialdemokratie zu den wirtſchaftlichen 
Organiſationen der Arbeiterklaſſe — Gewerkſchaften und Ge— 
noſſenſchaften — auch ihre grundſätzliche Stellung zu beſtimmten Formen 
des Wirtſchaftskampfes gekennzeichnet werden. 

b) Die Form des Parteiprogramms. Aus dem im vorigen 
Geſagten geht hervor, daß das Parteiprogramm ſeine bisherige Form nicht 
beibehalten kann, ſondern mit der Erweiterung ſeines Inhalts 
auch eine andere Gruppierung des Stoffs erhalten muß. Es handelt 
ſich jetzt weniger um Aufzählung von Forderungen, als um Beſtimmung 
von Aufgaben und Zielen der Politik der Sozialdemo⸗ 
kratie, und hierfür iſt bei der Vielſeitigkeit des Stoffs und der Notwendig⸗ 
keit genauer Kennzeichnung jener Aufgaben und Ziele eine Einteilung des 
Programms in eine ganze Reihe von Abſchnitten zu empfehlen. 
Es fehlt für ein ſolches ſpezialiſiertes Programm nicht an Vorbildern aus 
anderen Ländern, doch kann es ſich nicht darum handeln, dieſe ſklaviſch nach⸗ 
zuahmen. Die Sozialdemokratie jedes Landes hat bei Ausarbeitung ihres 
Programms die Beſonderheiten von deſſen Lage und Entwicklungshöhe wie die 
ſich aus ihrer eigenen Entwicklung ergebenden beſonderen Aufgaben ſorgfältig 
in Betracht zu ziehen. 

c) Der Geiſt des Parteiprogramms und ſeine theo⸗ 
retiſche Grundlage. Am Geiſt des Parteiprogramms, wie ihn das 
Erfurter Programm zum Ausdruck bringt, iſt grundſätzlich nichts zu 
ändern. Die Sozialdemokratie ſteht nach wie vor auf dem Boden der ſozio⸗ 
logiſchen Entwicklungslehre, wie Marx und Engels ſie ausgearbeitet haben 


und die den Einleitungsſätzen des Erfurter Programms zugrunde liegt. Aber 


die Form dieſer Sätze kann meines Erachtens nicht aufrechterhalten werden. 


Was ich in dieſer Hinſicht in meiner Zuſchrift an den Stuttgarter Parteitag 
von 1898, in meiner Schrift „Die Vorausſetzungen des Sozialismus“ und in 


den an dieſe ſich anknüpfenden Aufſätzen geſchrieben habe, hat nach meinem 
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Dafürhalten durch die ſeitdem vor ſich gegangene Entwicklung i in allen We 
lichen Punkten nur Beſtätigung erfahren. In ihrer ſeitherigen Faſſung ſchil⸗ 
dern die Einleitungsſätze des Erfurter Programms in markigen Sätzen 
unleugbare Tendenzen der wirtſchaftlichen und ſozialen Entwicklung. Aber 
durch ungenügende Berückſichtigung der ihnen entgegenwirkenden Kräfte ſtellen 
ſie die vorausſichtlichen Ergebniſſe dieſer Entwicklung in einer Geſtalt hin, die 
mit dem tatſächlich Gewordenen in verſchiedener Hinſicht nicht übereinſtimmt. 
Man könnte nun dieſem Fehler im einzelnen dadurch abhelfen, daß man ge⸗ 
wiſſen Ausdrücken ihre apodiktiſche Form nimmt. Indes bilden die betreffen⸗ 
den Sätze mit den ſich an ſie anreihenden Schlußfolgerungen doch ſo ſehr ein 
abgerundetes Ganze, daß ſolche Ausbeſſerei an Ausdrücken nur ein dieſes 
verunzierende Flickwerk zuſtande brächte, nicht aber das gäbe, worauf es 


jetzt tatſächlich ankommt: die Darſtellung der Wirklichkeit an 


der Hand der Leitgedanken der marxiſtiſchen Entwick⸗ 
lungslehre. 

Im Jahre 1909 hat der Schreiber dieſes am Schluß eines im Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Wahlverein Charlottenburg gehaltenen Vortrags über die Frage 
der Reviſion des Parteiprogramms als ein Beiſpiel, wie er ſich die Umbildung 
von deſſen Einleitung vorſtellt, eine Reihe von Leitſätzen verleſen, die ich als⸗ 
dann in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ (Heft 7 des Jahres 1909) zum 
Abdruck gebracht habe. Nun die Frage aktuell geworden iſt, glaube ich ſie 
erneut zur Debatte ſtellen zu ſollen, da ich mich bei ihrer Ausarbeitung bemüht 
habe, neben den ſeit 1891 in den Vordergrund getretenen neueren Entwick⸗ 
lungen auch denjenigen Tatſachen der ſozialen Entwicklung Rechnung zu 
tragen, die bei Abfaſſung des Erfurter Programms als nebenſächlich erachtet 
werden konnten, aber ſich als bedeutungsvoll genug erwieſen haben, um ihrer⸗ 
ſeits Anſpruch auf Berückſichtigung zu haben. Indem ich es tue, bemerke ich 
ausdrücklich, daß ſie nur Leitſätze für die Neuformulierung dieſes Teils 
des Programms ſein wollen, nicht aber Anſpruch darauf erheben, dieſe ſelbſt 
zu geben. 


Leitſätze für die Neuformulierung des ſozialdemokratiſchen 
Parteiprogramms. 

„1. In den Kulturländern der Gegenwart beherrſcht das kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsſyſtem die Produktion und den Austauſch der Güter. Die mit 
großen Mitteln ausgeſtattete Unternehmung drängt insbeſondere in Handel 
und Gewerbe die kleinen Betriebe vollſtändig“) in den Hinter⸗ 
grund. Die Schicht der ſelbſtändigen kleinen Unternehmer, der Kleinbauern, 
der Kleinhandwerksmeiſter, der Kleinhändler und ſonſtigen Kleingewerbe⸗ 
treibenden bilden einen immer geringeren Bruchteil der Be⸗ 
völkerung. Dagegen wächſt im ſteigenden Grade die Klaſſe der in 
kapitaliſtiſchen Unternehmungen beſchäftigten Lohn arbeiter und gegen 


Gehalt tätigen Angeſtellten. Mehr als drei Viertel des Bevölkerungs⸗ 


zuwachſes ſind zu dauernder wirtſchaftlicher Abhängigkeit verurteilt. 

Für die Maſſe der Beſchäftigten und ganz beſonders für die Lohn⸗ 
arbeiter bedeutet der Kapitalismus mit der Abhängigkeit zugleich zu⸗ 
nehmende Unſicherheit der Exiſtenz. Techniſche Umwälzungen, 


die menſchliche Arbeitskräfte erſparen, werfen immer wieder ausgebildete 
Arbeiter aus ihrer Sphäre heraus, und das durch den ſpekulativen Charakter 


der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft erzeugte Wechſelſpiel von Hochkonjunktur und 
Geſchäftsſtillſtand bedeutet für die große Maſſe der Arbeiter und Angeſtellten 


*) Hier wäre „zunehmend“ der richtigere Ausdruck. Ed. B. 
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immer wieder von neuem Abwechſelung von Ueberſpannung der Kräfte und 
Arbeitsloſigkeit. Je mehr aber die Arbeiterklaſſe anwächſt, um ſo mehr wirkt 
die Arbeitsloſigkeit lähmend auf das ganze Wirtſchaftsleben zurück 
und wirft Tauſende von Gewerbetreibenden dem Ruin in die Arme. 

3. Wohl ſuchen die modernen Kapitaliſtenverbände, die Syn dikate und 
Kartelle, die Produktion einer gewiſſen Regelung zu unterziehen. Aber 
ſie tun das nicht im Intereſſe und zum Wohl der geſamten Volkswirtſchaft, 
ſondern im Intereſſe der Hochhaltung der Preiſe, der Sicherſtellung 
möglichſt hoher Profite in ihren ſpeziellen Induſtrien. Infolgedeſſen können 
ſie das Uebel der periodiſch eintretenden Geſchäftsſtockungen nicht beſeiti⸗ 
gen, ſondern nur die Aeußerungs formen ändern, während die künſtliche 
Hochhaltung der Preiſe vielmehr die Wirkungen der Stockungen für die große 
arbeitende Allgemeinheit noch verſchlimmert. 

4. Die kapitaliſtiſche Produktion hat zu einer gewaltigen Steigerung 
des geſellſchaftlichen Reichtums geführt. Aber dieſer wachſende 
Reichtum der Geſellſchaft fließt nur zum geringſten Teile den arbeitenden 


Klaſſen zu. In den verſchiedenen Formen des Profits und der Bodenrente 


ziehen die Grundeigentümer und kapitalbeſitzenden Klaſſen immer größere 
Mengen von Mehrarbeit an ſich. Es wächſt immer mehr die Zahl derer, 
die auf Grund von Befistiteln arbeitsloſes Einkommen genießen, 


und in noch höherem Grade als ihre Zahl wächſt ihr Kapitalreichtum. Rieſen⸗ 


vermögen, wie keine frühere Zeit ſie gekannt, häufen ſich in Einzelhänden an, 
ins Ungeheure wächſt der Abſtand zwiſchen den Einkommen 
der breiten Maſſe, der um Lohn oder ein dem Lohne ähnliches Gehalt 
ſich Mühenden und dem Einkommen der Kapitaliſtenariſtokratie, 
deren Luxus ins Ungemeſſene wächſt und das öffentliche Leben korrumpiert. 
5. Während die Produktion und der Austauſch mit dem Wachstum der 
Unternehmungen immer mehr geſellſchaftlichen Charakter annehmen, 
wird durch die Entwicklung von Kollektivformen des Beſitzes 
(Aktien⸗ uſw. Geſellſchaften) das Verhältnis der Eigentümer der Unter⸗ 


nehmungen zu ihrem Betriebe zunehmend veräußerlicht. Ein immer 


größerer Teil des Geſamtkapitals der Geſellſchaft wird Eigentum von Aktionä⸗ 
ren, die zu den Unternehmungen keinerlei funktionelle Bezie⸗ 
hung haben, die nur am Profit, den dieſe abwerfen ſollen, intereſſiert ſind, 


ihnen aber ſonſt teilnahmslos und unverantwortlich gegenüberſtehen. 


Hinter den großen monopolartigen Unternehmungen läuft ein ganzes Heer von 
Aktionären, die deren ſoziale Macht verſtärken, als Verzehrer arbeitsloſen 
Einkommens aber für die Volkswirtſchaft Paraſitenexiſtenz führen. 

6. Gegen dieſes Ueberwuchern des Paraſitismus, den nach zwei Seiten 
hin, auf Lohn und Preis, geübten Monopoldruck des Kapitals wären die Ar⸗ 
beiter und Angeſtellten als einzelne ohnmächtig. Nur durch die politiſche, 
gewerkſchaftliche und genoſſenſchaftliche Koalition ver⸗ 
mögen ſie ſeinen niederdrückenden Tendenzen Widerſtand zu leiſten. Koali⸗ 
tionsfreiheit und gleiches demokratiſches Wahlrecht aller 
find die notwendigen Vorbedingungen der Befreiung der Arbeiter in der kapita— 
liſtiſchen Geſellſchaft. 

7. Von allen der Kapitalmacht gegenüberſtehenden Klaſſen der Geſellſchaft 
iſt die Arbeiterklaſſe allein eine umwälzende Macht im 


Sinne des geſellſchaftlichen Fortſchritts. Die anderen antikapitaliſtiſchen Klaſſen 
oder Schichten find entweder direkt reaktionär, wollen das Rad der Geſchichte 


aufhalten oder womöglich zurückdrehen, oder ſie bewegen ſich, weil ſie ſelbſt 


Z wiſchenbildungen find, in Widerſprüchen und Halbheiten. Einzig 
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die Arbeiter haben als Klaſſe dem Kapitalismus gegenüber ausſchließlich 


Fortſchrittsintereſſen zu vertreten. Als Klaſſe haben die Arbeiter das größte 


Intereſſe an der Vermehrung des geſellſchaftlichen Reichtums durch Vervoll⸗ en 
fommnung der Technik und Einſpannung der Naturkräfte in den Dienſt der 


Produktion; als Klaſſe haben ſie das größte Intereſſe an der Beſeitigung 


der paraſitären Unternehmungsformen und an der Expropriation der paraſi⸗ 


tären Geſellſchaftselemente. 


8. Ihr Klaſſenintereſſe verlangt die Ueberführung der wirtſchaft⸗ | 


lichen Monopole in den Beſitz der Geſellſchaft und deren Betrieb zum Vorteil 
der Geſellſchaft, in ihrem Klaſſenintereſſe liegt die Ausdehnung der geſell⸗ 


ſchaftlichen Kontrolle auf alle Zweige der Produktion, die Ein⸗ 


beziehung der zurückgeblieben en Betriebe in die geſell⸗ 
ſchaftlich geregelte Produktion. Die Organiſation der Arbeiter 
als Klaſſe aber heißt ihre Organiſation zu einer beſonderen politiſchen 
Partei, und die politiſche Partei der Arbeiter iſt die Sozialdemo⸗ 
kratie. 

9. Die Sozialdemokratie kämpft für die Durchführung der Demokratie in 
Staat, Provinz, Gemeinde als Mittel der Verwirklichung der politiſchen 
Gleichheit aller und als Hebel für die Vergeſellſchaftung 
des Bodens und der kapitaliſtiſchen Betriebe. Sie iſt nicht 
Partei der Arbeiter in dem Sinne, daß ſie nur Arbeiter in ihre Reihen auf⸗ 
nimmt; wer ihre Grundſätze annimmt und vertritt, das heißt wer zu den 
Fragen des Wirtſchaftslebens im Sinne des Kampfes der ſchaffenden Arbeit 
gegen den ausbeuteriſchen Beſitz Stellung nimmt, gehört in ihre Reihen. Aber 
ſie wendet ſich hauptſächlich an die Arbeiter, denn die Befreiung der Ar⸗ 
beiter muß in erſter Linie das Werk der Arbeiter ſelbſt ſein. 
Die Arbeiter mit dieſem Gedanken zu erfüllen und ſie für den Kampf wirt⸗ 
ſchaftlich und politiſch zu organiſieren, iſt die Hauptaufgabe der Sozialdemo⸗ 
kratie. 

10. Der Kampf der Arbeiterklaſſe iſt nicht auf ein einzelnes 
Land beſchränkt, ſondern umfaßt alle Länder, in denen die moderne Ent⸗ 
wicklung ihren Einzug gehalten hat. Von der Erkenntnis durchdrungen, daß die 
Entwicklung des modernen Verkehrsweſens eine zunehmende Solidarität der 
Arbeiter aller dieſer Länder ſchafft, und daß die nationalen Gegenſätze, von 
denen heute noch geſprochen wird, in Herrſchafts- und Ausbeutungsbeziehungen 
wurzeln, für deren Beſeitigung die Arbeiterklaſſe kämpft, vertritt die Sozial⸗ 
demokratie im Wirtſchaftskampf und in der politiſchen Aktion den Grundſatz 
der Inter nationalität, der zum Ziele hat den freien Bund der 
Völker auf der Grundlage des Rechtes der nationalen Selbſt⸗ 
be ſt imm ung im Rahmen der Solidarität der Kultur⸗ 
menſchheit.“ 

* 5 * 

Dies die Leitſätze. Unſchwer wird man herauserkennen, worin ſie nur in 
etwas anderer Formulierung wiedergeben, was auch im Erfurter Pro⸗ 
gramm geſagt iſt, worin ſie ſachlich von ihm abweichen und worin ſie es 
ergänzen. Letzteres gilt insbeſondere von dem im Punkt 3 über die 


Kapitalverbände Geſagten, den Bemerkungen in Punkt 5 über die Ab⸗ 


nahme der funktionellen Beziehungen zwiſchen kapitaliſtiſchem Eigentum und 
den großen Unternehmungen, ſowie der Betonung, die Punkt 8 auf die Ein⸗ 


beziehung der zurückgebliebenen Betriebe in die geſellſchaftlich geregelte Pro⸗ 


duktion legt. Berührt Punkt 8 damit eine Frage, die heute ſehr aktuell ge⸗ 
worden iſt, ſo ſtreift er doch eben nur das Fragengebiet der Sozialiſierung, zu 
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dem das Programm nun in viel genauerer, erjchöpfenderer Faſſung Stellung 
zu nehmen hat. N 

Damit kommen wir vom Gebiet der theoretiſchen Grundlagen und allge⸗ 
meinen Grundſätze des Parteiprogramms zu dem der Fragegruppen, die in ihm 
Behandlung erheiſchen. Die wichtigſten davon ſind: 


1. Die Stellung zu den deutſchen Verfaſſungsfragen. 


Hier iſt zu betonen die Bekennerſchaft zur Ginheitsrepublik auf 
der Grundlage eines demokratiſch und organiſch gegliederten 
Föderalismus. Weder der ſtarre Einheitsſtaat noch die unbeſchränkte 
Selbſtherrlichkeit der Länder und Gemeinden können den Anforderungen ge— 
recht werden, welche in der Zeit der großen Verkehrsmittel und des großen 
internationalen Austauſches erfüllt werden müſſen, um den höchſtmöglichen 
Grad von Gemeinhaftung (Solidarität) mit jenem Grad von Freiheit zu ver⸗ 
binden, der zu den unerläßlichen Attributen der Demokratie der Gegenwart 
gehört. Das Ziel der Sozialdemokratie in bezug auf den Aufbau der Republik 
iſt eine organiſch gegliederte Föderation von Selbſtver⸗ 
waltungskörpern mit einer zentralen Geſetzgebung und Vollziehungs⸗ 
behörde für die allen gemeinſamen Aufgaben und Intereſſen. Die heutige 
Gliederung nach Länder genannten Einzelſtaaten iſt ein koſtſpieliger Zwiſchen⸗ 
zuſtand, der im Laufe der Zeit durch eine Gliederung nach großen 

Landſchaften abzulöſen iſt. | | 


2. Die Stellung zur Demofratie und den mit ihr verbundenen 
Fragen des politiſchen Rechts, 


Die Sozialdemokratie hält unverbrüchlich feſt an dem demokratiſchen 
Grundſatz des gleichen politiſchen Rechts aller Angehörigen der Republik. Sie 
verkennt nicht, daß dieſe politiſche Gleichheit durch die Ungleichheiten des Be⸗ 
ſitzes und der wirtſchaftlichen Machtſtellungen in der noch weſentlich kapitaliſti⸗ 
ſchen Geſellſchaft für große Teile der Bevölkerung ſtark beeinträchtigt wird. 
Aber fie ſucht die Abhilfe nicht in der brutalen Ausſchließung irgendeiner Ge- 
ſellſchaftsſchicht aus dem politiſchen Recht, ſondern in der Schaffung von Ein- 
richtungen, welche den Nichtbeſitzenden Erſatz bieten für die Unzulänglichkeit 
ihrer materiellen Machtmittel. Sie erinnert ſich dabei des Wortes von Marz 
in der Eröffnungsanſprache (Inauguraladreſſe) der Internationale, daß die 
arbeitenden Klaſſen ein Element des Erfolgs in ihrer größeren 
Zahl haben, ſobald ſie durch ein ſtarkes Band vereinigt ſind und einem be⸗ 
wußten Ziel entgegengeführt werden. Ein Wort, das, wie die Ausſprüche 
Ferdinand Laſſalles über den Wert des demokratiſchen Wahlrechts für die 
Arbeiterklaſſe, durch die Erfahrungen der Sozialdemokratie in Deutſchland 
reiche Beſtätigung erfahren hat. In Deutſchland ſtanden ſchon im Jahre 1907 
5,3 Millionen Selbſtändigen in Induſtrie, Handel, Verkehr und Landwirtſchaft, 


von denen gut ein Drittel der Arbeiterklaſſe näher ſtehen als der Klaſſe der 


Kapitaliſten, 1,3 Millionen Angeſtellte und 17,8 Millionen Arbeiter gegenüber. 
Bei einer ſolchen Klaſſengliederung muß in einem kulturell entwickelten Land 
das demokratiſche gleiche Recht die Arbeiterklaſſe zum entſcheidenden Faktor in 


Geſetzgebung und Verwaltung erheben. Denn die Demokratie heißt jedesmal 


ſoviel Herrſchaft der Arbeiterklaſſe, als dieſe nach ihrer intellektuellen Reife 


und dem Höhegrad der wirtſchaftlichen Entwicklung überhaupt auszuüben fähig 
415 iſt. Zur Demokratie gehört aber die Freiheit des geſprochenen und ge⸗ 
druckten Wortes, der Verſammlung und der Verbindung als 


Bu ‚Mittel der Kontrolle der geſetzgebenden und verwaltenden Organe. 


3. Der Parlamentarismus und das politiſche Näteſyſtem. 

Der Parlamentarismus, die Erhebung der gewählten Volksvertretung zum 
höchſten geſetzgebenden Faktor der Nation iſt ein unentbehrliches Lebenselement 
zur Selbſtregierung gelangter Völker, das Parlament ein unentbehrliches Organ 
dieſer Selbſtregierung. Es kann durch die direkte Volksabſtimmung immer 
nur ergänzt und kontrolliert, nie aber vollſtändig erſetzt werden. Bei be⸗ 
ſchränktem Wahlrecht und in einem Lande mit ſozial unentwickelter und geiſtig 
tiefſtehender Arbeiterklaſſe konnte es ein furchtbares Mittel der Klaſſenherr⸗ 
ſchaft der Beſitzenden, eine Brutſtätte des Stellenhandels bevorrechteter 
Cliquen und der Unterwerfung der Politik des Landes unter die Intereſſen 
ſolcher Cliquen werden. Je mehr aber das politiſche Leben ſich demokratiſiert, 
die Arbeiterklaſſe zur Bedeutung gelangt und ſich wirtſchaftlich wie politiſch als 
Klaſſe organiſiert und betätigt, nehmen, nicht ausſchließlich, aber in hohem 
Grade, unter ihrem Druck auch das Parlament und der Parlamentarismus 
einen anderen Charakter an. Aus einem Herrſchaftsorgan der beſitzenden 
Oberſchicht der Nation wird das Parlament der Geſchäftsträger der 
großen Intereſſen der breiten, ſchaffenden Maſſen der 
Nation, aus einem Klub von Schönrednern eine arbeitende Körper⸗ 
ſchaft. 

Der Verſuch, an die Stelle eines durch allgemeine Wahlen auf Grund 
des demokratiſchen Wahlrechts aller gebildeten Parlaments eine Delegierten⸗ 
verſammlung von Vertretern örtlicher oder Diſtrikts⸗Arbeiter⸗ und Angeſtellten⸗ 
räte mit diktatoriſchen Vollmachten zu ſetzen und dadurch die Klaſſe der ſelb⸗ 
ſtändigen Unternehmer in Stadt und Land, Fabrikanten, ſelbſtändige Kauf⸗ 
leute, Handwerker und Bauern politiſch zu entrechten, würde in Deutſchland 
zu einer wirtſchaftlichen Anarchie verheerendſter Art führen, unter deren Wir⸗ 
kungen die große Maſſe der Arbeiter nicht minder zu leiden haben würde, als 
die direkt von ihr betroffenen Eigentümer. Noch viel weniger als das über⸗ 
wiegend agrariſche Rußland würde das überwiegend induſtrielle Deutſchland 
ſolches Experiment ohne die ſchwerſte Schädigung ſeines Wirtſchaftslebens 
überleben. Der Organismus des Induſtrieſtaats iſt von viel entwickelterer 
Natur als der Organismus eines Agrarſtaats, und gerade deshalb um ſo vieles 
empfindlicher, und wenn der induſtrielle uſw. Unternehmer nicht Arbeiter im 
Klaſſenſinne des Wortes iſt und auch zumeiſt wenig phyſiſche Arbeit leiſtet, ſo 
erfüllt er darum doch ſo lange eine volkswirtſchaftliche Funktion, als die 
Allgemeinheit nicht dazu übergeht, ſeinen Gewerbezweig zu übernehmen und 
ſelbſt zu betreiben. Für die politiſche Entrechtung der Unternehmer läßt ſich 
daher ebenſowenig ein ſozialiſtiſches Argument ins Feld führen wie 
ſie unter dem Geſichtspunkt der Zweckmäßigkeit ſich empfiehlt und als 
Notwendigkeit zu entſchuldigen iſt. 

Die Sozialdemokratie lehnt daher den Gedanken der Erſetzung der demo⸗ 
kratiſierten Volksvertretung durch die Rätediktatur als verfehlt und verderblich 
ab. Als Gegnerin des Zweikammerſyſtems kann ſie ſich auch nicht für die 
Schaffung eines gleichberechtigten Nebenparlaments von Berufsvertretern er⸗ 
klären. Aber ſie iſt darum nicht ſchon Gegnerin jeder Reform und Ergänzung 
des heutigen Parlamentarismus und jeder Mitwirkung von Arbeiter⸗ und 
Angſtelltenräten an der Geſetzgebung und Verwaltung. Das ſtark entwickelte 
politiſche Parteileben im demokratiſierten Deutſchland macht beſondere poli- 
tiſche Rätekammern überflüſſig. Nicht überflüſſig ſind dagegen und 
werden deshalb von der Sozialdemokratie unterſtützt und gefördert 
Rätekammern der Arbeiter und Angeſtellten als Mit beſtimmende im 
praktiſchen Wirtſchaftsleben und als Mitberatende bei der Wirtſchafts⸗ 
geſetzgebung. 
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4. Die Gewerkſchaften und die Arbeiter⸗ und Angeſtelltenräte. 

Die Sozialdemokratie Deutſchlands hat ſchon früh die Bedeutung der Ge⸗ 
werkſchaften für die Befreiungsbewegung der Arbeiterklaſſe erkannt und ihnen 
jede mögliche Förderung angedeihen laſſen. Vom ſozialiſtiſchen Geiſte er⸗ 
füllt, haben ſchon vor der Revolution die durch die Generalkommiſſion der Ge⸗ 
werkſchaften Deutſchlands vertretenen und nun zum Allgemeinen Deutſchen 
Gewerkſchaftsbund zuſammengeſchloſſenen Gewerkſchaften ſich nicht nur der 
Zahl ihrer Mitglieder und der materiellen Leiſtungskraft nach zu großer Stärke 
entwickelt, ſondern auch ihre innere Gliederung zunehmend vervollkommnet 
und ihr Arbeitsgebiet beſtändig erweitert. Neben den Fragen von Lohn⸗ 
höhe und Arbeitszeit haben ſie insbeſondere auch den Fragen der 
Rechtsſtellung der Arbeiter im Betrieb wie überhaupt in der Volks⸗ 
wirtſchaft ihre Aufmerkſamkeit gewidmet. Aus eigener Kraft haben die vor⸗ 
geſchrittenen von ihnen die Einrichtung der Betriebsvertrauens⸗ 
leute geſchaffen und ausgebildet, und gemeinſam mit der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei haben ſie von der Geſetzgebung die Schaffung von Arbeiter⸗ 
kammern mit weitgreifenden Aufgaben und Rechten gefordert. Dieſen 
Schöpfungen und Beſtrebungen gibt der Artikel 165 der Verfaſſung der 
Deutſchen Republik vom 11. Auguſt 1919 die geſetzliche Weihe, deſſen erſte 
wei Paragraphen lauten: 

Die Arbeiter und Angeſtellten ſind dazu berufen, gleichberechtigt in Ge⸗ 
meinſchaft mit den Unternehmern an der Regelung der Arbeitsbedingungen 
ſowie an der geſamten wirtſchaftlichen Entwicklung der produktiven Kräfte 
mitzuwirken. Die beiderjeitigen Organiſationen und ihre Vereinbarungen 
werden anerkannt. Die Arbeiter und Angeſtellten erhalten zur Wahrung 
ihrer ſozialen und wirtſchaftlichen Intereſſen geſetzliche Vertretungen in 
Betriebsarbeiterräten ſowie in nach Wirtſchaftsgebieten ge⸗ 
gliederten Bezirksarbeiterräten und in einem Reichsar⸗ 
beiterrat. 

Für die Betriebsarbeiterräte iſt von der Deutſchen Nationalverſammlung 
das Betriebsrätegeſetz vom 4. Februar 1920 geſchaffen worden, für 
deſſen Ausgeſtaltung im Sinne der Beſchlüſſe des im Juli 1919 zu 
Nürnberg abgehaltenen Allgemeinen deutſchen Gewerk⸗ 
ſchaftskongreſſes die der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands 
angehörenden Mitglieder der Nationalverſammlung im Ausſchuß und in den 
Vollſitzungen dieſer den lebhafteſten Kampf geführt haben. Sie haben es denn 
auch erreicht, daß das Geſetz, wenn nicht in allen Punkten, ſo doch im weſent⸗ 
lichen den Vorſchlägen und Forderungen der Gewerkſchaften entſpricht. Die 
auf Grund ſeiner geſchaffenen Betriebsräte der Arbeiter und Angeſtellten 
verbinden mit den erheblich erweiterten Aufgaben und Rechten der alten 
Arbeiter⸗ und Angeſtelltenausſchüſſe die Aufgaben der gewerkſchaftlichen Be⸗ 
triebsvertrauensleute. In verſchiedenen Paragraphen ($$ 66, 78 uſw.) weiſt 
das Geſetz ihnen ausdrücklich die Ueberwachung der Durchführung der 
von den Gewerkſchaften mit den Unternehmern vereinbarten Tarifver⸗ 
träge und ähnlichen Abmachungen zu, und ferner beſtimmt es — $ 78 
Abſ. 1 —, daß ihre Vereinbarungen mit den Unternehmern ſich im Rahmen 
der geltenden Tarifverträge zu halten haben. — Entſtehung wie 
Geiſt des Geſetzes weiſen gleichmäßig auf einen engen Zuſammenhang 
der Einrichtung der Betriebsräte mit den ſelbſtgeſchaffenen gewerk⸗ 
ſchaftlichen Organiſationen der Arbeiter und Angeſtellten hin. Die Betriebs⸗ 


käte ſollen dieſe Klaſſenorganiſationen nicht erſetzen, ſondern fie ergänzen 


und im Einvernehmen mi ihnen die ihnen vom Geſetz zugewieſenen 


1 
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Aufgaben erfüllen. Alle Beſtrebungen, dieſen engen Zuſammenha n 8 


zu fördern und zu feſtigen, find daher der Unterſtützung der Ge- 
zialdemokratiſchen Partei Deutſchlands ſicher. 


5. Die Sozialdemokratie und die Sozialiſierung von 
Produktion und Handel. 

Die Verwandlung des kapitaliſtiſchen Privateigentums an Produktions⸗ 
mitteln in geſellſchaftliches Eigentum und die Umwandlung der Warenpro⸗ 
duktion in ſozialiſtiſche, für und durch die Geſellſchaft betriebene Produktion 
(Erfurter Programm, fünfter Abſatz) iſt ſeit langem der Grundgedanke der 


ſozialiſtiſchen Beſtrebungen und von der marxiſtiſchen Theorie des Sozialis⸗ 


mus als notwendige Folge der kapitaliſtiſchen Entwicklung der Produktion 
nachgewieſen. Die Sozialdemokratie iſt ſich aber deſſen bewußt, daß dieſer 
Umwandlungsprozeß nicht das Ergebnis eines einmaligen Aktes ſein kann, 
ſondern ein methodiſches Vorgehen erfordert, bei dem die größere 
oder geringere Bedeutung des Produktions- oder Betriebszweiges für die 
Volkswirtſchaft im ganzen, der Höhegrad der techniſchen Entwicklung, die 
Natur des Produkts oder der Leiſtung wegweiſend dafür ins Gewicht 
fallen, wo mit dem vorausſichtlich beſten Erfolg für das Gemeinweſen die 
Uebernahme von Induſtrien oder Zweigen von ſolchen zunächſt 
vorzunehmen iſt und Fortſetzung zu finden hat, und wo einſtweilen die Sozia⸗ 
liſierung in Geſtalt ſtärkerer geſellſchaftlicher Aufſiſcht und Regelung der 
Produktion, der Preisbildung und der Arbeitsbedingungen 
in Angriff zu nehmen iſt. Sie verwirft ein Experimentieren ins Blaue hinein, 
wie es die Bolſchewiſten in Rußland beim Antritt ihrer Regierung zum größten 
Schaden für deſſen Volksmaſſe betrieben haben, fordert aber, daß die Republik 
energiſcher als es bis jetzt geſchehen iſt und in dem Geiſte des Berichts 
der Sozialiſierungskommiſſion von 1918/19 das Werk der 
Sozialiſierung in die Hand nimmt, und wird alle darauf gerichteten Be⸗ 


wegungen unterſtützen. 
* * 


Weitere Punkte des Parteiprogramms. In der kurzen 


Form, wie es in den vorhergehenden Abſchnitten e iſt, hätte das 


Parteiprogramm noch folgende Fragen zu behandeln 
Die Finanz⸗ und Steuerpolitik; 


Die Bodenpolitik und die Bodenbewertung unter Bezugnahme auf Ar⸗ 


tikel 153 der Verfaſſung; 
Das Rechtsweſen (Bildung und N der Gerichte, Grundſätze des 
Privatrechts und Strafrechts); 
Die Selbſtverwaltung; 
Die Geſundheitspflege; 
Das Bildungsweſen und die allgemeine Kulturpolitik; 
Den Arbeiterſchutz; 
Die öffentliche Ordnung und der Sicherheitsdienſt; 
Die Handelspolitik; 
Die Völkerpolitik und die auswärtige Politik; 
Die Raſſenfrage; 
Die ſozialiſtiſche Internationale. 

Ich unterlaſſe es, hierüber auf Einzelheiten einzugehen, da weitgehende 
Meinungsverſchiedenheiten grundſätzlicher Art in der Sozialdemokratie in be⸗ 
zug auf dieſe Fragen kaum beſtehen. Betonen möchte ich nur, daß es mir 
nötig erſcheint, in irgendeiner Form den Gedanken ſtark zum Ausdruck zu 
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bringen, der früher mit den Worten „Keine Rechte ohne Pflichten, keine 


Pflichten ohne Rechte“ bezeichnet wurde. Das Programm muß in irgendeiner 
Weiſe die Frage der Verantwortungen behandeln. 

In bezug auf die ſozialiſtiſche Internationale ſollte et werden, daß 
die Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands unbekümmert um die gegen ſie 
gerichteten gehäſſigen Angriffe und Aechtungsbeſchlüſſe unverbrüchlich feſthält 
an den Grundſätzen der internationalen Verbundenheit der Arbeiterklaſſe, wie 
fie im alten Statut der Internationalen Arbeiteraſſoziation niedergelegt find, 
und wie bisher beſtrebt bleibt, den ihr daraus erwachſenden Verpflichtungen 


gerecht zu werden, daß ſie aber um ſo mehr die Bildung von Gegeninternatio⸗ 


nalen verurteilt und auf das entſchiedenſte den Gedanken verwirft, den Ar⸗ 
beiterparteien der einzelnen Länder über beſtimmte Grundſätze des ſozialiſti⸗ 
ſchen Arbeiterkampfes hinaus ſektiererhaft die Methoden der Politik und die 
Einſchränkung des Rechts der Kritik vorzuſchreiben. 


Vorſchläge zum neuen Parteiprogramm. 


Von Heinrich Cunow. 

Der durch die deutſche Revolution hervorgerufene Uebergang des alten 
Obrigkeitsſtaates mit ſeinem Beamten⸗ und Polizeiregiment in einen auf dem 
allgemeinen Volkswillen beruhenden demokratiſchen Volksſtaat und die in 
weiterer Folge ſich daran anſchließende Umgeſtaltung des inneren Staats⸗ 
lebens bedingen, daß auch die deutſche Sozialdemokratie in dem von ihr ge⸗ 
planten neuen Parteiprogramm in umfangreicherem Maße zu den Verfaſſungs⸗ 
und Verwaltungs- ſowie den inneren Organiſationsfragen des Staates Stellung 
nehmen muß, als das im Erfurter Programm geſchehen iſt. Schon Friedrich 
Engels hat in ſeiner Kritik des Erfurter Programmentwurfs (1891 geſchrieben, 
aber erſt Oktober 1901 im 20. Jahrgang, 2. Band der „Neuen Zeit“ ver⸗ 
öffentlicht) gerügt, daß die politiſchen Forderungen dieſes Programms nicht 
enthalten, was „eigentlich geſagt werden ſollte“, beſonders fehle jede nähere 
Angabe über die zu erſtrebende Staats⸗ und Verfaſſungsform. War das 


ſchon 1891, dem Entſtehungsjahr des Erfurter Parteiprogramms, unzweifelhaft 


ein Mangel, ſo noch weit mehr heute, nachdem inzwiſchen in Deutſchland das 


parlamentariſche Syſtem zur Herrſchaft gelangt iſt und der fortſchreitende Re⸗ 


volutionierungsprozeß auch jene Klaſſen und Schichten, die der alte Obrigkeits⸗ 
ſtaat von der tätigen Mitwirkung an der Staatsverwaltung ausgeſchloſſen hatte, 
zur Mitarbeit herangezogen hat. Zudem aber erfordert die große Aufgabe, die 
durch den Krieg in Deutſchland herbeigeführten traurigen Wirtſchaftszuſtände 


zu beſeitigen und Deutſchland wieder zu einer maßgebenden, ſeiner kulturellen 


Entwicklung entſprechenden Stellung in der Weltwirtſchaft zu verhelfen, die 
Vereinigung der ganzen Volkskraft zu gemeinſamem Schaffen und Handeln. 
Zur Erreichung dieſes Zweckes iſt aber dringend nötig, daß die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Arbeiterſchaft ſich weit mehr als bisher des Zuſammenhanges ihrer 
Lebensintereſſen mit dem Staatsgetriebe bewußt wird, daß ſie die alte über⸗ 


lieferte Staatsfeindſchaft, die in dem Staat nur ein feindliches, energiſch 


zu bekämpfendes Gebilde ſah, aufgibt und die Demokratiſierung der Staats⸗ 


verwaltung als ein Mittel betrachtet, durch das ſie nicht bloß zu einer mäch⸗ 
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tigeren politiſchen Rechtsſtellung gelangt, ſondern das auch allein die Gewähr 
für die folgerichtige Durchführung ſozialiſtiſcher Einrichtungen bietet. | 
Noch ein anderer Grund drängt dazu, in dem neuen Programm die Stel⸗ 
lung der Arbeiterſchaft zum Staat und zu den Staatsformen näher zu prä⸗ 
ziſieren: die Zuſtimmung, welche jene bakuniſtiſch⸗bolſchewiſtiſche Lehre teilweiſe 
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auch in der deutſchen Arbeiterſchaft gefunden hat, daß der Uebergang zur 
ſozialiſtiſchen Geſellſchaftsordnung nicht auf demokratiſchem Wege, alſo nicht 
vermittels der Errichtung einer allgemeinen Volksherrſchaft erfolgen könne, 
ſondern nur durch die Zerbrechung des Staates und Aufrichtung einer prole⸗ 
tariſchen Rätediktatur. Dieſer Lehre gilt es, im neuen Programm offen das 
Bekenntnis zur Demokratie entgegenzuſetzen und dieſe als jene Regierungs⸗ 
form zu bezeichnen, auf deren Grundlage allein die Fort⸗ 
entwicklung zum Sozialismus als einer organiſierten 
Gemeinſchaftsarbeit im Dienſte der Gemeinſchaft mög- 
lich iſt. 

Dieſes Bekenntnis zur Demokratie ſteht nicht, wie die Anhänger der Räte⸗ 
diktatur in falſcher Auslegung des bekannten Marxſchen Ausſpruches von der 
„Diktatur des Proletariats“ behaupten, im Gegenſatz zu den beiden Altmeiſtern 


des Sozialismus, zu Karl Marx und Friedrich Engels, ſondern im Gegenteil | 


in voller Uebereinſtimmung mit ihrer Auffaſſung des Entwicklungsganges des 
Sozialismus. Schon in den größtenteils von ihnen verfaßten Kommiſſions⸗ 
berichten an die ſozialiſtiſche Internationale über die Treibereien Michael 
Bakunins und ſeiner „Allianz der ſozialiſtiſchen Demokratie“ wenden ſich Marx 
und Engels energiſch gegen den von Bakunin vertretenen und ſeitdem von 
Lenin wiederaufgenommenen Gedanken (beſonders in ſeiner Schrift „Staat 
und Revolution), es müſſe nach einer proletariſchen Revolution die erſte Auf⸗ 
gabe des in den Beſitz der Macht gelangten Proletariats ſein, den Staat zu 
zertrümmern, das heißt die Staatseinrichtungen zu zerbrechen und an die 
Stelle der bisherigen Regierungsform vom Proletariat erwählte oder ernannte 
diktatoriſche Ausſchüſſe (Räte) und Vollzugsorgane zu ſetzen. Auch anderswo 
haben beide, ſowohl Marx als Engels, wiederholt die Anſicht ausgeſprochen, die 
rein demokratiſche Staatsorganiſation ſei eine notwendige Vorbedin⸗ 
gung für die Durchführung des Sozialismus. So heißt es zum Beiſpiel ſchon 
im 1 Manifeſt: 
Wir ſahen ſchon oben, daß der erſte Schritt in der Arbeiterrevolution 
die Erhebung des Proletariats zur herrſchenden Klaſſe, die Er⸗ 
kämpfung der Demokratie iſt.“ 


Ferner ſagt Engels in A Kritik des W Program niere 


(„Neue Zeit“, 20. Jahrgang, 1. Band): 

„Wenn etwas feſtſteht, ſo iſt es das, daß unſere Partei und die Ar⸗ 
beiterklaſſe nur zur Herrſchaft kommen kann unter der Form der 
demokratiſchen Republik.“ 

Und an anderer Stelle („Urſprung der Familie, des Privateigentums 
und des Staats“, 9. Kapitel: Barbarei und Ziviliſation) erklärt Engels: 

„. . . Die demokratiſche Republik, die in unſeren modernen Geſell⸗ 
ſchaftsverhältniſſen mehr und mehr unvermeidliche Notwendigkeit wird, iſt 
die Staatsform, in der der letzte Entſcheidungskampf zwiſchen Proletariat 
und Bourgeoiſie allein ausgekämpft werden kann.“ 

Soll das Deutſche Reich die ihm durch den Krieg geſchlagenen Wunden 


überwinden und ſich eine beſſere Zukunft im Völkerſyſtem ſichern, ſo muß der 


durch das Verfaſſungswerk in Weimar begründete neue Staat weiter aus⸗ 
gebaut werden zu einem alle Kräfte organiſatoriſch zuſammenfaſſenden ſozia⸗ 
liſtiſchen Verwaltungsſtaat. Dazu aber iſt nötig, daß die Arbeiter⸗ 


ſchaft ſelbſt mit anderen Augen den Staat betrachten lernt, die vielfach tief in 9 


ihre Reihen eingedrungene Staatsfeindſchaft, das heißt die Auffaſſung des 
Staates als eine ihren Beſtrebungen feindliche Macht, aufgibt und ſich ſelbſt 
als den Hauptträger des neuen Staatsgebildes fühlt, das nach ihren politiſchen 
und wirtſchaftlichen Grundſätzen auszugeſtalten ihre wichtigſte Aufgabe iſt. 
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Weit weniger als in den anderen großen europäiſchen Kulturſtaaten und 
in der nordamerikaniſchen Union hat in Deutſchland der nationale Staats⸗ 
gedanke Wurzel geſchlagen. Das erklärt ſich zu einem weſentlichen Teil aus 
der früheren einengenden Kleinſtaaterei, der künſtlichen Züchtung eines pfahl⸗ 
bürgerlichen ſelbſtzufriedenen Lokalpatriotismus oder Partikularismus und 
den mannigfachen Reſten des ehemaligen Obrigfeits- und Polizeiſtaates, die ſich 
in dieſen Kleinſtaaten, beſonders im oſtelbiſchen Preußen, beſſer als in den 
übrigen europäiſchen Kulturſtaaten erhalten haben. Während dieſe ſich aus 
großen bürgerlichen Revolutionen heraus zu einheitlichen Nationalſtaaten ent⸗ 
wickelten, hat Deutſchland ſeit der Zeit des fürſtlichen Abſolutismus keine 
eigentliche Periode eines ſchöpferiſchen ſtaatlichen Aufbaus mehr gehabt. Der 
deutſche Liberalismus hat nicht wie anderswo einen mächtigen Staatsgedanken 
geboren, der ſich in bürgerlichen Verfaſſungskämpfen energiſch durchzuſetzen 
vermochte. Wie er ſelbſt nur eine Nachbildung ſeines engliſchen und fran⸗ 
zöſiſchen Vorbildes iſt, ſo iſt er auch in ſeinem Verfaſſungsbeſtreben nicht über 
ein ſchwächliches Nachtrotten hinter ſeinen Vorbildern hinausgekommen. In 
Deutſchland, beſonders in Preußen, ſind die Grundpfeiler der vorrevolutio— 
nären ſtaatlichen Organiſation: die Fundamente der Verwaltungsorganiſation, 
des Beamtentums, des Heeres⸗ und Erziehungsweſens, meiſt in der Zeit der 
abſolutiſtiſchen Gewalt gelegt worden. Umgebaut auf neuen Grundlagen wurde 


dies Gebäude nicht, nur im Innern ausgeweitet, durch einige Anbauten in 


ungefähr gleicher Stilart ergänzt und teilweiſe mit neuem Faſſadenzierrat 
ausſtaffiert. 


Ein eigentliches ausgeprägtes Staatsgefühl vermochte unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden nur in beſtimmten Teilen der Beamten- und Gelehrtenſchaft ſowie in 
gewiſſen an der Staatsmacht intereſſierten bevorrechteten Kreiſen aufzukommen, 
nicht in der großen Volksmaſſe. Die Staatsmacht wurde von dieſer weit 
weniger als notwendige zuſammenordnende und regelnde Gemeinſchaftsgewalt, 
denn als Willkürmacht, als aufgezwungene bevormundende Obrigkeits⸗ 
gewalt empfunden. f 


Als Ferdinand Laſſalle ſeine Agitation in der deutſchen Arbeiterſchaft 
begann, erkannte er mit ſcharfem Blick, daß es nötig ſei, in der Maſſe das 


Intereſſe am Staat zu heben, fie für die Fragen des Staats⸗ und 


Verfaſſungslebens zu erwärmen und ſich als wichtigſten „Stand“ des Staates 


fühlen zu lernen, als des „Standes“ deſſen geſchichtliche Miſſion es ſei, ſich einſt 
der Herrſchaft im Staat zu bemächtigen und dieſen als Hebel für ihre Be⸗ 
freiungs⸗ und Kulturzweckle zu benutzen, kurz, wie er ſich philoſophiſch aus⸗ 
drückt, das „Prinzip des Arbeiterſtandes“ zum „herrſchenden Prinzip“ der 
Geſellſchaft zu machen. Er war keineswegs mit dem preußiſchen Staat 
zufrieden und forderte deſſen gründliche Umgeſtaltung, aber als Hegelſchüler 
ſah er in dem Staat das Gefährt, durch deſſen Benutzung allein die Arbeiter⸗ 
klaſſe zu dem Ziel völliger politiſcher Gleichberechtigung und im weiteren zur 


Durchſetzung ihrer ſozialiſtiſch⸗wirtſchaftlichen Forderungen gelangen könne. 


. 
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In Würdigung dieſer Bedeutung des Staates für den Aufſtieg der 
Arbeiterklaſſe wendet ſich denn auch Laſſalle gegen die engliſche Idee des 
„Nachtwächterſtaates“, gegen jene Lehre, daß der Staat ſich in das Spiel der 
ſogenannten freien Kräfte nicht einzumiſchen habe. Vielmehr gilt ihm als 
Zweck des Staates, die „Entwicklung des Menſchengeſchlechts zur Freiheit zu 
vollbringen“, und er difiniert daher auch in ſeinem am 12. April 1862 zu 


EN Berlin im Handwerkerverein der Oranienburger Vorſtadt gehaltenen Vortrag, 


dem er bezeichnenderweiſe den Titel „Arbeiterprogramm — Ueber 
den beſonderen Zuſammenhang der gegenwärtigen Ge⸗ 


3% 
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ſchichtsperiode mit der Idee des Arbeiterſtandes“ gegeben 
hat, den Staatszweck in folgender Weiſe: 

„Der Zweck des Staates iſt alſo nicht der, dem einzelnen nur die per⸗ 
ſönliche Freiheit und das Eigentum zu ſchützen, mit welchem er nach der 
Idee der Bourgeoiſie angeblich ſchon in den Staat eintritt; der Zweck des 
Staates iſt vielmehr gerade der, durch dieſe Vereinigung die einzelnen in 
den Stand zu ſetzen, ſolche Zwecke, eine ſolche Stufe des Daſeins zu er⸗ 
reichen, die ſie als einzelne nie erreichen könnten, ſie zu befähigen, eine 
Summe von Bildung, Macht und Freiheit zu erlangen, 
die ihnen, ſämtlich als einzelnen ſchlechthin unerſteiger⸗ 
lich wäre.“ 


Dieſe Staatsauffaſſung Laſſalles hat jedoch damals nur in den Kreis feiner 7%, 


engeren Anhängerſchaft Eingang gefunden. Der größte Teil der Arbeiter 
wie des kleinen Mittelſtandes verharrte in der Betrachtung des Staates oder 
richtiger der Staatsgewalt als einer bloßen Unterdrückungs⸗ und Zwangs⸗ 
gewalt, als einer feindſeligen Macht. Dieſe Auffaſſung war nur zu erklärlich; 
denn ſobald die bismarckſche Regierung erkannte, daß ſie die junge ſozialiſtiſche 
Arbeiterbewegung nicht für ihre Zwecke auszunutzen vermochte, ſetzte alsbald 
eine wütende Verfolgung aller Arbeiterbeſtrebungen, ein niederträchtiger, oft 
mit den kleinlichſten Gewaltmitteln geführter Polizeikampf gegen die ſozial⸗ 
demokratiſchen und gewerkſchaftlichen Verbände ein, der ſich nach Einführung 
des Sozialiſtengeſetzes zum gehäſſigſten Vernichtungskampf gegen die Arbeiter⸗ 
führer ſteigerte. Daß dieſe, von der Scholle vertrieben und von Ort zu Ort 
gehetzt, unter ſteter polizeilicher Ueberwachung ſtehend, in dem Staat, der ſie 
als „Ausgeſtoßene“ behandelte, eine brutale Willkürmacht, den willigen Büttel 
der herrſchenden Klaſſen ſahen und den Staat, der ſie als mit allen Mitteln 


niederzuhaltenden Feind betrachtete, ihrerſeits ebenfalls als Feind betrachteten, 


iſt nur allzu begreiflich; ebenſo, ſpeziell in Preußen, daß die beſonderen ſchönen 
Eigenſchaften des bismarckſchen Polizeiſtaates dem Staate an ſich zugeſchrieben 
wurden, das heißt als jedem Staat, wenn auch in verſchiedenem Grade an⸗ 
baftende Eigenheiten betrachtet wurden, die ſich aus dem Klaſſencharakter aller 
Staaten notwendig ergäben. 


Die Folge war, daß in unrichtiger, einſeitiger Deutung der Marxſchen 


Lehre vom Klaſſenſtaat vielfach die theoretiſche Folgerung gezogen wurde, die 
Sozialdemokratie müſſe nicht nur die beſte hende Staats⸗ oder Regierungs⸗ 
form bekämpfen, ſondern den Staat an ſich, ohne Rückſicht auf feine hiſto⸗ 
riſche Entwicklungsform; denn jeder Staat ſei eine auf dem Klaſſengegenſatz be⸗ 
ruhende Herrſchaftsorganiſation, jede Staatsgewalt alſo ein Inſtrument „zur 
Niederhaltung der unteren durch die herrſchenden Klaſſen“, und da die Sozial⸗ 
demokratie die Klaſſenherrſchaft bekämpfe, müſſe ſie auch den Staat an ſich be⸗ 
kämpfen. Daraus aber folge, daß fie ihm prinzipiell die Mittel zu ſeiner 
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verweigern müſſe. Sogenannte politiſche Staatsnotwendigkeiten dürfe deshalb 
die Sozialdemokratie in keinem Fall anerkennen. Alle Geldforderungen des 
Staates müßten abgelehnt und deshalb alle Budgets prinzipiell verweigert 
werden. 


Privateiſenbahnen in Staatsbeſitz mit folgender Begründung ausgeſprochen: 
„Der Kongreß erklärt ſich, dem ſozialdemokratiſchen Programm gemäß, 
dafür, daß die Privateiſenbahnen in den Beſitz des Staates übergehen, da das 
Privatbahnſyſtem ein ungerechtfertigtes Monopol ſchafft, vermöge deſſen die 
Eiſenbahnunternehmer das Publikum nach Belieben auszubeuten vermögen. 


Schon vor dem Sozialiſtengeſetz hatte ſich der Gothaer Kongreß auf Grund | 
dieſer unhiſtoriſch⸗ſchematiſchen Staatsauffaſſung gegen die Ueberführung der 
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Andererſeits iſt der Kongreß überzeugt, daß die deutſche Reichsregierung, 
falls das Reich alle Eiſenbahnen in Beſitz bekäme, vornehmlich die Intereſſen 
des Klaſſen⸗ und Militärſtaates damit zu fördern und die Einnahmen zu 
unproduktiven Zwecken zu verwenden beſtrebt ſein, und daß ſie ein neues 

Uebergewicht in volksfeindlichem Sinne erlangen würde, ſowie daß durch 
Verwirklichung des Reichseiſenbahnprojekts den Börſenjobbern neue Summen 
von Volkseigentum zugeſpielt werden würden. Aus dieſen Gründen kann 
ſich der Kongreß mit dem Projekte nicht befreunden!“ 

Mit ähnlicher Argumentation wurde auch im folgenden Jahr die angeregte 
Uebernahme der Feuerverſicherungen auf das Reich und dann während des 
Sozialiſtengeſetzes die mehrfach auftauchenden Monopolprojekte abgelehnt. 

Ferner wurde unbedingte Ablehnung jedes Budgets verlangt, ſelbſt auf die 

Gefahr hin, daß die Ablehnung den Fortfall wichtiger, von den ſozialdemokra⸗ 

tiſchen Fraktionen bei der Budgetberatung mit großer Mühe erkämpften Ar⸗ 


beiterforderungen zur Folge haben werde. Noch 1908 begründete Kautsky in der 


„Neuen Zeit“ (26. Jahrgang, Heft 49) die Notwendigkeit der Ne 
mit den Worten: 

„Der Grundſatz, von dem wir in der Frage der Budgetbewilligung aus⸗ 
zugehen haben, iſt unſere Auffaſſung vom Staate. Wir betrachten ihn als 
ein Organ der Klaſſenherrſchaft, die Regierungen als die Kommis der 
herrſchenden Klaſſe . 

Von dieſen Grundſätzen aus haben wir unſere Stellung zum Staats⸗ 
budget zu betrachten. Da der Staat eine Feſtung iſt, die wir erobern wollen, 
dürfen wir ihr während der Belagerung nicht ſelbſt Proviant zuführen, und 
da wir möglichſt große Maſſen der Bevölkerung zum Sturm auf dieſe Feſtung 
mobil machen wollen, müſſen wir alles vermeiden, was ihr den Glauben bei⸗ 
bringen könnte, ſie hätte von der jetzigen Beſatzung Gutes zu erwarten. Aus 
beiden Gründen müſſen wir den beſtehenden Regierungen ausnahmslos 
das Budget verweigern.“ 

Die Landtagsfraktionen einiger ſüddeutſchen Staaten wollten freilich die 
Richtigkeit dieſer Staatsauffaſſung nicht einſehen — was bekannlich wiederholt 
zu ernſten Konflikten auf den Parteitagen führte. Doch vermochte alle ſtaats⸗ 
feindliche Theoretik nicht zu verhindern, daß — wie der Ausbruch des Welt⸗ 
krieges im Jahre 1914 bewies — in der deutſchen Arbeiterſchaft mehr und mehr 
die Ueberzeugung Boden gewann, daß ihr wirtſchaftliches Wohl und ihr Auf⸗ 
ſtieg zu höheren Kulturſtufen eng mit der Staatsorganiſation zuſammenhängt 
und deshalb nicht jeder Staat an ſich, ſondern lediglich jene be⸗ 
jonderen Staats⸗ und Regierungsgewalten zu bekämpfen 


ſeien, die ſich dieſem Aufſtieg hindernd in den Weg ſtellen. 


Die Novemberrevolution des Jahres 1918 hat dann die Stellung der Sozial⸗ 


demokratie zum Staat völlig verändert. Ihre Vertreter in den Miniſterien 


und Parlamenten konnten nicht als Mitglieder einer Regierungskoalition Ge⸗ 
ſetze beſchließen und Budgets vereinbaren, wenn die Partei an der überlieferten 
Staatsfeindſchaft feſthalten und ausnahmslos der Regierung das Budget ver⸗ 
weigern wollte. Selbſt die Tatſache, daß auch die heutige deutſche Republik noch 


immer ein Klaſſenſtaat iſt und die ſozialiſtiſchen Regierungsmitglieder keines⸗ 
wegs innerhalb der Koalition das Budget nach ihrem Belieben und nach ihren 


Anſichten zu geſtalten vermögen, entbindet die Sozialdemokratiſche Partei nicht 


von der Verpflichtung, das von ihren Vertretern mit aufgeſtellte Budget anzu⸗ 


nehmen und anzuerkennen. Dieſe Verpflichtung in Verkennung der neuent⸗ 


N ſtandenen Sachlage verſchiedentlich nicht eingeſehen zu haben und wieder in die 
frühere Bekämpfungsart des Staates an ſich zurückgefallen zu ſein, war 
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während der verfloſſenen Koalitionsperiode ein böſer Fehler einzelner unjerer 
Parteiblätter. 

Es ſcheint mir deshalb dringend nötig, im neuen Parteiprogramm der ver⸗ 
änderten Stellungnahme der Sozialdemokratiſchen Partei zu dem inzwiſchen 
geſchaffenen demokratiſchen Verfaſſungsſtaat Ausdruck zu geben und ihre Forde⸗ 
rungen an dieſen Staat näher zu präziſieren, ohne deshalb in den Fehler zu 
verfallen, das Parteiprogramm zu ſehr auszudehnen; denn Parteipro⸗ 
gramme ſollen nicht alles enthalten, was eine Partei 
will und wünſcht, ſondern lediglich die Hauptforderungen in knapper 
Satzfaſſung. 


Beginnen ſollte meines Erachtens der politiſche Teil des neuen Programms 
mit der Forderung einer auf dem freien Volkswillen beruhenden 
demokratiſch⸗ſozialiſtiſchen Republik (eine Forderung, die 
früher ſchon an die Spitze der politiſchen Forderungen gehört hätte, aus Rück⸗ 
ſicht auf die Polizeigewalt aber unterbleiben mußte), und zwar ſollte hinzu⸗ 
gefügt werden, daß die Sozialdemokratie bei dieſer Forderung von der Anſicht 
ausgeht, daß nur allein in einer ſolchen Staatsform die Vorbedingung für die 
Ueberführung der kapitaliſtiſchen in eine ſozialiſtiſche Wirtſchaftsordnung ge⸗ 
geben iſt. Damit wäre zugleich hervorgehoben, daß erſtens die Sozialdemo⸗ 
fratie in der demokratiſch-ſozialiſtiſchen Republik keine Endforderung erblickt, 
und daß fie zweitens jede terroriſtiſche Diktatur einer Minderheit ablehnt. Liegt 
auch ſchon in den Worten „auf dem freien Volkswillen beruhend“ die An⸗ 
erkennung der Notwendigkeit einer allgemeinen Teilnahme und Mitwirkung 
aller Staatsbürger am Staate, ſo kann doch in Anbetracht der Agitation für 
die Rätediktatur in den Arbeitermaſſen dieſes wiederholte kräftige Bekenntnis 
zur Demokratie nichts ſchaden. 

Ferner halte ich für durchaus nötig, im neuen Programm zu betonen, daß 
die Sozialdemokratie die Ausgeſtaltung der durch die Revolution geſchaffenen 
Deutſchen Republik zum GEinheitsſtaat fordert, aber zu einem Einheits⸗ 
ſtaat mit freier Selbſtverwaltung der in ihm vereinigten Länder, Landesteile 
und Gemeinden. Dieſe Forderung mag zurzeit nicht von allen Mitgliedern der 
Partei, beſonders nicht in Süddeutſchland und im Rheinland, gebilligt werden, 
da dort die partikulariſtiſche Strömung ziemlich weite Kreiſe erfaßt hat. Gerade 
deshalb erſcheint mir aber die Betonung des Einheitsgedankens um ſo not⸗ 
wendiger. Die ganze Wirtſchaftsentwicklung drängt zur Herausbildung von 
großen, denſelben Rechtsbeſtimmungen unterliegenden, in ſich zuſammenhängen⸗ 
den ſtaatlichen Wirtſchaftskomplexen. Deshalb ſehen wir auch, wie ſeit dem ſech⸗ 
zehnten Jahrhundert in Europa eine klar erkennbare Tendenz der Heraus⸗ 
bildung von Großſtaaten und der Vereinheitlichung ihrer Wirtſchaftsgebiete her⸗ 
vortritt (Fortfall der zwiſchen den einzelnen Ländern beſtehenden Zoll⸗ 
ſchranken und Gefälle, der Ein- und Ausfuhrverbote, ſowie der Steuererhebungs⸗ 
ſyſteme, dagegen Einführung gleicher Gewichts-, Maß⸗ und Münzſyſteme, 
gleicher Handels- und Gewerberechte, gleichartige Ausgeſtaltung der Verkehrs⸗ 
netze uſw.). Auch in dem 1871 begründeten neuen Deutſchen Reich trat bald 
dieſe Entwicklungstendenz deutlich hervor und hat zu wiederholten Einbrüchen 
des Reiches in die alten Rechtsvorbehaltungsgebiete der Glieoſtaaten geführt. Die 
Kleinſtaaterei hat lange Zeit die politiſche und wirtſchaftliche Entwicklung des 
deutſchen Volks gehindert; in der jetzigen durch den Krieg herbeigeführten, vom 
Willen der Entente abhängigen Lage Deutſchlands würde ſie ſich aber geradezu 
als Hemmnis der wirtſchaftlichen Wiedererſtarkung und als Verſperrung jedes 
Weges zur Zurückgewinnung der verlorengegangenen einflußreichen Stellung 
nach außen erweiſen. Und zu dieſen Erwägungen kommt als weiteres, be⸗ 
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ſonders für uns als Sozialdemokraten in Betracht kommendes Moment hinzu, 


daß weitgreifende wirtſchaftliche Verſtaatlichungs⸗ und Sozialiſierungsmaß⸗ 
nahmen und damit der Uebergang zu einer ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsordnung 
ſich nicht auf kleinen, wirtſchaftlich unſelbſtändigen Gebieten durchführen laſſen, 
deren Wirtſchaftsleben mit dem der Nachbarſtaaten völlig veräſtelt iſt. Kleın= 
ſtaaterei heißt deshalb unter den hiſtoriſch gegebenen 
Verhältniſſen nichts anderes als Verzicht auf eine Fort⸗ 
entwicklung Deutſchlands zum ſozialiſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
ſt a at. 

Ich ſchlage deshalb vor, daß im neuen Parteiprogramm nicht nur von einer 
demokratiſch⸗ſozialiſtiſchen, ſondern zugleich von einer „einheitlichen, un⸗ 
teilbaren“ Republik geſprochen wird (entſprechend dem Artikel 1 des zweiten 
Teils der Verfaſſung des franzöſiſchen Nationalkonvents vom Jahre 1798: 
„die franzöſiſche Republik iſt eine unteilbare“). 

Geboten ſcheint mir weiter, daß unſere Partei in ihrem neuen Programm 
die Durchführung des parlamentariſchen Regierungsſyſtems 
fordert, zugleich aber, da es verſchiedenartige parlamentariſche Syſteme gibt 
und in einigen parlamentariſch regierten Ländern die eigentliche Macht beim 
Kabinett, bei den nicht aus allgemeinen Wahlen hervorgegangenen Pairs— 
kammern oder Finanzcliquen liegt, hinzugefügt wird: „Konzentration 
aller politiſchen Macht in der Volksvertretung“, ſowie ferner: 
„Volle Verantwortlichkeit des Reichspräſidenten, des Reichskanzlers und der 
Reſſortminiſter (der Reichs⸗ wie der Landesmimiſter) für ihre ſämtlichen Amts⸗ 
handlungen.“ 

Der bisherige Programmſatz: „Entſcheidung über Krieg und Frieden durch 
die Volksvertretung“ könnte beſtehen bleiben, wäre aber hinter dem Wort 
„Frieden“ durch die Hinzufügung der Worte: „. .. ſowie über den Ab⸗ 
ſchluß aller Bündniſſe, Verträge und Abkommen mit 
fremden Staaten“ zu ergänzen. 

Zu verlangen iſt weiter die Demokratiſierung der Verwaltungsinſtitutionen 
und die rechtliche Gleichſtellung beider Geſchlechter ſowie die Aufhebung jeg⸗ 
licher Vorzugs⸗ und Standesrechte. 

Der im Erfurter Programm enthaltene Satz „Erklärung der Religion 


zur Privatſache“, der oft zu Mißdeutungen Anlaß gegeben hat, ſollte meines 


Erachtens durch die klarere Beſtimmung „Vollſtändige Trennung der Kirchen 
und Religionsgemeinſchaften vom Staat“ erſetzt und dieſem Satz die Er⸗ 
gänzung hinzugefügt werden: „Alle kirchlichen und religiöſen Gemeinſchaften 
gelten in rechtlicher Beziehung als ſich ſelbſt verwaltende Privatvereinigungen; 


ſſie verlieren daher jeden Anſpruch auf Unterſtützung aus öffentlichen Mitteln, 


erhalten aber volle Glaubens- und Gewiſſensfreiheit ſowie das Recht der unge⸗ 


hinderten und ungeſtöcten Ausübung ihrer Religionshandlungen zugeſichert, 


5 We kapitaliſtiſchen in die ſozialiſtiſche Wirtſchaftsordnung nur auf dem Boden 
der Demokratie möglich iſt, fordert die Deutſche Sozialdemokratiſche Partei: 
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ſoweit dieſe nicht den allgemeinen Staatsgeſetzen widerſprechen.“ 
Wenn auch das allgemeine gleiche Stimmrecht auf der Grundlage des 
Verhältniswahlſyſtems bereits durch den Artikel 22 der Reichsverfaſſung feſt⸗ 


gelegt iſt, würde es meiner Anſicht nach doch ratſam ſein, es nochmals unter 


die Forderungen unſeres Parteiprogramms aufzunehmen und eine Beſtimmung 
über das Volksabſtimmungsrecht hinzuzufügen. 
Demnach würde ich vorſchlagen, dem erſten Teil der politiſchen Forde⸗ 


‚a rungen des neuen Programms im weſentlichen folgende Faſſung zu geben: 


Ausgehend von der Auffaſſung, daß der wirtſchaftliche Wiederaufbau 
Deutſchlands die Mitwirkung aller Volkskräfte erfordert und die Ueberführung 
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1. Eine auf dem freien Volkswillen beruhende einheitliche und unteilbare 
demokratiſche Republik mit voller Selbſtverwaltung der in ihr vereinigten 
Länder, Landesteile und Gemeinden. 

2. Völlige Durchführung des parlamentariſchen Regierungsſyſtems mit 
Konzentration aller Macht in der Volksvertretung und mit Verantwortlichkeit 
des Reichspräſidenten, des Reichskanzlers und ſämtlicher Reſſortminiſter für alle 
ihre Amtshandlungen. Entſcheidung der Volksvertretung über Krieg und 


Frieden ſowie über den Abſchluß aller Bündniſſe und Verträge mit fremden 


Staaten. 


3. Demokratiſierung aller Reichs⸗ und Landesverwaltungsinſtitutionen und | 


ihre Stellung unter die Kontrolle der Volksvertretung. Rechtliche Gleichſtellung 
beider Geſchlechter, Aufhebung jeglicher Vorzugs⸗ und Standesrechte, voll⸗ 


ſtändige Gleichheit aller mündigen Staatsbürger ohne Unterſchied des Ge⸗ 


ſchlechts, der Herkunft, Raſſe, Religion und des Berufs. 

4. Vollſtändige Trennung der Kirche und Religionsgemeinſchaften vom 
Staat. Alle religiöſen Gemeinſchaften gelten in rechtlicher Beziehung als freie, 
ſich ſelbſt verwaltende Privatvereinigungen; ſie verlieren daher jeden Anſpruch 
auf Unterſtützung aus öffentlichen Mitteln, erhalten aber volle Glaubens⸗ und 
Gewiſſensfreiheit ſowie das Recht auf unbehinderte und ungeſtörte Ausübung 
ihrer Religionshandlungen zugeſichert, ſoweit dieſe nicht den allgemeinen 
Staatsgeſetzen widerſprechen. 

5. Allgemeines, gleiches, direktes Stimmrecht mit geheimer Stimmabgabe 
aller über 20 Jahre alten Staatsbürger beiderlei Geſchlechts nach den Grund⸗ 
ſätzen des Verhältniswahlſyſtems ſowie ferner Geſetzesvorſchlagsrecht der 
Staatsbürger und Volksabſtimmung über wichtige Geſetzesvorlagen und Volks⸗ 
vertretungsbeſchlüſſe. 

Berlin, den 12. Juli 1920. 


Gutachten zur Reviſion des Programms der 
Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands. 


Von Heinrich Waentig⸗ Halle. 

Die Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands ſteht an einem Wendepunkt 
ihrer Entwicklung. Durch ihre Haltung während des Krieges hat ſie die Ein⸗ 
heit des Volkes dem Ausland gegenüber, durch ihre Haltung während der Re⸗ 
volution gegenüber dem Inlande die Einheit des Staates betont. In der 
Nationalverſammlung hat ſie als die bei weitem ſtärkſte Partei unbeſtritten 


die Führung gehabt und in dieſer Stellung für die Geſchicke von Volk und 1 


Staat die geſchichtliche Verantwortung übernommen. So iſt ſie, vielleicht halb 
ohne es zu wollen, aus einer oppoſitionellen Klaſſenpartei zu einer aufbauen⸗ 


den Volkspartei geworden. Heute durch die Verhältniſſe in die Oppoſition ge⸗ 


drängt, darf ſie doch damit rechnen, in abſehbarer Zeit aufs neue an die Spitze 
der Nation berufen zu werden. Sie würde in Kürze den größten Teil ihrer 
bisherigen Anhängerſchaft verlieren, wenn nicht gar zu einer einflußloſen 
Sekte herabſinken, gelänge es ihr nicht, wie einſt ihr altes, ſo auch ihr neues 
Daſein durch entſcheidende Leiſtungen zu bewähren. 

An den ihr geſtellten, nahezu überwältigenden Aufgaben gemeſſen, muß 
ihr aus dem Jahre 1891 ſtammendes Programm als überholt erſcheinen. Und 
zwar nicht etwa nur in ſeinem theoretiſchen Teile, der in einzelnen ſeiner 
wichtigſten Sätze, vom Standpunkt der heutigen Sozialwiſſenſchaft betrachtet, 
ganz ofſenkundig veraltet iſt und der gegnerijchen Kritik willkommene Angriffs⸗ 
flächen bietet. So iſt darin, um nur ein beſonders auffallendes Beiſpiel her⸗ 
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vorzuheben, der Eigenart der landwirtſchaftlichen Entwicklung nicht genügend 
Rechnung getragen; und auch die gewerbliche iſt leilweiſe anders verlaufen. 
Noch bedenklicher ſcheint mir, daß dieſes ſonſt ſo umfaſſende Aktionsprogramm 
einer ausgeſprochenen „ſozialiſtiſchen“ Partei keine klare ſozialiſtiſche Ziel⸗ 
ſetzung enthält. Die Gründe hierfür ſind ja bekannt; ſie ſind heute jedoch zum 
größten Teile hinweggefallen. Es muß berechtigtes Mißtrauen in ihre 
Leiſtungsfähigkeit bei den Schwankenden, in den bürgerlichen Kreiſen Spott 
und Hohn erregen, wenn ſie mit ihren konkreten Forderungen in dieſer Rich⸗ 
tung auch jetzt noch hinter dem Berge hält. 

Mag der wirtſchaftliche Wiederaufbau des niedergebrochenen Deutſch⸗ 
lands vorläufig nur auf kapitaliſtiſcher Grundlage möglich ſein, ſo wäre doch 
immerhin ſchon jetzt genauer zu beſtimmen, wohin denn eigentlich die Reiſe 
geht. Dies kann um ſo eher geſchehen, als ſchon die Durchführung des 
Friedensvertrages zu einer „Planwirtſchaft“ drängt, die ſchrittweiſe zu einer 


„Bedarfsdeckungswirtſchaft“ umzugeſtalten wäre. Dieſen Prozeß tatenlos dem 


bloßen Mechanismus der wirtſchaftlichen Entwicklung zu überlaſſen, könnte ſich 


bitter rächen, zumal man auf kapitaliſtiſcher Seite durchaus nicht geſonnen iſt, 
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dem Lauf der Dinge mit verſchränkten Armen zuzuſehen. Im einzelnen zu 
erörtern, inwieweit ein poſitives Eingreifen ſchon heute geboten und demgemäß 
auch programmatiſch feſtzulegen wäre, möchte ich hier Berufeneren überlaſſen. 


Nur zu einem wichtigen Punkt will ich perſöalich Stellung nehmen. 


Der moderne Kapitalismus, das wird ſo oft überſehen, bedeutet vor allen 
Dingen Kommerzialismus, will jagen die Durchdringung der geſamten Volks⸗ 
wirtſchaft mit der zunächſt auf dem Boden des Handels erwachſenen und 
dort bewährten Wirtſchaftsprinzipien. Alle Sozialiſierung, alle gemeinwirt⸗ 
ſchaftliche Organiſation des Produktionsprozeſſes ſetzt demgegenüber eine ent⸗ 
ſprechende Umgeſtaltung der Abſatzverhältniſſe voraus. Nur wo die Unſicher⸗ 
heit der marktmäßigen Gütererzeugung mit ihrem Riſiko ausgeſchaltet, der 
Abſatz nach Art und Größe im weſentlichen ſtabiliſiert, eine leidlich ſtetige 
Bedarfsdeckung im großen geſichert iſt, kann mit Ausſicht auf dauernden Er⸗ 
folg an den Erſatz der kapitaliſtiſchen durch eine ſozialiſtiſche Produktionsweiſe 


ö gedacht werden. 


Dieſe Vorbedingung iſt erfüllt, wo früher ſelbſtändige Unternehmungen 
durch Kartellierung, Syndizierung, Vertruſtung zu neuen Betriebseinheiten 


zuſammengefaßt worden find; wo der Maſſenkonſum am Ort erzeugter Güter, 
wie Waſſer, Gas, Elektrizität, Transportleiſtungen in Großſtädten, ent⸗ 


ſprechend gewachſen iſt; wo endlich die Verbraucher ſelbſt als Maſſe ſich zum 
gemeinſamen Bezug gewiſſer Bedarfsartikel zu Genoſſenſchaften, ſo beſonders 
auf dem Lande, zu Konſumvereinen, ſo beſonders in den Städten, zuſammen⸗ 
geſchloſſen haben, welche ſchließlich auch die gemeinwirtſchaftliche Herſtellung 
ſolcher Güter übernehmen können. 

Trotz alles landläufigen ſozialiſtiſchen Geredes, ſteht Deutſchland — man 
blicke z. B. nur auf Belgien — in dieſer letzteren Hinſicht weit hinter den 
meiſten anderen Ländern zurück. Iſt wirklich alles geſchehen, um die 
Arbeitermaſſen darüber aufzuklären, daß ſie es in der Hand haben, durch organi⸗ 
ſatoriſche Selbſttätigkeit die Sozialiſierung des Produktionsprozeſſes wirkſam 
vorzubereiten? Ich vermiſſe in dem bisherigen Programm der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei jegliche Hindeutung auf dieſe wahrhaft grundlegende Aktion. 
In dieſem Punkte müßte ſchleunigſt Wandel geſchaffen werden. Aber auch 
noch aus einem anderen Grunde wäre dies erwünſcht. 

Niemand kann, beſonders angeſichts der in Rußland gemachten Erfah⸗ 
rungen, im Zweifel darüber ſein, daß alle Sozialiſierung ein Schlag ins 
Waſſer iſt, ſolange die Maſſe der Bevölkerung von kapitaliſtiſchem Geiſte 


erfüllt bleibt. „Höchſter Idealismus im Intereſſe der Allgemeinheit, ſtraffſte 
Selbſtdiſziplin, wahrer Bürgerſinn der Maſſen“ ſind für die ſozialiſtiſche Ge⸗ 
ſellſchaft der-Zukunft die unerläßliche moraliſche Grundlage. Niemals werden 
die Proletarier „aus toten Maſchinen, die der Kapitaliſt an den Pro⸗ 
duktionsprozeß ſtellt, zu denkenden, freien, ſelbſttätigen Lenkern dieſes Pro⸗ 


zeſſes“ werden, ſolange ſie nicht „das Verantwortlichkeitsgefühl wirkender 


Glieder der Allgemeinheit“ erworben haben, ſolange ſie nicht gelernt, „Fleiß 
ohne Unternehmerpeitſche, höchſte Leiſtung ohne kapitaliſtiſche Antreiber, Diſzi⸗ 
plin ohne Joch und Ordnung ohne Herrſchaft“ zu entfalten. 5 

Wie unendlich weit wir noch in Deutſchland von einem ſolchen Zuſtand 
entfernt ſind, hat die jüngſte Entwicklung in beſchämender Weiſe gezeigt. Um 
die Wette haben auf dem Boden der „Arbeitsgemeinſchaften“ die Arbeiter mit 
den Unternehmern der Maſſe der Verbraucher das Fell über die Ohren gezogen. 
Iſt der kapitaliſtiſche Rieſenbetrieb wirklich der geeignete Ort, um jene ſeeliſchen 
Eigenſchaften zur Entfaltung zu bringen? Vielleicht wäre gerade der Ausbau 
des Konſumvereinsweſens das geeignete Mittel, um zugleich mit der ſachlichen 
Vorbedingung für die Ausdehnung gemeinwirtſchaftlicher Produktion den Boden 
zu ſchaffen, auf dem, zuſammen mit allen jenen ſozialiſtiſchen Bürgertugenden, 


die Kenntniſſe und Fähigkeiten zur Leitung ſozialiſtiſcher Betriebe durch eigene 


Erfahrung und eigene Betätigung zunächſt im kleinen erworben werden könnten. 
Das Maß ihres Fortſchrittes wäre geradezu ein objektiver Gradmeſſer dafür, 
wie weit wir in dieſer Hinſicht tatſächlich ſind. 

Wie immer, ſolange wir infolge des Vertrages von Verſailles wirtſchaft⸗ 
lich nicht Herren im eigenen Hauſe ſind, werden uns bei der Löſung der Frage 
der Sozialiſierung die Hände gebunden ſein. Frei ſind wir nur auf dem Felde 
der Demokratie. Iſt hier alles geſchehen, um die Verſäumniſſe des Obrigkeits⸗ 
ſtaates nachzuholen? Sind zum mindeſten alle wichtigen Forderungen pro⸗ 
arammatijch formuliert? 

Unſere Rechtspflege, keineswegs etwa nur die militäriſche, erfährt tage 
täglich die ſchärfſte Kritik. Und das iſt keineswegs eine neue Erſcheinung. 
Leider lehre eine objektive Betrachtung, heißt es in einem vor einer Reihe 
von Jahren veröffentlichten Aufſatz des damaligen vortragenden Rates im 
preußiſchen Juſtizminiſterium, Herrn Vierhaus, ein Blick in die Tagespreſſe 
und in die ſtenographiſchen Berichte über parlamentariſche Verhandlungen, daß 
das Vertrauen in die Rechtspflege, der, Stolz auf die Gerichte in ſtarkem Nieder⸗ 
gange begriffen ſeien. Möge die Tadelſucht des Zeitalters auch an ſolchen 
Aeußerungen der Unzufriedenheit ihr gutes Teil haben, objektiv ſei die Tatſache 
nicht zu leugnen. Dieſen fragwürdigen Leiſtungen ſtehe gegenüber eine, 


wahre Verſchwendung, ein Uebermaß im Verbrauch teurer Richterkräfte, wie 


ſie in der Ausdehnung des Kollegialprozeſſes und der überſtarken Beſetzung 
der Gerichte in der Rechtsmittelinſtanz vorhanden ſeien. Darf ſich ein Staat 


in unſerer heutigen finanziellen Lage dieſen ſogar völlig unfruchtbaren Luxus 


noch leiſten? 

In einer am 30. März 1906 im preußiſchen Herrenhauſe gehaltenen Rede 
des damaligen Oberbürgermeiſters Adickes wurde an jene Aeußerungen angeknüpft. 
Auf die entſprechenden Zuſtände in den angelſächſiſchen Ländern verweiſend 
hat er ſchon damals eine Reorganiſation unſerer geſamten Rechtspflege ge⸗ 
fordert. Daß das Richtertum bei vielen eine Beamtenkarriere ſei, darin liege 
der Hauptfehler unſerer Einrichtungen, und man komme ſeiner Ueberzeugung 
nach auch nicht weiter, bis dieſes Syſtem von Grund aus beſeitigt ſei. Im ein⸗ 
zelnen hat er dann die folgenden Forderungen aufgeſtellt: der Amts⸗ 
richter, der zu zwei Dritteln oder drei Vierteln Verwaltungsgeſchäfte zu 
führen habe, daneben in der freiwilligen Gerichtsbarkeit halbrichterliche 
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Funktionen ausübe und nur zu einem kleinen Teil die eigentlich richter⸗ 


liche, die rechtſprechende Tätigkeit, müſſe grundſätzlich ganz anders behandelt 


werden als diejenigen Organe, denen die rechtſprechende Tätigkeit ausſchließlich 
übertragen ſei. Es ergebe ſich daher von ſelbſt die folgende Scheidung: Die Be⸗ 
amtenkarriere mit Direktoren⸗ und Präſidentenſtellen im Anſchluß an die 
amtsrichterliche Tätigkeit; dagegen Ausſchluß jeder Beamtenkarriere für die 
ihrer Zahl nach mit allen Mitteln zu verringernden Stellen der Richter an 
den Land⸗ und Oberlandesgerichten. In dieſe Stellen ſeien ausſchließlich 
lebenskundige und rechtserfahrene Männer zu berufen und ſogleich mit hohen 
Gehältern anzuſtellen. Danach hätten an Stelle der Zivilkammern Einzelrichter 
zu treten, und es wäre auch die Zahl der Richter in den Senaten der Ober⸗ 
landesgerichte und des Reichsgerichtes entſprechend herabzuſetzen Zur Ent⸗ 
laſtung der Richter von allerhand Kleinkram wären ihnen endlich Hilfsbeumte 
mit Richterqualität beizugeben. 

Zur näheren Begründung ſeiner Vorſchläge, denen ich mich grundſätzlich 
anſchließe, weiſt Herr Adickes vor allem darauf hin, daß es völlig unmöglich 
ſei, für die immer wachſende Zahl von Richterſtellen hochqualifizierte Kräfte 
zu finden. Schon dieſer Umſtand drücke das Anſehen der Rechtspflege herab. 
Man vergleiche die geradezu ſouveräne, von keiner Seite angetaſtete Macht⸗ 
ſtellung des engliſchen Richters, wie ſie von Prof. Mendelsſohn⸗Bartholdy in 
feinem Buche „Das Imperium des Richters“ beleuchtet worden iſt, mit unjecen 
unhaltbaren Zuſtänden, und man wird nicht umhin können, ſich mit größter 
Energie für eine baldige Reform in dem angedeuteten Sinne einzuſetzen. 
Sie iſt um fo dringender, als, ganz beſonders in Preußen, das Studium der 
Rechte an den Univerſitäten im argen liegt. Man kann in dieſer Hinſicht ohne 
jede Uebertreibung von einem Scheinſtudium reden, das durch eine völlig ver— 


altete Prüfungsordnung begünſtigt wied. Auch die Klagen hierüber reichen 


weit in die Vergangenheit zurück, ohne daß ſelbſt in allerneueſter Zeit irgend— 
wie Entſcheidendes zur Behebung der von den höchſten Autoritäten gerügten 
Mißſtände geſchehen wäre. 

Schon im Jahre 1886 hatte der kürzlich verſtorbene Profeſſor des 
Strafrechts, Franz von Liſzt, damals in Marburg, in feierlicher Rektorats⸗ 


rede von dem „offenkundigen Skandal der Prüfungen“, von dem „itetig ab⸗ 


nehmenden Fleiß der Studierenden in dem Beſuch der juriſtiſchen Vorleſun⸗ 
gen“, von der „geradezu erſchreckenden Unwiſſenheit der Examenskandidaten“ 


geſprochen; Uebel, für die er in erſter Linie die geltende Prüfungsordnung 


verantwortlich machte. „Ohne alle gründliche Fachkenntnis; mit den fümmer. 
lichen Reſten der vom Gymnaſium herübergeretteten allgemeinen Bildung; 
ohne jede Liebe zur Wiſſenſchaft, auf die ſie als graue, im Examen nur hinder⸗ 
liche Theorie herabblicken; ohne jede Anhänglichkeit an den Lehrer, den ſie 


. vielleicht nur zweimal im Semeſter bei der Ueberreichung der Anmeldebücher 


zu Geſicht bekommen haben; ohne Verſtändnis und darum ohne jede Be⸗ 
geiſterung für die großen, unſer Volk bewegenden Zeitfragen; Philiſter, trotz 
des dreifarbigen Bandes, dem Handwerkergeiſt rettungslos anheimgefallen — 
ſo verläßt die Mehrzahl unſerer jungen Juriſten den Tempel der Wiſſenſchaft, 


den fie, lediglich um ein notdürftiges Examen bemüht, zur Krämerbude ge- 


macht haben.“ Das ſei der Stoff, aus dem Preußen ſeine Richter, ſeine Ver⸗ 
waltungsbeamten macht; das ſeien die Männer, aus denen das deutſche Volk 
die künftigen Führer in dem Kampfe des öffentlichen Lebens entnehmen ſolle. 

Ein Jahr darauf hatte dann Ludwig Goldſchmidt, eine der Kapazitäten 
der Berliner Rechtsfakultät, in einer umfaſſenden „Rechtsſtudium und Prü⸗ 
fungsordnung“ betitelten Schrift in die gleiche Kerbe gehauen und auf Grund 


eines umfaſſenden Tatſachenmaterials die vernichtende Behauptung aufgeſtellt, 
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daß die beſtehenden Einrichtungen und deren Handhabung eine „auch nicht an⸗ 
nähernde Garantie“ gewährten, daß der Staat, und daß die Bevölkerung auf 
tüchtige Beamte und Anwälte rechnen könnten. Auf eine Beſſerung ſei leider 
nicht zu hoffen, ſolange unter einem großen und ſehr einflußreichen Teile der 
preußiſchen Richter, Anwälte und hohen Verwaltungsbeamten „eine beinahe 
zyniſche Verachtung der Rechtswiſſenſchaft und vornehmlich der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften, eine blinde Vergötterung der bloßen Routine, des geiſtloſeſten Mecha⸗ 
nismus, des juriſtiſchen und adminiſtrativen Gamaſchendienſtes“ herrſchten. 
Was bedeutete in der Tat der gelinde Zwang zur Beteiligung an pral- 
tiſchen Uebungen, zu dem man ſich nach langem Zögern entſchloß; was der 
Zwang zur Anfertigung kleinerer ſchriftlicher Arbeiten, deren Herkunft immer 
fragwürdig blieb; wenn die das akademiſche Studium abſchließende erſte 
Staatsprüfung ihrem Weſen nach unverändert blieb? „Abgehalten von einer 
ganz ungenügend zuſammengeſetzten Kommiſſion, alle nicht privatrechtlichen 
Fächer auf jede nur denkbare Weiſe in den Hintergrund drängend, eine Bramie 
für Bummelei und Denkfaulheit, ein Hemmſchuh für fleißige und ernſte Ar⸗ 
beit“, wie Profeſſor von Liſzt ſie gekennzeichnet hatte. Um dieſes Scheinexamen 
zu beftehen, genügen ſelbſt für den mäßig Begabten zwei Semeſter „Repeti⸗ 
torium“. Schönredneriſch ſo genannt, obwohl nichts da iſt, was wiederholt wer⸗ 
den könnte, wie Profeſſor Zitelmann noch 1909 in einer „Die Vorbildung der 
Juriſten“ betitelten Broſchüre richtig geſagt hat. 
Wirklich iſt der gegenwärtige Zuſtand als völlig unhaltbar zu betrachten: 
auf der einen Seite mit großem Geldaufwand erhaltene und mit Lehrmonopol 
ausgeſtattete ſtaatliche Lehranſtalten, die nicht benutzt werden; auf der anderen 


Seite ſtaatlich nicht anerkannte, außerhalb der Univerſität ſtehende Vor⸗ | 


bereitungskurſe, in denen die jungen Juriſten ihre Bildung ſuchen! Sehe man 
dieſe Tatſache mit entſchloſſenem Willen zur Klarheit an, ſo müſſe man, betont 
Profeſſor Zitelmann, zu der Alternative kommen: „Entweder geht es auch auf 
dieſe Weiſe — dann ſind die juriſtiſchen Fakultäten als Lehranſtalten entbehr⸗ 
lich, der Geldaufwand für ſie läßt ſich ſparen, und ſie ſollten als Lehranſtalten 
ſobald wie möglich aufgehoben werden; oder die theoretiſche Vorbereitung 
unſerer Juriſten iſt mangelhaft — dann müſſen Mittel und Wege gefunden 
werden, ſie zu beſſern.“ 


Daß ſich dieſes alte Unterrichtsſyſtem nicht aufrechterhalten läßt, dem 


haben ſich auch die deutſchen Rechtsfakultäten nicht verſchloſſen. Ihre auf Be⸗ 
treiben der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerſität Halle⸗ 
Wittenberg am 11. und 12. April dieſes Jahres zu Halle tagende Konferenz hat 


es ausdrücklich „als eine Forderung der Zeit“ bezeichnet, „die Juriſten mehr als 


bisher mit ſozialem und wiſſenſchaftlichem Verſtändnis zu erfüllen“, und dem⸗ 
entſprechend „auch von den Juriſten ein gründlicheres Studium der Staats⸗, 
Wirtſchafts⸗ und Sozialwiſſenſchaften zu verlangen“. Dagegen blieb die Frage, 
ob mit Rückſicht auf dieſe unerläßliche Erweiterung des Lehrſtoffes die erſte 
juriſtiſche Prüfung geteilt werden ſollte, unbeantwortet. Nur war man ſich im 
allgemeinen klar darüber, daß die gleichzeitige Beherrſchung dieſes ungeheuren 
Wiſſensgebiets im Examen von einem Kandidaten mittlerer Begabung nicht ge⸗ 
fordert werden könne; das Feſthalten an der Einheitsprüfung aber wegen der 
damit erfahrungsgemäß verbundenen Vernachläſſigung der Staats⸗, Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Sozialwiſſenſchaften zu einer Gabelung zwiſchen der Ausbildung 


der Richter und derjenigen der Verwaltungsbeamten ſchon auf der Univerſität 


führen möchte. 
In der Tat iſt das die einzige ſachgenäße Löſung. Wer wirklich einfieht, 


daß die verwaltende Tätigkeit nur zu einem Teile in der Ausführung von Ge 
ſetzen beſteht, zu einem anderen und ſehr beträchtlichen dagegen ſich außerhalb 
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a on den Geſetzen und Staatsverträgen eingeſchränkten Spielraums bewegt 
und bewegen muß, der wird ſich hüten müſſen, den Schwerpunkt für die Ausbil⸗ 
dung der Beamten des inneren und äußeren Verwaltungsdienſtes in ein Stu⸗ 
dium zu verlegen, das vielfach — man denke nur an gewiſſe Teile der bürger- 
lichen Richter mit ihrem ganzen, breiten, römiſch⸗rechtlichen Unterbau, das 
Strafrecht, das Prozeßrecht, das Konkursrecht uſw. — zu ihrer künftigen Be⸗ 
rufstätigkeit in gar keiner Beziehung ſteht. 

Aber auch ganz im allgemeinen hat die einſeitige Schulung in juriſtiſchem 
Denken auf die innere Verwaltungspraxis wie auf die Diplomatie einen 
verhängnisvollen Einfluß ausgeübt. Anſtatt nämlich in der für dieſe Berufe 
beſtimmten Jugend die perſönliche Initiative erzieheriſch zu entwickeln, 
züchtete ſie Menſchen, die ſozuſagen mit gebundener Marſchroute an das 
öffentliche Leben herantraten, weil ſie in allen ſeinen Erſcheinungen inſtinktiv 
ebenſo viele juriſtiſche „Fälle“ witterten. Männer entſtanden ſo, die ihrer 
ganzen ſeeliſchen Einſtellung nach geneigt ſein mußten, wie der Anwalt die 
Klienten, wie der Richter die Parteien, ſo auch in der inneren und äußeren 
Verwaltung Menſchen und Dinge abwartend an ſich herankommen zu laſſen; 
die ihre berufliche Aufgabe ſchon befriedigend zu öſen glaubten, wenn fie 
des Daſeins pulſierende Ströme in rechtlich geordneten Bahnen hielten; die 
wohl gar in den Spinnweben juriſtiſcher Bedenken hängenblieben, wo der Lauf 
ſich überſteigender Ereigniſſe ſie zu entſchloſſenem Handeln hätte zwingen ſollen. 

Dabei mangelte ihnen dann womöglich auch noch die notwendige Fachkenntnis. 
„Es fehlt unſerer Finanzverwaltung an der finanzwiſſenſchaftlichen Ein⸗ 
ſicht,“ erklärte in der Herrenhausſitzung vom 30. Mai 1910 gelegentlich der 
Generaldebatte über dem Etat Herr von Gwinner. Vor dreißig Jahren ſei 
die Ordnung der preußiſchen Finanzen eine einfache Ausübung der gewöhn⸗ 
lichen Funktionen der Staatsverwaltung geweſen. Seit der Verſtaatlichung 
der Bahnen aber werde hier das größte induſtrielle Unternehmen der ganzen 
Welt geführt. Techniſch geſchehe das ſeit einigen Jahren ausgezeichnet; finan⸗ 
ziell aber habe es damit „allerdings bedenklich gehapert“. Und zwar deshalb, weil 
man „trotz ungeheuren Fleißes, trotz allerbeſter Abſicht“ nicht verſtanden habe, 
wie ein derartiges ungeheures Geſchäft finanziell geführt werden müſſe. Dazu 
fehle es an der allgemeinen nationalökonomiſchen Schulung. Im Januar 
1907 habe der Herr Finanzminiſter — damals Herr von Rheinbaben — in der 
Etatsdebatte die Ausſichten als „günſtige, recht günſtige“ bezeichnet. Tatſächlich 
habe jeder Kundige die Segel gerefft; und in der Tat habe das Jahr 1907 
die ſchlimmſte wirtſchaftliche Kriſe geſehen, die jemals über die Welt gegangen 
ſei. Im Januar 1909 und auch im laufenden Jahre habe derſelbe Herr 
Finanzminiſter die Lage als „ernſt“ bezeichnet. Tatſächlich befinde man ſich in⸗ 
mitten einer günſtigen Konjunktur, die leider wohl verſchwunden ſein werde, 
bis die Finanzverwaltung das eingeſehen habe. Könne man unter ſolchen 
Umſtänden eine richtige Anleihepolitik betreiben? Gewiß, unſere Finanzver⸗ 
waltung habe „den allerbeſten Willen und die allerredlichſte Abſicht“, nur — 
verſtehe ſie leider die Sache nicht. 

Genau wie in der inneren Verwaltung, ja, eher noch ſchlimmer, ſteht es 
im auswärtigen Dienſt. Vielen, man kann wohl ſagen, den meiſten ſeiner 
Vertreter fehlt jede nationalökonomiſche und finanzwiſſenſchaftliche Vorbildung. 
Vier Jahre habe ich in Tokio, dreieinhalb in Brüſſel Tür an Tür mit der 
deutſchen Diplomatie gewohnt und meine ſchlimmſten Befürchtungen noch über⸗ 
troffen gefunden. Mag darum die Angliederung einiger ſozial⸗ und wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaftlicher Kurſe an das juriſtiſche Studium allenfalls genügen, die künf⸗ 
tigen Anwälte und Richter für ihre neuen Aufgaben mit dem nötigen Rüſtzeug 


zu verſehen, für die künftigen Beamten der inneren und äußeren Verwaltung 
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iſt dieſe Reform ſchlechterdings ungenügend. Die Diktatur des Juriſtentums 
muß hier gebrochen, das ganze Erziehungsſyſtem von unten her neu aufge⸗ 
baut werden, ein Syſtem, in dem die Jurisprudenz dieſelbe ſubſidiäre Stellung 
zu erhalten hätte, wie bei der Ausbildung der Juriſten die Sozialökonomik. 
Dazu bedarf es freilich beſonderer Organe, wie Friedrich Liſt bereits vor 
hundert Jahren überzeugend dargetan hat. 

Schon deshalb war die ſeit den neunziger Jahren bei der Mehrheit der 
preußiſchen Univerſitäten durchgeführte Verſetzung der Nationalökonomen in 
die Rechtsfakultäten als „ſozialpolitiſche Korrektionsanſtalten für Katheder⸗ 


ſozialiſten“ ein verfehlter Schritt. Die Errichtung beſonderer ſtaatswirt⸗ 


ſchaftlicher oder ſtaatswiſſenſchaftlicher Fakultäten, wie ſie in Tübingen und 
München ſchon vor dem Kriege beſtanden haben, neuerdings in moderner Form 
auch in Frankfurt und Köln gegründet worden ſind, wäre ſchon damals weit 
zeitgemäßer geweſen. Sie iſt erſt jüngſt wieder auch von ſtudentiſcher Seite 
gefordert worden. Ihnen ſollte dann, wie das auf meinen Vorſchlag hin auch 
in Japan tatſächlich geſchehen iſt, die Heranbildung einer neuen Generation 
wiſſenſchaftlich durchgebildeter Verwaltungsbeamten übertragen werden. Denn 
„durch eine politiſche Fakultät“, ſagt Friedrich Liſt, „erhält der Studierende 
eine philoſophiſche Anſchauung von dem ganzen Gebäude des Staates; er lernt 
alle einzelnen Fächer desſelben wiſſenſchaftlich erkennen, und tritt alſo ſchon 
als ausgebildeter Staatsmann ins wirkliche Leben. Seine heilige Scheu vor 
dem „Vorgang“ iſt verſchwunden; denn er handelt nur nach den Grundſätzen 
ſeiner Wiſſenſchaft.“ 


Aber auch damit iſt es noch nicht genug. An den techniſchen Hoch⸗ 


ſchulen ſind die Sozialwiſſenſchaften zunächſt ſehr lückenhaft vertreten; aber, 
was noch ſchlimmer iſt, in der Schlußprüfung ſpielen dieſe Fächer eine ganz 
untergeordnete Rolle. Kein Wunder, daß die künftigen Techniker, Ingenieure, 


Chemiker uſw., die dazu beſtimmt ſind, den Stab unſerer großen Unternehmun⸗ 


gen zu bilden, von ihren gewaltigen ſozialpolitiſchen Aufgaben in der Gegen⸗ 
wart, geſchweige denn von denen, die ihrer im Zeitalter der Sozialiſierung 
warten, keine Ahnung haben. Sie werden heute zu gefügigen Werkzeugen des 
Kapitalismus herangezüchtet, vielfach unter bewußter Anteilnahme der Ver⸗ 
treter der techniſchen Fächer. Auch hier muß energiſch durchgegriffen, die 
ſozialwiſſenſchaftliche Durchbildung dieſer eminent wichtigen Gruppe wirt⸗ 
ſchaftlicher Kopfarbeiter durch eine Neuregelung ihres Bildungsganges und eine 
entſprechende Neuregelung der von ihnen abzulegenden Schlußprüfung er⸗ 
zwungen werden, wenn nicht die Foctentwicklung unſeres Wirtſchaftslebens 
in ſozialdemokratiſchem Sinne unterbunden werden ſoll. 

Demnach wäre das Parteiprogramm in folgender Hinſicht zu revidieren: 

1. Die theoretiſche Grundlage wäre namentlich unter Berückſichtigung der 


Daten der internationalen Wirtſchafts- und Finanzſtatiſtik dem heutigen Stande 


der Wiſſenſchaft anzupaſſen. 


2. Unter die praktiſchen Forderungen wären die folgenden aufzunehmen: 


a) Planmäßiger Ausbau der Konſumvereine als ſachlicher Vorbedingung 
für die Durchführung gemeinwirtſchaftlicher Produktionsweiſe auf dem Gebiete 
der zerſplitterten Herſtellung genußreifer Güter, als geiftig-fittlicher Vorſchule 
für die künftigen Organe der wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung. 

b) Reorganiſation der geſamten Rechtspflege zur Hebung des geſchwunde⸗ 
nen Vertrauens zur Juſtiz wie der geſellſchaftlichen Stellung des Richter⸗ 
und Anwaltſtandes, und zwar unter ſcharfer Scheidung zwiſchen einer auf der 
amtsrichterlichen Tätigkeit aufzubauenden Juſtizbeamtenkarriere und der 
Laufbahn der lediglich nach ihrer ſpezifiſchen Befähigung unter den Anwälten, 
Univerſitätslehrern, Juſtizbeamten auszuwählenden und von allen nicht recht⸗ 
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chenden Funktionen zu befreienden höheren Richter bei gleichzeitiger 
möglichſter Verringerung dieſer Richterſtellen. Streng wiſſenſchaftliche Ge- 


Rechtsſtudiums unter Neuregelung der Prüfungsordnung. | 
Reorganiſation der geſamten inneren Verwaltung und der Diplomatie, 
und zwar auf der Grundlage einer durchgreifenden Neugeſtaltung der zur Vor⸗ 
bereitung auf jenen Beruf beſtimmten Univerſitätseinrichtungen durch Begrün⸗ 
dung ſelbſtändiger ſozialwiſſenſchaftlicher Fakultäten, denen die akademiſche 
Vorbildung dieſer Beamten zu übertragen wäre. Zweckmäßige Neuordnung 
dieſes Studiums unter bewußter Betonung der ſoziologiſchen, politiſchen und 
1 Diſziplinen und entſprechender Zurückdrängung der bisher ein⸗ 
ſeitig vorherrſchenden juriſtiſchen Lehrfächer. Strengſte Ausleſe der für den 
dasnörtifen Dienſt beſtimmten Elemente, ohne jede Rückſicht auf ihre Herkunft 
und ausreichende Beſoldung auch ſchon der unterſten Stellen. 

d) Neuordnung des Bildungsganges der Techniker, Ingenieure, Chemiker 
uſw. an Univerſitäten und techniſchen Hochſchulen in der Richtung einer er- 
gänzenden Durchbildung der künftigen Glieder des wirtſchaftlichen General⸗ 
ſtabes auf dem Gebiete der Sozialwiſſenſchaften, unter gleichzeitiger Neu⸗ 
regelung der Prüfungsordnung. 


Die Sozialiſierung. 
N Von Robert Schmidt. f 

Während der erſte Teil des Erfurter Programms eine kritiſche Betrach⸗ 
tung der kapitaliſtiſchen Entwicklung mit ſeinen politiſchen Begleiterſcheinungen 
enthält und in dem Schlußergebnis die ökonomiſche Umgeſtaltung zu einer 
ſozialiſtiſchen Produktionsform andeutet, beſchäftigt ſich der zweite Teil mit 
den Forderungen, die innerhalb der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft von der Ar⸗ 
beiterklaſſe erhoben werden müſſen. Die Sozialiſierung, über die ſo viel ge⸗ 
ſtritten wird, unter der Bezeichnung man gegenwärtig alle Projekte ſummieren 
kann, die mit einer wirtſchaftspolitiſchen Neugeſtaltung die Zerrüttung unſeres 
Wirtſchaftslebens heilen wollen, hat in der heutigen Vielgeſtaltigkeit keine 
Erwähnung im Programm erfahren. Wendet man ſich zu den ſozialpolitiſchen 
Forderungen, die mit den Sozicaliſierungsbeſtrebungen in einem gewiſſen Zu⸗ 


ſammenhang ſtehen, jo werden ſie in ihrer Aufzählung nicht mehr befriedigen. 


Das ſozialiſtiſche Programm iſt in dieſem Teil ſeit langem veraltet, man 
war über die gewiß ſehr wichtigen ſozialen Probleme: Achtſtundentag, Ar⸗ 
beiterſchutz, Arbeiterverſicherung, Arbeitskammern, Reichsarbeitsamt, Fabrik⸗ 


inſpektion nicht hinausgekommen und ließ die weitergehenden Forderungen, 


die die Partei im Kreiſe ihrer parlamentariſchen Tätigkeit gezogen hatte, im 
Programm unbeachtet. Manche Forderungen ſind in der kurzen Zeit nach 
der Revolution erfüllt, ſie haben nicht mehr die Bedeutung wie ehedem, ja 
ſie werden nicht ſelten von den radikalen Wortführern in der Partei und Ge⸗ 
werkſchaft als minderwertig beiſeite geſchoben. In ruhigeren Zeiten wird 
ihre Wertſchätzung wieder wachſen. 

In dieſer Erörterung des Themas habe ich nicht die Abſicht, mich über 
die ſozialpolitiſchen Forderungen eingehend zu äußern, ſondern bloß über den 
erſten Teil des Programms, über die wirtſchaftlichen Probleme, die man 
heute unter dem Stichwort Sozialiſierung zuſammenfaßt. Das Programm 
ſtellt feſt, daß ſich der Grund und Boden wie die geſamten Produktionsmittel 
im Privatbeſitz befinden, darin erblickt es die Abhängigkeit, die Proletariſie⸗ 
rung wie die politiſche Unterdrückung der von dem Beſitz Getrenntem. Es iſt 
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mithin die Umwandlung des Beſitzes an Grund und Boden und der Pro⸗ 
duktionsmittel in geſellſchaftlichen Beſitz notwendig, denn damit wird der Aus⸗ 
nutzung, die das Privatkapital betreibt, gegenüber dem vom Beſitz Getremnten 
die Grundlage entzogen. 

Im Programm iſt der Uebergang aus der privatwirtſchaftlichen in die 
gemeinwirtſchaftliche Produktionsweiſe unerörtert geblieben: ob eine Ueber⸗ 
gangszeit von der Partei für die Vollziehung dieſer vollſtändigen ökonomiſchen 


Umwälzung ins Auge zu faſſen iſt und was für dieſe Zeit an Maßnahmen 


in Ausſicht zu nehmen ſeien. Auch die Erläuterungen zum Programm haben 


ſich wenig mit dieſem Problem beſchäftigt. Als ſeinerzeit von den Gegnern 


ſtürmiſch die Schilderung des Aufbaus des Zukunftsſtaates verlangt wurde, 


entgegneten wir ruhig und gelaſſen, es wäre töricht, ſich nun ſchon den Kopf zu zer⸗ 


brechen über alle Einzelheiten des künftigen Wirtſchafts⸗- und Staatsgebildes; 
grundſätzlich ſteht unſer Ziel feſt, die Verwirklichung wird vom Stande der 
ökonomiſchen Entwicklung abhängen und den Umſtänden angepaßt werden, 
unter denen die Sozialdemokratiſche Partei zur Herrſchaft gelangt. Später 


haben dann einige Parteigenoſſen, u. a. Kautsky, doch verſucht darzulegen, wie 


im einzelnen dieſer Teil des Programms durchzuführen iſt, aber eindringlich 
hat ſich die Parteianhängerſchaft mit dieſen Problemen nicht befaßt. Die 
gegenwärtige Zeit hat hieran nichts geändert, deſto größer war die Ent⸗ 
täuſchung, daß unſere Zeit noch nicht zu der im Programm geſchilderten 
wachſenden Ertragsfähigkeit der geſellſchaftlichen Arbeit und damit für die 
bisher ausgebeuteten Klaſſen zu einer Quelle der höchſten Wohlfahrt und all⸗ 
ſeitiger harmoniſcher Vervollkommnung geworden iſt. Die meiſten haben 
wohl in der Vorſtellung die geſteigerte Wohlfahrt in ihren Zukunfts⸗ 
hoffnungen eingeſtellt, aber nicht die Vorausſctzung der wachſen den Er⸗ 
tragsfähigkeit der Arbeit. Deshalb fehlt auch nicht die Ent⸗ 
täuſchung in den bisher ſozialiſierten Betrieben. Bei richtiger Würdigung 
der Darſtellung im Programm kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die 
Vorausſetzung für die geſteigerte Wohlfahrt, die wachſende Ertragsfähigkeit 


der Arbeit erſt nach geraumer Entwicklung in der ſozialiſtiſchen Geſellſchafts⸗ 


ordnung eintreten kann. Die Sozialiſierung des einzelnen Betriebes ändert 
wenig an dem Allgemeinzuſtand. Deshalb macht man ſich auch von einer 
unmittelbaren Ueberführung der kapitaliſtiſchen Produktion in eine Waren⸗ 
produktion, für und durch die Geſellſchaft betrieben, eine durchaus irrige Vor⸗ 
ſtellung über die ökonomiſche Wirkung auf das geſellſchaftliche Wohlergehen; 
zumal wenn die Ertragsfähigkeit der Arbeit wie gegenwärtig ſinkt. 

Die ſozialiſtiſche Theorie verſteht unter erhöhter Ertragsfähigkeit der Ar⸗ 


beit eine auf höchſter techniſcher Stufenleiter entwickelte Produktion durch 


Ausnutzung maſchineller Hilfsmittel, Organiſation des Betriebes, Ausſchal⸗ 
tung der Zwiſchenglieder des Handels, eine Steigerung der Warenproduktion, 
die nicht auf vermehrte Ausnutzung der menſchlichen Arbeitsleiſtung, ſondern 
auf angewendete Technik und Organiſation beruht. Dieſe geſteigerte Waren⸗ 
produktion kommt der Geſamtheit zugute, weil die private Ausbeutung aus⸗ 
geſchaltet wird. Dieſe Umwandlung der Produktion iſt nicht unmittelbar zu 
erzielen, ſondern erſt in einem langen Zeitraum der Entwicklung, in An Die 
Umſtellung der Produktion vor fich gehen kann. 


Wenn heute vielfach die Meinung verbreitet iſt, daß mit der Ueberführung 


in geſellſchaftlichen Beſitz bei der Erlangung des vollen Arbeitsertrags für den 


Arbeiter die Lohnfrage eine befriedigende Löſung findet, ſo wird das Ver⸗ 
hältnis von Lohn und Unternehmergewinn vollkommen verkannt. Die bloße 
Aufhebung des Unternehmergewinns würde nur eine ganz unbedeutende Er⸗ 


höhung des Lohnes ergeben; bei jeder Steigerung des Lohnes tritt aber faſt 
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aubomatiſch die Erhöhung des Warenpreiſes ein. Natürlich kann immer ein 

hoher Unternehmergewinn durch ſtarke Konkurrenz auf dem Warenmarkt und 

e Eingreifen der Gewerkſchaft gemindert werden, aber die 

Spannung bleibt, abgeſehen von beſonderen Ausnahmen, verhältnismäßig ge⸗ 
ring. \ In dem weiteren Fortſchritt der Ablöſung des privaten Kapitals kommt 
allerdings für die Preis⸗ und Lohnbildung ſtark entlaſtend hinzu die Senkung 
und ſchließlich Aufhebung der Zinsrate des Kapitalanteils, der ſich als ſpekula⸗ 
tiver nicht werbender Faktor in das Unternehmen drängte. Künftig werden 
nur die tatſächlich aufgewendeten Kapitalien einen begrenzten Anteil am Er⸗ 
trag des Unternehmens haben. 

a Nahezu alle Projekte der ſogenannten Sozialiſierung: Planwirtſchaft, Ge⸗ 
meinwirtſchaft, Truſt, landwirtſchaftliche Siedlung und wie alle Vorſchläge 
lauten, find nur Spielarten von Reformen, die das kapitaliſtiſche Syſtem grund: 
ſätzlich nicht aufheben, aber für die Uebergangswirtſchaft manches Annehmbare 
enthalten, einen gewiſſen Einfluß der Arbeiterſchaft im kapitaliſtiſchen Pro— 
duktionsprozeß ſichern, im Endergebnis indes auf eine Verteilung des 
Produktionsertrags in Arbeitslohn und Unternehmergewinn hinauskommen. 

Die Aufhebung der privatkapitaliſtiſchen Produktionsweiſe kann nur durch⸗ 
geführt werden mit einer Enteignung von privatem Beſitz an Produktions- 
mitteln, Ueberführung in den Beſitz der Geſamtheit und Beſeitigung der pri— 
vaten Ausbeutung. Deshalb iſt der ſtaatliche Betrieb, das Unternehmen in Ver⸗ 
waltung der Kommune die vollkommenſte Form der Umgeſtaltung der privat⸗ 
kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe. 
Der Einwand, daß nur die private Initiative das Unternehmen auf der 

Höhe halten und weiter entwickeln kann, iſt ein altes Erbſtück der Mancheſter⸗ 

theorie, ein Schlagwort der Vertreter der freien Wirtſchaft. Daß dieſe Anſicht der 
altliberalen Wirtſchaftstheoretiker heute in ſozialdemokratiſchen Kreiſen An- 
klang findet, iſt auf eine kurzſichtige Beurteilung der Urſachen des ungünſtigen 
Standes der Staats⸗ und kommunalen Betriebe zurückzuführen. Wenn heute 
in dieſen Betrieben mehr Angeſtellte und Arbeiter Aufnahme fanden, als bei 
voller Arbeitsleiſtung notwendig iſt, ſo beruht das auf der Vorſtellung, daß 


dieſe Unternehmungen zunächſt berufen ſind, den Arbeitsmarkt zu entlaſten 


und ſomit über ihren Bedarf Arbeitskräfte aufnehmen können. Der finanzielle 
Effekt iſt eine Ueberlaſtung. Das bureaukratiſche Syſtem hat ſich unter der 


alten, ſchwerfälligen Verwaltungspraxis ſtark eingeniſtet, der freie Volksſtaat 
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kann und muß erſt hier Wandel ſchaffen. Die ſofortige Aufhebung der Akkord⸗ 
arbeit hat die Leiſtung des Betriebes herabgeſetzt. Bei dem Achtſtundentag 


wird die Akkordarbeit nicht mehr die üblen Begleiterſcheinungen haben, wie bei 


dem Zehnſtundentag; iſt es nicht bedeutſamer, die Leiſtungsfähigkeit und die 
Intelligenz des Arbeiters und des Angeſtellten zur vollen Geltung kommen zu 
laſſen, als alles von der Initiative des privaten Unternehmers zu erwarten? 
Dazu kommt, daß private Unternehmungen für ihre Leiſtungen ein viel höheres 
Entgelt nehmen als die Staats⸗ und Kommunalbetriebe. Das vierfache Porto, 
das die Poſt für die Beförderung eines Briefes nimmt, erſcheint uns unerträg⸗ 
lich hoch; es gibt aber kein privates Unternehmen, das mit einer ſolchen Preis⸗ 
ſteigerung zufrieden iſt. Die Poſt kann dabei auch nicht auskommen. 

Die ſozialdemokratiſche Partei hat vor der Revolution mit gutem Recht 


3 den Staats⸗ und Kommunalbetrieb mit Nachdruck gefordert. Sie hat dieſe 


Forderung damit begründet, daß Betriebe, die ein Allgemeinbedürfnis be⸗ 
friedigen oder aus einem gewiſſen Entwicklungsſtand der Geſellſchaft Nutzen 


ziehen, der privaten Spekulation entrückt werden müſſen. Zu einer Aenderung 


dieſer Auffaſſung liegt kein Anlaß vor, ſo daß wir an unſerem im Erfurter 
Programm feſtgelegten Standpunkt feſtzuhalten haben. Was wir reformieren 
Das neue Parteiprogramm. 4 
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müſſen, iſt die Verwaltung. Daran ſchließt ſich die vorſichtige Fortſetzung des 


Werkes auf bisher unberührten Gebieten. 


Wie ſchon bemerkt, kommen für die Uebergangszeit auch ſolche Projekte 


in Betracht, die uns dem Ziel näher führen, zumal eine unmittelbare Um⸗ 
wälzung uns vor eine Radikalkur mit gefahrvollen Experimenten ſtellt. Von 
einigen bürgerlichen Kritikern, die an der Sozialdemokratie viel auszuſetzen 
haben, wird behauptet, daß die kapitaliſtiſche Herrſchaft ihr Ende erreicht hat, 
es gehe in dem alten Gleis nicht mehr weiter. Und nun preiſen ſie ihre Pro⸗ 
jekte als Allheilmittel an, die aber nichts anderes ſind als Stärkungsmittel für 
den Kapitalismus, den man vor dem ſozialiſtiſchen Zugriff bewahren will. 
Sehr viel ſpricht dafür, daß nach dieſem Krieg dem Kapitalismus in Amerika 
und England neue Kräfte erwachſen ſind, daran ändert nichts die gegenwärtige 
Kriſe, die in dieſen Ländern eine bald überwundene Nachwirkung des Krieges 
ſein wird. Es würde zu weit führen, das ſowie die Rückwirkung dieſer Kriſe 
auf die übrigen Länder näher darzulegen. Für uns ergibt ſich nur, daß uns 
die Konkurrenz auf dem Weltmarkt nicht davon unabhängig macht, wie wir 
unſer Wirtſchaftsgetriebe in Deutſchland geſtalten. 

Die Fortentwicklung des kapitaliſtiſchen Syſtems wird zur weiteren Kartell⸗ 
und Truſtbildung führen. Dieſer Entwicklungstendenz wollen einige bürger- 
liche Reformer einen gemeinwirtſchaftlichen Einſchlag geben. Der Truſt ſoll 
nicht mehr ſelbſtherrlich Preis, Abſatz und Lohn beſtimmen, ſondern einem 
Kollegium unterworfen werden, das aus Unternehmern, Arbeitern und Ver⸗ 
brauchern gebildet wird, eventuell mit einer Staatsaufſicht. Ein weiterer Plan 
geht dahin, dieſe Zuſammenſchweißung großer Induſtriegruppen auch zur 
Steueraufbringung zu benutzen. Wir würden alſo zu einer Verbrauchsſteuer 
kommen, die an der Produktionsſtätte anſetzt, in der Wirkung zum Preis⸗ 


aufſchlag und zur Abwälzung auf den Verbraucher führt. Die Organiſation 


wird in Induſtrien mit Kleinbetrieben kaum durchführbar ſein. Die Grenze 
zwiſchen Rohſtofferzeugung und verarbeitender Induſtrie iſt ſo flüſſig, daß 
wohl die meiſten Ungerechtigkeiten, die bei der Umſatzſteuer beklagt werden, 
wieder erſcheinen. Beim Export müßte die Steuer zurückvergütet werden, ein 
ziemlich umſtändliches Verfahren. Die Hinzuziehung der Arbeiter in den Ver⸗ 
waltungskörper hat ihre Vorzüge, wie aber das Kohlenwirtſchaftsgeſetz, das 
dieſen Anforderungen entſpricht, bisher in der Praxis gezeigt hat, befriedigt 
dieſe Methode keineswegs. Die Intereſſenten des Kohlenbergbaues haben bis⸗ 
her leicht jede Lohnforderung auf den Preis der Kohle umgelegt, wobei nicht 
gejagt werden ſoll, daß ihnen nicht auch ohne dieſe Kontrolle der Preis- 
beſtimmung der gleiche Erfolg ſicher geweſen wäre. Im Kaliwirtſchaftsgeſetz 
ſind die Erfahrungen noch weniger erhebend. Würden die Induſtrien ge⸗ 


zwungen werden, ſich zu Truſts zuſammenzuſchließen, ſo würde der Staat die 


Förderung der kapitaliſtiſchen Entwicklung übernehmen, die im freien Wett⸗ 
bewerb bei der Zerſplitterung der Kräfte oder der entgegengeſetzten Intereſſen 
nicht genügend zur Entfaltung kommen kann. Anders geſtaltet ſich das Projekt, 
wenn in dieſer Truſtbildung zugleich eine Ablöſung des Privatkapitals ent⸗ 
halten iſt. Das kann in der Form geſchehen, daß die Aktienbeſitzer eine feſte 
Rente bekommen, oder über eine beſtimmte Höhe die Dividende ganz oder 
teilweiſe gekürzt würde. Vorweg wäre vom Gewinn eine Quote für die lang⸗ 
ſame Tilgung des Aktienkapitals beim Bilanzabſchluß einzuſtellen, um ſo 
das Unternehmen zu entkapitaliſieren; aus einem Fonds für Kapitalneubildung 
wären die rückſtändigen Unternehmungen durch Ueberweiſung von Mitteln für 


Neuanlagen leiſtungsfähiger zu geſtalten oder unrentable Betriebe vollſtändig 


zu ſchließen. Dieſer Truſt könnte in der Verwaltung eine Zwangsgenoſſen⸗ 
ſchaft bilden, die aber unter ſtaatlicher Kontrolle gehalten werden muß, deren 
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Träger Arbeiter, Aktienbeſitzer und der Staat ſein würden. Dabei muß ver⸗ 
mieden werden, daß die Intereſſen der Arbeiter einſeitig darauf gerichtet 
werden, durch möglichſt hohe Preiſe für die Produkte ihrer Induſtrie die Löhne 
über die anderer Erwerbsgruppen zu erheben; hier muß für alle Induſtrien 
von einer ſtaatlichen Zentralſtelle die Norm feſtgeſetzt werden, über die die 
Löhne nicht hinausgehen dürfen. Wirft der Truſt oder die Zwangsgenoſſen⸗ 
ſchaft größere Gewinne ab, als für Neuanlagen oder Amortiſierung des Aftien- 
kapitals Verwendung finden kann, ſo gibt es für den Ueberſchuß mannigfache 
Verwendung für ſozialpolitiſche Zwecke, techniſche Verſuchsanſtalten, Senkung 
der Preiſe uſw. Unternehmungen, die als privater Beſitz in die Zwangsgenoſſen⸗ 
ſchaft aufgenommen würden, müßten in ihrem Wert abgeſchätzt und dem Be⸗ 
ſitzer durch Aushändigung eines Beſitztitels eine Verzinſung des Kapitals und 
e ganz wie vorher geſchildert zugeſtanden werden. 

Gemeinwirtſchaft, von der behauptet wird, daß ihr Vorteil darin be⸗ 
Steht, fie die private Initiative ſichert, indem ſie dem Staat nur einen 
Anteil am Beſitz läßt, entſpricht nicht in allem den ſozialiſtiſchen Anſchauungen; 
es ſei denn, man betrachtet ſie als Anfangsſtadium, aus dem ſich mit wachſen⸗ 
der Beſitzerweiterung des Staates die Ausſchaltung des Privatkapitals ergeben 
würde, dann aber würde wieder die von ihren Befürwortern in den Vorder- 
grund gerückte Privatinitiative fehlen. Man wird nicht in jedem Fall eine 
Organiſation in Form einer Gemeinwirtſchaft ablehnen, ſie kann auch ein 
Notbehelf ſein für die Uebergangszeit. So kam für die Kohlenwirtſchaft in 
Frage, die Neuerſchließung von Grubenfeldern, den Einbau der Schächte ſo zu 
finanzieren, daß durch Aufſchlag auf den Kohlenpreis das Kapital für dieſe 
Neuunternehmungen flüſſig gemacht wird. In die Verwaltung ſollten ſich 
Intereſſenten des Kohlenbergbaus, kommunale Verbände und der Staat teilen. 
Das Unternehmen würde, darüber beſteht kein Zweifel, mit einem großen 
finanziellen Fiasko abſchließen, da die Neuanlagen von Schächten und Bauten, 
die Anſchaffung von Betriebseinrichtungen gegenwärtig jo erhebliche Mittel be- 
anſpruchen, daß die Verzinſung bei den heutigen Kohlenpreiſen und bei den 
vorausſichtlich wieder abwärtsgehenden Preiſen nach einigen Jahren ganz aus⸗ 
ſichtslos erſcheint. Hier verſagt die private Initiative, trotzdem wir dringend 
Neuanlagen zur Erhöhung der Kohlenproduktion bedürfen, obgleich keine Aus⸗ 
ſicht auf Gewinn beſteht. Wollen wir aber Neuanlagen heute ſchon in Angriff 
nehmen, ſo wird der hier bezeichnete Weg gangbar ſein, denn es wird dieſer 
Teil der Kapitalneubildung bereits auf Verluſtkonto geſetzt werden müſſen; 
eine ſolche Gründung wäre nur im Hinblick auf unſere gegenwärtige Wirt⸗ 
ſchaftslage zu verantworten. 

Ein ſehr kompliziertes Gebilde organiſatoriſcher Spintiftererei, ganz für 
die Uebergangszeit zugeſchnitten, tritt uns in der Planwirtſchaft entgegen. Die 
Durchorganiſierung der Induſtrien mit allen ihren Spezial fächern, der Zu⸗ 
ſammenſchluß in der Spitze, dem Dachverband, das Einſchachteln der Unter- 
nehmer⸗ und Arbeitervertretungen macht einem Konſtruktionsbureau alle Ehre, 
iſt aber für die Praxis nicht verwendbar. Die Befürworter wollen von einer 
Zentrale anordnen, wie und was produziert werden ſoll, welche Rohmaterialien 
vom Ausland eingeführt werden ſollen und wie ſie zu verteilen ſind, welche 
Preiſe und Löhne feſtgeſetzt werden. Dieſer wirtſchaftliche Teil des Projekts 
intereſſiert uns vor allem. Solange wir in der Induſtrie exportieren, können 
wir über die Art der Warenproduktion nicht beſtimmen, weil der Bedarf im 
Ausland ſehr wechſelt, der nicht vorher zu beſtimmen iſt und vor allem von 
der Preislage abhängt. Daneben geben oft politiſche Einflüſſe, Verkehrsver⸗ 
hältniſſe, eigene Unternehmungen im Ausland u. a. m. den Ausſchlag. Ebenſo 
erſcheint der Verſuch, den Bedarf für das Inland von der Produktionsſtätte zu 
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beſtimmen, vollkommen ausſichtslos, weil der Verbraucher der beſtimmende 
Teil iſt. Soweit bisher der Rohſtoffbezug und die Verteilung von einer 
Zentrale erfolgte — wir haben ſolche Organiſationen —, haben fie nur zu allzu 
berechtigten Beanſtandungen geführt. Die Beſchaffung von Rohſtoffen hat lange 
nicht die Schwierigkeiten bereitet, wie man annahm, der langſame Gang in der 
Wiedererſtarkung der Induſtrie iſt nahezu allein von der geringen Brennſtoff⸗ 
verſorgung abhängig geweſen. Wäre im Jahre 1919 die Kohlenproduktion auf 
die Höhe vor dem Kriege gekommen, ſo hätten wir die glänzendſte Hochkonjunk⸗ 
tur gehabt, die Deutſchland je geſehen hat. Ueber Preis⸗ und Lohnbeſtimmung 
iſt an anderer Stelle das Notwendige geſagt. Die Planwirtſchaft ſcheint mir 


am weiteſten vom ſozialiſtiſchen Programm abzuirren, ſie iſt eine mit philan⸗ 


tropiſchem Schwung vorgetragene, die Tendenz der kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
entwicklung nur an der Oberfläche berührende, ſchwerfällige, utopiſtiſche Or⸗ 
ganiſationsidee. 

Wichtig erſcheint mir für die Reform des Programms, die Grund⸗ und 
Bodenfrage mehr herauszuheben. Ich ſchalte die Agrarfrage aus, weil 
die einer beſonderen Erörterung bedarf, nur einige Worte zum ſtädtiſchen 
Grundbeſitz in Verbindung damit zur Wohnungsfrage; hier 
muß der ſozialiſtiſche Standpunkt klar zum Ausdruck kommen und die Forde⸗ 
rung erhoben werden: 

Enteignung des unbebauten Terrains für den Bau von Wohnhäuſern durch 
die Gemeinde. 

Errichtung von Zwangsgenoſſenſchaften mit Hinzuziehung der Mieter und 
der Gemeindevertretung, um den Bau, die Uebernahme und die Verwaltung 
von Wohnhäuſern zu betreiben. 

Ich komme zu dem Ergebnis, daß als Ziel des ſozialiſtiſchen Programms 
die bisherige Forderung der Verwandlung des kapitaliſtiſchen Privateigentums 
von Produktionsmitteln in geſellſchaftliches Eigentum aufrechterhalten werden 
muß. 

Soweit dieſe Umgeſtaltung des Wirtſchaftsgetriebes nicht unmittelbar er⸗ 
folgen kann, iſt dahin zu ſtreben, daß die überlegene Machtſtellung des Kapi⸗ 
taliſten gegenüber dem wirtſchaftlich Abhängigen aufgehoben wird und die 
Maßnahmen gefördert werden, die die Verfügung des privaten Beſitzes von 
Produktionsmitteln einſchränken und die geeignet find, die ſpätere Ueberführung 
in geſellſchaftlichen Beſitz anzubahnen. 


Die nächſte Wirt chaftspolitik. 


Von Ru d. Wiſſell. 
Als nach dem Fall des Sozialiſtengeſetzes die deutſche Sozialdemokratie an 
die Reviſion ihres Parteiprogramms herantrat, konnte ſie über den Wirtſchafts⸗ 
aufbau der Zukunft nur in abſtrakten Sätzen reden. Wenn ſich dem einen das 


Ziel auch näher darſtellte als dem andern, lag es doch für jeden noch in weiter 


Ferne. Die letzten Wegſtrecken zum Ziele waren noch zu weit, als daß ſie 
im einzelnen hätten überſehen werden können. Heute, nach 80 Jahren find 
wir dem Ziele näher gekommen; wir ſehen es ſelbſt und auch die Wege zu ihm 
nunmehr klarer vor uns. Das gibt einzelnen den Glauben, wir könnten das 
Ziel auch in abſehbarer Zeit erreichen. Andere wiederum meinen, es ſei nicht 
der Fall, ohne durch die noch vor dem Ziele liegenden Niederungen freien un⸗ 
gebundenen Kapitalismus hindurch zu müſſen. Seine Aufgabe ſei die Aus⸗ 
füllung der noch vorhandenen Lücken im Zuſammenſchluß wirtſchaftsorgani⸗ 
ſatoriſcher Einheiten mit den Mitteln kapitaliſtiſcher Wirtſchaftspolitik. Sie 
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meinen, der Kapitalismus ſelbſt müſſe das noch vorhandene wirtſchaftsorgani⸗ 
ſatoriſch Schwache und Morſche beſeitigen. Weil wir heute den Weg zum 
Ziele klarer ſehen und weil wir die Schritte auf ihm ſelbſt mitmachen müſſen. 
tragen wir in der politiſch⸗ökonomiſchen Lage der Nachkriegszeit die Mitverant⸗ 
wortung für die praktiſchen Schritte auf dieſem noch ungebahnten Wege. Was 
haben wir zu tun? 

Die neueren Erfahrungen laſſen daran keinen Zweifel, daß der politiſche 
und wirtſchaftliche Aufſtieg des Proletariats in Uebereinſtimmung mit der Ent⸗ 
wicklung der Geſchichte ſteht. Er kann durch einzelne Erſcheinungen der ge- 
ſchichtlichen Entwicklungen nicht vereitelt werden, auch wenn die äußeren Er⸗ 
ſcheinungsformen der wirtſchaftlichen und politiſchen Tatbeſtände ſich gegen die 
Intereſſen des Proletariats wenden. Dieſe politiſchen und wirtſchaftlichen Tat⸗ 
beſtände ſind die Felsblöcke und Grate, die Sümpfe und Moraſte, die ſich dem 
müden Wanderer auf ungebahnten Wegen entgegenſtellen. Wie ſie ihn auf⸗ 
halten und zu Umwegen nötigen, können auch dieſe hiſtoriſchen Tatſachen der 
Politik und der Wirtſchaft den Aufſtieg des Proletariats aufhalten und das 
letztere zu Umwegen zwingen. Daher find die Maßnahmen, die das Proletariat 
an einem bejtimmien Zeitpunkt im Intereſſe ſeines Aufſtiegs durchzuführen 
hat, nicht abſtrakt zu entwickeln, ſo klar ſich andererſeits durch die materialiſtiſche 
Geſchichtsbetrachtung die dauernde Entwicklungstendenz feſtſtellen läßt. Die 
ſozialiſtiſche Praktik iſt aber derart in den Zuſammenhang der gegeneinander 
wirkenden hiſtoriſchen Augenblickstendenzen verwoben, daß die praktiſche Politik 
der Arbeiterklaſſe bei voller Wahrung ihrer radikalen Geſinnung ſich in jedem 
Falle der hiſtoriſchen Situation anzupaſſen hat. Wie iſt dieſe Situation? 

Die politiſche und wirtſchaftliche Lage des Proletariats und ſeine zu er⸗ 
greifende Politik im gegenwärtigen Augenblick iſt beſtimmt durch die Verfalls⸗ 
erſcheinungen des Kapitalismus durch den Krieg und nach dem Kriege. Ins⸗ 
beſondere iſt die Lage des mitteleuropäiſchen Proletariats untrennbar ver⸗ 
knüpft mit den Erſchütterungen der Ernährungs⸗ und Arbeitsbedingungen der 
kontinentalen Völker. Die materiellen Zerſtörungen des Krieges im Zuſammen⸗ 
hang mit der Verſchärfung des kapitaliſtiſchen Völkerverhältniſſes ſeitens der 
Siegerſtaaten durch die rohe Gewalt des Verſailler Vertrages haben die leibliche 
Exiſtenzgrundlage des geſamten deutſchen Volkes, ſowohl der Bourgeoiſie wie des 
Proletariats, in Frage geſtellt. In dieſer außenpolitiſchen Lage ſind zunächſt 
die beiden Gegner im innendeutſchen kapitaliſtiſchen Produktionsprozeß, alſo 
Ausbeuter ebenſo wie Ausgebeutete, in der Lage des ſelbſt Ausgebeuteten. 

Zu den Folgen des Krieges und der Niederlage gehört auch die politiſche 
Umwälzung. Da ſie alle Fragen unſerer Politik neu geſtellt hat, iſt es von 
entſcheidender Wichtigkeit, über ihr Weſen und ihre Bedeutung zu voller Klar⸗ 
heit zu kommen. Das um ſo mehr, als mir die allgemein herrſchende Anſchau⸗ 
ung über ſie auf einer völliger Verkennung der Tatſachen zu beruhen ſcheint. 

Bis November 1918 hatte ſich Deutſchland noch in demjenigen Zuſtand be⸗ 
funden, der in England und Frankreich bereits ſeit 1688 bzw. 1789 über⸗ 
wunden war. Es gab bei uns nicht, wie gleichzeitig in England, Frankreich, 
Amerika nur zwei, ſondern drei Klaſſen, nämlich außer Kapitaliſten und Pro⸗ 
letariern noch die alte feudaliſtiſche Klaſſe der Fürſten und der in ihrem 
Dienſt ſtehenden Beamten, Offizieren uſw., und dieſe feudale Klaſſe war es, 
in deren Händen ſich die Staatsgewalt unmittelbar befand. Die Staatsgewalt 
war verfaſſungsmäßig in anderen Händen als die wirtſchaftliche Macht. Wir 
waren wirtſchaftlich im Kapitalismus, politiſch dagegen in einem etwas ab⸗ 
geſchwächten Feudalismus. Der 1848 von der deutſchen Bourgoiſie unter⸗ 
nommene ſchwächliche Verſuch, dieſe Zwieſpältigkeit zu überwinden und die 
politiſche Macht mit der wirtſchaftlichen in einer Hand zu vereinigen, war fehl⸗ 


* 
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geſchlagen und die Bourgeoiſie hatte ſich in ihre politiſche Abhängigkeit um ſo 
mehr gefunden, als ſie wirtſchaftlich dabei ausgezeichnet gedieh und dadurch 
mittelbar und hintenherum immer größeren Einfluß auf die herrſchende 
Feudalklaſſe erhielt. Dieſer überſtändige und zwieſpältige Staatsaufbau war 
nun zuſammengebrochen. Das deutſche Proletariat, auf deſſen Schultern die 
Hauptlaſt des Weltkrieges gelegen hatte, zerbrach auch im Innern mit leichter 
Mühe die Reſte der Herrſchaft der Feudalklaſſe, während die deutſche Bour⸗ 
geoiſie, ihrem bewährten Charakter getreu, vor Schreck entgeiſtert und angſt⸗ 
erfüllt, ratlos daneben ſtand. So konnten zunächſt beherzte Führer des organi⸗ 


ſierten Proletariats die Leitung der Staatsgeſchäfte übernehmen, die ihnen 


das angſtſchlotternde Bürgertum gern überließ. Von außen geſehen, konnte der 


Anſchein einer zunächſt ſiegreichen und nur im weiteren Verlaufe nicht aus⸗ 


genutzten proletariſchen Revolution entſtehen. 

Tatſächlich iſt die deutſche Novemberrevolution kein Vorgang innethalb des 
Klaſſenkampfes zwiſchen Bourgeoiſie und Proletariat. Das Proletariat hat in 
jenen Novembertagen lediglich das getan, wozu 1848 die Bourgeoiſie außer⸗ 
ſtande geweſen war; es hat die feudaliſtiſche Herrſchaft endgültig gebrochen. 
Die wirtſchaftlichen Machtverhältniſſe zwiſchen Bourgeoiſie und Proletariat 
wurden dadurch unmittelbar nicht berührt fie konnten vielmehr erſt jetzt, nicht 
mehr gehemmt durch das Dazwiſchentreten einer dritten Schicht, politiſch un⸗ 
verhüllt in die Erſcheinung treten. Sie fand ihren formellen Ausdruck in der 


mit ſozialen Zugeſtändniſſen verzierten liberal-demokratiſchen Verfaſſung von 


Weimar. 

Hätte aber nicht das deutſche Proletariat jene Angſtſtarre der deutſchen 
Bourgeoiſie benutzen können, um ſelbſt auch die wirtſchaftliche Macht zu er⸗ 
greifen? Leider nein, und zwar vor allem deshalb nicht, weil die tatſächlichen 
Verhältniſſe dem entgegenſtanden und weil das Proletariat dazu in jeder Be⸗ 
ziehung unvorbereitet war. Dem Proletariat fehlte die Möglichkeit, durch die 
ihm zunächſt zugefallene Macht die materielle Exiſtenzengrundlage der Ernäh⸗ 
rung und Produktion, wenn auch nur im allerdürftigſten Maße allein für ſich 
zu ſichern. Trotz gewaltiger ſubjektiver Bemühungen der radikalen proleta⸗ 
riſchen Parteien war das Proletariat beim Ausbruch der Revolution und im 
Laufe der darauf folgenden 1½ Jahre objektiv nicht in der Lage, unter Verzicht 
auf die Mitarbeit der Bourgeoiſie aus eigenen Kräften für feinen alleinigen 
Nutzen die Ernährungsſicherung und den Produktionsaufbau zu ſchaffen. Auch 
wenn die ſehr maßgeblichen Gründe außenpolitiſcher Art außer Betracht bleiben, 
insbeſondere die Tatſache, daß das deutſche Volk auf die Nahrungsmittelunter⸗ 
ſtützung und die Rohſtofflieferungen des kapitaliſtiſchen Auslandes angewieſen 
war, ſo war das Proletariat infolge mangelnder theoretiſcher Vorbildung, auch 
ſeiner Führer und infolge des Mangels an Kenntniſſen und Leiſtungsver⸗ 
mögen betriebstechniſcher, organiſatoriſcher und kaufmänniſcher Art, auch der 


Oberſchicht des Proletariats, außerſtande, die Führung der Produktion in die 


Hand zu nehmen. Die Mitarbeit der wirtſchaftlichen und geiſtigen Führer 
der bisherigen kapitaliſtiſchen Ordnung auf der Seite des Proletariats blieb, 
auch ſoweit ſie nicht ſelbſt Kapitaliſten ſind, aus, weil dieſe Schichten während 
der ſtürmiſchen Aufwärtsentwicklung des Kapitalismus in Deutſchland reichlich 
Nutznießer der kapitaliſtiſchen Ordnung geweſen find und, ungeachtet ihrer ob⸗ 
jektiven ſoziologiſchen Stellung, ſich ſubjektiv bis zum gegenwärtigen Augenblick 
mit den Intereſſen der Bourgeoiſie verknüpft fühlten; eine Stellungnahme zu 
der das taktiſche Verhalten des Proletariats früher und noch während der Re⸗ 
volution veichlich beigetcagen hat. Der andersartige Verlauf der ruſſiſchen 
Entwicklung kann hier außer acht bleiben, da die zeitweilige Diktatur des Pro⸗ 


letariats, unter Ausſchaltung der Bourgeoiſie, nur durch die agrariſch⸗ 


s 


induſtrielle Schichtung der cuſſiſchen Bevölkerung ermöglicht wurde. Die Lehre 
iſt jedoch aus der ruſſiſchen Entwicklung zu zeigen, daß auch bei völliger Ueber⸗ 
windung der Bourgeoiſie die Mitarbeit einzelner Individuen aus dieſer 
Klaſſe nicht entbehrt werden kann. Dieſer Vorgang verdient auch für das. 
deutſche Proletariat Beachtung inſoweit, als das Proletariat gerade während 
der Uebergangszeit vom Kapitalismus zum Sozialismus zwiſchen dem Klaſſen⸗ 
intereſſe und der Intelligenz der Bourgeoifie ſcharf unterſcheiden muß. 

Die leider verfehlten Hoffnungen eines großen Teils des Proletariats auf 
ſeine Leiſtungsfähigkeit und die zeitweilige Täuſchung des größten Teils des 
deutſchen Volkes über die wirklichen Machtverhältniſſe rühren von einer Verken⸗ 
nung des Weſens der Novemberrevolution her. Man ſah in ihr die Vollendung 
des proletariſchen Aufſtiegs, den Abſchluß der kapitaliſtiſchen Periode. In Wirk⸗ 
lichkeit aber war fie der Abſchluß der frühkapitaliſtiſchen Periode in Deutſch⸗ 
land, die durch Eigenart der geſchichtlichen Entwicklung Deutſchlands bedingt, 
zwar Stufen höchſter techniſcher und kaufmänniſcher Organiſation, doch noch 
nicht ihren Abſchluß erreicht hatte. Der zunächſt erreichte Erfolg der November⸗ 
revolution beſteht in der Beſeitigung der feudalen Reſte. 

Daß heute die Möglichkeit zur unmittelbaren wirtſchaftlichen und politiſchen 
Machtergreifung durch das Proletariat nicht beſteht, geben ſelbſt Unabhängige 
und Kommuniſten zu, und die urteilsfähigen und ehrlichen unter ihnen auch 
dies, daß auch heute noch von einem Abſchluß der für die Machtübernahme 
nötigen Vorbereitungen im eigenen Lager nicht die Rede ſein kann. Das 
Proletariat kann ſich dieſen Zuſtand nicht eindringlich genug klarmachen. Dann 
erſt werden ſeine Hoffnungen auf ein erreichbares Maß zurückgeführt werden. 
Dann aber auch erſt iſt die Arbeiterklaſſe in der Lage, die trotz allem veränderte 
Verfaſſung der neuen wirtſchaftlichen Ordnung, welcher Deutſchland entgegen- 
geht, die ſicher keine vollſozialiſtiſche iſt, zu überſchauen. Das deutſche Prole⸗ 
tariat war und iſt nicht in der Lage, allein die Wirtſchaft aufzubauen. Ebenſo 
aber war und iſt die Bourgeoiſie nicht mehr in der Lage, ohne die freiwillige 
Mitarbeit des Proletariats die neue Wirtſchaftsoronung herzuſtellen. Die erſte 
Regierungkoalition iſt für das eine wie für das andere Ausdruck. Der Krieg 
hat den ſachlichen Reſervefonds der kapitaliſtiſchen Akkumulation in ſolchem 
Maße aufgezehrt, daß auch für die Bourgeoiſie die lebendige Arbeitskraft des 
Proletariats heute die einzige Quelle iſt, aus der fie ihce Subſiſtenzmittel ſich 
beſchaffen kann. Der Umſturz der militariſtiſch⸗feudalen Autokratie und der 
Uebergang zur liberalen Form der Demokratie hat das Pcoletariat durch ſeine 
zahlenmäßige Stärke zu einem politiſchen Machtfaktor geſtempelt, der zwar für 
ſich allein nichts durchzuſetzen, aber alles verhindern kann. So iſt das Zu⸗ 
ſammenarbeiten zwiſchen Bourgeoiſie und Proletariat — man kann es eine 
Arbeitsgemeinſchaft nennen — nur das Symbol des Zuſtandes, den die politiſch⸗ 
ökonomiſche Entwicklung im Augenblick erreicht hat. Es iſt mehr als fraglich, 
ob die hiſtoriſche Periode dieſer Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen Bourgeoiſie und 
Proletariat von ſehr langer Dauer ſein wird. Nach den Erfahrungen der Ver⸗ 
gangenheit muß damit gerechnet werden, daß die Bourgeoiſie bei Wiederkehr 
einer gewiſſen Stufe der Akkumulation von Produktionsmitteln den Verſuch 
machen wird, das Verhältnis der Parität wieder durch ein einſeitiges Macht⸗ 
verhältnis zu erſetzen. Es iſt die Aufgabe des Proletariats, die Periode der 
Arbeitsgemeinſchaft, dieſe Zeit des Waffenſtillſtandes, dazu zu benutzen, ſo viele 
politiſche und ſoziale Sicherungen zu ſchaffen, daß der Zeitpunkt nicht wieder⸗ 
kehrt, wo „zwei Arbeiter einem Unternehmer nachlaufen“, ohne daß die poli⸗ 
tiſche Macht der Arbeiterklaſſe im Staat dieſes ökonomiſche Mißverhältnis aus⸗ 
gleichen kann. Vor allem aber hat die Arbeiterklaſſe die vor ihr liegende Zeit⸗ 
ſpanne, in welcher ſie auf die freiwillige Mitarbeit der Bourgeoiſie, und die 


. 


Bourgeoiſie auf die der Arbeiterſchaft angewieſen iſt, dazu zu benutzen, in der 

Praxis der Wirtſchaftsführung techniſche, ökonomiſche und kaufmänniſche 

Führer heranzubilden für den Augenblick eines neuen Entſcheidungskampfes. 
Die bevorſtehende Periode der wirtſchaftlichen Verfaſſung verwirklicht 


ſelbſtverſtändlich nicht die Hoffnungen des Proletariats, aber ſie bietet dem 


Proletariat die Gelegenheit, an ſich ſelbſt die unerläßliche Voraus ſetzung für 
eine ſpätere Erfüllung ſeiner Hoffnungen zu verwirklichen. Die tieferen Ten⸗ 
denzen des hiſtoriſchen Entwicklungsprozeſſes in ihrer Richtung auf die Be⸗ 


freiung des Proletariats, zeigen ſich ſchließlich in den beſonderen Formen und 


Organiſationen der neuen Wirtſchaft, für die mehr noch als für die vergangene 
Det der Satz gilt, daß im Schoße der kapitaliſtiſchen Ordnung die a tis 
Wirtſchafts⸗ und Geſellſchaftsordnung heranreift. 

Das im vorigen Abſatz Geſagte erſtreckt ſich, wie ausdrücklich betont werden 
ſoll, auf diejenige Form einer proviſoriſchen Arbeitsgemeinſchaft, die den 
heutigen Machtpoſitionen der bürgerlichen und proletariſchen Klaſſe entſpricht. 
Das Proviſorium wird ſich auf dem Wege zum Sozialismus dahin verändern, 
daß mit zunehmender Verminderung des Privateigentums die bürgerliche 
Klaſſe und ihre Klaſſenintereſſen immer mehr dahinſchwinden und die Geſell⸗ 
ſchaft immer mehr eine klaſſenloſe Struktur annimmt. Das Proletariat wird 
ſich jedoch darüber klar werden müſſen, daß Klaſſenloſigkeit nicht mit Führer⸗ 
loſigkeit gleichbedeutend iſt. Auch in der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft wird es 
eine Arbeitsverfaſſung geben, die ſowohl leitende, arbeitzuteilende, wie aus⸗ 
führende, arbeitleiſtende Menſchen umfaßt. Auch dieſe ſozialiſtiſche Ordnung 
wird alſo ihr Gefüge nicht nur aus der Befolgung formaldemokratiſcher Grund⸗ 


ſätze ableiten können, ſondern wiederum gleichſam eine Arbeitsgemeinſchaft der 


Perſonen benötigen, die auf der einen Seite die Arbeitsfunktionen der heutigen 
Unternehmer, auf der anderen Seite die Arbeitsfunktionen der heutigen 
Arbeiter ausüben. In dieſer Hinſicht iſt die jetzige Arbeitsgemeinſchaft, die 
zwiſchen gewerblichen und induſtriellen Arbeitgeber und Arbeitnehmer in 
Deutſchland beſteht, waheſcheinlich nicht nur ein Proviſorium, ſondern eine 
Vorſtufe der kommenden ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsverfaſſung. 

Als aktuelle Aufgabe iſt dem Zuſammenarbeiten von Bourgeoiſie und Pro⸗ 
letariat der Aufbau einer Wirtſchaftsordnung geſtellt, welche die Zerſtörungen 
des Krieges und die außenpolitiſchen Belaſtungen des öffentlichen Schuldkontos 
abträgt. Die veränderte Weltmarktslage, die z. T. unabänderliche Ausſchal⸗ 
tung des deutſchen Ueberſeehandels, die Verminderung der Kaufkraft bei faſt 
allen Völkern, vor allem aber in den breiten Schichten des deutſchen Volkes 
ſelbſt, zwingt dazu, die Grundlagen der Produktion zu verändern. Die unge⸗ 


nügende Agrarverſorgung infolge des Rückganges der landwirtſchaftlichen Pro⸗ 


duktivität und des Verluſtes wichtiger Ueberſchußgebiete, andererſeits die Un⸗ 
möglichkeit des Aufbaues der deutſchen Ernährung auf ausländiſcher Baſis, 
zwingt auf die Dauer auch zu einer Umſchichtung eines Teiles der induſtriellen 
Bevölkerung zugunſten der landwirtſchaftlichen Produktion. Noch iſt es nicht 
zu überſehen, bis zu welchem Grade die einzelnen Induſtriezweige auf die 
Dauer ihren Abſatz verloren haben. Die Entwicklung iſt eben nicht im ein⸗ 
zelnen vorauszuſagen, aber ihre Tendenz iſt unverkennbar. Zu dieſer Ent⸗ 
wicklung muß es unter dem Druck der Weltmarktslage kommen, wenn Deutſch⸗ 
land ſeine Bevölkerung erhalten will. 

Es gibt theoretiſch zwei Wege, um dieſe Umſchichtung herbeizuführen. Wir 
können entweder die geſamte politiſche Verantwortung ber Bourgeoiſie und da⸗ 
mit auf die Dauer die Wirtſchaft dem Mechanismus des kapitaliſtiſchen 
Marktes überlaffen. Dieſe kapitaliſtiſche freie Wirtſchaft hat bisher im Laufe 


ihrer Geſchichte noch alle Kriſen, auch die ſchwerſten, überwunden, und man 


braucht nicht zu zweifeln, daß ſie es auch diesmal tun würde. Aber tun würde, 
wie bisher gleichfalls ſtets auf Koſten der ökonomiſch⸗ſchwächeren Klaſſe, des 
Proletariats. Das um jo mehr, als die heutige weitgehende Kartellierung 
unſerer Induſtrie eine verſtärkte Sicherung des Unternehmertums bedeutet. 
Der liberal⸗kapitaliſtiſche Weg einer Rettung der deutſchen Wirtſchaft auf 
Koſten des deutſchen Proletariats ſteht alſo ſicherlich offen, und die Bourgeoiſie 
drängt natürlich mit allen Kräften auf ihn. 

Da wir auß dieſem, für das Proletariat ſelbſtmörderiſchen Weg der kapi⸗ 
taliſtiſchen Marktwirtſchaft der Bourgeoiſie nicht folgen können, und den ent⸗ 
gegengeſetzten Weg der Machtergreifung und Vollſozialiſierung noch nicht gehen 
können, ſo bleibt uns gegenwärtig nur ein Mittelweg: Er heißt Planwirtſchaft, 
d. h. nicht die fälſchlich ſo bezeichnete Kriegswirtſchaft, ſondern die ſich ſelbſt 
verwaltende, organiſierte Wirtſchaft. 

Organiſierte Wirtſchaft iſt eine von den Triebkräften des Kapitalismus in 
Gang gehaltene, aber nicht blind abrollende, ſondern in ihrem Ablauf be⸗ 
herrſchte und geregelte Wirtſchaft. Sie gibt uns die Möglichkeit, nach dem Maß 
unſerer jeweiligen politiſchen Machtſtellung, die im übrigen noch kapitaliſtiſche 
Wirtſchaft planmäßig ſo zu ſteuern, daß eine gerechte und für das Proletariat 
erträgliche Verteilung der Laſten eintritt, und daß jede unnötige Unterbrechung 
und Erſchütterung, die in der gegenwärtigen verzweifelten Lage auch für das 
Proletariat verhängnisvoll werden würde, vermieden wird. 

Für die Arbeiterklaſſe iſt die Vollziehung des allgemeinen Umbaus der 
Wirtſchaftsfundamente nur denkbar unter der Vorausſetzung eines bewußten 
Planes, der zwar den tiefſten Tendenzen der freien Wirtſchaft nicht entgegen⸗ 
wirkt, aber das Tempo, die Formen und Begleiterſcheinungen des Umbaus der 
primitivſten ſozialen Bedingungen des proletariſchen Daſeins anpaßt, und ſie 
vor allem der Mitbeſtimmung des Proletariats überantwortet. Dieſe ſelbſt⸗ 
verwaltende organiſierte Wirtſchaft, zunächſt paritätiſch, dann rein demokra⸗ 
tiſch⸗proletariſch geleitet, iſt nur denkbar bei aktiver Beteiligung des Prole⸗ 
tariats; ſie iſt eine Zwiſchenſtufe zwiſchen Kapitalismus und Sozialismus. 
Die verbleibenden Elemente des Kapitalismus in ihr ſind heute nicht zu ent⸗ 
behren, doch werden ſie nicht vom Privatintereſſe des Unternehmers allein diri⸗ 
giert, ſondern auch vom ſozialen. Es hängt von der Tatkraft des Proletariats 
ab, in wie hohem Maße es der Fall iſt und inwieweit dieſe Elemente des 


Kapitalismus nach ſozialiſtiſchen Prinzipien organiſiert ſind, d. h. inwieweit 


die notwendige Unterordnung des privatwirtſchaftlichen Prinzips der Einzelnen 

unter die Anforderungen der Geſamtwirtſchaft erfolgt. Das Proletariat hat 
zu wählen zwiſchen der in der Planwirtſchaft gegebenen Vorſtufe zum Sozialis⸗ 
mus oder der ökonomiſchen und ſozialen Anarchie. 

Um den Gedanken der Planwirtſchaft iſt innerhalb des Proletariats ein 
heftiger Streit entbrannt. Soweit er ich darauf bezieht, daß die Planwirt⸗ 
ſchaft kein Sozialismus iſt, ſondern nur eine Vorſtufe dazu, die kapitaliſtiſche 
Elemente enthält, kann er durch das bisher Geſagte als entſchieden gelten. Auch 
wer die Planwirtſchaft als Kapitalismus bezeichnet, wird zugeben müſſen, daß 
es ſich dann doch um eine höher entwickelte Form des Kapitalismus handelt, 
als ſie bisher in Europa bekannt war. Höher entwickelt in doppeltem Sinne: 
im Sinne einer äußerſten Rationaliſierung der Produktion und im Sinne 
einer Verſtärkung der nach Ueberwindung des Kapitalismus drängenden Ten⸗ 
denzen, die ihm innewohnen. N 

Der zweite Streit über die Planwirtſchaft bezieht ſich auf die konkreten 
Formen, in denen die planwirtſchaftlichen Verſuche der letzten 1% Jahre ver⸗ 
wirklicht worden find (Kohlengeſetz, Außenhandelsſtellen uſw.). Die ſogenannten 
Selbſtverwaltungskörper ſtellen Zuſammenſchlüſſe der an der Produktion be⸗ 
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teiligten Unternehmer- und Arbeiterkreiſe unter Hinzunahme der Konſu⸗ 


menten dar, die nach dem Prinzip des Kartells organiſiert ſind. Das heißt: 


die einzelnen Betriebe des betreffenden Produktionszweiges ſtehen in der zu⸗ 
fälligen techniſchen, organiſatoriſchen und lokalen Verfaſſung da, in der ſie auf 
dem Boden des liberalen Kapitalismus erwachſen ſind, zwar mit beſchränkter 


Souveränität hinſichtlich der Preisgeſtaltung, aber in vollkommener Freiheit 


der Entſcheidung über die Rationalität der Produktion und über ihren eigenen 
Fortbeſtand. Beſtimmungen, die über den Rahmen dieſer Kartellorganiſation 
hinausgehen, wie der § 1 des Kohlenwirtſchaftsgeſetzes, nach welchem die ge⸗ 
meinwirtſchaftliche Organiſation des Reichskohlenrats die geſamte Kohlenwirt⸗ 
ſchaft leitet, ſind auf dem Papier ſtehen geblieben. Dieſe kartellförmige Or⸗ 
ganiſation hatte alle Nachteile im Gefolge, die ſchon immer, auch in der privat⸗ 
wirtſchaftlichen Organiſation, beim Kartell beobachtet worden ſind: Renten⸗ 
garantie für den minderwertigen Betrieb. Eiferſüchtelei und Mißtrauen ſeitens 


der mit der Kartelleitung nicht betrauten Kartellangehörigen, z. T. Korruption 


ſeitens der Kartelleitung. Auch die Mitwirkung der Arbeitnehmer hat an 
dieſem Mißſtand nichts geändert, da ſie ebenſo wie die beteiligten letzten Ver⸗ 
braucher infolge mangelnder Schulung trotz formaler Kenntnisnahme die ent⸗ 
ſcheidenden Tatſachen vielfach nicht verſtanden. 8 

Mit Unrecht ſind oieſe unbeſtreitbaren Mängel der erſten praktiſch vor⸗ 
liegenden planwirtſchaftlichen Verſuche auf das Prinzip einer planmäßig 
organiſierten Wirtſchaft zurückgeführt worden. Sie haben ihre wahre Urſache 
zum Teil in der ſpezifiſchen Kartellform und gelten gleichermaßen für das 
gemeinwirtſchaftliche, wie für das privatwirtſchaftliche Kartell. Alle dieſe 
Mißſtände ſind ſofort auszuſchalten, wenn die einzelnen Produktionszweige 
truſt förmig organiſiert werden, d. h. wenn an die Stelle der genoſſenſchaft⸗ 
lichen Leitung mit freier Selbſtbeſtimmung in allen entſcheidenden Fragen die 
einheitlich zentrale, diktatoriſche Führung unter Ausſchaltung der freien Selbſt⸗ 
beſtimmung der einzelnen Betriebe tritt. Insbeſondere müſſen die techniſchen 
Betriebsmethoden und die Entſcheidung über die Stillegung und Errichtung 
von Betrieben in die Hand des gemeinwirtſchaftlichen Zentralorgans gelegt 
werden, das, entſprechend neueren Vorſchlägen der Sozialiſierungskommiſſion, 
an dem privaten Schickſal des einzelnen Werkes intereſſiert iſt. Damit iſt 
keineswegs die Vollſozialiſierung notwendig verbunden, d. h. die Enteignung 
der privaten Werkseigentümer bzw. Aktionäre. Doch andererſeits ſchließt ſie 
auch nicht die Vollſozialiſierung einzelner Gebiete und Zweige der Wirt⸗ 
ſchaft aus. 

Zum anderen Teil auch liegt ihr Verſagen daran, daß man es verab⸗ 
ſäumte, die geſamte Wirtſchaft durchzuorganiſieren. Es entſtanden organi⸗ 
ſierte Produzentengruppen und die Organiſation verſtärkte dieſe ſo, daß ſie auf 
Koſten der Geſamtheit ein unzuläſſiges Uebergewicht erhielten. Man bekämpfte 
ſie fälſchlich mit einem ſogenannten Konſumentenſozialismus, ſtatt den Kräfte⸗ 
ausgleich durch eine allumfaſſende Produzentenorganiſation zu bewirken. Eine 
Organiſation aller Produzenten ſtellt die Vertretung von etwa neun Zehntel 
des Volkes dar, umſchließt alſo die erdrückende Mehrheit der Konſumenten 
automatiſch. 


Der dritte Haupteinwand gegen die Planwirtſchaft liegt darin, daß ſie nach 


den bisherigen Erfahrungen zur Korruption der beteiligten Arbeitnehmerkreiſe 
führe, welche durch hohe Lohnverſprechungen ſeitens der Unternehmer gereizt, 
in Verfolgung rein ſyndikaliſtiſcher Intereſſen jede konſumfeindliche Preispolitik 
mitmachen würden. Daß für dieſen Einwand Tatſachen vorliegen, kann nach den 
bisherigen Erfahrungen nicht beſtritten werden. In den wenigen vorhandenen 


planwirtſchaftlichen Organiſationen haben tatſächlich vielfach die Arbeitnehmer 
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unter Verkennung des volkswirtſchaftlichen Geſamtintereſſes und damit auch 
unter Verkennung ihres eigenen, wohlverſtandenen Dauerintereſſes die kapi⸗ 
taliſtiſche Fachpolitik ihres Wirtſchaftszweiges blind mitgemacht. Aber auch dieſe 
Nachteile werden mit Unrecht dem Prinzip der Planwirtſchaft zur Laſt gelegt. 
Auch ſie ſind die notwendigen Folgeerſcheinungen einer nur teilweiſen, in 
wenigen Gewerbezweigen durchgeführten Planwirtſchaft. Wären alle wich⸗ 
tigen Produktionszweige planmäßig organiſiert und ſtände über der Geſamt⸗ 
heit der einzelnen Wirtſchaftszweige eine Stelle, der Reichswirtſchaftsrat, im 
Einvernehmen mit der oberſten Wirtſchaftsleitung, die über widerſtreitende 
Intereſſen der einzelnen Produktionszweige entſcheidet, ſo wären ſyndikaliſtiſche 
Ausſchreitungen einzelner Fachgruppen praktiſch unmöglich. Es darf aber 
ferner erwartet werden, daß die zunehmenden Erfahrungen der Arbeitnehmer 
in der planwirtſchaftlichen Organiſation ſie dazu erziehen werden, die vor— 


übergehenden, nur ſcheinbaren Fachintereſſen zum Nutzen der dauernden Ge— 


ſamtintereſſen und damit auch ihrer dauernden Fachintereſſen zurückzuſtellen. 
Zuſammenfaſſend iſt zu ſagen, daß die planwirtſchaftliche Organiſation 
der ſpätkapitaliſtiſchen Wirtſchaftsperiode der nächſten Zukunft eine truſtmäßige 
Zuſammenfaſſung der einzelnen Wirtſchaftszweige mit paritätiſcher Mit⸗ 
wirkung der Arbeiterklaſſe ſein wird, über welchen ſich als oberſte Inſtanz ein 
mit diktatoriſcher Vollmacht ausgeſtalteter, zentraler Wirtſchaftsrat aufbaut. 
Die nächſten Aufgaben dieſer planwirtſchaftlichen Organiſation auf der 
Seite der Produktionspolitik liegen einmal in der äußerſten Rationaliſierung 


der geſamten Wirtſchaftsführung. Höchſte Vervollkommnung der techniſchen 


Betriebs⸗ und Arbeitsmethoden, Typiſierung, Produktionsplan bei voll und 
gleichartig beſchäftigten Betrieben. Ausſchaltung aller techniſchen oder mit 


Rückſicht auf den Standort oder Abſatz unrentablen Betriebe, alſo Steigerung 


des wirtſchaftlichen Nutzeffekts, iſt der einzige Weg, auf welchem die Ver⸗ 
ſchuldung von Staat und Wirtſchaft abgetragen und die geſtiegenen Konſum— 
anſprüche der breiten Volksmaſſen, vor allem des Proletariats auf die Dauer 
zu befriedigen find. Wenn das Prinzip der bisherigen kapitaliſtiſchen Wirt- 
ſchaft darin beſtand, auf Koſten des Konſums der überwältigenden Mehrheit 
des Volkes auch bei unrationeller Betriebsweiſe große Ueberſchüſſe zu erzielen, 


ſo muß es die Aufgabe der Planwirtſchaft ſein, die ungeheuren Belaſtungen 


der Wirtſchaft und die geſteigerten Konſumanſprüche durch äußerſte Rationali⸗ 
ſierung des Produktionsprozeſſes auszugleichen. In dieſer Richtung liegt es 
auch, wie die Organiſation der Planwirtſchaft die allmähliche Umgruppierung 
der Arbeitskräfte aus den niedergehenden in die lebensfähigen Produktions- 
zweige durchzuführen hat. 

Aber auch in der Verflechtung der kapitaliſtiſchen Weltwirtſchaft fallen 
den gemeinwirtſchaftlichen Truſts Aufgaben zu, die ohne ſie überhaupt un⸗ 


erfüllbar ſind. Das kapitaliſtiſche Ausland iſt bereit, der deutſchen Induſtrie 
für ihren Wiederaufbau Kredit zu geben. Es will ſeine Mittel aber nicht dem 


unſicheren Schickſal einzelner Betriebe ausliefern und fordert deshalb Solidar⸗ 


haftung des ganzen Produktionszweiges. Die freie Wirtſchaft kann dieſe 


Forderung kaum erfüllen. 

Auch die bei der finanziellen Notlage des Reiches notwendige ſteuerliche 
Geſetzgebung macht planmäßig organiſierte, aber autonome Wirtſchaft nötig. 
Man muß ſich die Sätze der Vermögens- und der Erbſchaftsſteuer anſehen, 
um ſofort zu dem Ergebnis zu kommen, daß die Erneuerung und Erweiterung 
der Produktionsmittel und ⸗ſtätten, alſo die Akkumulation im weiteſten Sinne, 


im erforderlichen Ausmaße durch den einzelnen nicht mehr erfolgen kann. 


Das iſt nur durch einen autonomen Wirtſchaftskörper möglich, und auch dann 


nur bei höchſter Wirtſchaftsökonomie. 
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Auch darauf iſt hinzuweiſen, daß je größer der — anzuſtrebende Konſum⸗ 
anteil des einzelnen, deſto gefährdeter die unentbehrliche Akkumulation iſt; ſie 
iſt dann nur durch Rationaliſierung erzwingbar. 

Vom Standpunkt des Proletariats aus liegt aber die Hauptaufgabe der 
Planwirtſchaft darin, daß ſie die hohe Schule des Proletariats in der Wirt⸗ 
ſchaftsführung darſtellt. Angefangen bei den Betriebsräten, über die Arbeits⸗ 


gemeinſchaften bis zum Reichswirtſchaftsrat bietet ſie dem Proletariat eine 


fachliche Ausbildung, welche die Arbeiterklaſſe allmählich „zur Sozialiſierung 
reif“ machen wird. Entſprechend den Fortſchritten auf dieſem Erziehungs⸗ 
wege wird die Arbeiterklaſſe Stück um Stück der kapitaliſtiſchen Reſte in der 
Planwirtſchaft beſeitigen. Schon die Umbildung der Kartellform in die Truſt⸗ 
form iſt ein Schritt vorwärts zur Sozialiſierung. Von der jeweiligen poli⸗ 
tiſchen Machtfülle des Proletariats hängt es ab, in welchem Tempo es ihm 
gelingt, den Grad ſeiner Reifung in der wirtſchaftlichen Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung auszuprägen. 

Das Ausland geht uns auf dem Wege wirklicher Planwirtſchaft ſchon 
voraus. Im engliſchen Gildenſozialismus find die Anfänge deutlich ſichtbar. 
Und neuerdings geht auch Rußland dieſe Wege in ſeiner Wirtſchaft. 

Zum Schluß ſei ausdrücklich wiederholt, daß die Planwirtſchaft ſich durch⸗ 
aus nicht anmaßt, letzte Löſung des ſozialiſtiſchen Problems zu geben. Sie iſt 
ſich vielmehr völlig bewußt, lediglich eine vorbereitende Dienerin des Sozialis⸗ 


mus zu ſein und ihm im Sinne von Marx die Wege dadurch zu ebnen, daß 


fie die Menſchen und Dinge ſozialiſierungsreiſ zu machen hilft. Sie ſtellt auf 


Grund der praktiſchen Erfahrungen der letzten Jahrzehnte die Eigentumsfrage 


ſolange zurück, bis ſich, wie ſie hofft, aus der organiſatoriſchen Vollendung der 
Wirtſchaft und aus der zunehmenden Einſicht des Proletariats in die wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenhänge ſchließlich die Möglichkeit ergibt, mit einem großen 
Schlage das Eigentum an den Produktionsmitteln aus der privaten in die 
ſozialiſtiſche Form zu überführen. 

Dies iſt in kurzen Zügen das wirtſchaftliche Programm einer zu prak⸗ 
tiſcher Arbeit bereiten ſozialdemokratiſchen Partei für die noch vor uns liegende 


Wirtſchaftsperiode. Wir ſind nicht mehr in der Lage der Männer von 1891, 


über den Wirtſchaftsbau der Zukunft und die Wege zu ihm nur in abſtrakten 
Sätzen zu reden. Weil wir heute den Weg klarer vor uns ſehen und weil wir 


in der verzweifelten Lage des Volkes, die der verlorene Krieg gebracht hat, 


die nicht abzulehnende Mitverantwortung dafür tragen, daß die noch zu durch⸗ 


ſchreitende Wegſtrecke auf dem kürzeſten Wege in einer des Volkes Kräfte 


ſchonenden Weiſe beendet wird, müſſen wir wiſſen, was wir zu tun haben. 
Das Endziel bleibt die „für und durch die Geſellſchaft betriebene Wirtſchaft“ 
mit Ueberführung des privaten Eigentums an den Produktionsmitteln in das 
Eigentum von Organen, die die Geſellſchaft präſentieren. Der Weg dazu 
führt über die vorläufige Arbeitsgemeinſchaft von Bourgeoiſie und Proletariat 
in der planmäßig organiſierten Wirtſchaft. Mit zunehmender Reife wird das 
Proletariat ein Fort der kapitaliſtiſchen Poſition nach dem anderen erobern 
bis zur reſtloſen Ueberwindung. 
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Sicherung und Ausbau der Demokratie. 
8 Von Georg Gradnauer. 
Längſt vor dem Weltkrieg war der politiſche Zuſtand Deutſchlands unhalt⸗ 


bar geworden. Es war das Unglück unſeres Landes, daß ſeine herrſchenden 


Klaſſen ſelbſt noch in der Notzeit des Krieges längſt fällige Verfaſſungs⸗ und 
Wahlrechtsreformen verweigerten. Den preußiſchen Konſervativen und den 
Schwerinduſtriellen galt neben den Groberungszielen draußen als wichtigſtes 
Kriegsziel die Aufrechterhaltung ihrer inneren Herrſchaft. Wenn die Frage 
aufgeworfen werden ſoll, ob die „Front von hinten erdolcht“ worden ſei, ſo 
müßte auf jene gewieſen werden, die im deutſchen Volke durch Verſchleppung 
auch der unzureichenden Reform Bethmann⸗Hollwegs Verbitterung und Haß 
erzeugten. Das war aber auch die geſchichtliche Schuld Bethmanns, daß er 
trotz der Erkenntnis, daß tiefgreifende politiſche Reformen eine Lebensnot⸗ 
wendigkeit für Deutſchland geworden waren, gleichwohl aus Scheu vor Aus⸗ 
einanderſetzungen mit den Rechtsparteien ſeinen Worten die entſprechende Tat 
nicht rechtzeitig folgen ließ. So wurden die Reaktionäre die eigentlichen Ur⸗ 
heber der Revolution vom November 1918. 

Nicht in geſundem Wachstum, wie die Sozialdemokratie es erſtrebt hatte, 
entſtand die deutſche Demokratie, ſondern aus der militäriſchen Niederlage, 
aus wirtſchaftlichen und ſeeliſchen Zuſammenbrüchen. Unter ſolchen Zeichen 
geboren, mußte der neue Staat mit den größten Schwierigkeiten und Fähr⸗ 
niſſen kämpfen, um ſeine junge Exiſtenz zu ſichern. Wenn die nationaliſtiſchen 
und reaktionären Nachfahren der Konſervativen und Rechtsnationalliberalen 
die Demokratie der Unfähigkeit bezichtigt haben und die Not der Zeit ihr auf⸗ 
zubürden ſich bemühen, jo beweiſen fie damit lediglich die eigene Verſtocktheit, 
die ſie nicht erkennen läßt, daß ſie ſelbſt die Schuld daran tragen, daß die 
Republik nicht alsbald die günſtigen Ergebniſſe für das Gemeinwohl zu bringen 
vermag, die ihr unter anderen Verhältniſſen gewiß geweſen wären. Nun iſt 
es die große und ſchwere Aufgabe der deutſchen Sozialdemokratie, die von 
ihr in jahrzehntelangen Kämpfen erſtrebte und wenn auch unter nicht vorher⸗ 
geſehenen und nicht gewollten Umſtänden errungene deutſche Republik zu 


ſchützen gegen jeden Feind, gegen die Anhänger der alten Zeit, die ihre verlore⸗ 


nen Vorrechte nicht verſchmerzen können, ſowie gegen verblendete Phantaſten, 
die den kaum ins Leben getretenen demokratiſchen Staat wieder zu zerſtören 
trachten und durch weitere Revolutionen das Heil des Volkes zu begründen 
wähnen. Die deutſche Republik wird aber ihren Beſtand und ihre Zukunft 
am beſten ſichern, wenn ſie neben der Abwehr der Uebelwollenden und Feind⸗ 
lichen durch Stärkung der demokratiſchen Volkskräfte und weitere Ausge⸗ 


ſtaltung der politiſchen und ſozialen Einrichtungen Leiſtungen vollbringt, die 


das Gemeinwohl energiſch fördern und der deutſchen Nation im Innern und 
nach außen eine aufwärts führende Entwicklung ermöglichen. 
* * 
* > 
Das Verfaſſungswerk von Weimar ift von den drei Koa⸗ 
litionsparteien (Sozialdemokraten, Demokraten, Zentrum) geſchaffen worden. 
Ihr Werden vollzog ſich anders als das der Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes von 1867, aus der die Reichsverfaſſung von 1871 hervorging. Damals 


konnte eine mächtige Perſönlichkeit, die der Repräſentant der herrſchenden 
Klaſſe war, die Verfaſſung in einer Stunde herunterdiktieren. Die Ver⸗ 


faſſung von Weimar dagegen iſt ein mühevolles Werk aus chaotiſcher Not⸗ 
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zeit geboren und es zeigt ſtarke Spuren noch unausgeglichener Volks⸗ und 
Klaſſenkämpfe. In einigen wichtigen Hauptfragen hat die Sozialdemokratie 
den Forderungen der bürgerlichen Demokratie und des Zentrums Entgegen⸗ 
kommen erwieſen, um nicht das ganze Werk zu gefährden. Aber andererſeits 
haben ohne Zweifel jene anderen Parteien weit mehr Entgegenkommen an die 
ſozialdemokratiſchen Forderungen erwieſen. Die Verfaſſung vom 11. Auguft 
1919 iſt die am meiſten demokratiſche Verfaſſung der Welt. Sie bringt die 
ſtaatsbürgerliche Gleichberechtigung nicht nur für das Reich, ſondern gewähr⸗ 
leiſtet ſie auch für die Länder und für die Gemeinden. Von den unterſten 
Fundamenten des Staates bis zu den oberſten Spitzen iſt allenthalben der 
Grundſatz der Volksſouveränität für Geſetzgebung, Regierung und Verwaltung 
feſtgelegt. Herrenhäuſer, Erſte Kammern, Klaſſenwahlen, Zenſuswahlen, 
Mehrſtimmenwahlrecht ſind ebenſo radikal beſeitigt wie jede autokratiſche Ge⸗ 
walt der Regierung, die vielmehr ausſchließlich aus der Volksgewalt hervor⸗ 
geht und ſich nur in Uebereinſtimmung mit ihr betätigen kann. Der früher 
gegenüber dem Bundesrat und den klaſſenſtaatlichen Vertretungen der Bundes⸗ 
ſtaaten faſt ohnmächtige Reichstag iſt zur höchſten entſcheidenden Macht ge⸗ 
worden. Das Wahlrecht zum Reichstag iſt ein wirklich allgemeines und 
gleiches geworden, die ungerechte Wahlkreiseinteilung iſt beſeitigt, und — wie 
es noch in keinem Lande der Erde ſo umfaſſend und großzügig geſchah — das 
zuvor entrechtete weibliche Geſchlecht iſt zur vollen politiſchen Gleichberech⸗ 
tigung gelangt. Die Verfaſſung von Weimar wird ferner auch dem Grundſatz, 
der unmittelbaren Geſetzgebung durch das Volk gerecht. Das Volk ſoll nicht 
ausſchließlich auf die von ihm für 4 Jahre gewählten Vertreter angewieſen 
ſein, ſondern die Möglichkeit beſitzen, zu jeder Zeit ſelbſtändig ſein politiſches 


Geſchick zu beſtimmen. Volksentſcheid über Reichstagsbeſchlüſſe und Volks⸗ 


initiative geben die weiteſten demokratiſchen Garantien. Auch die Fortbildung 
der Reichsverfaſſung ſelbſt iſt auf dieſem Wege gewährleiſtet. Jede Ver⸗ 
faſſungsreform iſt in friedlich geordneter Weiſe möglich. Wer feine Volks⸗ 


genoſſen von der Richtigkeit eines Vorſchlages, den er auf welchem Lebens⸗ 


gebiete auch immer macht, zu überzeugen vermag, gelangt an das Ziel ſeiner 
Wünſche. Jede gewaltſame Unterdrückung irgendeiner Idee oder Richtung 
im Volke iſt beſeitigt. Darum iſt aber auch die Abſicht, dieſe demokratiſche 
Verfaſſung gewaltſam ändern zu wollen, ebenſo widerſinnig wie gemein⸗ 
ſchädlich und verbrecheriſch. 

Das einſt im Uebermut geſprochene Wort: Deutſchland in der Welt voran! 
darf im Hinblick auf ſeine ſo weit ausgeſtalteten demokratiſchen Staatsein⸗ 
richtungen jetzt von dem beſiegten und leidenden deutſchen Volke mit Recht in 
Anſpruch genommen werden. Gelingt es dem deutſchen Volke, ſeine Demo⸗ 
kratie zu erhalten und weiter auszugeſtalten, dann wird es für die ganze 
Welt ein leuchtendes Beiſpiel geben. Dann wird es den verlorenen und nicht 


wieder zu gewinnenden äußeren Ruhm der militäriſchen Macht durch den 


höheren Ruhm einer in Freiheit und Kultur führenden Nation erſetzen können. 

Aber nur mit Aufgebot der höchſten Anſtrengungen iſt dieſe neue kul⸗ 
turelle Stellung Deutſchlands unter den Weltvölkern zu erringen. Noch iſt 
die Demokratie nicht völlig geſichert. Noch muß ſie mit zahlreichen Gegner⸗ 
ſchaften kämpfen. Noch muß fie in biefen ſchwierigen Zeitläufen ihren eigenen 
inneren Wert, ihre Leiſtungsfähigkeit erweiſen. 

Die Sozialdemokratie hat den ſchärfſten Kampf zu führen gegen die 
Parteien, die der Verfaſſung von Weimar die Zuſtimmung verweigerten und 
darauf abzielen, die demokratiſchen Errungenſchaften wieder rückgängig zu 
machen. Dieſer Kampf gegen die Reaktion könnte ein leichter ſein, wenn 


die Arbeiterklaſſe ihn in Einigkeit führen würde. Es war ein erfreuliches Ge⸗ 
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ſchehnis, daß der Staatsſtreich der Kapp und Lüttwitz ſogleich auf den entſchie⸗ 
denſten Widerſtand in den weiteſten Volkskreiſen ſtieß und an der Abwehr der 
einigen Arbeiterſchaft ſcheiterte. Jedoch kann nicht verkannt werden, daß 
Beſtrebungen, wie die der Kapp und Lüttwitz niemals hätten ins Kraut 
ſchießen können, wenn die deutſche Arbeiterſchaft ſchon immer zuvor in klarer 
Erkenntnis über die Bedeutung der demokratiſchen Errungenſchaften ſich ein- 
heitlich auf den Boden der Verfaſſung und der Demokratie geſtellt hätte. Der 
unheilvolle Kampf der Unabhängigen und Kommuniſten gegen die Demokratie 
mit all ſeinen putſchiſtiſchen Begleiterſcheinungen hat die Stoßkraft der ſozial⸗ 
demokratiſchen Politik vermindert und der Reattion weiteſten Vorſchub ge⸗ 
leiſtet. Das bedauerliche Ergebnis dieſer Uneinigkeit der Arbeiterſchaft liegt 
in den Reichstagswahlen zutage, die für beide ſozialdemokratiſchen Parteien 
zuſammen eine Verminderung des prozentualen Stimmanteils gegenüber der 
Wahl zur Nationalverſammlung brachten, während die Rechtsparteien erheb- 
lichen Zuwachs erzielten. Es wäre äußerſt kurzſichtig, wollte die Arbeiterſchaft 
ſich über dieſe Tatſache ohne gründliches Nachdenken hinwegſetzen. Ohne 
Zweifel beſteht die Gefahr, daß die Rechtsentwicklung ſich fortſetzt. Darum ge⸗ 
hört es zu den wichtigſten Aufgaben der ſozialdemokratiſchen Partei, Be⸗ 
deutung und Wert der Demokratie gegen alle Anzweiflungen und 
Anfeindungen, die ihr aus der Arbeiterſchaft ſelbſt erwachſen, klarzuſtellen, 
die geſamte Arbeiterſchaft zur Erhaltung und Entfaltung der Demokratie 
aufzubieten. 

Es iſt eine ſeltſame Erſcheinung, daß bei einem Teile der deutſchen Ar- 
beiterſchaft gerade zu der Zeit, da ſeit Jahrzehnten heiß erkämpfte Volksrechte 
verwirklicht wurden, die Schätzung dieſer Rechte verloren ging und ſich ſogar 
in offene Geringſchätzung und Feindſeligkeit verwandelte. Woher erklärt es 
ſich, daß manche Kreiſe der Arbeiterſchaft dem Gedanken der „Diktatur des 
Proletariats“ und dem Räteſyſtem anhängen? Die Erklärung iſt nicht nur 
in der bei den meiſten Revolutionen zu beobachtenden Tatſache zu finden, daß 
ſie über die Grenze des zurzeit Durchführbaren hinauszueilen pflegen. Gerade 
ſolche Teile der Arbeiterſchaft, der Angeſtellten und Beamten, die vor der 
Revolution unaufgeklärt und unorganiſiert waren, haben nach der Revolution 
in Hinſicht auf ihre ſoziale Lebenslage überſchwengliche Erwartungen gehegt 
und fühlen ſich um ſo mehr enttäuſcht, da die wirtſchaftlichen Wirkungen der 
Kriegsjahre und der Friedensbedingungen ſich drückend geltend machen. Doch 
auch fortgeſchrittenere Teile der Arbeiterſchaft hatten ſich ſchnellere und tiefer⸗ 
greifende Erfolge von der Revolution verſprochen, da ſie die realen Verhält⸗ 
niſſe und Schwierigkeiten vollſtändig unterſchätzten. Enttäuſcht über die an⸗ 
gebliche Ergebnisloſigkeit der Revolution wurde ihr Glaube an die Demokratie 
erſchüttert. Sie neigten daher dazu, Schlagworten nachzulaufen, die neue Hoff- 
nungen erwecken. Dazu kommt das ruſſiſche Beiſpiel. 
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Schon in den Jahrzehnten vor dem Weltkrieg konnte der parteitaktiſche 
Streit innerhalb der deutſchen Arbeiterbewegung als eine Auseinanderſetzung 
zwiſchen weſteuropäiſch⸗demokratiſchen und ruſſiſch⸗terroriſtiſchen Methoden an⸗ 
geſehen werden. Wie der politiſche Zuſtand Deutſchlands ein Gemiſch von 
abſolutiſtiſchen und demokratiſchen Zügen darſtellte, ſo zeigte ſich dieſer Zuſtand 


wie in einem Spiegelbild in dem Kampfe zwiſchen demokxatiſch⸗ſozialiſtiſcher 


Entwicklungspolitik und radikalem, zur Methode der Gewalt neigenden Revo⸗ 
lutionarismus. Die Kämpfe der ruſſiſchen Arbeiter wurden von der ſozial⸗ 
demokratiſchen Arbeiterſchaft Deutſchlands ſtets mit großer Sympathie verfolgt 
und es wurde verſucht, ruſſiſche Kampfmethoden nach Deutſchland zu ver⸗ 


e 


pflanzen. Dieſe Neigung für den ruſſiſchen Radikalismus iſt nun ſeit dem 
Sturze des Zarismus und beſonders ſeit dem Siege der Bolſchewiſten in der 
deutſchen Arbeiterſchaft erſt recht angewachſen. Es iſt begreiflich, daß die ge⸗ 
waltigen Ereigniſſe der ruſſiſchen Revolution und vor allem die Tatſache, daß 
zum erſten Male eine ſozialiſtiſch⸗ revolutionäre Regierung von äußerſtem 
Radikalismus ein Rieſenreich allmächtig beherrſcht und mit rückſichtsloſen Ein⸗ 
griffen die bisherige Wirtſchaftsordnung zu zerſchlagen und eine ſozialiſtiſche 
Ordnung herbeizuführen ſich anheiſchig macht, auf deutſche Arbeiter den tiefſten 
Eindruck machen konnten. Die Manifeſte der Sowjetrepublik gegen die kapita⸗ 
liſtiſche Geſellſchaftsordnung dröhnten laut herüber; aus der Zermalmung 
einer alten Welt ſollte unvermittelt die Befreiung und Erlöſung des not⸗ 
leidenden Proletariats hervorgehen. Welch grandioſe Klänge! Und alle 
Prophezeiungen von der Unhaltbarkeit der bolſchewiſtiſchen Herrſchaft erfüllten 
ſich nicht, im Gegenteil: die Sowjetrepublik triumphiert über alle Gefahren und 
droht mit der bolſchewiſtiſchen Weltrevolution bis in die Länder der Entente. 


War es alſo der Verlauf der Ereigniſſe in der Sowjetrepublik, der auch bei 
den deutſchen Arbeitern das Ideal der Demokratie verblaſſen und das neue 
Ideal der Diktatur des Proletariats aufſteigen ließ, ſo iſt es unſere Aufgabe, 
die Tatſachen und die Ideen des neuen Rußland von trügeriſchen Hüllen zu 
befreien und in ihrer Wirklichkeit zu erkennen. Daraus ergibt ſich, ob ein 
bolſchewiſtiſches Syſtem in irgendeiner Form für Deutſchland in Betracht 
kommen kann. | | 

Die geiſtigen Führer des Bolſchewismus find mit dem Anſpruch aufgetreten, 
ſie ſeien die wahren Schüler von Karl Marx. Lenin will in ſeiner für die 
bolſchewiſtiſche Theorie grundlegenden Schrift „Staat und Revolution“ die 
wahre Lehre des Marxismus vom Staat wieder herſtellen. Ueberall in den 
Schriften von Lenin, Trotzki, Radek, Bucharin findet ſich die Verkündigung, 
daß die reine revolutionäre Lehre Marx' von allen bürgerlichen opportuniſtiſchen 
Entſtellungen wieder befreit werden ſoll. Geſchähe dieſe Berufung der Bolſche⸗ 
wiſten auf Marx zu Recht, ſo wäre damit weder die Sowjetpolitik gerecht⸗ 
fertigt, noch eine unbedingt maßgebende Richtlinie für die Politik der ſozia⸗ 
liſtiſchen Parteien in allen Ländern gegeben. Denn was das Kommuniſtiſche 
Manifeſt 1847 — auf dieſes vor allem bezieht ſich der Bolſchewismus — ver⸗ 


£ 


kündigt hat, könnte in Anbetracht der ſeitdem gründlich umgewandelten poli- 


tiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht mehr unbedingte Geltung be⸗ 
anſpruchen. Aber der Bolſchewismus beruft ſich in entſcheidenden Fragen ganz 
unberechtigterweiſe auf Marx. Die Anſchauungen Marx' über Staat, ſoziale 
Revolution, Demokvatie und Diktatur des Proletariats werden in der bolſche⸗ 
wiſtiſchen Literatur einſeitig verzerrt und in ihr Gegenteil verkehrt. Bolſchewis⸗ 
mus iſt nicht, wie ſeine Anhänger vermeinen, Marxismus, ſondern Rückbildung 


des Marxismus in Anpaſſung an die beſonderen Verhältniſſe des politiſch und 
ſozial rückſtändigen Rußland. Hat doch Lenin ſelbſt in ſeinem Abſchiedsbrief 


an die Schweizer Arbeiter vom 8. April 1917 erklärt: „Rußland iſt ein Agrar⸗ 
land, eines der rückſtändigſten aller europäiſchen Länder“. Wie ſollte eine 
Theorie und eine Politik, die aus ſo rückſtändigen Verhältniſſen erwächſt und 
auf ſolche Verhältniſſe zu wirken beſtimmt iſt, die Erfüllung der Marxſchen 
Lehre ſein, die das Werden des Sozialismus aus den Verhältniſſen der am 
meiſten fortgeſchrittenen Länder Europas ableitet! 


Bei der Prüfung des Verhältniſſes von Bolſchewismus zu Marxismus ſind 


hauptſächlich zwei miteinander zuſammenhängende Fragen zu erörtern, einmal 
das Verhältnis von Evolution und Revolution, ſodann das Problem Demo⸗ 
kratie und Diktatur. 
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Aus der Marx⸗Engelsſchen Theorie von der ſozialen Revolution hat der 
Bolſchewismus das „Revolutionäre“ übernommen und zu vulgärem Schlagwort 
umgemünzt, aber er verkennt vollkommen den eigentlichen Sinn der Marx⸗ 
Engelsſchen Geſchichtsauffaſſung. Durch alle Arbeiten von Marx und Engels 
zieht ſich der Gedanke, daß beſtimmte ökonomiſche Bedingungen erfüllt ſein 
müſſen, damit eine alte Geſellſchaftsform durch eine neue abgelöſt werden 
kann. „Eine Geſellſchaftsformation“, ſagt Marx, „geht nie unter, bevor alle 
Produktivkräfte entwickelt ſind, für die ſie weit genug iſt, und neue höhere 
Produktionsverhältniſſe treten nie an die Stelle, bevor die materiellen Exiſtenz⸗ 
bedingungen derſelben im Schoß der alten Geſellſchaft ſelbſt ausgebrütet 
worden ſind“. An Stelle der ſtarken Betonung und ſyſtematiſchen Anwendung 
des Entwicklungsgedankens ſetzt aber der Bolſchewismus einen vormaxxiſtiſchen 
Revolutionarismus, der ungeachtet des ökonomiſchen Entwicklungsſtandes die 
ſozialiſtiſch⸗kommuniſtiſche Revolution als möglich und als notwendig erklärt, 
lediglich weil ſie gewollt wird. 0 


Die Bolſchewiſten betreiben den Kultus der Gewalt nicht nur im Sinne der 
entſchiedenen Machtausübung, ſondern im Sinne rückſichtsloſen phyſiſchen Ter⸗ 
rors. Sie verherrlichen die von Laſſalle verworfene und verſpottete „Revolution 
im Heugabelſinne“. So ſagt Radek: „Die Revolution diskutiert nicht mit ihren 
Feinden, ſie zerſchmettert ſie“ (Diktatur des Proletariats Seite 25). Auch 
Lenin ſagt im Briefe an die amerikaniſchen Arbeiter: „In Wirklichkeit hat der 
Klaſſenkampf ſtets und unvermeidlich die Form des Bürgerkrieges angenommen 
und der Bürgerkrieg iſt undenkbar ſowohl ohne Zerſtörungen der ſchlimmſten 
Art, wie auch ohne Terror und Einſchränkungen der formalen Demokratie“. 
Bucharin ſagt: „Man kann vorausſehen, daß z. B. in Deutſchland der Klaſſen⸗ 
krieg außerordentlich erbittert ſein wird. Nur durch den Bürgerkrieg und die 
eiſerne Diktatur des Proletariats kann man zur kommuniſtiſchen genoſſenſchaft⸗ 
lichen Produktion gelangen“. (Programm der Kommuniſten Seite 66) und noch⸗ 
mals Radek: „Die Revolution beſteht eben darin, daß ſie ein Bürgerkrieg iſt“. 
Dieſer Kult der Gewalt entſpricht aber keineswegs den Anſchauungen der Be⸗ 
gründer des wiſſenſchaftlichen Sozialismus. Viele Stellen bei Marx⸗Engels 
zeigen, daß ſie die Anwendung der Gewalt nur für erforderlich hielten, wo für 
eine unterdrückte Klaſſe, die ſich befreien will, ein anderer Weg nicht möglich 
iſt. It ein anderer Weg möglich, jo wird er unbedingt vorgezogen. Engels 
ſagte bereits in ſeinem Buche über die Lage der arbeitenden Klaſſen in Eng⸗ 
land: „In demſelben Maße, in welchem das Proletariat ſozialiſtiſche und kom⸗ 
muniſtiſche Elemente in ſich aufnimmt, in genau demſelben Verhältnis wird 
die Revolution an Blutvergießen, Rache und Wut abnehmen“ (Seite 299). Sehr 
bemerkenswert iſt die Aeußerung von Marx in der Volksverſammlung in 
Amſterdam am 21. April 1871: „Wir wiſſen, daß man die Inſtitutionen und 
Herkommen der verſchiedenen Gegenden berückſichtigen muß, und wir leugnen 
nicht, daß es Länder gibt, wie Amerika, England, wo die Arbeiter auf fried⸗ 
lichem Wege zu ihrem Ziele gelangen können. Doch nicht in allen Ländern iſt 
dies der Fall“. Aehnlich ſagt Engels in der Kritik des Erfurter Programm⸗ 
entwurfs 1891: „Man kann ſich vorſtellen, die alte Geſellſchaft könne friedlich in 
die neue hineinwachſen in Ländern, wo die Volksvertretung alle Macht konzen⸗ 
triert, wo man verfaſſungsmäßig tun kann, was man will, ſobald man die 
Majorität des Volkes hinter ſich hat; in demokratiſchen Republiken wie Frank⸗ 
reich und Amerika, in Monarchien wie England, wo die bevorſtehende Ab- 

kaufung der Dynaſtie tagtäglich in der Preſſe beſprochen wird und wo dieſe 
Dynaſtie gegen den Volkswillen ohnmächtig iſt“ (Neue Zeit, Jahrgang 20, 
Band 1, Seite 10). 


Das neue Parteiprogramm. 5 
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So iſt die bolſchewiſtiſche Berufung auf die Gewalt, die ſo unendlich viel 
Unheil verurſacht hat, in keiner Weiſe marxiſtiſch. Es iſt lediglich eine Theorie, 
die ſich Menſchen geſchaffen haben, die in blindem Glauben vermeinten, in einem 
weit überwiegend agrariſchen und noch dazu durch den Krieg aufs Tiefſte zer⸗ 
rütteten Lande plötzlich eine ſozialiſtiſche Wirtſchaftsverfaſſung einführen zu 
können. Da dies aber organiſch nicht möglich iſt, glaubte der Fanatismus in 
einem an Gewalt und Galgen gewöhntem Lande es mit „eiſernen Eingriffen“ 
bewirken zu können. 

Insbeſondere haben ſich die Bolſchewiſten zur Rechtfertigung der „Dik⸗ 
tatur des Proletariats“ auf Marx berufen. Wiederum durchaus mit 
Unrecht. Gewiß waren Marx-Engels nicht blinde Verehrer der Demokratie; 
das konnten ſie um ſo weniger ſein, als die Demokratien, wie ſie ſich zu ihrer 
Zeit darboten, überaus unvollkommen waren. Darum aber Marx⸗Engels zu 
Vorboten des bolſchewiſtiſchen Regimes zu machen, iſt abſurd. Es iſt eigenartig 
und doch verſtändlich, daß die Verachtung der Demokratie gerade in einem Lande 
verbreitet wird, wo die Vorausſetzungen für eine bürgerliche Demokratie noch 
fehlen und wo die Maſſen des Volkes von der für die demokratiſche Staats⸗ 
form erforderlichen geiſtigen Reife noch weit entfernt ſind. Weil in Rußland 
eine von breiten Arbeitermaſſen getragene Demokratie noch nicht möglich iſt 
und weil die Bolſchewiſten bei den Wahlen zur Konſtituante im Januar 1918 
erfuhren, daß ſie nur eine Minderheit hinter ſich hatten, darum ergingen ſie 
ſich in erbitterten Angriffen gegen die Demokratie und verirrten ſich in die 
Vorſtellung, daß ſie unter Umgehung der demokratiſchen Entwicklungsphaſe und 
unter Vergewaltigung der demokratiſchen Grundſätze durch die Diktatur einer 
kleinen Zahl klaſſenbewußter Proletarier zum Sozialismus gelangen könnten. 
Lenin bezeichnet die Demokratie als „Umhüllung des Kapitalismus“ (Staat 
und Revolution Seite 13). Radek ſagt: „Sie (die Demokratie) iſt konkret 
genommen nichts anderes als die Herrſchaft des Kapitals, das ſo ſtark iſt, 
ſo verankert in den Anſchauungen der Volksmaſſen, daß es ſich den Luxus 
erlauben kann, ihnen die Freiheit zu gewähren, über Staatsangelegen⸗ 
heiten zu reden.“ An einer anderen Stelle: „Die moderne Demokratie iſt 
nichts anderes als eine Kuliſſe der Kapitalsherrſchaft“. Die Bolſchewiſten ver⸗ 
wechſeln offenſichtlich eine zeitweilige Erſcheinungsform der Demokratie mit 
dem Prinzip des Demokratismus ſelbſt. 
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Der Bolſchewismus beruft ſich auf das bekannte Wort, das Marx in jeiner 


Kritik des Gothaer Einigungsprogramms 1875 geſchrieben hat: „Zwiſchen der 


kapitaliſtiſchen und der kommuniſtiſchen Geſellſchaft liegt die Periode der revo⸗ 


lutionären Umwandlung der einen in die andere. Der entſpricht auch eine 
politiſche Uebergangsperiode, deren Staat nichts anderes ſein kann, als die 
revolutionäre Diktatur des Proletariats“. Der Bolſchewismus verſteht die 
Diktatur des Proletariats derart, daß ein „Vortrupp der Ausgebeuteten“ die 


Regierung übernimmt und unter Rechtlosmachung anderer Geſellſchaftsklaſſen 1 


mit Gewaltmitteln die kapitaliſtiſche Staatsmaſchinerie zerſchlägt und den 
Sozialismus durchführt. Marx aber hat eine derartige Auffaſſung von der 
Diktatur des Proletariats niemals vertreten. Wie Kautsky darlegt, hat Marx, 
wenn er von Diktatur des Proletariats ſprach, nicht von einer Regie rungs⸗ 
form, ſondern von einem Zuſtande geſprochen, der überall eintreten müſſe, 


x 


wo das Proletariat die politiſche Macht erobert hat. (Diktatur und Demokratie 


Seite 36). Schon im Kommuniſtiſchen Manifeſt haben Marx und Engels 
ſich klar zu der Anſchauung bekannt, daß die proletariſche Revolution nicht von 
einer Minderheit gemacht wird: „Alle bisherigen Bewegungen waren Be⸗ 
wegungen von Minoritäten im Intereſſe von Minoritäten. Die proletariſche 
Bewegung iſt die ſelbſtändige Bewegung der ungeheuren Mehrzahl im 
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Intereſſe der ungeheuren Mehrzahl“. Ferner haben Marx und Engels in ihren 


Aeußerungen über die Pariſer Kommune unzweideutig ihre Anſicht über die 
Diktatur des Proletariats dargelegt. Im Vorwort zum „Bürgerkrieg in 
Frankreich“ ſagt Engels: „Wollt Ihr wiſſen, wie dieſe Diktatur ausſieht? 
Seht Euch die Pariſer Kommune an. Das war die Diktatur des Proletariats“. 
Die Kommune war aber keineswegs die Herrſchaft einer Minderheit. Sie 
bildete ſich aus den durch allgemeines Stimmrecht in den verſchiedenen Bezirken 
von Paris gewählten Stadträten. Wenn Marx das Wort „Diktatur“ ge⸗ 
brauchte, ſo wollte er damit nicht die willkürliche Herrſchaft einer Minderheit 
bezeichnen, ſondern lediglich die entſchiedene Machtausübung durch die zur 
Herrſchaft gelangte proletariſche re Einige weitere Worte von Engels 
beſtätigen dieſe Auffaſſung vollſtändig. Er jagt: „Die demokratiſche Republik iſt 


die höchſte Staatsform, die in unſeren modernen Geſchäftsverhältniſſen mehr 


und mehr unvermeidliche Notwendigkeit wird und die Staatsform iſt, in der 
der letzte Entſcheidungskampf zwiſchen Proletariat und Bourgeoiſie allein 
ausgefochten werden kann.“ (Urſprung Seite 181.) Engels ſagt ferner in 
ſeiner Kritik des Erfurter Programmentwurfs: „Wenn etwas feſtſteht, ſo iſt es 
dies, daß unſere Partei und die Arbeiterklaſſe nur zur 
Herrſchaft kommen unter der Form der demokratiſchen 
Republik. Dieſe iſt fogar die ſpezifiſche Form für die 
Diktatur des Proletariats, wie ſchon die große franzöſiſche Re⸗ 
volution bewieſen hat“. Nirgendwo bei Marx und Engels findet ſich ein Wort 


davon, daß ſie die Diktatur der Arbeiterklaſſe entgegen dem Volkswillen und 


und Engels. 


unter Verwerfung des allgemeinen Stimmrechts erſtreben wollen. Mit Recht 
gelangt daher Kautsky zu dem Schluß: „Wir können unter der Diktatur des 
Proletariats nichts anderes verſtehen, als ſeine Herrſchaft auf der Grund⸗ 
lage der Demokratie.“ (Diktatur und Demokratie Seite 38.) 

Wir ſehen danach, was es auf ſich hat, wenn die Bolſchewiſten, die die De⸗ 


mokratie und das allgemeine Wahlrecht verleugnet und zerſtört haben, ſich auf 


Marx berufen. Man ſieht auch, was es auf ſich hat, wenn Lenin, nachdem er 
die „Heuchelei der formalen Demokratie“ gegeißelt hat, den Sowjetſtaat als 
die „wahrhafte Demokratie“ ausgibt. Ein unendlich widerſpruchsvolles Spiel 
mit unklaren Begriffen muß die Folge des Verſuchs ſein, den Bolſchewismus 
als getreue Fortſetzung des Marxismus ausgeben zu wollen. 

Wenn die deutſche Sozialdemokratie am allgemeinen gleichen Wahlrecht 
und an der demokratiſchen Staatsform, wofür ſie Jahrzehnte hindurch leiden⸗ 
ſchaftliche Kämpfe geführt hat, auch in der jetzigen neuen Weltperiode unbedingt 
feſthält, jo iſt vielmehr fie es, die getreu bleibt den Lehren ihrer Meiſter Marx 

* 
s * * 

Iſt der Bolſchewismus als Theorie eine Karikatur des Marxismus, ſo 
hat er anderſeits in ſeiner praktiſch⸗politiſchen Auswirkung den Beweis er⸗ 
bracht, daß er völlig ungeeignet iſt, den Weg zu ſozialiſtiſchen Zielen zu bahnen 
und als politiſches Ideal für die mittel⸗ und weſteuropäiſchen Arbeiterparteien 
zu dienen. Allerdings ſteht die bolſchewiſtiſche Herrſchaft anſcheinend feſt und 
greift weit um ſich. Dieſe Erſcheinung beruht jedoch gerade darauf, daß der 
Bolſchewismus in ſeiner tatſächlichen politiſchen und wirtſchaftlichen Betätigung 
eine vollkommene innere Umwandlung erfahren hat und daß von ſeinen ur⸗ 


ſprünglichen Zielen ſo gut als nichts übrig geblieben iſt. 


Die Entwicklung der ruſſiſchen Revolution erklärt ſich aus den beſonderen 


wirtſchaftlichen und ſozialen Zuſtänden Oſt⸗Europas. Die Führer der Revo⸗ 


lution find des Glaubens geweſen, vermöge der „Diktatur des Pcoletariats“ 
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werde binnen kurzer Zeit die Ausbeutung bejeitigt und eine ſozialiſtiſch⸗ 
kommuniſtiſche Geſellſchaftsordnung errungen werden. Noch im Parteipro⸗ 
gramm der Bolſchewiſten vom 22. März 1919 wurde das Räteſyſtem als der 
„höchſte Typ der Demokratie“ verherrlicht. In Wirklichkeit hat die Entwicklung 
der Räteherrſchaft weitab von jeder Demokratie geführt. Das ruſſiſche Räte⸗ 
ſyſtem iſt aus dem Milieu, aus dem es entſtand, aus der Zurückgebliebenheit 
der ruſſiſchen Zuſtände und der Unreife des ruſſiſchen Volkes zu erklären und 
zu bewerten. Aber als allgemeine Formel der ſozialen Revolution und als 
Vorbild für die in jeder Hinſicht anders gearteten Verhältniſſe der mittel⸗ 
und weſteuropäiſchen Länder kann es in keiner Weiſe gelten. 

Wenn die nationale und militäriſch⸗kriegeriſche Wendung, die der ruſſiſche 
Bolſchewismus genommen hat, auch auf nationaliſtiſche Kreiſe Deutſchlands 
Anziehungskraft übt, jo muß es ohne weiteres einleuchten, daß der Sieg des 
Bolſchewismus in Deutſchland auch ſolche Erwartungen vollſtändig enttäuſchen 
müßte. Das bolſchewiſtiſche Rußland ſchöpft ſeine militäriſche Kraft einesteils 
aus der relativen Sicherheit, die ihm die geographiſche Lage immer wieder ver⸗ 
leiht, und anderenteils aus feinem agrariſchen Rieſenreſervoir. So ſchwere 
Wunden der bolſchewiſtiſche Niedergang der Induſtrie für Rußland gebracht 
hat, ſo konnte dieſes Land bei dem geringen Anteil, den die Induſtrie über⸗ 
haupt innerhalb der Geſamtwirtſchaft einnimmt, immerhin weiter exiſtieren. 
Das überinduſtrialiſierte Deutſchland dagegen müßte unter der Anwendung 
bolſchewiſtiſcher Prinzipien völlig zuſammenbrechen. Die Induſtvie würde in 
weiteſtem Umfange arbeitsunfähig, die Arbeitsloſigkeit ungeheuer groß und 
andererſeits würde der Widerſtand der Bauernſchaft unwiderſtehlich werden. 
Unabſehbares Elend müßte in den Großſtädten und Induſtriebezirken entſtehen. 
Iſt der Bolſchewismus für Rußland eine Niedergangs⸗ und Uebergangs⸗ 
erſcheinung, die mit der Neubelebung der Landwirtſchaft überwunden werden 
kann, ſo würde er bei der Struktur der deutſchen Volkswirtſchaft tödlich wirken 
müſſen. Nur gänzlicher Unverſtand über die wirtſchaftlichen Lebensnotwendig⸗ 
keiten Deutſchlands kann die Nachahmung des Bolſchewismus in irgendeiner 
Form empfehlen. Das tun aber die deutſchen Unabhängigen und Kommuniſten. 


* * 
* 


Das Aktionsprogramm der Unabhängigen Sozialde⸗ 
mokratie, das auf dem Parteitag in Leipzig (Dezember 1919) beſchloſſen 
wurde, iſt ein Dokument heilloſer Unklacheit. Weſentliche Grundſätze der 
Sozialdemokratie ſind im Aktionsprogramm der Unabhängigen verloren ge⸗ 
gangen. Von der aus gleichem Wahlrecht hervorgehenden Bolfsvertretung iſt 


kaum mehr als eine Andeutung übrig geblieben: „Um dieſes Ziel (die ſozia⸗ 


liſtiſche Geſellſchaft) zu erreichen, bedient ſich die U. S. P. aller politiſchen, 
parlamentariſchen und wirtſchaftlichen Kampfmittel“. Das Aktions⸗ 
programm beginnt mit der Ankündigung einer neuen Revolution, der proleta⸗ 
riſchen Revolution. Als Mittel zu deren Herbeiführung und Durchführung 
wird neben den Partei- und Gewerkſchaftsorganiſationen das „revolutionäre 
Räteſyſtem, das die Arbeiter zum revolutionären Handeln zuſammenfaßt“ ge⸗ 
fordert. In dieſem Räteſyſtem ſollen „alle Hand⸗ und Kopfarbeiter“ zu⸗ 
ſammengefaßt werden. In ihm ſollen ſie geſchult werden für die Diktatur 
des Proletariats. Mit der Eroberung der politiſchen Macht durch das Pro⸗ 
letariat ſoll „die politiſche Herrſchaftsorganiſation des kapitaliſtiſchen Staates 
zertrümmert“ werden und an ihre Stelle treten „die politiſchen Arbeiterräte 
als Herrſchaftsorganiſation des Proletariats“. Dieſe Arbeiterräte ſollen Ge⸗ 
ſetzgebung und Verwaltung in ſich vereinigen, ſie ſollen als revolutionärer 
Rätekongreß dem „bürgerlichen Parlament“ entgegengeſetzt werden. Außer⸗ 


e 


dem ſoll ein wirtſchaftliches Räteſyſtem die Umwandlung der kapitaliſtiſchen in 
die ſozialiſtiſche Wirtſchaft bewirken. ö ö 

Mit der Aufftellung dieſes Programms hat die U. S. P. das Recht 
verwirkt, ſicheine Sozialdemokratiſche Partei zu nennen. 
Ihr Programm iſt nicht natürlich aus den wirtſchaftlichen und ſozialen Verhält⸗ 
niſſen Deutſchlands hervorgegangen, ſondern ruſſiſche Importware, Talmi⸗ 
bolſchewismus. Das allgemeine Stimmrecht, die Demokratie und die Par⸗ 
lamente ſollen nur noch ſoweit geduldet werden, als die Arbeiterklaſſe ſie 
als Kampfmittel benutzen kann, um ſie ſobald als möglich — abzuſchaffen. In 
den Parlamenten ſoll nicht an der Fortführung der Geſetzgebung gearbeitet 
werden, es ſoll die parlamentariſche Tätigkeit lediglich die Aktion der Maſſe 
unterſtützen, die die Beſeitigung der Parlamente bezweckt. Eine Begründung 
dafür, warum die aus allgemeinem Stimmrecht hervorgehenden Parlamente 
nicht geeignet ſein ſollen, die ſozialiſtiſchen Umwandlungen und die Befreiung 
der Arbeiterklaſſe herbeizuführen, wird nicht einmal angedeutet. Das Parla⸗ 
ment wird kurzweg als „bürgerlich“ und als „Ausdruck des Machtwillens des 
Bürgertums“ gebrandmarkt. Völlig beiſeite geſchoben wird die nächſtliegende 
Erwägung, daß das bürgerliche Parlament ſich in ein Arbeiterparlament ver⸗ 
wandeln muß, ſobald die Arbeiter die Mehrzahl der Stimmen bei der Wahl 
auf ihre Parteien vereinigen, daß alſo die Demokratie und ihre Paclamente 
keineswegs an ſich „bürgerlich“ oder kapitaliſtiſch ſind, ſondern lediglich einen 
Rahmen darſtellen, in den ein ſehr verſchiedener Inhalt gegoſſen werden kann. 


Zu den verworrenen Begriffsbildungen, deren ſich die Unabhängigen be⸗ 

dienen, gehört beſonders auch ihre Behauptung, daß die Demokratie nur eine 
„formale“ ſei, der die „wirtſchaftliche Demokratie“ als die „wahre Demokratie“ 
gegenüber ſteht. Es iſt eine Binſenwahrheit, daß die Demokratie noch keines⸗ 
wegs die Verwirklichung des Sozialismus ſichert. In Staaten mit demokva⸗ 
iſcher Staatsform dauern kapitaliſtiſche Beſitzverhältniſſe fort. Unter Um⸗ 
ſtänden entfaltet ſich der Kapitalismus erſt recht in der demokratiſchen Republik. 
Das Kapital kann ferner die öffentliche Meinung außerordentlich beherrſchen, 
es kauft Zeitungen auf und beeinflußt ſelbſt die induſtrielle Arbeiterſchaft in 
ſeinem Sinne. Aus ſolchen Tatſachen folgern die Unabhängigen, die „formale 
Demokratie“ tauge nichts, ſie müſſe durch das Räteſyſtem erſetzt werden; der 
Bourgeoiſie müſſen die ſtaatsbürgerlichen Rechte, Preßfreiheit, Vereinsfreiheit 
ebenſo wie das Wahlrecht genommen werden; die kapitaliſtiſche Ausbeutung 
müſſe durch diktatoriſche Maßnahmen beſeitigt werden. Danach, mit der Siche⸗ 
rung der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft, höre die Diktatur des Proletariats wieder 
auf und, wie es im Aktionsprogramm der Unabhängigen heißt, „die ſozia⸗ 
liſtiſche Demokratie komme zur vollen Entfaltung“. Der Verlauf der Dinge 
ſoll alſo ſein: Beſeitigung der Demokratie — Herbeiführung des Sozialismus 
durch die Diktatur — Wiederherſtellung der Demokratie! Wie lange die 
Periode der Nichtdemokratie dauern ſoll, wird nicht verraten. 


Das Aktionsprogramm der U. S. P. ſchweigt ſich über die grundlegende 
Frage, wie das politiſche Räteſyſtem gebildet werden ſoll, 
völlig aus. Es ſollen, jo wird gejagt, „alle Hand- und Kopfarbeiter“ im Räte⸗ 
ſyſtem zuſammengefaßt werden. Welche Schichten gehören aber zu den Hand⸗ 
und Kopfarbeitern? Gehören vor allem die Bauern dazu, die in Deutſchland 
nach Zahl, wirtſchaftlicher Bedeutung und politiſcher Energie von ent⸗ 
ſcheidender Wichtigkeit ſind? Gehören die Beamten dazu? Gehören 
die Handwerker dazu? Wenn ja, ſollen die Angehörigen aller dieſer 
Schichten das gleiche Wahlrecht bei der Bildung der Räte beſitzen 
wie die Induſtriearbeiter? Wird die U S. P. kategoriſch vor dieſe 


2 


Fragen geſtellt, jo gibt es nur zweierlei: entweder fie bejaht, fo ergibt ſich aus 


den Wahlen ein Rätekongreß, der im weſentlichen genau dieſelbe Zuſammen⸗ 
ſetzung hat, wie das „bürgerliche Parlament“, denn die Zahl der eigentlichen 


Kapitaliſten iſt nur gering. Oder ſie verneint, dann ſetzt ſie ſich in Wider⸗ 


ſpruch mit ihrer eigenen Forderung, daß „alle Hand⸗ und Kopfarbeiter“ in 
dem Räteſyſtem zuſammengefaßt werden ſollen, und begeht eine Vergewal⸗ 
tigung an großen Schichten der arbeitenden Bevölkerung, die von dieſen nicht 
geduldig ertragen werden würde, ſondern die erbitterſten Kämpfe hervorrufen 
müßte. Demgemäß kann die unabhängige „Diktatur des Proletariats“ ent⸗ 
weder die „Diktatur“ der Mehrheit der arbeitenden Maſſen bedeuten, in 
welchem Falle ſie überflüſſig wäre, da ſie mit der Mehrheitsherrſchaft ducch 
das demokratiſche Parlament identiſch ſein würde, oder fie bedeutet die 
Diktatur einer Minderheit, dann iſt ſie ebenſo ungerecht wie ausſichtslos. 


Uebrigens ſind wir doch nicht ganz im Ungewiſſen, wie die Diktatur des 
Proletariats nach Meinung der Unabhängigen etwa ausſehen ſoll. Crifpien 
hat auf dem Leipziger Parteitag den Schleier des ſchönen Bildes ein wenig 


gelüftet. Er ſagte: „Ein Rätekongreß tritt an die Stelle des bürgerlichen 
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Parlaments. Dieſer Rätekongreß darf nur aus Sozialrevolutio⸗ 


wären beſtehen, die bewußt ſozialrevolutionär handeln. Es wird ein 


Wahlgeſetz zu erlaſſen fein, das fo beſchaffen iſt, daß der Rätekongreß ſozial⸗ 


revolutionär zuſammengeſetzt iſt (Rufe: Sehr gut!), daß keine Klaſſe, keine 
Partei, keine Schicht, die gegen die Revolution der Arbeiter iſt, auch nur 
eine einzige Stimme in dieſem Rätekongreß bekommen kann. Sonſt 
hat der Rätekongreß keinen Wert für die Revolution. ..“ Alſo nicht nur 


Kapitaliſten, ſondern jeder, der anderer Anſicht iſt als die Sozialrevolutionäre h 


Criſpiens, ſoll vom Rätewahlrecht ausgeſchloſſen ſein. Die echt preußiſchen 
Männer des einſtigen Dreiklaſſenwahlſyſtems dürfen neidvoll zu dieſen unab⸗ 
hängigen Vorkämpfern von Freiheit und Gerechtigkeit aufblicken. 


Dem Programm der U. S. P. liegt der fundamentale Irrtum zugrunde, 


als könne eine neue Wirtſchafts⸗ und Geſellſchaftsordnung willkürlich und 


deſpotiſch durchgeführt werden. Sehen wir auch davon ab, daß Neugeſtaltungen 
der Wirtſchaftsweiſe in einer Zeit der allgemeinen wirtſchaftlichen Zerrüttung 
und der durch die Kriegsjahre bewirkten Verwilderung der Menſchen ganz be⸗ 
ſondere Schwierigkeiten bieten, ſo bedürfen auch ſchon in normalen Zeiten wirt⸗ 
ſchaftliche Neuorganiſationen, auch wenn die materiellen Vorausſetzungen be⸗ 
reits in weitem Umfange gegeben ſind, gründlicher und methodiſcher Vor⸗ 
bereitung. Es iſt eine naive Vorſtellung, als könne man „den Sozialismus“ 

binnen einiger Jahre fertig hinſtellen. Insbeſondere kann die Uebertragung 
wirtſchaftlicher Funktionen, die bisher das Unternehmertum ausführte, an die 
Arbeiterſchaft bzw. irgendwelche gemeinwirtſchaftliche Organe mit Ausſicht auf 
Erfolg nur dann geſchehen, wenn dieſen Perſonen und Organen genügende Ge⸗ 


legenheit gegeben iſt, die erforderlichen Fähigkeiten zu erwerben. Wer die f 


Schwierigkeiten volkswirtſchaftlicher Organiſationsaufgaben kennt, der weiß, 


daß mit wilden Sozialiſierungen und mit bloßer Beſeitigung der Unternehmer 7 


aus den Betriebsleitungen zumeiſt nur Unheil geſtiftet werden kann. Die 


Herbeiführung ſozialiſtiſcher Wirtſchaftsformen iſt nicht nur eine Frage der 
Macht und des Kampfes, ſondern ebenſo eine Frage der Kenntniſſe und Fähige 
keiten. Daher wird eine Klaſſe, ſelbſt wenn ſie zahlenmäßig die Mehrheit hat 
und die Parlamentherrſchaft ausübt, darauf bedacht ſein müſſen — falls fie ſich 
nicht ſelbſt ſchädigen will —, an die Durchführung wirtſchaftlicher Neu⸗ N 
bildungen, wenn auch mit Mut zum Neuen, jo doch nicht minder mit ab- 
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wägender Vorſicht und Sicherſtellung des wirtſchaftlichen Erfolges ra 
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gehen. Um wieviel ausſichtsloſer würde es jein, wenn eine Minderheit, wäre 
es auch eine anſehnliche Minderheit, verſuchen wollte, mit diktatoriſchen Ein⸗ 
griffen ihre wirtſchaftspolitiſchen Wünſche durchzuſetzen. Die Loſung der Un⸗ 
abhängigen „durch Sozialismus zur Demokratie“ iſt widerſinnig. Es läßt 
ſich immer nur ſoviel Sozialismus durchführen und auf die Dauer feſthalten, 
als es den Bedürfniſſen und Anſchauungen der Volksmehrheit entſpricht. Nur 
auf dem Fundament der Demokratie kann der Bau des Sozialismus errichtet 
werden. 


Unter den unabhängigen Verſuchen, die Demokratie zu bekämpfen, ſpielt 
der Hinweis eine Rolle, daß die kapitaliſtiſche Preſſe einen vergiftenden Ein⸗ 
fluß auf die Bevölkerung ausübe. Deshalb ſeien unterdrückeriſche Maßnahmen 
gegen dieſe Preſſe gerechtfertigt. So wird der üble Grundſatz, daß der Zweck 

das Mittel heiligt, von den Unabhängigen neu zur Anwendung gebracht. Sie 
wiederholen die gehäſſigſten Maßnahmen des einſtigen Ausnahmegeſetzes gegen 
die Sozialdemokratie und täuſchen ſich ſelbſt und die Arbeiter mit der Illuſion, 
als ſei es möglich, durch die Unterdrückung der Preßfreiheit die ſozialiſtiſche 
Entwicklung zu fördern. Sie vergeſſen, daß es ſtets die ſtolze Aufgabe der 
Sozialdemokratie geweſen iſt, den Kampf mit geiſtigen Waffen zu führen. 
Wenn große Teile der Arbeiterſchaft noch ſo unentwickelt ſind, daß ſie kapita⸗ 
liſtiſchen Blättern ins Garn gehen, wie ſollten ſie dann fähig ſein, die außer⸗ 
ordentlichen Aufgaben zu bewältigen, die die Durchführung des Sozialismus 
an ſie ſtellt? Und wo wollten denn die Unabhängigen die Grenze ziehen 
3 zwiſchen erlaubter und unerlaubter Literatur? Vermutlich würden nur ihre 
eigenen Erzeugniſſe als bazillenfrei angejehen und erlaubt werden. 


So erweiſt ſich das unabhängige Aktionsprogramm als eine ſchlechte und 
für deutſche Verhältniſſe unmögliche Kopie des Bolſchewismus, zugleich als ein 
gewiſſenloſes Spiel mit terroriſtiſchen Bedrohungen, das, wenn es von uns 
geſchulten und durch die Not erregten Maſſen in Ernſt umgeſetzt werden ſollte, 
zum Bürgerkrieg und zur Verelendung des ganzen Landes führen müßte. Die 
deutſche Induſtrie und mit ihr vor allem die induſtrielle Arbeiterſchaft würden 
unter Trümmern begraben werden und für den Sozialismus wäre für abſeh⸗ 
bare Zeit jede Möglichkeit entſchwunden. 


5 Mehr denn je muß die Sozialdemokratiſche Partei unerſchütterlich auf dem 
5 Boden des gleichen Rechts für alle und der demokratiſchen Verfaſſung beharren. 

Es darf keinerlei Entgegenkommen geübt werden an ein Räteſyſtem, das die 
Parlamente erſetzen ſoll, und an eine Diktatur, die eine Entrechtung irgend⸗ 
welcher Schichten des Volkes bedeutet. 


* * 
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In das Gebiet grundlegender Verfaſſungsfragen greifen auch die auf den 
Arbeiterrätekongreſſen gepflogenen Erörterungen über die ſogenannten 
Kammern der Arbeit ein. 


® Die Sozialdemokratie iſt weit entfernt, bei den demokratiſchen Errungen⸗ 
* ſchaften der Revolution ſtehen zu bleiben. In ihrem Streben nach umfaſſen⸗ 
den Neugeſtaltungen des geſamten Wirtſchaftslebens und großzügigem Ausbau 
der Volkskultur hat ſie die Bedeutung des Rätegedankens nicht verkannt. Auch 
will ſie ſich keineswegs gegen neue Ideen, die aus den Verhältniſſen der Gegen⸗ 
wart entſpringen, verſchließen. Sie prüft neue Anregungen gern, aber freilich 
iſt es unmöglich, jedem mit dem Anſpruch auf überlegenes 1 7 
** e beſinnungslos zu folgen. 


N 


Das in der Reichsverfaſſung niedergelegte Räteſyſtem (Artikel 165) iſt über 
die älteren Beſtrebungen unſerer Partei nach Schaffung von Arbeiterkammern 
oder Arbeitskammerg, nach Arbeitsämtern und einem Reichsarbeitsamt zeit⸗ 
gemäß weit hinausgeſchritten. Die Betriebsräte der Arbeiter und Angeſtellten 
ſind nicht nur Intereſſenvertretungen gegenüber dem Unternehmertum in den 
Betrieben, ſie ſollen die Grundlage bilden für die umfaſſende im Reichswirt⸗ 
ſchaftsrat gipfelnde Organiſation, die für die zukünftige Geſtaltung des ge⸗ 
ſamten Wirtſchaftslebens ausſchlaggebende Bedeutung erlangen wird. Ver⸗ 
möge dieſes durch die Reichsgeſetzgebung in nächſter Zeit auszubauenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Räteſyſtems werden die Arbeiter und Angeſtellten ſich mehr und 
mehr zu Mitwirkenden und Mitträgern des Produktionsprozeſſes heranbilden 
und ſo die ſozialiſtiſche Wirtſchaftsordnung vorbereiten. 9 


Von einigen parteigenöſſiſchen Schriftſtellern iſt das Betriebsräteſyſtem, 
wie es die Reichsgeſetzgebung eingeführt hat, lebhaft kritiſiert worden. Neue 
Vorſchläge ſind auf dem zweiten Rätekongreß gemacht worden und werden von 
den Anhängern des politiſchen Rätegedankens lebhaft verfochten. Nach dieſen 
Vorſchlägen ſollen als Grundlage des ganzen Räteſyſtems Produktions⸗ 
räte für jedes Gewerbe in jeder Gemeinde durch Wahl der Arbeiter errichtet 
werden. Die Produktionsräte des gleichen Gewerbezweiges ſollen in Kreis, 
Provinz, Land und Reich zu Zentralproduktionsräten verbunden werden. Jeder 
Produktionsrat wiederum wählt Delegierte in die Kammer der Arbeit, die in 
der kleinſten Wirtſchaftseinheit beginnt und durch Kreis, Provinz, Land bis 
zum Reich aufſteigt. Auf allen dieſen Stufen ſoll die Kammer der Arbeit neben 
der aus allgemeinem Wahlrecht hervorgehenden Volkskammer einhergehen. Die 
Kammern der Arbeit ſollen geſetzgeberiſche Befugniſſe erhalten. 
Jedes Geſetz ſoll der Zuſtimmung beider Kammern bedürfen. Nur für den 
Fall, daß ein Geſetz in drei aufeinanderfolgenden Jahren von den Volks⸗ 
kammern (Gemeindevertretung, Landtag, Reichstag) unverändert angenommen 
wird, ſoll es Geſetzeskraft ohne Zuſtimmung der Kammer der Arbeit erhalten. 
Die Kammer der Arbeit ſoll auch das Recht haben, die Volksabſtimmung zu 
verlangen. 4 


Es wird alſo für Gemeinde, Kreis, Land und Reich ein Zweikammer⸗ 
ſyſtem empfohlen, und zwar ſoll jedesmal die zweite Kammer aus be⸗ 
rufsſtändiſchen Wahlen hervorgehen. 41 

Die Sozialdemokratiſche Partei hat allen Anlaß, ſich gegen ſolche Vorſchläge | 
mit allem Nachdruck zu wenden. Nicht als ob ein Bweifammerfnitem an ſich 
dem Prinzip der modernen Demokratie widerſpricht. Die Reichsverfaſſung 14 
kennt bereits eine „zweite Kammer“ im Reichsrat, der ſeine berechtigte Be⸗ 
deutung darin hat, daß die Länder ihre wirtſchaftlichen und kulturellen Inter⸗ 
eſſen bei der Geſetzgebung des Reiches vertreten und die Selbſtverwaltung 
gegen überzentraliſtiſche Strömungen ſchützen können. Würden im Reiche 
aber außerdem Kammern der Arbeit mit geſetzgeberiſcher Befugnis eingeführt, 
ſo erhielten wir ein Dreikammerſyſtem, eine Maſchinerie von unmöglicher 
Schwerfälligkeit. Wollte man Kammern der Arbeit nicht nur im Reich, ſondern | 
auch neben die Landesverſammlungen, die Provinzial⸗, Bezirks⸗, Kreis⸗, Ge 
meindevertretungen ſtellen und ihnen überall gleichberechtigte Mitwirkung zu⸗ 
erteilen, ſo würde ein wahrhaft ungeheuerlicher Regierungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
apparat entſtehen. N 

Wenn den Kammern der Arbeit Geſetzgebungsbefugniſſe übertragen 
werden ſollen, ſo iſt dies die bedenklichſte Konzeſſion an bolſchewiſtiſche Ideen, 
für die jede Begründung fehlt. Die Kammern der Arbeit werden ihrem eigent⸗ 
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| lichen Sinn und ihren Aufgaben entfremdet, wenn man ihnen die Mitwirkung 
an der geſamten Geſetzgebung zumutet. Sie ſollen die Entfaltung der Wirt⸗ 


ſchaftskräfte und die Neubildung der Wirtſchaftsordnung beraten. Für dieſe 
überaus wichtigen und ſchwierigen Aufgaben ſind Organiſationen, die in den 
Berufsgruppen ihre Grundlage haben, die geeignete Inſtanz, aber nicht für 
die mannigfachen ſonſtigen Aufgaben der geſetzgebenden Körperſchaften. 
Berufsſtändiſche Körperſchaften wurden früher vielfach, beſonders von 
konſervativ gerichteten Politikern, gegen die aus dem allgemeinen gleichen 
Wahlrecht hervorgehenden Volksvertretungen ausgeſpielt. Stahl, der Führer 
der konſervativen Stgatslehre, war der eifrigſte Verfechter der ſtändiſchen Zu⸗ 


ſammenſetzung der Parlamente, die als eine „organiſche“ der mechaniſchen des 


gleichen Stimmrechts entgegengeſetzt zu werden pflegte. Das „Organiſche“ 
wurde darin geſucht, daß die Wähler nicht als loſe, unterſchiedsloſe Maſſe ihre 
Vertretung beſtellen, ſondern nach Berufen geordnet. Auch pflegt man gern 
die alſo gewählten Vertreter als Fachleute und Sachkenner den nur zungen⸗ 
fertigen Erwählten des allgemeinen Stimmrechts entgegenzuſetzen. Tatſächlich 
kommt das „Organiſche“ jedesmal darauf hinaus, daß die wirtſchaftlichen Be⸗ 
rufsgruppen mit geringer Mitgliederzahl und insbeſondere die Unternehmer⸗ 
kreiſe eine weit günſtigere Vertretung erhalten, als es ihnen bei allgemeinem 


gleichen Wahlrecht möglich iſt. So fordern auch die Anhänger der Kammer 


der Arbeit paritätiſche Zuſammenſetzung der Produktionsräte, aus denen die 
Kammern der Arbeit hervorgehen ſollen. Sie haben ihre Forderung ſo wenig 


. 


— 


. 1 daß ſie anſcheinend nicht einmal bemerken, in wie weitem Maße ſie 


die Geſetzgebung an die kapitaliſtiſchen Kreiſe ausliefern würden. Auch die 
Verteilung der Vertreterzahl auf die einzelnen Berufe iſt ſtets überaus 
ſchwierig und vermag niemals voll zu befriedigen. Soll die Verteilung nach 


der zahlenmäßigen Stärke der Berufsgruppen erfolgen oder, wie gern geſagt 
wird, nach deren „Bedeutung für das Staatsleben“? 


Die Befürworter der Kammern der Arbeit betreiben eine gefährliche 
Politik, indem ſie mit der Anpreiſung eines verführeriſchen Räteſyſtems das 
allgemeine gleiche Wahlrecht herabſetzen. In der Beſchlußfaſſung des zweiten 
Arbeiterrätekongreſſes wurde gejagt: „Die bürgerliche Demokratie wertet in 


ihrem Vertreterſyſtem die Bevölkerung nach der bloßen Zahl. Die 
ſozialiſtiſche Demokratie muß deren Ergänzung bringen, indem fie die Bevölke⸗ 
rung auf Grund ihrer Arbeitstätigkeit zu erfaſſen ſtrebt.“ Es iſt eine ſchlimme 
Verirrung, wenn die „bloße Zahl“, d. h. das gleiche Wahlrecht, als Ausfluß 
der bürgerlichen Demokratie, dagegen das berufsſtändiſche Wahlrecht, das dem 
Unternehmertum weſentliche Vorteile verleiht, als das Vertreterſyſtem der 
ſozialiſtiſchen Demokratie hingeſtellt wird. Die Sozialdemokratie kann es 
billigen, daß ſachkundige Unternehmer paritätiſch mit Arbeitervertretern in 
wirtſchaftlichen Körperſchaften tätig ſind, die lediglich wirtſchaftliche Aufgaben 
zu behandeln haben und dem Parlament als Gutachter beigegeben werden. 


Wer aber an Stelle ſolcher wirtſchaftlicher Körperſchaften Kammern der Arbeit 


mit vollen geſetzgeberiſchen Befugniſſen im Reiche, in den Ländern uſw. ein⸗ 


ſetzen will, der entwertet das gleiche Wahlrecht aufs äußerſte. Jeder Verſuch, 


berufsſtändiſche Organiſationen, die aus indirekten Wahlen hervorgehen, 
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als „Volksvertretung“ einzuführen, muß entſchieden abgelehnt werden. 


Berufsſtändiſche Vertretungen beruhen ſtets auf indirektem und ungleichem 
Wahlrecht. Sie tragen die Tendenz in ſich, Tummelſtätten ſich befehdender 


egoiſtiſcher Berufsintereſſen zu werden. Das rein Wirtſchaftliche und Beruf⸗ 


liche iſt ſtets ſehr eng auf das Intereſſe des einzelnen eingeſtellt. Die Räte 
wie jede Berufsvertretung laufen Gefahr, einſeitige Era puextteneuefien ohne 


a REICH 


genügende Rückſicht auf die Intereſſen und Aufgaben der Geſamtheit zu ber- 


treten. Gerade in der jetzigen Zeit der Not iſt jeder Beruf geneigt, ſeine 


Sonderintereſſen mit aller Kraft in den Vordergrund zu rücken. Auch bei dem 
allgemeinen gleichen Wahlrecht können die beſonderen Intereſſen der einzelnen 
Berufsgruppen zur Geltung kommen und das Verhältniswahlſyſtem iſt be⸗ 
ſonders geeignet, den beruflichen Verbänden Einfluß bei der Kandidatenauf⸗ 
ſtellung zu ſichern. Immerhin kann bei dieſen Wahlen die Rückſicht auf die 
Forderungen einzelner Berufe nicht überwuchern. Es iſt gerade die Eigenart 
und der Wert der auf der „bloßen Zahl“ beruhenden Volksvertretung, daß ſie 
ſtatt der Intereſſen einzelner Berufe in erſter Reihe Aufgaben des Staates, 


der Geſamtheit zu behandeln geeignet iſt. Der Wähler ſoll als Staatsbürger 


und nicht als Intereſſent eines beſtimmten Berufes ſeine Stimme abgeben 
lernen. Der Abgeordnete ſoll als Vertreter des geſamten Volkes — was ſelbſt⸗ 
verſtändlich keineswegs ausſchließt, daß er volksſchädliche Richtungen be⸗ 
kämpft — und nicht nur als Befürworter von beruflichen Sonderintereſſen 
an der Geſetzgebung wirken. 


Der Rätegedanke darf nicht zu einer Wiederbelebung der Ständeverfaſſung 
führen. Berufsſtändiſche Organiſationen können für den wirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklungsprozeß bedeutendes leiſten, als Volksvertretungen aber würden ſie 
die Gefahr des ſtetigen Kampfes der einzelnen Intereſſengruppen unter Zer⸗ 
ſtörung des ſtaatlichen Einheitsgedankens heraufbeſchwören. Die Sozialdemo⸗ 
kratie hält unbeirrt an der „bloßen Zahl“ als dem Grundprinzip der Demo⸗ 
kratie feſt. Jeder Verſuch, das gleiche Mitwirkungsrecht aller Staatsbürger 
an der Geſetzgebung und Regierungsbildung zu umgehen, würde von den Be⸗ 
nachteiligten als fundamentales Unrecht empfunden werden und müßte die 
heftigſten politiſchen Kämpfe auslöſen. 


* * 
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Es iſt die Aufgabe der Sozialdemokratie, in Gegenwart und Zukunft die 
Demokratie gegen alle Widerſtände und Fährniſſe zu ſichern und weiter aus⸗ 
zubauen. Es wäre ein verhängnisvoller Irrtum, wenn die Arbeiterſchaft 
glauben wollte, durch die Feſtlegung der demokratiſchen Prinzipien in der Ver⸗ 
faſſung ſei das Werk der Demokratiſierung bereits zum Abſchluß gebracht. 


Mit der verfaſſungsmäßigen Feſtlegung der Volksherrſchaft iſt zunächſt erſt 


ein neuer Ausgangspunkt für weitere Entwicklungs⸗ 
linien gegeben. Die Demokratie iſt nichts Fertiges, ſondern 
ein Beginnendes und Werdendes. Demokratie iſt Zukunftsproblem. 


Noch niemals in der Völkergeſchichte gab es eine wirklich vollendete Demo⸗ 
kratie. Die demokratiſchen Staaten des Altertums beruhten auf der Arbeit 
und der Rechtloſigkeit der Sklaven. In den Demokratien der neuen Zeit iſt 
die Souveränität des Volkes oft noch nicht mehr als ein Schein. Unerfahrene 
Maſſen werden von kleinen Gruppen von Intereſſenten geleitet, von kapita⸗ 
liſtiſchen Mächten beherrſcht; es ſind Oligarchien (Herrſchaft Weniger) und 
Plutokratien (Herrſchaft des Reichtums). In Deutſchland haben wir durch 


mehrere Jahrzehnte die Praxis des allgemeinen Wahlrechts, aber die politiſche 1 ö 
Erziehung unſeres Volkes iſt durch die Kriegsjahre unterbrochen und zurück 


geworfen worden. Die Mehrzahl der Wähler ſind die Frauen, die wenig vor⸗ 
bereitet zu der Aufgabe berufen wurden, die höchſte Macht im Gemeinweſen 


auszuüben. Dies kann kein Vorwurf gegen die breiten Maſſen ſein. Es wäre a 


ein Wunder, wenn es anders wäre. Menſchen, die bisher vernachläſſigt und 


unterdrückt waren, denen die politiſche Tradition und Erziehung mehr oder 
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weniger fehlt, wie ſollten ſie plötzlich den großen ſchwierigen Aufgaben der 
Staatsleitung voll gewachſen ſein? 


Die Demokratie ebenſo wie ihre Grundlage, das gleiche Wahlrecht, hat 
ihren tieferen Sinn darin, daß ſie die wetteifernde Arbeit aller Volksangehörigen 
am Gemeinweſen auslöſt. Herrſchaftsführung durch das geſamte Volk bedeutet 
nicht nur, daß jeder mit jedem gleichberechtigt wird, um ſeine perſönlichen 
Rechte wahrzunehmen und um ſeine perſönlichen Intereſſen zu verfolgen, viel⸗ 
mehr daß alle Volksangehörigen ſich im Gemeinweſen verbunden fühlen und 
durch Mitarbeit am Gemeinwohl ein höheres Lebens- und Kulturniveau für 
die Geſamtheit herbeizuführen beſtrebt ſind. Demokratie kann ihre Früchte 


erſt reifen laſſen, wenn die Maſſen die ihnen gehörigen Rechte zur ernſteſten 


Pflichterfüllung nutzen, und wenn die Macht, die ſie beſitzen, ſich mit Fähigkeit 
zu richtiger Ausübung verbindet und ſich leiſtungsfähig erweiſt für alle Auf⸗ 
gaben, die zu löſen ſind. 


So ſteht hinter allen Fragen der Staatsform und der Wahlrechte in letzter 
Sinie das größte Problem, ein ganzes Volk aus Proteſtierenden und Op⸗ 
ponierenden zu Selbſtverwaltenden und verantwortlich Beſtimmenden, aus 
Untertanen zu ſich ſelbſt Regierenden zu erheben. Iſt die Rechts⸗ und Macht⸗ 


frage entſchieden, iſt die Souveränität des Volkes begründet, ſo kommt die 
weitere große Arbeit, den demokratiſchen Geiſt in alle Sphären des Lebens, in 


die Verwaltung des Staates und der Gemeinden, in das Rechtsweſen, in den 
Unterricht, in Kunſt und Wiſſenſchaft, in alle Kultur ausſtrahlen zu laſſen. 
Insbeſondere auch in der Sphäre des Wirtſchaftlichen iſt es nicht damit getan, 
die Macht zur Expropriation der Expropriateure zu beſitzen. Die Fähigkeiten 


müſſen erworben ſein, um die Leitung der Güterproduktion und alle gemein- 


wirtſchaftlichen Funktionen erfolgreich zu führen. Ein großes Werk der Selbſt⸗ 
erziehung des Volkes iſt zu leiſten. Große ſoziale Neugeſtaltungen können 
nur erreicht werden, wenn die Maſſen über das geiſtige und ſittliche Niveau 
der bisher herrſchenden Klaſſen emporſteigen, wenn fie die beſonderen Kultur- 


werte, die Erfinderarbeit, die Organiſationsarbeit, die geiſtigen Produktiv⸗ 


kräfte zu ſchätzen und zu entwickeln wiſſen. Demokratie darf nicht Herab⸗ 
nivellierung bedeuten, ſondern Gelegenheit zur Entfaltung aller Kräfte, Aus⸗ 
leſe der Fähigſten im höchſten allgemeinen Geſellſchaftsintereſſe. Noch immer 
und nun erſt recht gilt das Wort: Wiſſen iſt Macht. Je höher das Volk 
ſteigt an Wiſſen und Können auf allen Gebieten des Lebens, um ſo voll⸗ 
kommener und leiſtungsfähiger wird die Demokratie, um ſo mers ee 
wird ſie begründet. 


Auf dieſen Wegen Führerin zu ſein, iſt die Aufgabe der Sosa 
So ſoll die Demokratie, wirtſchaftlich ausgeweitet und kulturell vertieft, das 
deutſche Volk vom jetzigen Niedergang erretten und zu neuen Höhen empor⸗ 
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Die Frauenfrage. 
Von Antonie Pfülf. N 
Die Frauen haben heute die politiſche Gleichberechtigung. Eine neue 
Phaſe der Geſellſchaftsentwicklung, längſt eingeleitet durch den planmäßigen 
Kampf der Geſchlechter, findet damit ihren bewußten Ausdruck. Dem Mutter- 
recht, dem Vaterrecht folgt nun die Periode des Menſchenrechtes ſchlechthin. 


Wir ſtehen am Anfang dieſer Geſellſchaftsperiode, noch mitten drin in 


den Konflikten des Ueberganges. Ihre glückliche Ueberwindung iſt aufs engſte 
verbunden mit dem Sieg des Sozialismus. Denn „der Vorteil übt eine ge⸗ 
heime Macht über das Urteil aus; was ihm gemäß iſt, erſcheint uns als billig, 
recht, vernünftig“.!“) Die ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung aber kennt 
keinen Vorteil, der ſich ſtützt auf die Unterdrückung einzelner, einer Klaſſe, 
einer Raſſe oder eines Geſchlechts Sie muß darum einen Aufbau der menſch⸗ 
lichen Gemeinſchaft, welcher einſeitig den Bedürfniſſen des männlichen Ge⸗ 
ſchlechts angepaßt iſt, als unbillig, ungerecht und ee empfinden und 
ſeine Beſeitigung anſtreben. 

Die wirtſchaftliche Not hat dieſer Entwicklung bote indem ſie 


Millionen Frauen hinausgeſtellt hat in den Erwerbskampf an die Seite des N i 


Mannes. Dieſer Erwerbskampf war aber für die Frau ungleich härter als für 


den Mann. Mit Mutterſchaft und Haushalt belaſtet, phyſiſch weniger wider⸗ 
ſtandsfähig, fachlich meiſt ſchlecht vorgebildet, ohne politiſche Rechte und daher 
ohne Möglichkeit, ihr Arbeitsrecht und ihren Arbeiterſchutz geſetzlich mitzube⸗ 
ſtimmen, ſtand ſie der Ausbeutung noch wehrloſer gegenüber als das männliche 
Proletariat. Als geeifbarſte Folge ſehen wir die Frauenlöhne in allen Ländern 
30 bis 50 Proz. oder gar noch mehr unter den Männerlöhnen. 


Das Necht auf Leben durch Arbeit. 


Trotz dec ungeheuren Ungunſt der Arbeitsbedingungen, welche noch ver⸗ 
ſchärft wurde durch die Rückſichtsloſigkeit, mit der die Einſtellung der Frau auf 
rein männliche Arbeitsmethoden verlangt wurde, und durch den Konkurrenz⸗ 
kampf des Mannes, finden wir heute die erwerbstätige Frau reifer, 
fähiger für die Aufgaben der neuen Gemeinſchaft, als die in der egoiſtiſchen 
Iſoliertheit des Familienlebens verbliebene, auf welcher noch ganz die unheil⸗ 
volle Reſignation der Unfreien laſtet. 

In der Not des aufgedrungenen Kampfes iſt der arbeitenden Frau das 
bürgerliche Frauenideal der Selbſtauslöſchung immer ferner gerückt. Sie 
empfindet es heute lächelnd als eine naiv⸗-egoiſtiſche Schöpfung aus der Zeit 
der reinen Männerherrſchaft. Mit dem wachſenden Gemeinſinn Hand in 
Hand geht bei ihr ein ſtarkes Streben nach Perſönlichkeitsentwicklung, als 
dem beiten Dienſt an der Gemeinſchaft, deren äußere und innere Wohlfahrt 
im geraden Verhältnis ſteht zu der Summe der in ihr zur Entfaltung ge⸗ 
kommenen Menſchenwerte. 

Es müßte darum als eine Ferhat Verſtrickung in die Netze 
bürgerlicher Ideologie betrachtet werden, wenn Sozialiſten wie in der Ver⸗ 
gangenheit ſo auch noch in der Gegenwart in den Wunſch einſtimmen wollten: 
die Frau zurück ins Haus. 

Das Recht auf Leben durch Arbeit ermöglicht allein, daß die 
Frau zu wirtſchaftlicher und damit zu geiſtiger Freiheit aufſteigt und nur 


*) Schopenhauer, die Welt als Wille und Vorſtellung. 
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durch die Befreiung beider Geſchlechter wird eine Gemeinſchaft der Freien, 
eine ſozialiſtiſche Geſellſchaft überhaupt möglich. 

Die Art dieſer Arbeit wird allein beſtimmt werden können durch die indi⸗ 
viduellen Fähigkeiten und als übergeordnetem Faktor durch die Bedürfniſſe der 
Gemeinſchaft, nicht aber durch die Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Geſchlecht. 


Wandlung der Arbeitsbedingungen. 

Es iſt klar, daß die günſtigen Rückwirkungen der Frauenarbeit auf die 
Perſönlichkeitsentwicklung ihrer Trägerinnen unter glücklicheren Arbeitsbedin⸗ 
gungen ungeahnt ſtärkere geweſen wären. 

Dieſe glücklicheren Arbeitsbedingungen zu ſchaffen, iſt Aufgabe der Geſell⸗ 
ſchaft, der es um ihren Beſtand und ihre Fortentwicklung Ernſt iſt. Es iſt eine 
der wenigen Lichtſeiten des Verſailler Friedensvertrages, daß er im Artikel 427 
unter den Grundſätzen, deren Durchführung von „beſonderer Beſchleunigung 


erheiſchender Wichtigkeit“ erſcheint, unter 7 den Grundſatz gleichen 
Lohnes ohne Unterſchied des Geſchlechts für eine Arbeit 


von gleichem Wert aufführt. 

Die ausdrückliche Aufnahme dieſer Forderung in ein revidiertes Partei⸗ 
programm erſcheint wichtig. Denn mit ihrer ehrlichen Durchführung werden 
viele geſundheitliche und ſoziale Schäden, welche heute gewohnheitsmäßige Be⸗ 
gleiterſcheinungen der Frauenarbeit ſind und welche man aus ſehr durch⸗ 
ſichtigen Gründen anderen Urſachen zuſchreibt, mit einem Schlag verſchwinden. 

In dem gleichen Artikel 427 des Friedensvertrages wird unter 9 gefordert: 

„Jeder Staat hat einen Aufſichtsdienſt einzurichten, an dem auch 
Frauen teilnehmen, um die Durchführung der Geſetze und Vorſchriften für 
den Arbeiterſchutz ſicherzuſtellen.“ 

Darin liegt eine faſt eben ſo wichtige Forderung, an der wir nicht vorüber 
gehen können. Auf je feſtere Baſis die Frauenarbeit geſtellt iſt, d. h. je mehr 
fie von ihren Trägerinnen gezwungener- oder gewolltermaßen ihres inter— 
mittierenden Charakters beraubt und als Lebensberuf aufgefaßt wird, deſto 
notwendiger macht ſich auch ein durchgreifender Arbeiterinnenſchutz (Arbeiterin 
im weiteſten Sinn genommen). Dieſer Schutz wird ſich nicht nur auf Arbeits⸗ 
zeit, Nachtarbeit, Arbeit in geſundheitsſchädlichen Betrieben, Arbeitsunter⸗ 


brechung vor und nach der Niederkunft beſchränken können, ſondern ſich auch 


ſehr eingehend mit berufshygieniſcher Belehrung und Beſſerung der Arbeits⸗ 
methoden zu befaſſen haben, ſowie mit ſozialen Reformen, welche eine Ent⸗ 
laſtung der Mutter und Hausfrau herbeiführen. Dazu iſt nötig, daß die Frau 
nicht nur im Geſetzgebungskörper, ſondern auch im Aufſichtsdienſt tätig mit⸗ 
arbeitet. Das iſt aber auch noch aus einem andern Grund notwendig, nämlich 
damit der Arbeiterinnenſchutz nicht zu einem Schutz gegen die Arbeiterin 
ausartet, wie dies bei den konſervativen Neigungen, denen wir alle mehr oder 
minder unterworfen ſind, immerhin möglich wäre. Alſo nicht nur um für die 
Frau beſonderes Recht zu ſchaffen, ſondern ganz im Gegenteil, zur Ueber⸗ 


windung der Vorherrſchaft des Geſchlechtsegoismus in der Gemeinſchaft, muß 


das Parteiprogramm fordern: 
1. Gleiches Recht der Frau auf ein Leben durch Arbeit. 
2. Weiteſtgehenden Arbeiterinnenſchutz unter hervorragender geſetzgebe⸗ 
riſcher und pflegeriſcher Mitwirkung erwerbstätiger Frauen. 


Anerkennung der Mutterſchaft als ſtaatsbürgerliche Leiſtung. 
Die „Heiligkeit der Mutterſchaft“ iſt zwar theoretiſch längſt anerkannt und 


findet ihren ſchönen und ſtarken Ausdruck in Kunſt, Dichtung und Marien⸗ 
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kult. Das hindert aber nicht, daß die proletariſche Mutter noch immer und 
in der kommenden Zeit vielleicht mehr denn je ihre Mutterſchaft nur als 
bitterſte Not empfindet, auch dann, wenn dieſe Mutterſchaft durch ein bürger⸗ 
liches Eheverhältnis legaliſiert iſt. Durch die ganz ungenügende Mutterſchafts⸗ 
fürſorge muß ihr die Schwangerſchaft unerträglich ſchwere phyſiſche Opfer auf⸗ 
erlegen Dazu kommt die Erkenntnis, daß jedes geborene Kind die Lebens⸗ 
haltung der Familie weiter herabdrückt, ſo daß ſie bei größerer Kinderzahl oft 
unter das Exiſtenzminimum herabſinkt. Viele Kinder machen überdies die 
Erwerbsarbeit der Mutter unmöglich, die Laſt der Familienerhaltung wird 
für den Vater, den alleinigen Träger derſelben, immer drückender. Noch 
ſchlimmer liegen die Dinge für die uneheliche Mutter, die in ihrer ſchweren 
Stunde oft nicht weiß, wo ſie das Haupt hinlegen ſoll, die ein paar Wochen 
nach der Geburt von ihrem Kinde getrennt, dieſem nicht Mutter zu ſein ver⸗ 
mag und deren letzter Reſt von Mutterfreude nur allzu oft Buch Alimen⸗ 
tationskämpfe mit dem Kindsvater zerſtört wird. Die Mutterſchaft der prole⸗ 
tariſchen Frau iſt ein Dornenpfad und das rächt ſich bitter an der Geſellſchaft. 


Denn die Gemeinſchaft hängt in ihrem geiſtigen und wirtſchaftlichen Be⸗ 
ſtand nicht nur von der Quantität, ſondern vor allem von der Qualität der 
Nachkommenſchaft ab. Dieſe wiederum zum großen Teil von geſunden, der 
Mutterſchaft und der Verantwortung am Kind frohen Müttern. Aber auch die 
Mütter ſelbſt, ohne Hinblick auf das Kind, ſind in ihrer geſundheitlichen und 
geiſtigen Elaſtizität zu erhalten und zu ſchützen wie eben jedes Glied der Ge⸗ 
meinſchaft. 

Daher bekenne ſich die Partei zur Vertretung folgender ſozialpolitiſcher 
Maßnahmen: 

1. Gewährung einer Mutterſchaftsrente, deren Leiſtungen die Mutter für 
die Zeit von acht Wochen vor der Geburt bis zum vollendeten zweiten 
Lebensjahr des Kindes für ihre Mutterſchaft frei macht. Träger dieſer 
Rente iſt der Staat als der der Mutter für den cee Dienſt an der 
Gemeinſchaft Verpflichtete. 

2. Staatliche Kinderzulagen. 

3. Mütterheime, welche das Zuſammenleben der unehelichen Mutter mit 
dem Kind ermöglichen. 


4. Entlaſtung der Mütter durch pflegeriſch einwandfreie Kindergärten. 


5. Hervorragende Heranziehung der Mütter als Sachverſtändige bei allen 
Maßnahmen der Geſellſchaft, welche das unmündige Kind betreffen. 


Bekämpfung der Yroſtitution. 


Die Sozialdemokratie als Vorkämpferin der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft⸗ 
ordnung iſt gezwungen, ſich mit der Frage der Proſtitution, als der entmenſch 9h 
lichendſten 37 der Lohnſklaverei ernſtlich auseinanderzuſetzen. Die Ueber⸗ 
windung der Proſtitution wird zuſammenfallen mit der Ueberwindung des 
Klaſſenſtaates. Denn Proſtitution unter Klaſſengenoſſen iſt jo gut wie aus⸗ 
geſchloſſen, wie viele zuverläſſige Statiſtiken bewieſen haben. Dieſe Erkenntnis 
befreit aber die Partei nicht von der Pflicht, führend zu ſein auf dem Gebiet 
der Sozialhygiene, wodurch der Proſtitution wirkſam entgegengearbeitet wird. 
Solche Aufgaben find: Wohnungs⸗ und Jugendfürſorge, tüchtige Berufsaus⸗ 
bildung, Schaffung von Arbeitsgelegenheit und den Lebensnotwendigkeiten an⸗ 
gepaßten Löhnen für die weibliche Jugend, Erleichterung der Heimbildung der 
geſchlechtsreifen Jugend, Kampf gegen die bürgerliche Ehe als allein ge⸗ 
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. N che Form geſchlechtlichen Zuſammenlebens. Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß eine bewußte erzieheriſche Arbeit der Partei in ſexualethiſcher Beziehung 
einzuſetzen hat. Alſo: 
1. Sofortige Aufhebung der Reglementierung. Umwandlung der b 
lichen in ſanitätsfürſorgeriſche Maßnahmen. 


2. Kräftigſte Förderung aller ſozialhygieniſchen Arbeiten, welche der Pro⸗ 
ftitution entgegenwirken. 


3. Sexualethiſche Erziehungsarbeit. 


Von der geiſtigen Befreiung der Hausfrauen. 


Es iſt merkwürdig, daß trotz des gewiß wahren Wortes vom Hineinwachſen 
in den Sozialismus noch ſo geringe Anſätze zur Herausbildung eines ſoziali⸗ 
ſtiſchen Lebensſtiles vorhanden ſind. Von belangloſen Einzelerſcheinungen ab⸗ 
geſehen, haben wir heute trotz der total veränderten Produktionsweiſe die elende 
Form des Einzelhaushaltes wie vor zweihundert Jahren. Wenigen kommt der 
Anachronismus dieſes Zuſtandes, die ungeheuere Verſchwendung an Menſchen⸗ 

kraft und an Verbrauchsgütern zum Bewußtſein, wenige denken daran, daß 
Millionen Volksgenoſſinnen mit ihrem geiſtigen Leben für die Aufrechterhal⸗ 
tung des Einzelhaushaltes bezahlen. 


Wir können uns dieſen Luxus heute nicht mehr leiſten und hier wie in 
den meiſten Dingen wird die Not der Zeit uns helfen, die träge Gewohnheit zu 
überwinden. Vieles ſtünde heute beſſer um die Volksgeſundheit und um die 
Volksmoral, wenn der eindringliche Ruf nach guter Gemeinſchaftsverpflegung 

aller Klaſſen, wie ihn zu Anfang des Weltkrieges Dr. M. Epſtein und 
andere erhoben haben, nicht ungehört verhallt wäre. Der Einkauf im großen, 
die pflegliche Verwaltung und ſachgemäße Zubereitung der Lebensmittel iſt 
heute ein Gebot unſerer Lebenserhaltung, ebenſo die ſparſamſte Verwendung 
des Brennmaterials. Dieſes äußere kommt aber einem inneren Bedürfnis 
entgegen. Das Einküchenhaus und die gemeinſame pflegliche Behandlung ber 
Wäſche entlaſtet die verheiratete Frau und macht ſie nicht nur frei für die weit 
wichtigere Funktion als Kamerad des Mannes und Erzieherin der Kinder, 
ſondern ſie wird, ſoweit ſie nicht anderweitig berufstätig iſt, ſich innerhalb der 
Genoſſenſchaft in irgendeinem Zweig des Haushaltes ſpezialiſieren, für dieſe 
ihre Tätigkeit von der Genoſſenſchaft entlohnt werden und ſo als wirtſchaftlich 
freier Menſch eine ganz andere Stellung in der Familiengemeinſchaft ein⸗ 
nehmen. Die dann mögliche zeitliche Begrenzung ihrer Tagesarbeit wird ihr 
die Möglichkeit geben, am geiſtigen Leben der Gemeinſchaft teilzunehmen. Heute 
läßt ihr die ewige Bereitſchaft ihres Hausfrauentums dazu nicht Kraft und 

Zeit. 

Dann, aber auch erſt dann wird die berechtigte Klage aufhören, daß die 
Frauen ein Hemmſchuh der ſozialiſtiſchen Entwicklung ſind. Sie werden eben 
erſt Sinn für die Gemeinſchaft bekommen, wenn ſie durch ihre Arbeit aus den 
engen Grenzen des Familienegoismus hinausgeführt in ſtändige Fühlung mit 
der Geſellſchaft und deren Strebezielen gebracht werden und wenn ſie genügend 
freie Zeit haben. Das iſt ja auch beim Manne die erſte Vorausſetzung ſeiner 
Menſchwerdung, daß die Arbeit nicht wie ein ungeheurer Alp auf ihm laſtet, 
ſondern daß ſie ihm untertan bleibt. 


In dieſem Sinne ſtrebe die Sozialdemokratiſche Partei an: 


h Herbeiführung ſozialer Reformen zur rationellen Verwendung der Ver⸗ 
brauchsgüter und zur Entlaſtung der Hausfrauen. 


a 


Zuſammenfaſſung. 0 

Punkt V des Erfurter Programmes verlangt „Abſchaffung aller Geſetze, 
welche die Frau in öffentlich oder privatrechtlicher Beziehung gegenüber dem 
Manne benachteiligen“. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſe Forderung, deren Erfüllung eine Auf⸗ 
gabe der nächſten Zukunft iſt, aufrechterhalten bleiben muß. Aber neben dieſer 
rein negativen Geſetzesarbeit ſtehen eine Reihe poſitiver Forde⸗ 
rungen, deren Umſetzung in die Tat nicht nur die wirtſchaftliche und ſoziale 
Gleichberechtigung der Frau herbeiführt und mit einer großen Zahl un⸗ 
geſchriebener Rechte aus dem reinen Männerſtaat aufräumt, ſondern welche ge⸗ 
eignet erſcheinen, das blutleere Gebilde des Staats in eine von reichem Ge⸗ 
meinſchaftsleben durchpulſte Geſellſchaft umzuwandeln. 


Die Religionsfrage. 
Von Guſtav Radbruch. 


Der Satz „Religion iſt Privatſache“ iſt zum geflügelten Worte 
geworden und gleicht anderen geflügelten Worten darin, daß es vieler, und 
vieler falſcher, Deutungen fähig iſt. 

Religion iſt ſicherlich Privatſache im gleichen Sinne, wie auch Wiſſen⸗ 
ſchaft, Moral, Kunſt „Privatſache“, nämlich Ueberzeugungsſache, Gewiſſens⸗ 
ſache, Geſchmacks ſache find. Sie dürfen nicht Staatsſache ſein in dem Sinne, 
daß der Staat wiſſenſchaftliche Anſchauungen, moraliſche Geſinnungen, künſtle⸗ 
riſche Geſchmacksrichtungen, religiöſe wa ee aufen oder vor 
anderen begünſtigte. 

Auf jenen Gedankengang gründet das Erfurter Programm die Forde 
rung der Trennung von Staat und Kirche. Die Reichsverfaſſung führt im 
weſentlichen dieſe Forderung der Erfüllung entgegen: „Abſchaffung aller Auf⸗ 
wendungen aus öffentlichen Mitteln zu kirchlichen und religiöſen Zwecken“ 
verſpricht auch die Reichsverfaſſung in Art. 138. Daß die kirchlichen und 
religiöſen Gemeinſchaften „ihre Angelegenheiten vollkommen ſelbſtändig 
ordnen“, gewährleiſtet Art. 137 Abſ. 3 der Reichsverfaſſung. Nur dem Satze, 
daß jene Gemeinſchaften „als private Vereinigungen zu betrachten“ ſeien, 
ſtellt Art. 137 Abſ. 5 den anderen gegenüber: „Die Religionsgeſellſchaften 
bleiben Körperſchaften des öffentlichen Rechts, ſoweit ſie ſolche bisher waren“; 
Abi. 6 zieht daraus beſonders die Folgerung eines kirchlichen Steuerrechts. Die 
Reichsverfaſſung ſtellt ſich aber auch in dieſer Beziehung nur als ein anderer 
Weg zu dem Ziele des Erfurter Programms, dem Ziele der Gleichberechtigung 
aller Bekenntniſſe und Weltanſchauungen dar: das Erfurter Programm jucht 
ſie zu erreichen durch Erklärung aller Religionsgeſellſchaften zu Privatver⸗ 
einen, die Reichsverfaſſung umgekehrt dadurch, daß ſie allen Religionsgeſell⸗ 
ſchaften und Weltanſchauungsgemeinſchaften unter gleichen Bedingungen wie 
den alten Kirchen die Erwerbung öffentlicher Körperſchaftsrechte ermöglicht. 
(Art. 137 Abſ. 5, 7.) 

Auf jenen Gedankengang gründet ſich ferner die Forderung „Weltlichkeit 
der Schule“ (Nr. 7 des Erfurter Programms).“) Sie bedeutet alſo nicht, daß 


*) Vgl. „Die weltliche Schule“, unter Mitwirkung von Greve, Heuckrodt, 
Jenſen, Riders herausgegeben von Guſtav Radbruch, Kiel 1920. 
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ſich die Schule mit der Religion überhaupt nicht zu befaſſen habe, vielmehr 
nur, daß ſie die Religion nicht anders zu ihrem Gegenſtand machen dürfe, wie 


die Wiſſenſchaft, die Moral, die Kunſt, das heißt: ohne autoritäre Bindung der 


Lehrfreiheit. „Religionskunde“ iſt auch auf der weltlichen Schule zuläſſig und 
unentbehrlich, ausgeſchloſſen nur ein durch kirchliches Bekenntnis gebundener 
„Religionsunterricht““. Die weltliche Schule iſt nicht die religionsloſe, ſondern, 
wie Reichsverfaſſung Art. 149 ſie ganz richtig bezeichnet, die „bekenntnisfreie“ 
Schule. 

Dieſe Feſtſtellung läßt nun aber die weitere Frage noch offen, wie der 
bekenntnisfreie religionskundliche Unterricht die Religion an die Kindesſeele 


heranbringen ſoll: nur als eine Kulturtatſache, die man kennen muß, oder als 


einen Kulturwert, an dem man Anteil haben ſollte, als einen ebenſo not⸗ 
wendigen Beſtandteil eines voll ausgebildeten Menſchentums und Weltbildes 
wie Wiſſenſchaft, Kunſt, Sittlichkeit. Die Frage muß getrennt beantwortet 
werden für eine Schulverfaſſung, die nur weltliche Schulen kennt, und für 
eine ſolche, die wie diejenige unſerer Reichsverfaſſung neben Simultan⸗ und 
Bekenntnisſchulen auch weltliche Schulen zuläßt. Im erſten Falle könnte die 
weltliche Schule (vielleicht) nicht nur bekenntnisfrei, ſondern auch welt⸗ 
anſchauungslos ſein; der Wettbewerb der Weltanſchauungen um die Kindes⸗ 
ſeele würde dann außerhalb der Schule von allen Weltanſchauungen unter 
gleichen Bedingungen aufgenommen werden. Dagegen wäre es im zweiten 
Falle eine unverantwortliche Torheit, wenn die Anhänger der weltlichen Schule 
darauf verzichten wollten, ihrer Schule den Geiſt ihrer Weltanſchauung aufzu⸗ 
prägen, wenn ſie zuſehen wollten, wie kirchliche Kreiſe von dem verfaſſungs⸗ 


mäßigen Recht Gebrauch machen, in eigenen Bekenntnisſchulen kirchliche Ge⸗ 


ſinnung zu pflegen, ihrerſeits aber der Schule jede weltanſchauliche Bildung 
ängſtlich fernhielten. Das hieße den Kampf um die Weltanſchauung auf⸗ 
geben, bevor er noch begonnen hätte! Die weltliche Schule, wie ſie demnächſt 
bei uns eingeführt werden wird, iſt alſo zwar bekenntnisfrei, nicht aber ge⸗ 
ſinnungslos, nicht weltanſchauungslos. Die Reichsverfaſſung ſelbſt ſieht ja in 


ihr eine von Anhängern einer beſtimmten „Weltanſchauung“ errichtete Schule. 


(Art. 146 Abſ. 2.) 
Daß eine gemeinſame Weltanſchauung, eine neue Religioſität in der 


Arbeiterklaſſe im Entſtehen iſt, kann kein feineres Ohr überhören. Gerade in 


dem empörten Aufſchrei gegen die Kirche und ihre Pfarrer, wie man ihn bei 
den Kämpfen um die weltliche Schule ſo oft hörte, wird ſchmerzlich enttäuſchte 
Sehnſucht nach Religion deutlich vernehmbar. Und nicht nur Sehnſucht — 
jene weltfromme und diesſeitsfrohe Religioſität ſelber wird in ihren Grund⸗ 


linien ſchon erkennbar. Gerade auf Grund der materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 


auffaſſung mußten wir ja erwarten, daß auch das empordrängende Proletariat 
einen kulturellen, einen religiöſen „Ueberbau“ über ſich hinaus ſetzen werde. 
Religion iſt Privatſache — das mag richtig ſein in der Bedeutung, daß Religion 
nicht Staatsſache ſei; unrichtig iſt es ſicherlich in dem Sinne, daß Religion nur 
Sache des einzelnen, nicht Sache der Gemeinſchaft ſei, Sache der ganzen 
Arbeiterklaſſe. Die Privatiſierung der Religion in dieſem Sinne ſtünde im 
ſchärfſten Widerſpruch zur Sozialiſierung der Wirtſchaft und auch des Geiſtes, 
die das Weſen des Sozialismus ausmacht. 

Ein ſolcher Gemeinſchaftsgeiſt bildet ſich neue oder erobert ſich alte Ge⸗ 
meinſchaftsformen. Die evangeliſchen Landeskirchen haben unter dem Drucke 
der demokratiſchen Zeitforderung ſich widerwillig zur Ausſchreibung der 
Wahlen zu verfaſſunggebenden Verſammlungen entſchloſſen. Macht die Ar⸗ 


beiterſchaft von ihrem Wahlrecht Gebrauch, ſo kann ſie ſich die Kirchen er⸗ 


obern und ſie in ihrem Geiſte umbilden. Abſtinenzpolitik, gegründet auf Ver⸗ 
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ſtimmungen gegen die alte Landeskirche mit ihrer monarchiſchen Tradition, 
mit ihrer allzu gefügigen Anpaſſung an die dynaſtiſche und feudale, kapita⸗ 
liſtiſche und militariſtiſche Ordnung des alten Staates, mit ihrer altteſtamenta⸗ 
riſch nationaliſtiſchen Kriegstheologie vom „deuifchen Gott“ und vom „heiligen 
Krieg“, würde ſich ebenſo bitter rächen wie die entſprechende Abſtinenzpolitik 
antimilitariſtiſcher Verſtimmung bei der Aufſtellung der Reichswehr. Nur 
durch die Anteil⸗ und Tatloſigkeit der Arbeiterſchaft konnte die Reichswehr 


zu einem Stützpunkt der Reaktion ausgebaut werden. Laſſen wir nicht durch 


unſere Anteil⸗ und Tatloſigkeit die evangeliſche Kirche zu einem kaum minder 
gefährlichen geiſtigen Stützpunkt der Reaktion werden. 

Nicht einer Vergewaltigung der Kirchen durch eine weſensfremde Welt⸗ 
anſchauung wird hier das Wort geredet. So wenig das Chriſtentum eine 
ſozialiſtiſche oder ſonſt irgendeine ſozialpolitiſche Lehre iſt oder enthält, jo oft 
hat es ſich doch als innerliche Quelle und Kraft ſozialer Taten gezeigt — denken 
wir als an das Nächſtliegende nur an die „Geſellſchaft der Freunde“ (die 
Quäker). Auch hat die Kirche, und die katholiſche Kirche mehr noch als die 
evangeliſche, eine große Anpaſſungs⸗ und Aufnahmefähigkeit erwieſen gegen⸗ 
über den Wandlungen der Wirtſchaft und der Weltanſchauung. Der Ver⸗ 
ſuch muß auch diesmal gemacht werden, den alten Bau für den neuen Geiſt 
zu erobern, ehe man ſich entſchließt, neben den Ruinen der alten Kirchen 
einen Neubau zu errichten. ö 

Es iſt mißlich und mißverſtändlich, von religiöfen Dingen in einer partei⸗ 
politiſchen Erörterung zu ſprechen. Man ſetzt ſich dem Verdacht aus, das 


Waſſer der religiöſen Bewegung auf feine parteipolitiſche Mühle leiten zu 


wollen. Solchem Verdachte gegenüber muß immer unſer Programmwort 
bleiben: Religion iſt Privatſache, nicht Parteiſache. Die wirtſchaftlich⸗politiſche 


Seite der Arbeiterbewegung ſoll ihre geiſtig⸗religiöſe Seite weder beherrſchen 


noch benutzen, andererſeits aber auch ihr Daſein nicht überſehen und ihrer 
Entwicklung die Bahn frei machen — frei machen insbeſondere auch von 
Hinderniſſen, die ſie ihr durch mißverſtändliche programmatiſche Aeußerungen 
ſelbſt bereitet hat. | 
Ich ſchlage folgende Faſſung vor: 
Religion iſt Privatſache, nicht Parteiſache, nicht Staatsſache. Trennung 
von Staat und Kirche. Ermöglichung der Pflege proletariſcher Weltanſchauung 


und Religioſität innerhalb und außerhalb der beſtehenden Religionsgeſell⸗ 


ſchaften. 


— 


Staat und Kirche. 


Von J. Meerfeld. 

„Erklärung der Religion zur Privatſache. Abſchaffung 
aller Aufwendungen aus öffentlichen Mitteln zu kirchlichen 
und religiöſen Zwecken. Die kirchlichen und religiöſen Ge⸗ 
meinſchaften ſind als private Vereinigungen zu betrachten, 
welche ihre Angelegenheiten vollkommen ſelbſtändig ordnen.“ 

(Punkt 6 des Erfurter Programms.) 


Seit Erfurt iſt nun beinahe ein Menſchenalter verfloſſen. Wir ſind durch 


Jahrzehnte einer faſt märchenhaften kapitaliſtiſchen Entwicklung geſchritten, 
der Weltkrieg iſt gekommen und hat mit der Revolutionierung von Politik und 
Wirtſchaft auch die des Geiſtes gewaltig gefördert. Die Sozialdemokratiſche 


Partei aber, in jenem Jahre 1891 eben dem Ausnahmegeſetz entronnen, noch in 


ſchroffſter Oppoſition zu Staat und Geſellſchaft ſtehend, überdies noch verhält⸗ 


nis mäßig klein an Zahl ihrer Mitglieder, ſieht ſich heute allenthalben in den 
Brennpunkten ſtaatlichen Daſeins und öffentlichen Wirkens. Daraus folgt, 
daß ſie ſich viel ſtärker als früher an Realitäten gebunden fühlt. Ganz un⸗ 
ſtreitig iſt innerhalb der Partei der geſchichtliche Sinn und der Sinn für Tat- 
ſachen in jüngerer Zeit beträchtlich gewachſen. Wir ſehen mit anderen Augen, 
wir meſſen mit anderen Maßſtäben. Wir erkennen, daß wir in der Ver⸗ 
gangenheit manches, ſagen wir: zu geradlinig geſehen haben; wir gewahren 
Unebenheiten und Kurven und bekommen Verſtändnis für die Bedingtheit zahl⸗ 
reicher Erſcheinungen. Dieſer Vertiefung unſerer Erkenntniſſe entſpringt denn 
auch der Beſchluß zu einer Nachprüfung des Erfurter Programms. 

Der Parteivorſtand hat mich aufgefordert, für das Programmbuch einen 


Beitrag über Staat und Kirche zu liefern, eine Aufforderung, der ich 


um ſo lieber entſpreche, als ich ſeit länger als einem Vierteljahrhundert in⸗ 
mitten einer durchweg katholiſchen und vorwiegend dem Zentrum anhängenden 
Bevölkerung für meine Partei tätig bin und vielfältige Erfahrungen gerade 
auf kirchlich⸗religiöſem Gebiete ſammeln konnte. Denn die katholiſche 
Kirche — das bedarf bier keiner beſonderen Beweisführung — beherrſcht ihre 
Gläubigen in ungleich ſtärkerem Maße als die evangeliſche. Ganz abgeſehen 
davon, daß der ſogenannte Kulturkampf ihr letzten Endes nur Segen gebracht, 
ſie mit dem Glorienſchein der Märtyrerin umgeben und die Gläubigen feſter 
denn je an ſie gekettet hat, verſteht ſie ſich durch einen farbengeſättigten, mit 
tiefer Symbolik durchſetzten Kultus auch ſondergleichen auf Gemütswirkungen. 
So führt fie die Männer, erft recht aber führt fie die Frauen. Und in den 
Zeiten des politiſchen Frauenwahlrechts hat dieſe Tatſache außerordentlich viel 
zu bedeuten. Köln iſt eine moderne Großſtadt, ſehr ſtark mit Fremden durch⸗ 
ſetzt. Aber ſelbſt in Köln war bei den jüngſten Reichstagswahlen der Prozent⸗ 
ſatz der Frauen, die Zentrum wählten, ſehr viel ſtärker als jener der Männer. 
Man wählte nach Geſchlechtern getrennt, ſo daß die Kontrolle ohne weiteres 
möglich war. Da zeigte ſich, daß ſich das Zentrum heute vorwiegend auf die 
Frauen ſtützt. Sie geben den Zentrumsſtimmzettel ab, weil ihr beſſer ent⸗ 
wickeltes religtöſes Gefühl fie dazu treibt, eine poſitiv⸗chriſtliche Partei zu 
wählen. Mit den eigentlichen Rechtsparteien wird es aber kaum anders ſein. 

Schlußfolgerung: Die Verleihung des Stimmrechts an die Frauen gibt 
unſerer Stellung zu Religion und Kirche eine noch ganz andere Bedeutung als 
früher. Dieſe Stellung bedarf jedoch der Nachprüfung um ſo eher, als die 
neue Reichs verfaſſung, an der wir Sozialdemokraten geſtaltend mit⸗ 
gearbeitet haben, auch für das Verhältnis von Staat und Kirche ganz andere 
Grundlagen ſchafft. Aber nicht aus bloßer Nützlichkeit, nicht aus plattem 
Agitationsbedürfnis erſtreben wir dieſe Nachprüfung — wir ſind ſie vielmehr 


uns ſelber ſchuldig und fordern fie aus unſerem innerſten Empfinden heraus. 


Denn die inhaltreiche Zeitſpanne von 1891 bis heute hat allgemach viele Vor⸗ 
ausſetzungen zerſtört, auf denen wir 1891 aufgebaut haben. In dieſer Zeit⸗ 
ſpanne hat ſich auch unſer Denken geklärt, vollends aber die Revolution und die 
mit ihr verbundene politiſche und geſellſchaftliche Umſchichtung hat uns in neue 
Bahnen gelenkt, unſeren Blick für das Notwendige und Mögliche geſchärft, 
überdies aber auch die Kirchengemeinſchaften mächtig gerüttelt und einer inne⸗ 
ren Wandlung zugeführt. Ganz unverkennbar zeigt ſich das bereits bei der 
evangeliſchen Kirche. Die katholiſche iſt naturgemäß konſervativer, dennoch 
kann auch ſie einer Auseinanderſetzung mit den drängenden Zeitproblemen 
nicht ausweichen. Alles fließt. 

Die Zahl der Parteigenoſſen, die die Religion mit überlegenem Lächeln 


i abtun und den gläubigen Chriſten für ein Ueberbleibſel des finſteren Mittel⸗ 
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alters halten, hat ſtark abgenommen. Wir haben die Kraftſtoffelei Ludwig 
Büchners überwunden, wenigſtens halten wir ſie nicht mehr für der Weisheit 
letzten Schluß. Wir haben heute auch größeres Verſtändnis für die meta⸗ 


phyſiſchen Bedürfniſſe ſehr zahlreicher Menſchen und erkennen, daß die Wurzeln 


und die Nährquellen der Religion noch außerordentlich kräftig ſind — trotz aller 
naturwiſſenſchaftlichen Erkenntnis. Wir wiſſen, hier handelt es ſich um letzten 
Endes ganz unwägbare Dinge, und um Fragen, denen rein verſtändnismäßig 
niemals beizukommen iſt. 

Die weitere Frage jedoch: ob wiſſenſchaftlicher Sozialismus und Dogmen⸗ 
gläubigkeit miteinander vereinbar ſeien, und ob namentlich die „hiſtoriſch ge⸗ 
wordenen Maſſenreligionen“, wie Kautsky ſich ausdrückt, in ſchroffem Gegenſatz 
zu dem Weltbilde des wiſſenſchaftlich geſchulten Sozialiſten ſtünden, lohnt 
gleichfalls keinen hitzigen Streit. Haben wir heute doch ſogar dogmengläubige 
katholiſche Geiſtliche, die ſtramme Marxiſten find. Der ſchon im Patriarchen⸗ 
alter ſtehende Pfarrer Hohoff in Paderborn, mit dem, als er noch junger 
Kaplan war, unſer Bebel ſeine bekannte Polemik über Chriſtentum und 
Sozialismus ausfocht, tft zum begeiſterten Apologeten von Karl Marx geworden 
und preiſt ihn als größten Nationalökonomen aller Zeiten. Hohoff hat Jünger 
gefunden, deren bekannteſter, Joſef Kral in München, in der Verſöhnung von 
Chriſtentum und Sozialismus das Schickſal der Welt erblickt. Andere führende 
Geiſter im katholiſchen Lager — ich nenne den Philoſophen Scheler — lehnen 


zwar den Marxismus ab, zugleich aber bekennen ſie ſich zu einer ſozialiſtiſchen 


Wirtſchaftsordnung. Umgekehrt ſitzen in den Reihen unſerer Partei ſehr zahl⸗ 
reiche Männer und Frauen, die ebenſo gute Sozialiſten wie gläubige Chriſten 
ſind. Die bunte Wirklichkeit des Lebens ſpottet ſchließlich aller theoretiſchen 
Tüfteleien. Uebrigens: der jetzige Linkskommuniſt und urſprüngliche Jeſuiten⸗ 
zögling Laufenberg hat in ſeiner ſozialdemokratiſchen Periode eine kleine 
Schrift verfaßt, die unter Zitierung zahlreicher Kirchenväter und anderer 
theologiſcher Autoritäten recht unterhaltſam nachweiſt, daß ein kaholiſcher Ar⸗ 
beiter nicht allein Sozialdemokrat ſein könne, ſondern ſogar ſein müſſe. 

Ich perſönlich bin überzeugt, daß die Kirche ſich jeder Geſellſchaftsform an⸗ 
paſſen kann. „Das Chriſtentum“, ſagt Stampfer mit Recht, „kann konſtitutionell 
oder abſolutiſtiſch, monarchiſch oder republikaniſch, oligarchiſch oder demokratiſch 


ſein.“ Und dieſes in der Kirche organiſierte Chriſtentum hat einen ſo ſtarken 


Lebenswillen, daß es ſich, ſobald die Zeit gekommen iſt, auch in eine ſozialiſtiſche 
Geſellſchaftsordnung einfügen wird. Vernehmen wir doch heute ſchon Stimmen 


von drüben her, die das alte katholiſche Geſellſchaftsideal in ſinnvolle Be⸗ 


ziehung zum Sozialismus bringen. Wir waren von altersher gewohnt, in der 
Kirche eine Dienerin des Kapitalismus, ein Inſtrument der Klaſſenherrſchaft 
zu erblicken. Ganz ſicher hat die Kirche zu dieſer Auffaſſung reichlichen Anlaß 
gegeben. Dennoch iſt ſie nur bedingt gültig. Und ich verweiſe auf vorhin ſchon 
Geſagtes: auch die Kirche wandelt ſich, auch ſie ſteht im breiten Fluß der ge⸗ 
ſchichtlichen Entwicklung. Was vorgeſtern unumſtößliche Wahrheit war, konnte 


geſtern bereits wanken; heute oder morgen aber kann es überholt ſein. In 


einem Volksſtaat wird die Kirche ſchon deshalb nicht dauernd der Büttel der 
Reaktion ſein können, weil ſie hier unter allen Umſtänden die Mitarbeit ee 
Volksſchichten braucht, um atmen und leben zu können. 

Die von Staat und Kirche handelnden Artikel der neuen Reichsverfaſſung, 
an denen die ſozialdemokratiſchen Mitglieder des Verfaſſungsausſchuſſes her⸗ 
vorragend mitgearbeitet haben, ſind von weiteſter Duldſamkeit und über⸗ 
haupt einer recht großzügigen Auffaſſung religiös⸗politiſcher Fragen diktiert. 
Die Trennung von Staat und Kirche wird darin grundſätzlich ausgeſprochen; 
die religtöſen Gemeinſchaften aber werden in beſtimmten Grenzen als öffent⸗ 


. 


lich⸗ rechtliche Körperſchaften anerkannt, fie dürfen von ihren Mitgliedern 
Steuern erheben und erhalten für bisherige Staatsleiſtungen eine Ablöſung. 
In die inneren Angelegenheiten der Kirche hat der Staat hinfort nicht mehr 
hineinzureden. Schon allein dieſe Neugeſtaltung des ſtaatlich⸗kirchlichen Ver⸗ 
hältniſſes muß unſere Partei zu einer Nachprüfung der Faſſung von Punkt 6 
ihres Programms veranlaſſen. 

Zugunſten einer ſolchen Nachprüfung ſprechen aber auch andere in dieſem 
Artikel ſchon berührte Erwägungen. Stampfer ſagt in ſeiner Schrift „Religion 
iſt Privatſache“, daß ſich dieſe Forderung unſeres Programms vor allem nicht 
an die ſozialiſtiſche Geſellſchaft, ſondern an den kapitaliſtiſchen Staat 
richte. Er fügt hinzu, über die Vermögensrechte religiöſer Geſellſchaften inner⸗ 
halb einer zukünftigen ſozaliſtiſchen Ordnung werde es im Erfurter Programm 
kein Wort geſagt. Um ſo notwendiger aber iſt es, dieſe Lücke auszufüllen und 
auch über das zukünftige Verhältnis von Staat und Kirche völlige Klar⸗ 
heit zu ſchaffen. Und da iſt zunächſt feſtzuhalten, was Kautsky („Die 
Sozialdemokratie und die katholiſche Kirche“) ſagt: „Die von ihr (der Kirche) 
gelehrte Religion entſpricht auch heute noch den Bedürfniſſen breiter Maſſen.“ 
Fügen wir hinzu: auch breiter Schichten ſozialiſtiſcher Arbeiter. Wer mitten 
im Leben ſteht, ſtreitet darüber kaum. Das Intereſſe weiter Volkskreiſe an 
religiöſen Fragen iſt eine unleugbare Tatſache, und niemals ſind die Ver⸗ 
ſammlungslokale ſo gefüllt, nie iſt die innere Anteilnahme ſo ſtark, als wenn 
das Thema „Religion und Sozialismus“ abgehandelt wird. Und bezeichnender⸗ 
weiſe lehnen unſere Arbeiter in immer noch wachſendem Maße jede öde 
Pfaffenfreſſerei und jeden vulgären Aufkläricht ab. Sie verlangen Vertiefung, 
ſie dürſten nach Erkenntnis; ſtärker als früher drängt ſich in ihren vom Kriege 
zerriſſenen Seelen die Frage Gott und Welt, und die Frage, wie durch den 
Staatsorganismus religiöſes Empfinden ausgewertet werden ſoll, in den 
Vordergrund. Und der Redner wird am leichteſten Zugang zu ihren Herzen 
finden, der Chriſtentum und Sozialismus nicht als einander ausſchließende 
Gegenſätze, ſondern als ſich beiderſeitig ergänzende Erſcheinungen behandelt. 

Wir dürfen ebenſowenig an der Tatſache vorbeigehen, daß ſich ungemein 
zahlreiche unſerer Parteimitglieder aktiv am religiöſen Gemeinſchaftsleben be⸗ 
teiligen und weder auf die äußeren Formen dieſes Gemeinſchaftslebens noch 
auf ihr innerliches Verhältnis zu Religion und Kirche verzichten wollen. Gerade 
unter ihnen haben wir ſehr viele wertvolle Menſchen und wackere Kampf⸗ 
genoſſen. Mitunter finden wir ſogar vollſtändige ſozialiſtiſche Ge⸗ 
meinden. Der Pfarrer hat das Herz auf dem rechten Fleck, er verſteht ſeine 
Schar zu nehmen; dieſe wiederum iſt durchaus bekenntnistreu. Gerade hier 
aber können nun ſehr unliebſame Konflikte zwiſchen ſozialiſtiſchem Programm 
und kirchlich⸗religiöſen Bedürfniſſen emporwachſen. Den Fall genommen — 


er braucht nicht konſtruiert zu fein —: eine Gemeinde will die Mittel für einen 


allſeitig als notwendig erkannten Kirchenbau bewilligen, ſo müſſen die ſozial⸗ 
demokratiſchen Vertreter programmgemäß Nein ſagen, trotzdem ſie innerlich die 
Notwendigkeit des Baues durchaus anerkennen. Hier muß unſer Programm 
erweiterten Spielraum ſchaffen. Sich an Formeln und Aeußerlichkeiten 
klammern, ſelbſt wenn ihre Vorausſetzungen längſt überholt ſind, heißt den 
lebendigen Geiſt durch die tote Schablone erſetzen. 

Durchaus ſtreiten läßt ſich darüber, ob der Satz: „Erklärung der Religion 
zur Privatſache“ hieb⸗ und ſtichfeſt iſt. Meines Erachtens — darin ſtimme ich 
mit dem badiſchen Genoſſen Dr. Dietz völlig überein — ſagt der Satz nicht 
genügend deutlich, daß er keine grunoſätzliche Feindſchaft gegen Religion und 
Kirche proklamiert, ſondern nur ausſprechen will, daß er das veraltete, für 
Religion und Kirche ſelber am ſchädlichſten wirkende Syſtem der Staatsreligion 


a er 


oder der Staatskirche bekämpft. Die Revolution hat die alten Staatskirchen 
beſeitigt, das landesherrliche Kirchenregiment iſt verſchwunden; die Reichs⸗ 
verfaſſung hat unter den neuen Zuſtand das Siegel geſetzt, wir ſind auf dem 
Wege vom Kapitalismus zum Sozialismus — alſo beſtehen wohl auch die 
Gründe nicht mehr, die ſeinerzeit in Erfurt zu dem Satz von der Erklärung 
der Religion zur Privatſache geführt haben. Will man ihn dennoch beſtehen 
laſſen, ſo halte ich einen eee und erläuternden Zuſatz für dringend 
geboten. 

Der dritte Satz endlich, der die kirchlichen und religiöſen Gemeinſchaften 
zu rein privaten Vereinigungen umwandeln will, iſt wohl überhaupt gegen⸗ 
ſtandslos geworden, insbeſondere nachdem die Reichsverfaſſung die Trennung 
vom Staat grundſätzlich vollzogen, die Kirchengemeinſchaften aber dennoch nicht 
einem beliebigen Kegelklub gleichgeſtellt, ſondern ihnen die Befugniſſe öffentlich⸗ 
rechtlicher Korporationen verliehen hat. Darüber, ob der private Charakter in 
Zukunft genügend vorhanden ſein wird, brauchen ſich unſere Köpfe um ſo 
weniger zu erhitzen, als ja die Zeiten einer einſeitig kapitaliſtiſchen Orientie⸗ 
rung der Kirche überhaupt der Vergangenheit angehöcen werden. Ich habe 
dazu an anderer Stelle des Artikels einiges geſagt. 

Die Geburtsurkunde des deutſchen Sozialismus führt in die Zeit zurück, 
da der naturwiſſenſchaftliche Materialismus ſeinen Siegeszug antrat und dem 
aufſtrebenden Bürgertum die geiſtigen Waffen für ſeinen Befreiungskampf 
lieferte. Die Sozialdemokratie iſt in ihren Entwicklungsjahren von der geiſtigen 
Beeinfluſſung durch dieſen Materialismus nicht frei geblieben; ſie ſoll ſich 
jedoch davor hüten, ihn als Arbeiterreligion anzuerkennen. Einer ſeimer 


ſpäteren Apoſtel, Ludwig Büchner, war in ſozialen Dingen ein mehr als be⸗ 


ſchränkter Kopf, der in der Verwirklichung ſozialiſtiſcher Ziele das Ende aller 
Kultur ſah. Ernſt Haeckel aber faſelte ſeinerzeit etwas von den wahnſinnigen 
Attentaten, welche die Sozialdemokratie gegen das allverehrte Greiſenhaupt des 
deutſchen Kaiſers gerichtet habe“. Aus dieſen Kreiſen erwuchs auch jener Geiſt 
der Unduldſamkeit und der brutalen Unterdrückung, der im „Kulturkampf“ wie 
auch im Sozialiſtengeſetz ſeine Orgien feierte. 

Die Sozialdemokratie will alle Mühſeligen und Beladenen umfangen und 
zu einer großen Gemeinſchaft zuſammenſchweißen. Das große Werk der 
Menſchheitsbefrerung aber würde ſie niemals vollbringen, wenn ſie nicht auch 
jenen weit die Tore öffnete, die nach Erziehung und innerem Bedürfnis kirch⸗ 
lich-gläubig ſind. Die Ausbreitung der ſozialiſtiſchen Lehren weit über das 
flache Land, die Verleihung des politiſchen Stimmrechtes an die Frauen ſowie 
die unmittelbare Teilnahme der Partei an der Staats⸗ und Gemeindeverwal⸗ 
tung, dazu die Schaffung der neuen Reichsverfaſſung, haben uns vor Auf⸗ 
gaben geſtellt, die eine kritiſche Nachprüfung unſerer Stellung zur Religion und 
Kirche ganz unabweisbar machen. Die Partei muß an dieſe Nachprüfung heran⸗ 
gehen im vollen Bewußtſein ihrer ſchickſalsſchweren Bedeutung und eingedenk 
der Worte, die der wackere katholiſche Kämpe Hohoff im verfloſſenen Januar 
in der „Katholiken⸗ und Kirchenzeitung“ ausſpricht: „Nicht Chriſtentum und 
Sozialismus, ſondern Kapitalismus und Chriſtentum ſtehen ſich einander 
gegenüber wie Feuer und Waſſer“. 
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Die Kulturaufgaben der Sozialdemokratie. 
Von Heinrich Schulz. N 
Das Erfurter Programm von 1891 äußert ſich nicht unmittelbar zu 


den Pflichten der Sozialdemokratie für die Kulturaufgaben der Geſellſchaft. 
Man kann den Kulturwillen der Partei nur mittelbar aus dem theoretiſchen 


Teil des Erfurter Programms folgern, beſonders aus dem Satz, daß die Um⸗ 


wandlung der Warenproduktion in ſozialiſtiſche, für und durch die Geſellſchaft 
betriebene Produktion bewirken werde, daß „die ſtets wachſende Ertragsfähig⸗ 
keit der geſellſchaftlichen Arbeit für die bisher ausgebeuteten Klaſſen aus 
einer Quelle des Elends und der Unterdrückung zu einer Quelle der höchſten 
Wohlfahrt und allſeitiger harmoniſcher Vervollkommnung“ werde. 

Im praktiſchen Teil des Erfurter Programms beſchäftigt ſich unmittelbar 
auch nur Punkt 7 durch Aufzählung unſerer Schulforderungen mit den Kultur⸗ 
aufgaben im engeren Sinne des Wortes: 

„Weltlichkeit der Schule. Obligatoriſcher Beſuch der öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen. Unentgeltlichkeit des Unterrichts, der Lehrmittel und der Ver⸗ 
pflegung in den öffentlichen Volksſchulen, ſowie in den höheren Bildungs⸗ 

anſtalten für diejenigen Schüler und Schülerinnen, die kraft ihrer Fähig⸗ 
keiten zur weiteren Ausbildung geeignet erachtet werden.“ 

Dieſe mehr beiläufige Behandlung des kulturellen Faktors der geſellſchaft⸗ 
lichen Entwicklung bedeutet aber keineswegs ſeine Unterſchätzung durch 
die Sozialdemokratie, fie ſpiegelt allenfalls nur eine Phaſe ihrer geſchichtlichen 
Entwicklung wieder. In Wirklichkeit hat die Partei von Anbeginn an ſtets 
den größten Wert auf die Förderung aller Kulturaufgaben der Geſellſchaft ge⸗ 
legt. An der Wiege des Sozialismus ſtanden erſte Männer der Wiſſenſchaft 
und der Kunſt. Als Ergebnis ernſteſter wiſſenſchaftlicher Denk⸗ und Kampfes⸗ 
arbeit hat Marx die theoretiſche Grundlegung des Sozialismus geſchaffen. 
In den politiſchen Frühkämpfen des Sozialismus um die Mitte des 19. Jahr⸗ 
hunderts ſtellten Freiligrath und Heine ihre Kunſt in den Dienſt der Sache. 
In Laſſalle waren der ſcharfſinnige wiſſenſchaftliche Denker und leidenſchaftliche 
politiſche Kämpfer mit dem geiſtvollen Dichter in einer Perſon vereinigt. 

Auch ſpäter, ſelbſt in den düſteren Zeiten des Sozialiſtengeſetzes, hat die 
Partei ſtets den größten Wert auf die Förderung der Kulturaufgaben gelegt 
und keine Gelegenheit, die ſich ihr bot, vorübergehen laſſen, um der Kultur 
moraliſch oder durch Bereitſtellung von Geldern zu nützen. Es darf auch an 
das für die Partei ehrenvolle Wort Theodor Mommſens aus der Zeit der 
Kämpfe um die lex Heintze erinnert werden, daß „ſich Kunſt und Wiſſenſchaft 
unter die Fittiche der Sozialdemokratie geflüchtet“ hätten. Andererſeits aber 
war die Partei bis zur Schaffung des Erfurter Programms und noch lange 
darüber hinaus faſt nur eine rein politiſche Kampfpartei, die noch dazu unter 
den verfemenden Nachwirkungen des Sozialiſtengeſetzes zu leiden hatte und 
ſich durch politiſche Kämpfe und Kampfesmittel ihrer Haut wehren mußte. 
Dabei blieb für unmittelbare Beſchäftigung mit den Kulturaufgaben der Ge⸗ 
ſellſchaft nicht viel Zeit und Kraft übrig. Was an Bildungsarbeit geleiſtet 
wurde, beſchränkte ſich zumeiſt auf autodidaktiſches Hineinarbeiten in den 
wiſſenſchaftlichen Sozialismus und auf bereitwillige und warmherzige Förde⸗ 
rung der Kulturpflege auf die ſozialdemokratiſchen Mitglieder der Landes⸗ 
und Gemeindeparlamente. 

Erſt anderthalb Jahrzehnte ſpäter, als durch die innerpolitiſche Entwick⸗ 
lung Deutſchlands und das damit zuſammenhängende außerordentliche Wachs⸗ 
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Kraft lediglich zur Sicherung ihres nackten Daſeins anzuwenden brauchte, 
wandte ſie ſich auch unmittelbar und mit ihrer ganzen organiſatoriſchen Kraft 
dem kultucellen Problem zu. Bis zu einem gewiſſen Grade hängen mit dieſem 
Umſchwung auch die jahrelangen Kämpfe um den Reviſionismus zuſammen. 
Im Reviſionismus ſuchte der ſtarke Wille beſtimmter theoretiſch geſchulter 
Kreiſe der Partei neben politiſchen Wirkungen zugleich eine Eingliederung 
der wiſſenſchaftlichen Denkarbeit der Partei in die allgemeine wiſſenſchaftliche 
Arbeit der Geſellſchaft herbeizuführen. Dieſe kulturell-wiſſenſchaftliche Seite 
des Reviſionismus ſpielte eine beſondere Rolle in Auseinanderſetzungen, die 
den Mannheimer Parteitag des Jahres 1906 begleiteten. Damals ſtand das 
Thema „Volkserziehung und Sozialdemokratie“ auf der Tagesordnung. In den 


von den beiden Berichterſtattern vorgelegten Leitſätzen wurde beſonders der 


folgende Satz lebhaft umſtritten: 

„Das Proletariat iſt der Träger einer in ſich geſchloſſenen Weltan⸗ 
ſchauung, die zwar die konſequente Fortentwicklung der höchſten wiſſenſchaft⸗ 
lichen und künſtleriſchen Ziele unſerer Zeit iſt, aber in ſcharfem Gegenſatz 
zu der bürgerlichen Weltanſchauung und damit auch zu der bürgerlichen 
Wiſſenſchaft und Kunſt unſerer Tage ſteht, die einen ausgeprägten Klaſſen⸗ 
charakter tragen. Im Hinblick auf ſeine geſchichtliche Miſſion kann daher 
das Proletariat die bücgerliche Geiſteskultur nicht einfach übernehmen, es 
muß ſie vielmehr ſeiner eigenen Weltanſchauung gemäß umwerten. In 
dieſen Tatſachen iſt der relative Wert begründet, den auch die wohlmeinend⸗ 
ſten und an ſich verdienſtlichen Beſtrebungen bürgerlicher Kreiſe zur Hebung 
der wiſſenſchaftlichen und künſtleriſchen Volksbildung haben. Die Sozial⸗ 
demokratie kann daher an ſolchen Beſtrebungen keinen Anteil haben.“ 

Zu einer Entſcheidung des Parteitags iſt es nicht gekommen, da gerade 
die für dieſe Leitſätze vorzugsweiſe verantwortliche Berichterſtatterin, Klara 
Zetkin, während ihres Referats erkrankte. Auch zu der von ihr geplanten 
ſchriftlichen Fertigſtellung ihres Referats iſt ſie nicht gekommen.“) 

Der Mannheimer Parteitag ſollte auch ein neues Schulprogramm für die 
Partei zur Ergänzung der oben mitgeteilten knappen Sätze des Erfurter Pro⸗ 
gramms ſchaffen. Auch dieſes Schulprogramm, für deſſen Formulierung ich 
in erſter Linie die Verantwortung zu tragen hatte, iſt infolge des perſönlichen 
Mißgeſchicks der Genoſſin Klara Zetkin unerledigt geblieben. 

Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß zur Kennzeichnung der Stellung der 
Sozialdemokratie zu den Kulturaufgaben, nach der theoretiſchen wie nach der 


praktiſchen Seite hin, eine neue programmatiſche Formulierung an ſich not⸗ 


wendig wäre. 

In welcher Form ſie zu erfolgen hat, hängt von dem Umfang und der 
Form des zukünftigen Geſamtprogramms der Partei ab. Sollte ſich der Par⸗ 
teitag dafür entſcheiden, daß ſobald als möglich ein neues Parteiprogramm 
nach dem Muſter des bisherigen, alſo beſtehend aus einer theoretiſchen Grund⸗ 
legung und aus praktiſchen Einzelforderungen geſchaffen werden ſoll, ſo 
würde unbedingt darauf gehalten werden müſſen, daß auch in der theoretiſchen 
Grundlegung der kulturelle Faktor ſtärker als bisher zur Geltung gelangt. Ich 
habe allerdings ernſte Zweifel, ob die Gegenwart und die nächſten Jahre für 
die Schaffung eines neuen, für Jahrzehnte ausreichenden theoretiſchen Pro⸗ 
gramms geeignet ſind. Die Partei war ſchon vor dem Krieg in einer gewiſſen 
inneren Gärung, die auch ohne Krieg und Revolution allmählich zu einer 
Entladung und Klärung geführt hätte. Die Debatten um den Reviſionismus 


*) Näheres ſiehe darüber im Anhang zur dritten Auflage von Schulg, 
Schule und Sozialoemokratie (Vorwärts⸗Verlag, Berlin 1920). 
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waren die Vorſpiele dazu. Durch die gewaltigen politiſchen Umwälzungen 
aber, die Krieg und Revolution mit ſich gebracht haben, und durch die eine 
völlig veränderte Stellung der Sozialdemokratie im geſellſchaftlichen Leben 
und in der Politik, ſowohl in der inneren wie in der äußeren, bewirkt worden 
iſt, iſt der Gärungsprozeß innerhalb des Sozialismus außerordentlich 
beſchleunigt worden. Die langjährigen Theoretiker der Partei aus den Zeiten 
von dem Krieg haben ſich, ſoweit ſie nicht auf natürliche oder unnatürliche 
Weiſe dahingegangen ſind, über die drei ſozialiſtiſchen Parteien, die es 
gegenwärtig gibt, verteilt und bekämpfen ſich von ihren verſchiedenen 
Standpunkten aus mit all der Schärfe und Gründlichkeit, mit der 


ſie früher gemeinſam die bürgerlichen Gegner bekämpft haben. Auf der 


anderen Seite ſind zahlreiche neue Elemente in die Partei hereingekommen, 
zum großen Teil aus den Kreiſen von Wiſſenſchaft und Kunſt, Kräfte, an 
denen es uns bis zum Krieg leider je länger je mehr fehlte, und die wir aus 
dieſem Grunde jetzt freudig bei uns begrüßen; vorläufig tragen ſie aber in 
unſere theoretiſchen Auseinanderſetzungen eine durch parteigeſchichtliches 
Schwergewicht und langjährige Erfahrungen noch nicht gebundene Unruhe in 
die geiſtige Neuorientierung der Partei hinein, eine Unruhe, die ich keineswegs 
bedauere, die ich im Gegenteil im Intereſſe der geiſtigen Auffriſchung der 
Partei ſehr begrüße, die aber doch erſt wieder einer ruhigen Selbſtbeſinnung 
innerhalb der Partei Platz gemacht haben muß, ehe dauernde und wertvolle 
Reſultate daraus erwartet werden dürfen. 


Ich habe im Jahre 1906 den weiter vorn zitierten Satz der Mannheimer 
Leitſätze aus voller Ueberzeugung mit der Genoſſin Zetkin zuſammen ver⸗ 
treten, bin aber ſchon durch die praktiſche Arbeit in dem folgenden Jahrzehnt 
und durch ſtändige Selbſtkritik meiner einſtigen Auffaſſung von der un⸗ 
bedingten Richtigkeit des Satzes erſchüttert worden. Jetzt, nach Krieg und 
Revolution und ihren geſellſchaftlichen Folgeerſcheinungen, ſcheint er mir 
völlig unhaltbar. Die ſcharfe Abſchließung des Sozialismus von der „bürger⸗ 
lichen Wiſſenſchaft und Kunſt, die einen ausgeprägten Klaſſencharakter tragen“, 
iſt nicht mehr aufrechtzuerhalten. Wohl gibt es nach wie vor Künſtler und 


Gelehrte, die politiſch und wirtſchaftlich bürgerlich⸗individualiſtiſch eingeſtellt 


find und bei denen bieje Einſtellung auch auf ihr künſtleriſches und wiſſen⸗ 
ſchaftliches Schaffen zurückwirkt. Andererſeits gibt es jetzt, was früher noch 
eine Seltenheit war, zahlreiche Künſtler und Männer der Wiſſenſchaft, die 
aus vollſter Ueberzeugung auf dem Boden der ſozialiſtiſchen Weltanſchauung 
ſtehen und ſich in ihrem geiſtigen Schaffen auch davon bewußt oder un⸗ 
bewußt beeinfluſſen laſſen. Es iſt gegen einen Austrag derartiger Gegen⸗ 
ſätze von Künſtler zu Künſtler und von Gelehrtem zu Gelehrtem auch nichts 
einzuwenden. Das kann nur zur Klärung führen und letzten Endes wie alles 
ernſte Ringen dem geſellſchaftlichen Fortſchritt dienen. Aber die völlige 
Gegenſätzlichkeit einer rein bürgerlichen Kunſt und Wiſſenſchaft gegenüber 
einer rein proletariſch⸗ſozialiſtiſchen Weltanſchauung iſt nicht mehr wie einſt 
vorhanden, wenn ſie überhaupt in der Wirklichkeit ſtatt nur in einer aus der 
früheren geſellſchaftlichen Geſamtlage erklärlichen und begreiflichen Abſtrak⸗ 
tion vorhanden geweſen iſt. Wenn die Partei ſich jetzt freiwillig ihrer bis⸗ 
herigen Abſchließung gegen die ſogenannte bürgerliche Wiſſenſchaft begibt, ohne 


damit die Notwendigkeit ihrer früheren Stellung zu leugnen oder preiszugeben 
und ſich mit dem nötigen und berechtigten Vertrauen auf die ſtarken geſell⸗ 


ſchaftlichen und geiſtigen Triebkräfte des Sozialismus mitten in den Strom 
der wiſſenſchaftlichen Geſamtarbeit hineinbegibt, ſo wird ſie dadurch ebenſo ge⸗ 
winnen wie auf der anderen Seite die wiſſenſchaftliche und künſtleriſche Arbeit 


durch dieſe neue Befruchtung gewinnen werden. 
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Auch aus dieſem Grunde würde ich es für zweckmäßig halten, zur geit 
von einer neuen theoretiſchen Grundlegung des Parteiprogramms abzuſehen 
und lieber zuvor die weitere wiſſenſchaftliche Entwicklung innerhalb und 
außerhalb der Partei abzuwarten. \ 

Anders ſteht es mit der Formulierung der praktiſchen Forderungen. Ein 
kulturelles Arbeitsprogramm für die unmittelbare Tätigkeit der Sozialdemo⸗ 
kratie in Reich, Staat und Gemeinde und allen ſonſtigen geſellſchaftlichen Auf⸗ 
gaben iſt unbedingt notwendig. Dafür reicht die Erfurter Formulierung 
längſt nicht mehr aus, wie ſchon die Bemühungen des Mannheimer Partei⸗ 
tags um ein erweitertes Schulprogramm der Partei beweiſen. Die Mann⸗ 
heimer Forderungen lauteten: 


„Schaffung eines Reichsſchulgeſetzes auf der Grundlage der Weltlichkeit 
und Einheitlichkeit des geſamten Schulweſens. 

Organiſche Angliederung der höheren an die niederen Bildungsanſtalten. 
Unentgeltlichkeit des Unterrichts, der Lehrmittel und der Verpflegung in 
den öffentlichen Schulen. Beihilfe des Staates für die Weiterbildung be⸗ 
fähigter, aber unbemittelter Schüler ohne Beeinträchtigung der bürgerlichen 
Rechte der Eltern. 

Gleichberechtigung der Geſchlechter in den Lehrkörpern und der Schulver⸗ 
waltung. Mitwirkung der Eltern und der Lehrerſchaft bei der Schulver⸗ 
waltung. Fachſchulaufſicht. 

Errichtung von Erziehungs⸗ und Verpflegungsanſtalten für das vor⸗ 
ſchulpflichtige Alter (Kindergäcten) weltlichen Charakters. Errichtung von 
Schulheimen, in denen die Kinder in den unterrichtsfreien Tagesſtunden 
leibliche und geiſtige Fürſorge finden. Gründung von Sanatorien für 
ſchwächliche und kränkliche Kinder. 8 

Errichtung von Fach⸗ und Fortbildungsanſtalten für die ſchulentlaſſene 
Jugend ohne Unterſchied des Geſchlechts. Obligatoriſcher Beſuch dieſer 
Schulen während der Tageszeit bis zum vollendeten 18. Lebensjahre. 

Einführung des Arbeitsunterrichts in allen Schulen. Errichtung von 
Lehrwerkſtätten. Pflege der künſtleriſchen Bildung. 

Feſtſetzung der Klaſſenfrequenz und der Unterrichtszeit, ſowie Organi⸗ 
ſation des inneren Schulbetriebs ausſchließlich nach pädagogiſchen Grund⸗ 
ſätzen unter Mitwirkung der Lehrer und Lehrecinnen. | 

Errichtung von beſonderen Klaſſen und Schulen für abnorme Kinder 
(ſchwachbegabte, vierſinnige, epileptiſche uſw.). Ueberwachung des Geſund⸗ 
heitszuſtandes der Kinder durch Schulärzte. Ferienkolonien. 

Bau und Ausgeſtaltung von Schulgebäuden nach den Forderungen der 
Pädagogik, Schulhygiene und Kunſt. 

Errichtung von Bädern, Schwimm⸗, Wärme⸗ und Speiſehallen in den 
Schulen. 

Errichtung von Volksbibliotheken, Leſehallen und Inſtituten für Volks⸗ 
belehrung und -unterhaltung (Volkskonzerte, Volksvorſtellungen uſw.). 

Materielle und ſoziale Hebung der Lage der Lehrer und Lehrerinnen, 
entſprechend der Bedeutung ihrer Aufgabe und zur Erzielung der höchſten 
perſönlichen Leiſtungsfähigkeit. Univerſitätsbildung für ſämtliche Lehrer 
und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen.“ 


Aber auch dieſes Mannheimer Schulprogramm, das, ohne formell von einem 
Parteitag anerkannt worden zu ſein, doch bis jetzt als das Schulprogramm 
der Partei gegolten hat, iſt inzwiſchen zum Teil durch die Ereigniſſe übecholt 
worden. Gerade bei der Durchſicht ſolcher beſtimmt formulierten Programme 
forderungen erkennt man auf den erſten Blick den großen Fortſchritt, der mit 
der Revolution auf allen Gebieten unſeres innerpolitiſchen Lebens erreicht 1 
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worden iſt. Forderungen, die von uns zwar an die unmittelbare Gegenwart 
gerichtet wurden, deren Verwirklichung wir aber nicht in Jahren, zumeiſt nicht 
in Jahrzehnten erwarteten, ſind durch die Revolution gewiſſermaßen über 
Nacht aus der Utopie zur Wirklichkeit geworden. Andere Forderungen, die 
noch nicht verwirklicht worden find, befinden ſich auf dem Wege zur Verwirk⸗ 
lichung oder ſtehen doch mitten im Fluß einer großen Reformbewegung. Um 


von den Forderungen des Mannheimer Schulprogramms nur eine herauszu- 


greifen, auf deren Verwirklichung wir unter normalen Verhältniſſen noch bis 
in eine graue Zukunft hinein hätten warten können, nenne ich die Einführung 
des Arbeitsunterrichts in allen Schulen. Durch die Weimarer Verfaſſung des 
neuen Deutſchland iſt dieſe Forderung zum unbedingten Gebot für ſämtliche 
Schulen Deutſchlands geworden, und die geſetzgebenden Körperſchaften ſind 
dabei, dieſem Gebot durch entſprechende Maßnahmen nachzukommen. 

Ich ſehe davon ab, das neue Schulprogramm der Sozialdemokratie jetzt an 
dieſer Stelle bereits im einzelnen zu formulieren. Erfreulicherweiſe ſind 
durch die Revolution der Sozialdemokratie zahlreiche Lehrer aus allen Schul⸗ 
gattungen, vom Kindergarten bis zur Hochſchule, zugeſtrömt. Sie bringen 
neben dem Willen zur Sozialdemokratie auch den durch Berufsausbildung und 
praktiſche Erfahrung geſchärften Sachverſtand mit. Ihre Aufgabe wird es in 
erſter Linie ſein, in kollegialer Zuſammenarbeit die Forderungen feſtzuſtellen, 
die auf Grund der neuen Verhältniſſe in einem ſozialdemokratiſchen Arbeits- 
programm Aufnahme finden müſſen. Dabei muß darauf Bedacht genommen 


werden, daß ſich das zukünftige Kulturprogramm der Sozialdemokratie nicht 


auf die Schulforderungen beſchränken darf, ſondern die Aufgaben der ge⸗ 
ſamten Kultur, vor allem die Pflege von Wiſſenſchaft und Kunſt, umfaſſen 


muß. 


Für den Umfang und die Art der Formulierung dieſer Forderungen iſt es 
von Bedeutung, wie umfangreich das Geſamtprogramm werden ſoll. Wilhelm 
Liebknecht hat bei der Begründung des Erfurter Programms im Jahre 1891 
mit Recht ausgeführt, daß ein Parteiprogramm nicht auch zugleich ſein Kom⸗ 
mentar ſein könne, und daß es ſich daher auf prägnant formulierte, wenn auch 
nicht gleich einem jeden verſtändliche Forderungen beſchränken müſſe. Wünſcht 
deshalb der zukünftige Parteitag ein Parteiprogramm ungefähr im Umfange 


des jetzigen Erfurter Programms, ſo muß ſich das Kulturprogramm der Partei 


auf wenige wohlüberlegte und ſcharf pointierte Sätze beſchränken, die alles 
Notwendige einſchließen und nichts Weſentliches auslaſſen. 

Daneben kann dann ein ausführliches Aktionsprogramm für die Kultur⸗ 
politik der Sozialdemokratie geſchaffen werden, das in Form und Inhalt 
freier und beweglicher ſein und nach Bedarf abgeändert werden kann. In 
einem ſolchen Programm müßten vor allem die konkreten Forderungen ent⸗ 


halten ſein, die ſich an die nächſte unmittelbare Gegenwart wenden und dabei 


auch auf die jeweilige politiſche Situation Rückſicht nehmen. Dadurch wird die 
kulturelle Aktion der Partei friſcher und wirkungsvoller. 

Zum Schluß möchte ich noch den Gedanken zum Ausdruck bringen, daß 
mir im allgemeinen bei dem gegenwärtigen Stande der Partei ein Programm 
nicht mehr ſo wichtig zu ſein ſcheint, wie es das in früheren Zeiten geweſen iſt. 
Früher bedeutete das Programm die Fahne, die hoch vorangetragen werden 
mußte, damit ſich hinter ihr im Kampfe die zerſtreuten Heerhaufen der Partei 
und verſprengte einzelne Kämpfer ſammeln und formieren konnten. Heute 
iſt der Sozialismus nicht mehr in erſter Linie eine programmatiſche Forde⸗ 
rung und ein ſchönes Ziel, ſondern er iſt eine lebendige Tatſache. Wir be⸗ 


finden uns mitten im Sozialismus, der nach den ihm innewohnenden Ge⸗ 


ſetzen in unaufhörlicher Bewegung ſeine Verwirklichung in Staat und Geſell⸗ 


\ BY a 


ſchaft erzwingt. Dem Sozialismus als der entſcheidenden geſellſchaftlichen 
Kraft in Gegenwart und Zukunft kann ſich niemand mehr entziehen, keine 


Partei, keine Klaſſe, keine Nation. Dennoch iſt eine ſozialdemokratiſche Pak⸗ 


tei, die ſich die Förderung des Sozialismus, die rechtzeitige Erkundung und 
Freilegung des von ihm einzuſchlagenden kürzeſten Weges, die Förderung aller 
ihn vorwärts treibenden, die Bekämpfung aller ihn hemmenden Faktoren als 
ihre beſondece Aufgabe angelegen ſein läßt, dringend notwendig. Aber die 
Partei hat es nicht mehr wie früher nötig, in erſter Linie durch die Kraft 
des Wortes und durch programmatiſche Formulierungen Anhänger für ſich zu 
gewinnen, ſondern ſie hat jetzt durch unmittelbare Taten im großen und klei⸗ 
nen ihre Daſeinsberechtigung zu erweiſen, und dadurch die Maſſe hinter 
ſich zu ſammeln. Wie die Partei dabei im einzelnen zu handeln 
hat, das läßt ſich bei der ungeheuren Mannigfaltigkeit der täglich an 
ſie herantretenden und ewig wechſelnden Aufgaben durch Programmſätze 
nur ſchwer feſtlegen. Gelingt uns früher oder ſpäter eine glückliche Formu⸗ 
lierung, ſo wollen wir das begrüßen; finden wir dieſe Formulierung nicht, 
ſo brauchen wir das nicht beklagen, wir werden uns dann von Fall zu Fall 
über die jeweilige Haltung der Partei zu verſtändigen haben, wie es auch 
ſchon bisher in ſtändig wachſendem Maße und ohne ängſtliche Rückſichtnahme 
auf papierene Programmſätze geſchehen iſt! Gerade auf dem kulturellen Ge⸗ 
biet hat uns der Wortlaut des bisherigen Erfurter Programms herzlich 
wenig nützen können, trotzdem iſt aber auch auf dieſem Gebiete die Partei 
ſtändig und gewiß nicht ohne Erfolg vorwärts geſchritten. 


Rechtspflege. 
Von Guſtav Radbruch. 
Das Erfurter Programm, in ſeinem grundſätzlichen Teile getreu der mate⸗ 


rialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung mehr Prognoſe als eigentlich Programm, ver⸗ 


mochte der Sozialdemokratie gerade das zu geben, was ſie als Oppoſitionspartei 
am meiſten brauchte: die ſiegesgewiſſe Geduld des Wartens. Es genügt nicht 
mehr den Bedürfniſſen einer Partei, die aus der Oppoſition zur Macht gelangt, 
die nicht mehr zum Warten verdammt, ſondern zur Heorſchaft berufen iſt. 
Die politiſche Macht iſt der Sozialdemokratie auf andere Weiſe zugefallen, 
als das Erfurter Programm es ſtillſchweigend angenommen hatte: nicht durch 
die Logik der wirtſchaftlichen Entwicklung in der Zeit der Reife der Geſellſchaft 
zur ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsordnung, ſondern lange vor dieſer Reifezeit durch 
einen militäriſchen Zuſammenbruch. Es iſt dadurch eine Lage entſtanden, 
deren das Erfurter Programm mit keinem Worte gedenkt. Es behandelt in 
ſeinem grundſätzlichen Teile die ſozialiſtiſche Geſellſchaft, in ſeinem 
programmatiſchen Teile die ſozialiſtiſche Oppoſition im kapitaliſtiſchen 
Staate — für die Mitherrſchaft der Sozialdemokratie in einem vorſozialiſtiſchen 


Gemeinweſen gibt es keinerlei Anleitung. Eine ſo beherrſchende Frage, etwa 


wie die der Wege und Formen der Sozialiſierung, iſt ganz unerörtert geblieben! 
Einer Reviſion des Erfurter Programms ſind zwei Aufgaben geſtellt: 


Ausmerzung und Bereicherung. Ausmerzung jener Forderungen, die der 


Sozialdemokratie nicht als ſozialiſtiſcher Partei, ſondern nur als ehemaliger 
Oppoſitionspartei gehörten, die nicht ſozialiſtiſches Gedankengut, ſondern über⸗ 
nommenes Erbaut der früheren bürgerlichen Oppoſition, der liberalen und 
demokratiſchen Bourgeoiſie find: dem Klaſſen⸗, Obrigkeits⸗ und Militärſtaat 


von geſtern mußte die Sozialdemokratie manche Feſſeln angelegt wünſchen, die 
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fie einem von ihr mitbeherrſchten oder doch beſtimmend beeinflußten Gemein: 
weſen nicht mehr wird anlegen wollen. Bereicherung: denn manche Maß⸗ 
nahmen zum Wohl der Arbeiterklaſſe, welche die Sozialdemokratie als Oppo⸗ 
ſitionspartei erſt in der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft für durchführbar halten 
konnte, haben ſich der Sozialdemokratie als mitbeſtimmender Partei ſchon in 
der heutigen Geſellſchaft als möglich erwieſen. 5 

Nach dieſen Gvundſätzen jollen hier die Beſtimmungen über die Juſtiz zu 
Nr. 8 des Erfurter Programms geprüft werden.“) 

Als eine Forderung nicht ſowohl ſozialiſtiſcher als oppoſitioneller Art er⸗ 
ſcheint ſofort die „Rechtſprechung durch vom Volke gewählte 
Richter“. Im ungebrochenen Klaſſenſtaate von geſtern mochte man die 
Klaſſenjuſtiz nur dadurch wirkſam bekämpfen können, daß man ihm die Er⸗ 
nennung der Richter zu entreißen ſtrebte. Einem ſozialdemokratiſchen oder 
doch unter den parlamentariſchen Druck der Sozialdemokratie geſetzten Juſtiz⸗ 
miniſter ihre Ernennung zu verſagen — zu dieſer Selbſtbeſchränkung beſteht 
heute umſoweniger Anlaß, da die Volkswahl ihrerſeits die Unabhängigkeit der 
Richter auf das ſchwerſte gefährden würde. Keiner Tätigkeit iſt die Abhängig⸗ 
keit von Volksſtimmungen gefährlicher als derjenigen des Richters, der es ja 

ſeinem Weſen nach genau der Hälfte der von ihm Betroffenen — im Zivil⸗ 
prozeß —, oder mehr als der Hälfte — im Strafprozeß — niemals recht machen 
kann: den Verurteilten. Die Erfahrungen, welche die nordamerikaniſchen 
Unionsſtaaten mit gewählten Richtern gemacht haben, ermutigen nicht zur 
Nachahmung, und die Schweiz hat die Richterwahl durch gewohnheitsmäßige 
Wiederwahl zu einer bloßen Formſache gemacht. 
Alſo Ernennung, nicht Wahl der Richter. Aber möglichſt ſchnelle Ver⸗ 
jüngung unſeres, noch überwiegend im Geiſte des Obrigkeitsſtaates lebenden 
Richterſtandes durch einen für unſer demokratiſches und ſoziales Gemeinweſen 
erzogenen Nachwuchs. Mit der formaljuriſtiſchen Ausbildung ſollte im Rechts⸗ 
ſtudiu m eine vollgültige wirtſchaftliche und ſozialwiſſenſchaftliche Ausbildung 
verbunden werden. Nicht hiſtoriſch, im Blicke auf die Vergangenheit, ſondern 
ſozialpolitiſch und ſozialphiloſophiſch, im ſtändigen Hinblick auf die Ziele und 
Grundſätze des Rechts, ſollte das Recht ſtudiert werden. Rechtsgeſchichte und 
römiſches Recht müſſen dem Gegenwartsrecht den Vortritt und die Herrſchaft 
überlaſſen. Das Arbeitsrecht muß in den Kreis des Studiengebiets aufge⸗ 
nommen, das Völkervecht viel mehr als bisher gepflegt werden. Die einſeitig 
privatrechtliche Intereſſenrichtung des Studtums muß aufgegeben, das Privat⸗ 
recht als durchweg vom öffentlichen Recht beherrſcht und durchwaltet erkannt 
werden. Der juriſtiſche Vorbereitungsdienſt, der heute ſtatt einer Ausbildung 
in und zu verantwortungsvoller Tätigkeit eine unentgeltliche Ausbeutung zu 
untergeordnetem Schreibwerk bedeutet, muß von Grund auf umgeſtaltet 
werden. Zulaſſung bewährter Arbeiterſekretäre zu Rechtsſtudium, Vor⸗ 
bereitungsdienſt und Prüfungen würde den neuen Typus des ſozialen Juriſten 
herausarbeiten helfen. Die Sozialdemokratie muß an dieſen Fragen, deren 
Beantwortung über die Qualität der Kerntruppe unſerer Beamtenſchaft in 
Juſtiz und Verwaltung entſcheidet, lebhafteſten Anteil nehmen. 


* 


) Aus der Literatur: Anton Menger, Das bürgerliche Recht und 
die beſitzloſen Volksklaſſen. 4. Aufl. 1908. Anton Menger, Neue Staats⸗ 
lehre, 2. Aufl. 1904; Hugo Heinemann, Die Reform des deutſchen Straf⸗ 
rechts 1919; Recht, Verwaltung und Politik im neuen Deutſchland, Herausg. 
Alfred Bozi und Hugo Heinemann 1916; Reichsgerichtsrat 
Alexander Niedner, Scaialifierung der Rechtspflege, 1919; Rad⸗ 
bruch, Ihr jungen Juriſten! 1919; auch Klibanski, Die Geſetzgebung 
der Bolſchewiki, 1920, S. 54 ff. 
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Nicht zwar vom Volke gewählte Berufsrichter, wohl aber Durchſetzung 


unſerer ganzen Gerichtsbarkeit mit Volksrichtern! Kein Strafgericht der 
erſten oder der Berufungsinſtanz ohne Laienbeteiligung, Verwandlung der bis⸗ 
herigen Strafkammern in Schöffengerichte, Erhaltung der Schwurgerichte, die 
ſich allen Einwänden der Fachjuriſten zum Trotz als die entſchiedenſte Form 
bureaukratiſch unbeeinflußter Volksjuſtiz, zudem als Gewähr einer in Wahrheit 
mündlichen, nicht durch die Akten des Vorverfahrens beherrſchten Hauptver⸗ 
handlung erwieſen haben, ja Erſtreckung ihrer Zuſtändigkeit auf Preßdelikte 
nach bewährtem ſüddeutſchen Vorbilde. Die Auswahl der Schöffen und Ge⸗ 
ſchworenen muß im Intereſſe einer gleichmäßigen Berückſichtigung aller Be⸗ 
völkerungsklaſſen mehr als bisher mit Garantien umgeben werden. Nicht nur 
in der Strafrechtspflege, auch im Strafvollzuge ſollte die Mitwirkung unbe⸗ 
amteter Laien, die durch den uns zu früh entriſſenen Genoſſen Dr. Hugo 
Heinemann während ſeines Unterſtaatsſekretariats im preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſterium durchgeführte Einrichtung der Gefängnisbeiräte, reichs⸗ 
geſetzlich befeſtigt und ausgebaut werden. In der Ziviljuſtiz wird die durch⸗ 
gängige Laienbeteiligung nicht gefordert werden können. Soweit ſich hier die 
Mitwirkung nicht juriſtiſcher Angehöriger beſtimmter Lebenskreiſe als zweck⸗ 
mäßig erweiſt, wird dafür die Form der Sondergerichtsbarkeit nach Art der 
Gewerbe- und Kaufmannsgerichte, jedoch im engeren Anſchluß an die ordent⸗ 
lichen Gerichte gewählt werden müſſen. Voransſetzung jeder wirkſamen Laien⸗ 
beteiligung in Juſtiz und Verwaltung iſt aber eine gründliche ſtaatsbürgerliche 
Erziehung und rechtskundliche Belehrung in Volks⸗ und Fortbildungsſchule. 
Die Sozialdemokratie ſollte die baldige, ernſthafte Durchführung der Reichs⸗ 


verfaſſung (Art. 148 Abſ. 3) auch in dieſer Richtung zu ihren Aufgaben rechnen. | 


Zur Durchführung des Art. 109 Abi. 2 der Reichsverfaſſung find auch 
Frauen als Volksrichter, Berufsrichter, Staats⸗ und Rechtsanwälte zuzu⸗ 
laſſen. Gleichheit der Berechtigung ſchließt dabei Beſonderheit der Aufgahe — 
8. B. bevorzugte Verwendung in der Ehe⸗ und Jugendgerichtsbarkeit — 
nicht aus. 


Soviel von der Verfaſſung, nun zum Verfahren der Gerichte! Mit den 


Programmpunkten „Berufung in Strafſachen“ und volle Verwirklichung des 
Entſchädigungsrechts unſchuldig Angeklagter, Verhafteter und Verurteilter ſind 
unſere Anſprüche an das Strafverfahren bei weitem nicht erſchöpft. Wir 
müſſen weiter fordern: Abſchaffung der Kolluſionshaft, ſichere Garantien für 
geſetz⸗ und zweckmäßige Verwendung der Fluchthaft, Aufhebung des Zeugnis⸗ 
zwangs gegen Redakteure, Einſchränkung der Vorſtrafenfragen, Beſeitigung 
aller inquiſitoriſchen Reſte in der Stellung des Richtecs. Im Zivilprozeß hat 
die gewiß erwünſchenwerte „Unentgeltlichkeit der Rechtspflege und des Rechts⸗ 
beiſtandes“ unter den gegebenen Verhältniſſen weniger Ausſicht auf Verwirk⸗ 


lichung als die zunächſt viel wichtigere Verhütung des Rechtskampfes durch ein 


unentgeltliches obligatoriſches Güteverfahren, deſſen Träger nicht die 


Gerichte, ſondern öffentlich⸗rechtliche und private Organiſationen mannigfachſter 


Art ſein ſollten, vor allem auch die Rechtsauskunftsſtellen und Arbeiter⸗ 
ſekretariate, die hier und ſonſt dem Organismus unſerer Rechtspflege als not⸗ 
wendige Glieder eingeordnet werden müſſen. Das Güteverfahren wird ſich als 
wirkſamſtes Mittel zur Vermeidung der traurigen Notwendigkeit des Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahrens erweiſen, das der Anpaſſung an die jetzigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe und ſozialen Werturteile dringend bedarf. | 
Der kommenden Strafrechtsreform bringen wir eine Fülle von 


Erwartungen entgegen. In der Ueberwertung der Straftaten gegen das 
Vermögen und gegen den Staat, in der Unterſchätzung der Delikte gegen 1 


Perſon und Arbeitskraft, in der mangelhaften Würdigung der wirtſchaftlichen 
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Not als Verbrechensmotiv zeigt ſich allzudeutlich, wie ſehr das geltende Straf⸗ 
geſetzbuch auf den alten Obrigkeits⸗ und Klaſſenſtaat zugeſchnitten iſt. Die 
Unbeachtlichkeit des mangelnden Bewußtſeins der Rechtswidrigkeit vor dem 
Strafrichter iſt angeſichts des ungeheuerlich wachſenden Umfanges der Straf⸗ 
geſetzgebung ein Unrecht gegen die „Gebildeten“, ein größeres Unrecht gegen 
die breiten Volksmaſſen. Die Sozialdemokratie kann in der Strafe nicht mit 
phariſäiſcher Selbſtgerechtigkeit Vergeltung, vielmehr nur eine Warnung gegen 
die Opfer einer verführeriſchen Gelegenheit oder eines Ausbruches ihrer 
Leidenſchaft, eine Beſſerungsmaßregel gegen den Gefährdeten und Beſſerungs⸗ 
fähigen, ein Sicherungsmittel gegen den unverbeſſerlichen Gewerbs⸗ und Ge⸗ 
wohnheitsverbrecher erblicken. Sie kann das Strafrecht gegen Jugendliche nur 
unter den beherrſchenden Geſichtspunkt der Erziehung ſtellen und fordert nicht 
ein bloßes „Jugendgerichtsgeſetz“ gegen die ſtraffälligen Jugendlichen, 
telmehr ein umfaſſendes Jugendgeſetz zum Schutze der geſamten gefährdeten 
Jugend. Die „Abſchaffung der Todesſtrafe“, im Ausnahmezuſtand wie im 
Normalzuſtand, genügt nicht, auch die lebenslängliche Freiheitsſtrafe iſt zu be⸗ 
ſeitigen: nach 15 in der Strafanſtalt verbrachten Jahren — dem Höchſtmaß 
zeitiger Freiheitsſtrafe — iſt jeder innerliche Zuſammenhang des Täters mit 
ſeiner Tat aufgehoben, eine längere Strafe beſtraft für die Straftat jemanden, 


der innerlich nichts mehr mit ihr zu tun hat. Die Umwandlung unbeitreib- 


barer Geldſtrafen in Freiheitsſtrafen, die empörende Sinnloſigkeit, daß der 
Arme ſitzen muß, der Reiche zahlen darf, muß verſchwinden. Endlich iſt eine 
reichsgeſetzliche Regelung des Strafvollzugs dringendſte Notwendigkeit. 
Eine geſetzliche Regelung: denn es iſt unerhört, daß heute die tiefſten Ein⸗ 
griffe in die perſönliche Freiheit, die der Rechtsſtaat überhaupt kennt (z. B. 
Beſchränkung des Brief⸗ und Beſuchsverkehrs des Gefangenen oder Difzipli- 
narſtrafen von der Koſt⸗ und Bettentziehung bis zur Prügelſtrafe), im Ver⸗ 


ordnungswege erfolgen können. Eine reichs geſetzliche Regelung: denn es iſt 
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nicht minder erſtaunlich, daß wir auf dem wichtigſten Gebiete des Strafrechts 
bisher der Rechtseinheit ermangeln, daß „Zuchthaus“, „Gefängnis“, „Haft“ 
nur gleiche Worte ſind, denen die deutſchen Länder einen ganz verſchiedenen 
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Auch das Bürgerliche Geſetzbuch muß mit dem Geiſt des ſozialen 


Vloolksſtaates und der Reichsverfaſſung durchdrungen werden. Die Gleich⸗ 


berechtigung der heiden Geſchlechter in der Ehe (Art. 119, 
Abſ. 1), die Gleichſtellung der unehelichen Kinder (Art. 121) find durch⸗ 


zuführen, die Eheſcheidung iſt zu erleichtern, das geſetzliche wie das letzt⸗ 


willige Erbrecht auf den engſten Familienkreis zu beſchränken. Im übrigen 
iſt die Arbeiterklaſſe an der Umgeſtaltung des Bürgerlichen Geſetzbuchs des⸗ 
halb weniger intereſſiert, weil es in der Tat ein „bürgerliches“, ein auf den 
Bürger zugeſchnittenes Geſetzbuch iſt. Neben dem Bürgerlichen Geſetzbuch ein 


Arbeitergeſetzbuch, eine Kodifikation des Arbeitsrechts, das iſt die erſte 


Forderung der Arbeiterklaſſe an die Juſtizgeſetzgebung. 

Ich faſſe die wichtigſten und handgreiflichſten programmatiſchen Forde⸗ 
rungen für das Gebiet der Juſtiz ſo zuſammen: 

Reform des juriſtiſchen Bildungsganges mit dem Ziele der Erziehung 
ſozialer Juriſten. Zulaſſung bewährter Arbeiterſekretäre zu Rechtsſtudium, 
Vorbereitungsdienſt und Prüfungen. Durchſetzung der geſamten Strafrechts⸗ 
pflege in erſter Inſtanz und Berufungsinſtanz mit Volksrichtern. Zulaſſung 
der Frauen zu Richteramt, zur Staats⸗ und Rechtsanwaltſchaft. Beſchränkung 
der Unterſuchungshaft, Beſeitigung der Kolluſionshaft. Berufung in allen 
Strafſachen. Entſchädigung aller unſchuldig Angeklagten, Verhafteten und Ver⸗ 


urteilten. Unentgeltlichkeit der Rechtspflege und des Rechtsbeiſtandes. un⸗ 
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entgeltliches obligatoriſches Güteverfahren. Humaniſierung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung. Beſſerungs⸗, nicht Vergeltungsſtrafrecht, für Jugendliche Erziehungs⸗ 


ſtrafrecht. Abſchaffung der Todesſtrafe, der lebenslänglichen Freiheitsſtrafe, 
der Freiheitsſtrafe an Stelle unbeitreibbarer Geldſtrafe. Geſetzmäßiger und 
gleichmäßiger Strafvollzug. Gleichſtellung von Mann und Frau in dem Eherecht. 
Erleichterte Eheſcheidung. Aufhebung der Minderberechtigung des unehelichen 
Kindes. Kodifikation des Arbeitsrechts. 


Oeffentliche Geſundheitspflege. 
Von Alfred Grotjahn. 

Im Erfurter Programm ſpielt die öffentliche Geſundheitspflege nur eine 
nebenſächliche Rolle. Wohl mit Recht ſtanden nach der damaligen Lage der 
Dinge die wirtſchaftlichen und politiſchen Fragen für die Urheber des Ent⸗ 
wurfes jo ſehr im Vordergrunde, daß alle übrigen Gebiete des öffentlichen 
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Lebens dagegen faſt verſchwanden. Heute zwingt ſchon die ſchwere phyſiſche 4 


Zerrüttung, die der an mittelbaren und unmittelbaren Menfchenopfern ſo 7 
Krieg unſerem Volke gebracht hat, allen geſund heitlichen und bevölke 
rungspolitiſchen Fragen gegenüber eine klare Stellung auch im Pro- 
gramm der S. P. D. zum Ausdruck zu bringen. 

Der Abſchnitt 9, der ſich im Erfurter Programm mit der Geſundheitspflege 
befaßt, lautet: 

„Unentgeltlichkeit der ärztlichen Hilfeleiſtung ein⸗ 
ſchließlich der Geburtshilfe und der Heilmittel. Unent⸗ 
geltlichkeit der Toten beſtattung.“ 

Dieſer kurze Abſchnitt iſt nicht nur unzureichend, ſondern auch ſachlich 
nicht ganz richtig. Denn die Unentgeltlichkeit der ärztlichen Hilfeleiſtung und 


der Heilmittel gewährleiſtet noch keineswegs auch eine angemeſſene ärztliche 
Hilfe. So beſteht bereits in den meiſten oſtelbiſchen Gutsbezirken ſeit langem 


dieſe Unentgeltlichkeit, und doch wird man dieſe Art dürftigſter Verſorgung 
auch nicht im entfernteſten als zureichend anerkennen. An Stelle der Forde⸗ 
rung der Unentgeltlichkeit muß vielmehr die der Sozialiſierung des Heil⸗ 
weſens treten, zu der die Mittel am beſten von der Allgemeinheit dadurch auf⸗ 
gebracht werden, daß man ſich der finanziell bewährten Organiſation der 
Kranken-, Unfall⸗ und Invalidenverſicherung bedient; denn ſehr wohl kann 
in deren Rahmen die völlige Sozialiſierung des Heilweſens aufgebaut werden. 


Es iſt gewiß kein Zufall, daß von der ganzen politiſchen Herrlichkeit der Bis⸗ 


marckſchen Zeit nichts weiter übrig geblieben iſt, als die ſoziale Verſicherungs⸗ 
geſetzgebung. Das ſpricht dafür, daß hier brauchbare Entwicklungsmöglich⸗ 
keiten gegeben ſind. Aber das ſoziale Verſicherungsweſen iſt nicht der einzige 


Ort, von dem Bauſteine für die Sozialiſierung des Heilweſens entnommen 


werden können. Ebenſo wichtig ſind nach dieſer Richtung hin die Kranken⸗ 
häuſer, Ambulatorien, Polikliniken, Rettungswachen, Zentralbettennachweiſe, 


Fürſorgeſtellen für Säuglinge und Lungenkranke — Einrichtungen, die nur 
verallgemeinert und untereinander in eine organiſche Verbindung gebracht zu 
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werden brauchen, um ein tragfähiges Gerüſt für die Vollſozialiſierung ab» 7 


zugeben. Auch der Aerzteſtand, das Heilperſonal und die Hebammen werden 7 
ſich leicht einer ſolchen Organiſation eingliedern laſſen. Denn ſelbſt die 


Aerzte, die gegenwärtig noch am hartnäckigſten an der Fiktion, einen „libe- 
ralen“ Beruf zu bilden, feſthalten, entnehmen ſchon heute die Grundlage ihrer 
wirtſchaftlichen Exiſtenz nur zum kleineren Teil der freien Privatpraxis, 
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ſondern werden in ſteigendem Maße an Krankenkaſſen, Anſtalten und Kom⸗ 


munalverwaltungen beruflich gebunden. Die Bauſteine zu einer Soziali⸗ 


ſierung des Heilweſens liegen alſo bereits vor. Es bedarf nur eines darauf 
eingeſtellten Volkswillens und einer geſchickten geſetzgeberiſchen Aktion, um ſie 
zu einem Gebäude zuſammenzuſetzen. Dem wird am wirkſamſten dadurch vor⸗ 
gearbeitet, daß in dem neuen Parteiprogramm an Stelle der Unentgeltlichkeit 


der ärztlichen Hilfe die völlige und ſchnelle Sozialiſierung des ge⸗ 


ſamten Heilweſens gefordert wird. 

Es verdient kaum beſonders hervorgehoben zu werden, daß dieſe Um⸗ 
wandlung auch die Enteignung der Apotheken und weiterhin die 
Sozialiſierung der Herſtellung, des Handels und des Vertriebes nicht nur der 


Arzneimittel im engeren Sinne, ſondern auch der Sanitätswaren 


überhaupt in ſich begreifen muß. Die wirtſchaftlichen Bedingungen ſind hier 
ſo durchſichtig, daß dieſe Betriebe als für eine Sozialiſierung überreif be⸗ 
zeichnet werden können. 

Zu betonen iſt im neuen Programm, daß das Krankenanſtaltsweſen, das 
für die arbeitende Bevölkerung noch wichtiger iſt als für die übrigen Be⸗ 
völkerungsſchichten, in Zukunft erheblich ſorgfältiger, namentlich auf dem 
Lande und in den Kleinſtädten, ausgebaut werden muß als bisher. Ins⸗ 
beſondere iſt ſowohl aus zahlreichen ärztlichen Gründen, die hier aufzuzählen 
der Raum fehlt, als auch in Rückſicht auf die beſchränkten Wohnungsverhält⸗ 
niſſe den Frauen der werktätigen Bevölkerung mehr Gelegenheit als bisher 
zur Verfügung zu ſtellen, im Schutze einer Entbindungsanſtalt ihre 
Stunde zu erleben. Denn nur hier kann ihnen fachärztliche Hilfe in keim⸗ 
freier Umgebung gewährleiſtet werden, und nur hier können jene wirkſamen 
und ungefährlichen Methoden der Schmerzlinderung angewandt werden, die 
uns ſchon heute den alten Fluch, daß das Weib unter Schmerzen gebären 


müſſe, zu tilgen erlauben. Es müſſen daher die Entbindungsanitalten jo weit 


vermehrt werden, daß wenigſtens jede Erſtgebärende und jede Frau, bei der 


eine regelwidrige Geburt zu befürchten iſt, in einer Anſtalt entbinden kann. 


Unter den Krankenanſtalten beanſpruchen ferner die Irrenanſtalten 
ein beſonderes Intereſſe. Auf dieſem Gebiete der Krankenverſorgung muß 
nicht nur techniſche Vollkommenheit, ſondern auch ſorgfältige Regelung des 


Aufnahmeverfahrens und der behördlichen Beaufſichtigung verlangt werden. 


Ein beſonderes Irrengeſetz ſollte recht bald ſowohl die Freiheit des Indivi⸗ 
duums als auch das Recht der Geſellſchaft, vor gemeingefährlichen Individuen 
beſchützt zu werden, wahren. 


. Außer der Sozialiſierung des Heilweſens, die hauptſächlich den Kranken 


1 


zugute kommen wird, muß für die Geſunden eine umſichtige Krankheitsver⸗ 


hütung und eine geſundheitliche Ueberwachung der geſamten heranwachſenden 
Jaugend gefordert werden. Es muß in dieſem Zuſammenhange betont werden, 


daß die Abwehr der akuten Infektionskrankheiten, der Seuchen, die 


gegenwärtig noch das ſtaatliche Geſundheitsweſen beherrſcht, nicht mehr die 


Bedeutung hat wie früher. Typhus, Ruhr, Rückfallfieber ſind im raſchen Rück⸗ 


zuge begriffen, Flecktyhphus und Cholera jo gut wie völlig vertrieben. Auch 
die Seuchenzüge der Pocken gehören für das weſtliche und mittlere Europa 


wohl endgültig der Vergangenheit an. 


Bei der Bekämpfung der ſchleichenden Infektionskrankheiten hat die 
neuzeitliche Hygiene nicht die großen Erfolge davongetragen wie bei den 
akuten. Hier müſſen eingreiſende Maßnahmen ſozialer Natur, wie Verbeſſe⸗ 
rung der Ernährung und Wohnung, ergänzend eintreten, namentlich, wenn 
wir hoffen wollen, auch die Tuberkuloſe erfolgreich zurückzudrängen. Ueber⸗ 
haupt muß in einem Volke, das wie das deutſche ſeine Kultur auf denkbar 
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beſchränkteſtem Raume entwickeln muß, ſich die Geſundheitspflege zu einer 
ſozialen ausweiten. Nicht mehr nur eine von Krankheitskeimen freie 
Umgebung, gutes Waſſer, aſſanierte Städte u. ähnl., ſondern der geſunde 
Mensch muß das Ziel ſein, nach dem ſich die Hygiene in Zukunft orientieren 
ſoll. Nach dieſer Richtung hin ſind die Zuſtände noch recht unbefriedigend, 
was namentlich in einer immer noch unnatürlich hohen Säuglingsſterblichkeit 
und der mangelhaften körperlichen Beſchaffenheit unſerer Schulkinder zum 
Ausdruck kommt. Geſundheitliche Ueberwachung aller Kinder 
und Jugendlichen vom erſten Lebenstage an bis zum Ab⸗ 


ſchluß des Wachstums kann allein hier Wandel ſchaffen und iſt allen 


Gemeindeverwaltungen, nicht nur den ſtädtiſchen, ſondern auch den ländlichen, 
geſetzlich zur Pflicht zu machen. 

Faſt alle europäiſchen Staaten, und zwar nicht nur die großen hiſtoriſchen, 
ſondern auch die kleineren neugegründeten, verfügen über beſondere Ge⸗ 
ſundheitsminiſterien. Es liegt kein Grund vor, daß allein das 
Deutſche Reich auf ein ſolches verzichten und ſich dauernd mit der zurzeit 
beſtehenden unheilvollen Zerſplitterung der Geſundheitspflege innerhalb 
ſeiner Zentralbehörden begnügen ſoll. Es iſt daher zu fordern, daß aus dem 
ungefügen Reichsamt des Innern verſchiedene Zweige abgeſpalten und zu 
einem beſonderen Reichs mämiſterium für Geſundheitspflege 
und ſoziales Verſicherungsweſen zuſammengefaßt werden. Von 
den beſtehenden Aemtern dürften in das neue Geſundheitsminiſterium auf⸗ 
zunehmen ſein das Reichsgeſundheitsamt, das Reichsverſicherungsamt, die 
Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte, das Aufſichtsamt für Privatwer⸗ 
ſicherung, das Bundesamt für das Heimatweſen und das Reichskommiſſariat 
für die Auswanderung. Das Verbindende liegt darin, daß es ſich hier um 
Behörden handelt, deren Betätigung den Menſchen ſelbſt zum 
Mittelpunkt hat, alſo das phyſiſche Subſtrat unſeres Volkes, das 
infolge der Kriegsverluſte und des ſchon vorher einſetzenden Geburtenrück⸗ 
ganges keineswegs mehr als ſo ungefährdet angeſehen werden kann, wie noch 
zur Zeit der Entſtehung des Erfurter Programms. Einige dieſer Aemter 
könnten, wie die von Grund aus verfehlte Reichsverſicherungsanſtalt für An- 
geſtellte, bei dieſer Gelegenheit ganz verſchwinden, während andere, wie etwa 
das Bundesamt für das Heimatweſen, durch Angliederung der Siedlungs⸗ 
geſchäfte zu erweitern wären. Den größten Vorteil würden von der Einrich⸗ 
tung eines Gejundheit3minifteriums das bisherige, im Laboratoriumsdienſt 


verkümmernde Reichsgeſundheitsamt und das der mediziniſch⸗hygieniſchen 


Sachverſtändigen entbehrende Reichsverſicherungsamt haben, weil ſie beide ihre 
Eigenart beibehalten und ſich doch auf das wirkſamſte gegenſeitig befruchten 
könnten. Mit einem Schlage würde der von ſozialhygieniſcher Seite ſtark 


empfundene Uebelſtand fortfallen, daß im Geſundheitsamt des Reiches zu jehr 


Theorie und Wiſſenſchaft ohne hinreichende Fühlung mit der Verwaltung ge⸗ 
trieben wird, im Reichsverſicherungsamt dagegen der gute Wille und die 
Möglichkeit eines großzügigen vorbeugenden Wirkens im Anſchluß an die 
Kranken⸗, Unfall⸗ und Invalidenverſicherung zu einem koſtſpieligem Experi⸗ 
mentieren ohne ſachverſtändige hygieniſche Leitung führt. Auch die Reichs⸗ 
zagskommiſſion für Bevölkerungspolitik würde erſt an einem beſonderen 


Reichsminiſter für Volksgeſundheit, Bevölkerungsweſen und ſoziale Fürſorge 1 


den ihr notwendigen Vermittler zwiſchen Volksvertretung auf der einen, den 
Verwaltungsbehörden des Reiches und der Gliedſtaaten auf der anderen Seite 
gewinnen. 


Abſchnitt folgender Faſſung zu erſetzen: 
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Es ift zu empfehlen, den Punkt 9 des Erfurter Programms durch einen 4 
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„Völlige Sozialiſierung des geſamten Heilweſens, einſchließlich der Kranken⸗ 


häuſer, Heilſtätten und Anſtalten für Kranke, Beſchädigte und Sieche, auf der 


organiſatoriſchen Grundlage der über das Volksganze erweiterten Kranken-, Un⸗ 
fall⸗ und Invalidenverſicherung und unter Benutzung der bereits beſtehenden 
ſtädtiſchen und ſtaatlichen Krankenanſtalten, Ambulatorien, Polikliniken und 


Foiürſorgeſtellen. Beſeitigung aller auf kapitaliſtiſcher Grundlage aufgebauten 


Unternehmungen, die aus der Behandlung, Beherbergung und Pflege Kranker 
und Beſchädigter einen Geſchäftsgewinn erzielen. Sozialiſierung der Apotheken 
und überhaupt aller Stätten der Herſtellung, des Handels und des Vertriebes 
von Heilmitteln und Sanitätswaren. Beſeitigung des individualiſtiſchen 


A ärztlichen Zwergbetriebes und Eingliederung der Aerzte, Hebammen und ſonſti⸗ 


gen Heilperſonen in die Geſamtorganiſation des Heilweſens, das unter ſorg⸗ 
fältiger Berückſichtigung der Arbeitsteilung und der Arbeitserſparung durch 
Zuhilfenahme aller techniſchen Hilfsmittel aufzubauen iſt. 

Vermehrung der Entbindungsanſtalten bis zur vollen Deckung des Bedürf⸗ 
niſſes, ſo daß mindeſtens allen Erſtgebärenden, weiterhin überhaupt allen 
Frauen eine Anſtaltsentbindung unter Anwendung aller verfügbaren Mittel 
zur Schmerzlinderung bei der Geburt zuteil werden kann. Erlaß eines Irren⸗ 
geſetzes, das Zwang und Freiheit bei der Behandlung und Beherbergung geiſtig 


minderwertiger und gemeingefährlicher Perſonen regelt. 


Geſundheitliche ueberwachung der Säuglinge, Kleinkinder und Schulkinder. 
Aerztliche Berufs⸗ und Eheberatung. Sorgfältiger Geſundheitsdienſt in Reich, 
Staat und Gemeinde, namentlich auch auf dem Lande, durch Amtsärzte, die von 
der Stadt⸗ und Kreisvertretung zu wählen ſind. Gipfelung des geſamten Ge⸗ 


ſundheitsdienſtes in einem Reichsminiſterium für Volksgeſundheit, ſoziale Ver⸗ 


ſicherung und Bevölkerungspolitik. 
Unentgeltliche, würdige und gleichartige Totenbeſtattung in der Form der 


Beerdigung oder Einäſcherung nach erfolgter ärztlicher Leichenſchau.“ 
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In den als zweite Reihe aufgeführten Schutzforderungen des Erfurter 


Programms empfiehlt es ſich, 


Abſatz la: „Feſtſetzung eines höchſtens acht Stunden be⸗ 
tragenden Normalarbeitstages“ 
zu erſetzen durch: 

„Verteidigung des Achtſtundentages gegen alle Angriffe und Behebung der 
durch ſeine Einführung etwa entſtandenen Unzuträglichkeiten durch beſſere Ar⸗ 
beitseinteilung nach Maßgabe auf wiſſenſchaftlichem Wege gewonnener Regeln 
über Arbeitsorganiſation und Betriebsführung. Einführung der Sechsſtunden⸗ 


ſchicht für alle unter Tage Beſchäftigten.“ 


An Stelle Abſatz 2: „Ueberwachung aller gewerblichen Be⸗ 


triebe, Erforſchung und Regelung der Arbeiterverhält⸗ 


niſſe in Stadt und Land durch ein Reichs arbeitsamt, Be⸗ 
zirksarbeitsämter und Arbeitskammern. Durchgreifende 


gewerbliche Hygiene“ 


iſt beſſer und zeitgemäßer zu ſetzen: 

„Ueberwachung aller gewerblichen und landwirtſchaftlichen Betriebe durch 
Gewerbeinſpektoren, Gewerbeärzte und dazu von den Betriebsräten beſtellte 
Vertrauensperſonen. Durchgreifende gewerbliche Hygiene und Unfallverhütung, 


auch in den landwirtſchaftlichen Betrieben.“ 


In Abſatz 5: „Uebernahme der geſamten Arbeiterverſiche⸗ 


i rung durch das Reich mit maßgebender Mitwirkung der 


Arbeiter an der Verwaltung“, 


iſt der Ausdruck „Uebernahme durch das Reich“ recht unklar. Iſt er ſo auf⸗ 


. Barfenen, daß die geſamten Koſten auf das Reich übernommen werden, jo tit 
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die Forderung nicht mehr zeitgemäß, da die Reichskaſſe dazu niemals un⸗ 
geeigneter war als zurzeit und wir uns nur freuen können, daß von allen 
fiskaliſchen Kaſſen noch die Finanzen der Kranken-, Unfall⸗ und Invaliden⸗ 
verſicherung in Ordnung ſind. Dagegen iſt es notwendig, auch die bemittelten 
Schichten zur Beitragsleiſtung heranzuziehen und ſo aus der Arbeiterverſiche⸗ 
rung eine Volksverſicherung zu machen. Ferner muß gefordert werden, daß 
die Leiſtungen der Verſicherung nicht nur den Verſicherten, ſondern auch ihren 
Ehefrauen und Kindern zugute kommen. Endlich iſt zu verlangen, daß die 
Kranken-, Unfall⸗ und Invalidenverſicherungsträger unter Fortfall einer be⸗ 
ſonderen Angeſtelltenverſicherung in eine gemeinſame Organiſation auf ört⸗ 
licher Grundlage vereinigt werden, wodurch ſie allein erſt zu einem tragfähigen 
Gerüſt für eine Sozialiſierung des Heilweſens tauglich werden. Es empfiehlt 
ſich, dieſen Abſatz durch folgende Forderungen zu erſetzen: 

„Umgeſtaltung der Arbeiterverſicherung zu einer Volksverſicherung durch 
Ausdehnung der Verſicherungspflicht auf alle Perſonen mit ſteuerpflichtigem 
Einkommen. Einbeziehung der Kinder, Ehefrauen und ſonſtigen Familien⸗ 
mitglieder in die Leiſtungen der Kranken⸗ und Unfallverſicherung. Enge Ver⸗ 
knüpfung der Kranken-, Unfall⸗ und Invalidenverſicherung untereinander und 
mit den geſundheitlichen Fürſorgeeinrichtungen der Gemeindeverwaltungen, 
namentlich den Krankenanſtalten, Ambulatorien und Fürſorgeſtellen als Vor⸗ 
bereitung einer umfaſſenden Sozialiſierung des Heilweſens.“ 


Bevölkerungspolitiſche Forderungen. 

Zur Zeit, als das Erfurter Programm entſtand, drückten uns noch keine 
bevölkerungspolitiſchen Sorgen. Eine Geburtenziffer von angemeſſener Höhe 
ſicherte uns im Verein mit dem ſtarken Abſinken der Sterblichkeit eine Be⸗ 
völkerungszunahme, die ſogar auf manche Volkswirte beängſtigend wirkte. In⸗ 
zwiſchen iſt jedoch für jeden, der die Bevölkerungsſtatiſtik aufmerkſam verfolgt, 
jegliche Furcht vor Uebervölkerung verſchwunden oder vielmehr in ihr Gegen⸗ 
teil verkehrt. Denn bei allen Völkern des europäiſchen Kulturkreiſes iſt ein 
unaufhaltſames Sinken der Zahl der Geburten zu beobachten. Das Geſpenſt 
des Bevölkerungsſtillſtandes oder gar des Bevölkerungsrückganges wird am 
Horizonte der weſteuropäiſchen Kulturwelt ſichtbar. Abgeſehen von Frankreich, 
das ſchon im Laufe des neunzehnten Jahrhunderts ſeinen Bevölkerungsſtillng; 
ſtand erlebte, fiel namentlich in dem Zeitraum von der Jahrhundertwende bis 
zum Anfange des Krieges in einigen Ländern, zu denen auch Deutſchland ge⸗ 
hört, die Zahl der Geburten lawinenartig. Rechnet man dazu die nach vielen 
Millionen zählende Einbuße durch die Kriegsopfer, die erhöhte Sterblichkeit 
und den Geburtenausfall während der Kriegsjahre, ſo erhellt ohne weiteres, 
daß die Sorge um die Erhaltung des Beſtandes der Bevölkerung wohl berech⸗ 
tigt iſt. Beſonders ſtark machte ſich der Rückgang in den Großſtädten geltend. Ki 
So zählte Berlin 1876 mehr Geburten als 1911, obgleich die Stadt inzwiſchen 
ihre Einwohnerzahl verdoppelt hat. Die Annahme, daß der Rückgang nur vor⸗ 
übergehend ſei, würde ſich als ein verhängnisvoller Irrtum erweiſen. Vielmehr 
dürfte, wenn die Entwicklung ſich ſelbſt überlaſſen bleibt, der Tiefſtand noch 
keineswegs erreicht ſein; denn vorausſichtlich werden Land und Kleinſtädte in | 
wenigen Jahren das nämliche Bild darbieten wie die großen Städte. # 

Das Sinken der Geburtenzahl auf ein Nachlaſſen der natürlichen Frucht⸗ 


barkeit zurückzuführen, iſt unrichtig, da die phyſiſchen Eigenſchaften des 4 
Menſchen, wie wir heute beſtimmt wiſſen, ſich nicht in wenigen Jahrzehnten MM 


ändern können. Die Urſache des Geburtenrückganges iſt vielmehr zu ſuchen in 


der willkürlichen Beſchränkung der Kinderzahl, die in ſteigendem Maße teils 


mit unzureichenden volkstümlichen Mitteln, teils mit ſolchen, die der neuzeit⸗ 1 
lichen Sanitätsinduſtrie entſtammen, vorgenommen wird. Geſteigert BEE 
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dieſes Beſtreben durch die der Elternſchaft und der Kinderaufzucht ganz be⸗ 
ſonders ungünſtigen wirtſchaftlichen Bedingungen der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsform und den mit ihr verknüpften Zwang zum Wohnen in den zu⸗ 
ſammengedrängten Siedlungen der Großſtädte und Induſtriegegenden. 

Man kann nicht ſagen, daß die Erörterungen, die innerhalb der Partei— 
preſſe in den Jahren kurz vor dem Kriege über den Geburtenrückgang angeſtellt 
worden find, ſich durch beſondere Klarheit ausgezeichnet hätten. Gar in den 
Verſammlungsdiskuſſionen rückten die beiden unſinnigen Schlagwörter vom 
„Gebärzwang“ und „Gebärſtreik“ die Tatſachen in eine falſche Be⸗ 
leuchtung und erſchwerten jede Verſtändigung. Daß es einen Gebärzwang 
nicht geben kann, iſt ohne weiteres klar. Was aber als Gebärſtreik be⸗ 
zeichnet worden iſt, iſt weiter nichts als die allgemeine Erſcheinung des Ge⸗ 
burtenrückganges, die nach dem Vorgange aller anderen Bevölkerungsſchichten 
zuletzt auch die Arbeiterſchaft ergriffen hat. Dieſe im Zuge der Zeit liegende 
Erſcheinung mit einem gefährlich ausſehenden Namen zu belegen, erinnert an 
die leidige Gewohnheit, politiſche Unfruchtbarkeit hinter großen Worten zu 
verbergen. Vorausgeſetzt, daß ein ſolcher Streik überhaupt durchführbar wäre, 
ſo würden ſich ſeine Wirkungen auf der Gegenſeite erſt in Jahrzehnten geltend 
machen, was ihn ſchon an und für ſich jeder Stoßkraft berauben würde. Wenn 
aber die Geburteneinſchränkung ſich als Kampfmittel des Proletariats gegen 
Kapitalismus und Militarismus wirklich empfindlich bemerkbar machen ſoll, ſo 
müßte ſie in einem ſolchen Umfange durchgeführt werden, daß ſie ſich zunächſt 
und in ungleich gefährlicherer Weiſe gegen das Proletariat wenden würde, 
deſſen wichtigſtes Machtmittel doch noch immer die Zahl iſt. Mit Recht hat 
ſeinerzeit die ernſthafte Preſſe der Arbeiterſchaft den Erörterungen über die 
Geburtenbeſchränkung als Mittel des Klaſſenkampfes keinen großen Raum ge— 
währt, ſondern geraten, ſie aus den Gegenſtänden, die „Parteiſache“ ſind, aus⸗ 
zu chließen. Tatſächlich iſt der Geburtenrückgang auch weniger Parteiſache als 
eine ſolche der Kultur und der Hygiene der Fortpflanzung, in der ſich die erſten 
Regungen andeuten, die menſchliche Fortpflanzung nicht mehr ausschließlich 
dem Zufall und dem ungezügelten Triebe zu überlaſſen, ſondern ſie einer ver⸗ 
nünftigen Ueberlegung, einer Rationaliſierung zu unterſtellen und die Be— 
völkerungsmenge der Unterhaltsmöglichkeit der zeitlichen und örtlichen Bro- 
duktionsquellen anzupaſſen. Wahrſcheinlich iſt die Zeit nicht mehr fern, in der 
wir gelernt haben werden, dem jeweiligen Nahrungsſpielraum die ihm an⸗ 
gemeſſene Bevölkerungsmenge anzupaſſen. Geleitet von den Erfahrungen der 
Fortpflanzungshygiene, die zurzeit noch in ihren Anfängen ſteckt, wird dann 
der Geburtenrückgang umgewandelt ſein in eine Geburtenregelung, die 

das Hervorbringen allzu vieler, minderwertiger, ſich überſtürzender Früchte 

verhindert, vielmehr eine den Weiterbeſtand von Volk und Geſellſchaft ſichernde 

Anzahl gut qualifizierter, in richtigen Zeitabſtänden ſich folgender, ſchmerzlos 

geborener Kinder gewährleiſtet. 

Dieſes Zukunftsbild deutet ſich im Geſichtsfeld der Kultur und der Wiſſen⸗ 
ſchaft von ferne an. Zurzeit leben wir jedoch noch in einer Uebergangszeit, in 
der das dunkle, der rechten Führung durch die Wiſſenſchaft noch entbehrende 
Streben zu einer Gefahr für die Bevölkerung werden kann, die auch die 
Sozialdemokratie nicht unterſchätzen ſollte. Würde doch eine Bevölkerung, in 
der das von der franzöſiſchen und amerikaniſchen Bourgeoiſie geübte Zwei⸗ 
7 kinderſyſtem vollſtändig zum Durchbruch gekommen wäre, ſich ſchon im Ver⸗ 
1 laufe von etwa 80 Jahren auf die Hälfte vermindert haben. Die Erhaltung 
der Bevölkerungsgleichgewichte iſt ſelbſt bei der niederen Sterblichkeit, die wir 
vor dem Kriege hatten, erſt dann gewährleiſtet, wenn jedes Ehepaar mindeſtens 
drei Kinder über das fünfte Lebensjahr hinaus hochbringt. Auch dann würde 


NA 


aber nur erjt der Beſtand gefichert fein, während eine Bevölkerungsvermehrung, 


die wir doch auch nötig haben zur Behauptung unſeres Volkstums, dadurch noch 
nicht entſteht. Jedes Volk, jede Klaſſe, jede Schicht, die jene Mindeſtforderung 


nicht erfüllt, wird im Laufe der Zeit mit Sicherheit von kinderreicheren Schich⸗ 


ten oder Nachbarvölkern überflügelt werden, um ſchließlich zu verkümmern und 
zu verſchwinden. Die Gefahr der Ueberflügelung oder der Aushöhlung durch 
Nachbarvölker mit hoher, unverminderter Geburtenzahl beſteht für uns im er⸗ 
höhten Maße, da unſere öſtlichen Nachbarn, die ſlaviſchen Völker, eine ſehr 
hohe Geburtenzahl haben und in abſehbarer Zeit von der Erſcheinung des Ge⸗ 
burtenrückganges nicht berührt ſein werden. 

Zur Abwehr der vom Geburtenrückgang her unleugbar drohenden Ge⸗ 
fahren, die keineswegs nur vom nationalen, ſondern auch vom Standpunkte des 
Intereſſes einer mächtigen, zur politiſchen Reife gediehenen Arbeiterſchaft be⸗ 
trachtet ſein wollen, ſind namentlich von den rechtsſtehenden Parteien Verbote 
und Zwangsmaßnahmen gegen die vorbeugenden Mittel verlangt worden. Aber 
die Mannigfaltigkeit dieſer Mittel läßt ein ſolches Vorgehen als von vornherein 
ausſichtslos erſcheinen. Dazu kommt, daß die verbreitetſten dieſer Mittel 
überhaupt nicht ſtrafgeſetzlich oder polizeilich faßbar ſind und andere wieder, 
bei denen das vielleicht der Fall iſt, entweder zur Bekämpfung der Geſchlechts⸗ 
krankheiten oder aus zahlloſen anderen ärztlichen Gründen notwendig und un⸗ 
erſetzlich ſind. Wie man ſich auch zu dieſer Sache ſtellen mag, ſoviel ſteht feſt: 
eine Zurückführung der Bevölkerung in die Zeit vor Kenntnisnahme und Ver⸗ 
breitung dieſer Mittel iſt nicht mehr möglich, namentlich nicht in einem Lande, 
in dem wie in dem unſrigen Schulbildung, Ordnungsſinn und Intereſſe für 
mediziniſch⸗hygieniſche Dinge allgemein verbreitet ſind. Es iſt vielmehr damit 
zu rechnen, daß wir einer Zeit entgegengehen, in der die Kinder in ihrer weit⸗ 
aus größeren Mehrzahl von den Eltern mit Ueberlegung hervorgebracht ſein 
werden, ihr Daſein alſo nicht ein zufälliges, ſondern ein gewolltes iſt. Damit 


ſtehen wir vor einer von Grund aus veränderten Sachlage. Denn dann iſt 
das wichtigſte Erfordernis der Erhaltung der Geſellſchaft und überhaupt der 


geſamten körperlichen Grundlage unſerer Kultur nicht mehr wie bisher als 
etwas Selbſtverſtändliches gegeben, ſondern abhängig geworden vom Willen 


der einzelnen Elternpaare. Das gibt uns einen Fingerzeig für den einzig 


richtigen und würdigen Weg, die übertriebene Einſchränkung der Geburten- 


zahl zu bekämpfen: es müſſen für das Auswirken des bei jedem normalen 


Ehepaare vorhandenen Willens zum Kinde und der Freude am 
Kinde möglichſt günſtige äußere Bedingungen geſchaffen werden. 
Die zahlreichen und drückenden Erſchwerungen der Elternſchaft, die Kapitalis⸗ 
mus und Profitwirtſchaft mit ſich führen, müſſen mit zunehmender Soziali⸗ 
ſierung beſeitigt werden. An ihrer Stelle muß eine planmäßige Begünſtigung 
der kinderreichen Familien treten. In einer ſozialiſtiſchen Geſellſchaft mit 
ihrer Produktion und Diſtribution auf den Bedarf hin wird eine ſolche Bevor⸗ 


zugung ſelbſtverſtändlich ſein. Zurzeit aber muß eine ſolche Begünſtigung, 


wenn wir den Rückgang der Geburten mit Erfolg hintenan halten wollen, in 
ihren Einzelheiten noch beſonders betont werden. Beſteuerung, Erbſchaft, Ge⸗ 
halt⸗, Lohn⸗ und Rentenzahlung können ſo abgeſtuft werden, daß auch heute 
ſchon kinderreiche Familien auf Koſten der ledigen, kinderloſen und kinder⸗ 
armen Perſonen eine fühlbare Erleichterung erfahren. Auch das ſoziale Ver⸗ 


ſicherungsweſen ließe ſich ohne unüberwindliche Schwierigkeiten, vielleicht durch 


Angliederung einer beſonderen Elternſchaftsverſicherung, nach der Richtung hin 
ausbauen, daß den Eltern ein zahlreicher Nachwuchs zum Vorteil gereicht und 
die drückendſten Laſten einer großen Familie auf die Geſamtheit, die den 
Vorteil davon hat, abgewälzt werden. 


un 


Die Rüſtkammer zur Bekämpfung des Geburtenrückganges iſt keineswegs 
arm an Waffen, ſondern im Gegenteil überaus reich ausgeſtattet. Er kann 
durch unzählige kleine und große Mittel beeinflußt werden. Was aber be⸗ 
ſonders allen, die für die Maßnahmen der ſozialen Hygiene ein Intereſſe haben, 
dieſen Kampf ſo beſonders wert macht, ſind die erfreulichen Wirkungen, die 
dieſe Maßnahmen nicht nur auf die Bevölkerungsvermehrung, ſondern auch auf 
die Volksgeſundheit im allgemeinen ausüben. Die eigentlich ſchon aus Billig⸗ 

keeitsgründen notwendige wirtſchaftliche Begünſtigung der kinderreichen Eltern 
wird unmittelbar einer beſſeren Hygiene der Mütter und Kinder zugute 
kommen. Die damit verbundene Erleichterung der Frühehe wird nicht nur den 
Geburtenrückgang, ſondern auch die Verbreitung der Geſchlechtskrankheiten er⸗ 
heblich einſchränken. Die Wohnungsreform, die im weſentlichen auf eine Ver⸗ 
ländlichung der ſtädtiſchen und eine Verſtädtlichung der ländlichen Wohnungen 
hinausläuft, wird nicht nur die Kinderaufzucht ſehr erleichtern, ſondern duch 
noch unzähligen anderen Forderungen der ſozialen Hygiene Genüge leiſten. 
Die Aufgabe, wie wir uns in Zukunft trotz Geburtenrückgang und Kriegsopfer 
den Bevölkerungsſtand wahren können, vermag nur in enger Verbindung mit 
der Hygiene der Löſung entgegengeführt werden, und zwar einer Hygiene, die 
aus den engen Wänden der Laboratorien herausgetreten iſt und ihren Gel⸗ 
tungsbereich nach der ſozialen und generativen Seite hin ausgedehnt hat. 

Um der gegenüber der Zeit der Entſtehung des Erfurter Programms durch 
den Geburtenrückgang veränderten bevölkerungspolitiſchen Sachlage Rechnung 
zu tragen, empfiehlt es ſich, im neuen Programm zum Geburtenrückgang, der 
ſich nach Zurückdrängung der Kriegsereigniſſe wieder ſehr ſtark in den Vorder⸗ 
grund der Erörterungen treten und dort dauernd erhalten wird, in folgender 
Form Stellung zu nehmen: 

Die Bevölkerungsſtatiſtik, insbeſondere die Geburten⸗, Ehe⸗ und Fruchtbar⸗ 
keitsſtatiſtik, iſt ſorgfältiger als bisher von den ſtatiſtiſchen Aemtern aufzu⸗ 

nehmen und zu bearbeiten, damit die Tatſachen und Entwicklungstendenzen der 

Bevölkerungsbewegung bis in alle Einzelheiten hinein bekannt werden. Stellt 
ſſich in eindeutiger Weiſe heraus, daß der Geburtenrückgang eine für das Volks⸗ 
ganze und den Beſtand der Geſellſchaft gefährliche Ausdehnung zu gewinnen 
droht, ſo iſt dieſen Gefahren durch eine geſteigerte ſoziale Hygiene zwecks 
. Menſchenerſparnis, durch Beſeitigung aller Hemmungen der Elternſchaft und 
der Frühehe und durch eine Begünſtigung der kinderreichen Eltern auf Koſten 
der ledigen, kinderloſen und kinderarmen Perſonen vermittels Steuer-, Erb⸗ 
1 e Lohn⸗, Siedlungs⸗ und Verſicherungsgeſetzgebung zu begegnen.“ 


Die Steuerfrage. 
Von Wilhelm Keil. 


Unſer Erfurter Programm fordert: 

10. Stufenweiſe ſteigende Einkommen⸗ und Vermögensſteuer zur 
Beſtreitung aller öffentlichen Ausgaben, ſoweit ſie durch Steuern zu 
decken ſind. Selbſteinſchätzungspflicht. Erbſchaftsſteuer, ſtufenweiſe 
4 ſteigend nach dem Umfang des Erbguts und nach dem Grade der Ver⸗ 
er wandtſchaft. Abſchaffung aller indirekten Steuern, Zölle und ſonſtigen 
wi.irtſchaftspolitiſchen Maßnahmen, welche die Intereſſen der Allgemein⸗ 
3 heit den Intereſſen einer bevorzugten Minderheit opfern. 

1 Das Erfurter Programm hat ſich die Stellungnahme zur Steuerfrage 
Ziemlich leicht gemacht. Die Formulierungen leiden an Unklarheit. Die 
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Forderungen ſind an Vorausſetzungen geknüpft, die allerlei Zweifel wach⸗ 
rufen. Die Partei konnte aber lange Jahre hindurch mit ihnen auskommen. 
Die deutſche Steuergeſetzgebung war, als das Programm zuſtande kam, noch 
ſehr rückſtändig, die Partei hatte keinen entſcheidenden Einfluß, der Einnahme⸗ 
bedarf der öffentlichen Steuergewalten war noch verhältnismäßig gering, ein 
Bruchteil der Steuerlaſten, die heute von Einkommen, Vermögen und Erb⸗ 
ſchaften zu tragen ſind, hätte genügt, um alle übrigen Steuern und Abgaben 
entbehrlich zu machen. Erſt als die öffentlichen Ausgaben ſtark wuchſen und 
die Partei bei der Entſcheidung im Parlament in eine ausſchlaggebende 
Stellung kam, ergaben ſich Meinungsverſchiedenheiten über die von ihr zu 
befolgende Taktik. 

Die erſte größere Auseinanderſetzung entſtand anläßlich der Haltung 
der. Fraktion zur Erbanfallſteuer im Jahre 1909. Als im Jahre 1906 im 
Rahmen der Stengelſchen Finanzreform der erſte Schritt zur Ein⸗ 
führung einer Reichserbſchaftsſteuer getan worden war, hatte die Fraktion 
dieſem Geſetz zugeſtimmt, die geſamte Reform, die aus einer Reihe neuer, in 
einem Mantelgeſetz zuſammengefaßter Steuern beſtand, aber abgelehnt. Die 
Bülowſche Finanzreform von 1909 wollte den zweiten Schritt tun 
und mit der Erbanfallſteuer die Beſteuerung des Kindes⸗ und Gattenerbes 
einführen. Dieſer Plan ſcheiterte am Widerſtand der Konſervativen und des 
Zentrums, die ſchon in der zweiten Leſung die Erbanfallſteuer ablehnten und 
damit den Bülowblock ſprengten. Da diesmal aus taktiſchen Gründen von 


einem Mantelgeſetz abgeſehen wurde, mußte die endgültige Stellungnahme bi 


den einzelnen Geſetzen erfolgen. In der erſten Leſung hatte die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Fraktion erklären laſſen, daß ſie die Vorlage „zur Annahme nicht 
geeignet bezeichnen müſſe“. In der zweiten Leſung ſtimmte ſie jedoch für die 
entſcheidenden Paragraphen. Das war nun zwar noch keine endgültige 
Stellungnahme zum ganzen Geſetz, dieſe hätte erſt in der dritten Leſung, wenn 
es zu einer ſolchen gekommen wäre, erfolgen können. Die Mehrheit der 
Fraktion hatte aber erkennen laſſen, daß ſie auch das ganze Geſetz anzunehmen 
bereit geweſen wäre. Darüber kam es auf dem Leipziger Parteitag 
zu einer heftigen Debatte, in der der linke Flügel der Partei die Anſicht ver⸗ 
trat, daß die Erbanfallſteuer ebenſo wie die Maſſenverbrauchs⸗- und Verkehrs⸗ 
ſteuern, die der neue ſchwarzblaue Block befchloß, hätte abgelehnt werden 
müſſen, einmal, weil ſie nur als Schönheitspflaſter auf das im ganzen höchſt 
ungerechte Steuerwerk zu betrachten ſei, zum anderen, weil ihr Ertrag den 
Zwecken des Militarismus dienen ſollte. Der rechte Flügel berief ſich dagegen 
auf das Parteiprogramm, das der Fraktion die Ablehnung der Erbanfall⸗ 
ſteuer verbiete, weil die Summe, die ſie bringen könne, im Falle ihrer Ab⸗ 
lehnung durch Steuern aufgebracht würde, „welche die Intereſſen der All⸗ 
gemeinheit den Intereſſen einer bevorzugten Minderheit opfern“. Bebel, 
der infolge Krankheit an den Fraktionsarbeiten nicht hatte teilnehmen können, 
erklärte auf dem Parteitag, er würde die Ablehnung der Vorlage „für un⸗ 
richtig und bedenklich“ gehalten haben. Der Parteitag faßte keinen Beſchluß. 
Dieſe Auseinanderſetzung wiederholte ſich im Jahre 1913 auf dem 
Parteitag zu Jena, nachdem die Fraktion dem Wehrbeitrag und 


dem Beſitzſteuergeſetz, die beide zur Deckung der Koſten der großen 4 | 


Rüſtungsvermehrung dienten, zugeſtimmt hatte. In der Begründung ihrer 
Abſtimmung hatte die Fraktion geſagt, ſie ſtimme den beiden Steuern zu, „um 
zu verhindern, daß an ihre Stelle andere, die ärmeren Volksſchichten belaſtende 
Steuern treten“. Dieſe Auffaſſung wurde vom linken Flügel wieder ſcharf 


bekämpft, weil die Partei keine wie immer geartete Steuer genehmigen dürfe, 
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deren Verwendungszweck die Stärkung des Militarismus ſei, auch nicht auf 


die Gefahr hin, daß durch die Ablehnung einer Beſitzſteuer neue ungerechte 
Maſſenbelaſtungen herbeigeführt würden. Der Parteitag lehnte dieſe Auf- 
faſſung mit großer Mehrheit ab und billigte ausdrücklich die Zuſtimmung 
der Fraktion zu den beiden Beſitzſteuergeſetzen. Er nahm ferner mit 336 
gegen 140 Stimmen die Reſolution Wurm an, die zwar die Ablehnung auch 
jeder direkten Steuer fordert, „ſelbſt wenn ſie allein den Mehrwert trifft, falls 
der Verwendungszweck den Intereſſen der Arbeiterklaſſe widerſpricht“, aber hin⸗ 
zufügt: „es ſei denn, daß die Ablehnung der direkten Steuern durch unſere 
Genoſſen die Annahme der bekämpften Vorlage nicht hindert und eine für die 
Arbeiterklaſſe ungünſtigere Beſteuerung zur Folge haben würde“. 

Sehr klar war auch dieſe Formulierung nicht. Sie lief darauf hinaus, daß 


die Partei Beſitzſteuern, die einem verwerflichen Verwendungszweck dienen, 


ablehnen ſolle, wenn ſie ohne ihre Stimmen angenommen werden, daß ſie ſie 
annehmen ſolle, wenn ſie ſonſt abgelehnt und durch für die Arbeiterklaſſe un⸗ 
günſtigere Steuern erſetzt würden. Die Unklarheit wurde halbwegs behoben 
durch die folgenden Sätze, wonach unſere Genoſſen in den Parlamenten „ſtets 


darauf hinzudrängen haben, daß beſtehende indirekte, die Arbeiterklaſſe be⸗ 


laſtende Steuern abgeſchafft und durch direkte erſetzt werden, ohne Rückſicht 
darauf, zu welchen Zwecken die Staatseinnahmen verwendet werden“. 

Und weiter ſollen unſere Vertreter in den Parlamenten „verhüten, daß 
neue indirekte Steuern auf die Arbeiterklaſſe gewälzt werden, und wenn 
dies nur durch Zuſtimmung zu direkten Steuern zu erreichen iſt, haben ſie 
dafür zu ſtimmen, da dann der Verwendungszweck der direkten Steuern nur 
noch der Erſatz indirekter Steuern iſt“. 

Nur ſoviel geht aus dem Beſchluß des Parteitages hervor. Er bekennt ſich 
zu der Politik des kleinſten Uebels. 

Iſt auch die finanzielle Lage des heutigen Deutſchland mit der vor dem 
Kriege nicht mehr zu vergleichen, ſo kann bei der Prüfung der Frage, wie 
unſer künftiges Steuerprogramm zu geſtalten iſt, doch die bisherige Taktik 
der Partei in der Steuerfrage nicht ganz unbeachtet bleiben. 

Wir haben nach der Zerrüttung Deutſchlands durch den Weltkrieg auf 
der einen Seite mit einem faſt verzehnfachten Steuerbedarf, auf der anderen 


mit einer ungeheuren Schwächung der deutſchen Produktionskraft zu rechnen. 


Die Roherträge aller Steuern des Reichs (einſchließlich der Zölle), der 
Bundesſtaaten und Gemeinden im Jahre 1913 betrugen 4478 Millionen. Der 
Steuerbedarf des Reichs allein nur für fortdauernde Ausgaben im Rechnungs⸗ 
jahre 1920 iſt dagegen auf 23,8 Milliarden angenommen. Zu dieſer Summe 
treten noch 4,15 Milliarden einmalige Ausgaben im ordentlichen Etat und 
die immer noch nicht feſtſtehenden Leiſtungen aus dem Friedensvertrag, die 
durch Schulden aufgebracht werden müſſen und deren Verzinſung und Til⸗ 
gung den Reichshaushalt Jahr für Jahr höher belaſten muß. Ferner ſind 
nicht berückſichtigt die in Ausſicht ſtehenden gewaltigen Fehlbeträge der großen 
Verkehrsbetriebe des Reichs, die fürs Jahr 1920 bei den Eiſenbahnen auf 12, 
bei der Poſt auf eine Milliarde geſchätzt werden. Und ſchließlich ſind alle dieſe 
Schätzungsbeträge höchſt unſichere Faktoren. Eine einzige große Preiswelle 
kann binnen wenigen Tagen eine Steigerung des Einnahmebedarfs des Reichs 
um Milliarden bewirken. 

Dier Steuerbedarf der Länder und Gemeinden, der im letzten Friedensjahr 
2,39 Milliarden betrug, iſt auf mindeſtens 8 Milliarden zu ſchätzen. 
Auf der anderen Seite ſind ungeheure Werte des Volksvermögens ver⸗ 


nichtet, die Quellen des Volkseinkommens aufs empfindlichſte geſchwächt und 
die Ausſichten auf Erholung die denkbar ungünſtigſten. 
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Aber auch das Steuerſyſtem Deutſchlands iſt heute ein anderes als in der 
Vorkriegszeit. Die geſetzgebenden Körperſchaften hatten die ſchweren Verſäum⸗ 
niſſe der Steuerpolitik der Kriegsjahre raſch nachzuholen verſucht. Die Steuer⸗ 
geſetzgebung und Verwaltung iſt vereinheitlicht, das Reich nimmt, wie wir es 
Pit Jahrzehnten gefordert haben, an den Erträgen aller direkten Steuern teil. 
Die ſtufenweiſe ſteigende Sinkommenſteuer iſt im Laufe der Jahrzehnte in allen 
Bundesſtaaten eingeführt und ſchließlich, als die Finanznot des Reichs keinen 


anderen Ausweg ließ, in eine reine Reichsſteuer umgewandelt worden. Sie wird 


in Sätzen erhoben, die auch wir früher nicht geahnt haben. Die Vereinheitlichung 
geht ſoweit, daß die Länder und Gemeinden auch keine Zuſchläge zur Reichs⸗ 


ſteuer erheben, ſondern auf die Ueberweiſung beſtimmter Teile der Reichs⸗ 


ſteuererträge angewieſen ſind. Die Selbſteinſchätzungspflicht, auf der ſchon 
die bundesſtaatlichen Einkommenſteuern beruhten, iſt in der Reichsabgaben⸗ 
ordnung ausgebaut und mit weitgehenden Kautelen verſehen, die ihre ge⸗ 
wiſſenhafte Erfüllung ſichern ſollen. Die Erbſchaftsſteuer iſt gleichfalls zur all⸗ 
gemeinen Reichsſteuer geworden. Sie erſtreckt ſich nunmehr auch aufs Kindes⸗ 
und Gattenerbe und iſt geſtaffelt nicht nur nach dem Umfang des Erbguts und 


dem Grade der Verwandtſchaft, ſondern darüber hinaus auch nach der Höhe 


des Vermögens der Erben. Neben dieſen beiden großen direkten Dauerſteuern 
hat das Reich vor, während und nach dem Kriege einmalige Be⸗ 
ſitzſteuern eingeführt. Die erſte war der im Jahre 1913 beſchloſſene, in drei 
Jahresraten erhobene Wehrbeitrag. Darauf folgten die Kriegs⸗ 
ſteuern. Zunächſt eine auf die erſten drei Kriegsjahre ſich erſtreckende 
Steuer vom Vermögenszuwachs, verbunden mit einer ganz be⸗ 
ſcheidenen Abgabe vom nicht gewachſenen Vermögen, ſofern es ſich nicht um 
mehr als 10 Proz. vermindert hatte, und einer Abgabe vom Mehr⸗ 
gewinn der Geſellſchaften. Sodann die Wiederholung der letzteren 
Abgabe im vierten und ſpäter im fünften Kriegsjahr, beidemal verbunden 


mit einer Sonderſteuer vom Mehreinkommen der Einzelperſonen. Weiter 
nach Schluß des Krieges eine Steuer von dem in der Zeit vom 31. Dezember 
1913 bis zum 30. Juni 1919 eingetretenen Vermögenszuwachs und 


endlich das Reichsnotopfer, das berechnet wird nach dem Vermögensſtand 


am 31. Dezember 1919. Außerdem beſteht die den Namen Beſitzſteuer tragende 


Vermögenszuwachsſteuer weiter, die in dreijährigen Veranlagungsperioden die 
Vermögensvermehrung mit ſtufenweiſe ſteigenden Sätzen erfaßt. 

Die neue Reichsſteuergeſetzgebung hat an direkten 
Steuern weit mehr gebracht als unjer Programm fordert. 
Nur die ſtufenweiſe ſteigende Vermögensſteuer fehlt noch. In einzelnen 
Bundesſtaaten gab es ſchwache Anſätze zu allgemeinen Vermögensſteuern, 
meiſt aber mit gleichbleibenden, ftatt mit ſtufenweiſe ſteigenden Steuerſätzen. 
Andere Bundesſtaaten erhoben beſondere Kapitalrentenſteuern und daneben 
Abgaben vom Grundvermögen und Gewerbebetrieb, an denen auch die Ge⸗ 
een beteiligt waren, ſofern ſie ihnen nicht allein zur Verfügung ſtanden. 
Das neue Reichsſteuerſyſtem hat an dieſem Zuſtand nur ſoviel geändert, als 
es eine einheitliche Kapitalertragſteuer eingeführt hat, die an der Quelle er⸗ 
hoben wird, keine Selbſteinſchätzung, keinen Schuldenabzug und keine pro⸗ 
greſſiven Steuerſätze kennt. Den Ländern und Gemeinden iſt daneben die 
Erhebung ton Grund-, Gewerbe⸗ und Gebäudeſteuern, nicht aber die Er» 
hebung von allgemeinen Vermögensſteuern geſtattet. Im Reichsnotopfer 


erblickt die Reichsfinanzverwaltung einen ausreichenden Erſatz für eine all 


gemeine Vermögensſteuer. Richtig iſt, daß das Reichsnotopfer für die auf 


den 31. Dezember 1919 feſtzuſtellenden Vermögen eine Belaſtung darſtellt, die 


die Maße einer noch ſo ſcharfen dauernden Vermögensſteuer weit an 
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| Aber erſtens werden die nach dieſem Termin ſich neubildenden Vermögen 


vom Reichsnotopfer nicht betroffen, zweitens ſieht ja doch auch das neue 


Steuerſyſtem neben dem Notopfer die beſondere Kapitalertragſteuer, 


die eine ſehr roh geſtaltete partielle Vermögensſteuer iſt, und in den Ländern 
und Gemeinden die Ertragſteuer vom Grund, Gewerbe und Gebäuden vor, 
auf die das gleiche zutrifft. Eine einheitliche Vermögensſteuer hat viele Vor⸗ 
züge vor dieſem Syſtem. 

Die Forderung der allgemeinen progreſſiven Vermögens⸗ 
ſteuer iſt daher nicht überholt, ſondern muß von der Sozialdemokratie als 
dringlich vertreten werden, ſobald die Steuerbehörden zu ihrer Durchführung 
in der Lage ſind. Das ſind ſie gegenwärtig noch nicht. Der neue Apparat 
der Reichsſteuerverwaltung mußte gleichzeitig mit dem ganzen Gebäude der 
neuen Reichsſteuergeſetzgebung erſt geſchaffen werden. Das war in den 
Reichsteilen mit rückſtändiger Steuerverwaltung, vor allem in weiten Teilen 


Preußens, mit ſoviel Schwierigkeiten verbunden und die neuen Behörden wur⸗ 


den durch die Fülle der geſchaffenen Steuergeſetze dermaßen überlaſtet, daß 


ſie nicht auch noch eine jährliche Vermögensveranlagung durchführen können. 


Eine gut wirkende Vermögensſteuer kann aber nur auf dem Veranlagungs⸗ 
verfahren mit Selbſteinſchätzung beruhen. 

Mag nun auch den Forderungen unſeres Programms auf dem Bebiete 
der direkten Beſteuerung in erheblichem Maße entſprochen ſein, ſo muß ſo⸗ 


wohl der noch lange nicht gedeckte Steuerbedarf als auch die drückende Laſt 


* 
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mancher indirekter Steuern uns zu weitgehenden neuen Forderungen An⸗ 
laß geben. Mit der Einführung der neuen direkten Steuern iſt das deutſche 
Steuerſyſtem noch kein gerechtes geworden. Die Verbrauchs⸗ und Ver⸗ 
kehrsſteuern, die beſonders in den Kriegsjahren ſtark vermehrt worden 
ſind, belaſten die Schultern der Arbeiterklaſſe ſchwer. Im Beharrungs⸗ 
zuſtande erwartet das Reichsfinanzminiſterium nach dem heutigen Stand der 
Steuergeſetzgebung Jahreserträge von 15 250 Millionen bei den direkten, 
13 200 Millionen bei den indirekten Steuern, dazu 2500 Millionen bei den Zöllen. 

Falſch wäre es, die indirekten Steuern und Zölle ſummariſch abzulehnen. 
Eine Steuer iſt nicht von vornherein deshalb ſchlecht, weil ſie indirekt, und 
nicht deshalb gut, weil ſie direkt erhoben wird. Nicht auf die Erhebungsform, 
ſondern auf die Wirkung der Steuer kommt es an. Die Sozialdemokratie hat 
keinen Grund, die Schaumweinſteuer zu bekämpfen, denn die hundert 
Millionen, die ſie bringen ſoll, werden ſo gut wie ausſchließlich von den be⸗ 
ſitzenden Schichten getragen und ihre Abwälzung auf die Arbeiterklaſſe iſt 


ſchwerer als die Abwälzung der Einkommen⸗ oder Vermögensſteuer. Dasſelbe 


läßt ſich, wie die Dinge ſich in den letzten Jahren geſtaltet haben, von der 
Weinſteuer ſagen. Auch die Börſenſteuern und der Stempel auf 
Geſellſchaftsverträge, auf Kauf⸗ und ſonſtige Beſchaf⸗ 
fungsgeſchäfte werden, von ſeltenen Ausnahmen abgeſehen, von kapita⸗ 
liſtiſchen Kreiſen getragen. Verweiſt man auf die nachteiligen Einflüſſe dieſer 
Steuern auf das Wirtſchaftsleben, ſo gilt das gleiche von den direkten Steuern. 


Odder jollte die Sozialdemokratie etwa die Gewinnanteil- und Zinsbogenſteuer, 
die eine reine Beſitzſteuer iſt oder die Tantiemeſteuer, die ſie in der 
Vorkriegszeit hat einführen helfen, ihrer indirekten Erhebungsform wegen 
ablehnen? 


Unter den Verhältniſſen, die der Krieg geſchaffen hat, will auch die Ta⸗ 
bakſteuer anders betrachtet ſein als in früheren Jahren. Wec ſich den Ge⸗ 


nuß des Tabakrauchens im verarmten Deutſchland nicht verſagen will und als 
Tabakverbraucher zur weiteren Verſchlechterung unſerer Handelsbilanz beiträgt, 
iſt der deutſchen Volkswirtſchaft dafür eine Gegenleiſtung ſchuldig. Iſt die 
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Tabakſteuer, wie im Geſetz von 1919, progreſſiv geſtaltet, jo verliert ſie 
ihre ungerechten Wirkungen. Unter dem jähen Wechſel der Bedingungen des 
wirtſchaftlichen Lebens, dem Deutſchland zurzeit unterworfen iſt und in abſeh⸗ 
barer Zukunft unterworfen bleiben wird, geht eine ſtarre Feſtlegung auf eine 
beſtimmte Stellung gegenüber den indirekten Steuern ohne Unterſchied nicht an. 
Unter beſtimmten Vorausſetzungen kann z. B. ſelbſt die Kohlen ſteuer eine 
im Intereſſe der deutſchen Wirtſchaft unbedingt gebotene Maßnahme ſein. In 
noch höherem Grade gilt das von den Zöllen. Zölle auf unentbehr⸗ 
liche Nahrungsmittel und ſonſtige Maſſenbedarfs⸗ 
artikel müſſen heute ſchärfer bekämpft werden als in 
früheren Zeiten. Zölle auf Gegenſtände des Luxus und 
Genuſſes können eine zwingende Notwendigkeit wer⸗ 
den. Auch inländiſche Erzeugniſſe, die dem Luxus und Genuß dienen, können 
heute mit Steuern belegt werden, die früher unbedingt zu bekämpfen waren. 

Die Frage des Verwendungszweckes, die in den Schlußſätzen der Wurm⸗ 
ſchen Reſolution ſchon ſanft zur Seite geſchoben wurde, kann uns heute nicht 
mehr viel Kopfzerbrechen bereiten. Die Milliarden, die es zu verzinſen und zu 
tilgen gilt, ſind leider verwendet. Die Kriegsbeſchädigten, für die zu jorgen 
iſt, ſind vorhanden. Verhütet kann hier nichts mehr werden. Ausgaben für 
militariſtiſche Zwecke im Sinne der Vorkriegszeit kommen heute nicht in Frage, 
und Sache der deutſchen Arbeiterklaſſe iſt es, die demokratiſchen Volksrechte, die 
ſie ſich in vollem Maße errungen hat, ſo zu handhaben, daß die Volkskräfte auch 
in Zukunft nicht wieder einer kapitaliſtiſchen Expanſionspolitik geopfert werden. 
Auf eine Verminderung des Aufwands für die dem Schutz der inneren Ord⸗ 
nung dienenden Bewaffnung kann die Partei in dem Maße hinwirken, in dem 
alle Schichten des Volkes die demokratiſchen Staatsgrundlagen anerkennen und 
den Kampf um die Macht lediglich mit geiſtigen Waffen führen. 


Die demokratiſche Staatsverfaſſung gibt der Arbeiterklaſſe die Mittel an die 


Hand, mit denen ſie auch auf dem Gebiete der Steuergeſetzgebung ihre In⸗ 
tereſſen erfolgreich wahren kann. Die Steuergeſetzgebung kann eine demokra⸗ 
tiſche werden, nachdem wir demokratiſche Verfaſſungszuſtände geſchaffen haben. 

Der Krieg hat als ſtärkſter Kapitalskonzentrator gewirkt; er hat gewaltige 
Summen poſitives Kapital in den Händen Privater zuſammengeſchweißt und 
dem Staate noch viel gigantiſchere Summen in Geſtalt von Schulden als 
„negatives Kapital“ aufgebürdet. Das poſitive Kapital iſt individueller Beſitz 
Weniger, das negative kollektiver „Beſitz“ des ganzen Volkes. Mit der fata⸗ 
liſtiſchen Erklärung, das gewaltige Finanzproblem, vor das uns die heutige Lage 
ſtellt, ſei im Rahmen der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung nicht zu löſen, 
kommen wir nicht weiter. Eine radikale Expropriation des Kapitals bringt uns 
für die Gegenwart und abſehbare Zukunft keine Rettung. Wir können 
auf dem Gebiet der Steuergeſetzgebung die Hände nicht 
in den Schoß legen und warten, bis die Vollſoziali⸗ 
ſierung durchgeführt iſt, wir müſſen die Steuergeſetzgebung ſoziali⸗ 
ſtiſchen Grundſätzen unterſtellen. Das tun wir, wenn wir uns bei allen Ent⸗ 
ſcheidungen in der Steuerfrage von dem Geſichtspunkt des Schutzes ber 
menſchlichen Arbeitskraft leiten laſſen. 

Gegen dieſen Grundgedanken hat die Steuergeſetzgebung während des Krie⸗ 
ges aufs gröbſte verſtoßen. Die Steuergeſetzgebung der Nachkriegszeit hat 
ihm nicht in allen Teilen Rechnung getragen, aber doch vorwiegend die zehrende 
Rente ſtatt der ſchaffenden Volkskraft zu faſſen geſucht. Sie hat die Kriegs⸗ 


gewinne ſowohl als den alten Beſitz empfindlich belaſtet. Wenn die Durchfüh⸗ 


rung der Geſetze viel zu wünſchen übrig läßt, ſo liegt das nicht an dem Prinzip, 
auf dem ſie beruhen, es hat ſeinen Grund in der Unzulänglichkeit der Behörden, 
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in der Verwilderung Nau Sitten und in der eingetretenen Schwächung der 


Staatsautorität. 


Die bürgerlichen Parteien ſtellen dem Gedanken der Schonung der menſch⸗ 
lichen Arbeitskraft, dieſes wertvollſten und koſtbarſten Teils des Volksver⸗ 
mögens, den Gedanken von der Notwendigkeit der Kapitalbildung gegenüber. 
Wir wiſſen, daß zur Weiterentwicklung der Wirtſchaft die Kapitalbildung un⸗ 
entbehrlich iſt. Solange aber von den beſitzenden Klaſſen noch der größte Luxus 
und die unwirtſchaftlichſte Verſchwendung getrieben werden kann, darf die Ar⸗ 
beiterklaſſe nicht in Rückſicht auf die Kapitalbildung auf die Forderung der 
ſchärfſten Belaſtung der großen Einkommen und Vermögen verzichten. Die 
Steuergeſetzgebung muß ſo geſtaltet werden, daß der in die Staatskaſſe flie⸗ 
ßende Einkommens- oder Vermögensteil nicht der Kapitalbildung und damit der 
reproduktiven Wirtſchaft, ſondern dem Ueberverbrauch entzogen wird. Dieſem 
Zweck zu dienen, iſt die Mehrverbrauchsſteuer geeignet, die in Ver⸗ 
bindung mit der Einkommenſteuer durchgeführt werden 
kann und eine unbedingt gebotene Ergänzung der Ver mögens⸗ 
zuwachsſteuer darſtellt. Unterwirft man den Einkommensteil, der — 
vielleicht von einem mäßig großen Einkommen — erſpart und in Vermögen ver⸗ 


wandelt wird, einer Zuwachsſteuer, die künftig ſelbſtverſtändlich viel 


höher ſein und viel ſchärfer anſteigen muß, als man es ſich im Jahre 1913 bei 
Schaffung des Beſitzſteuergeſetzes vorſtellte, ſo können die Summen, die über 


einen zum Wohlleben völlig ausreichenden Betrag hinaus verbraucht werden, 


nicht lediglich mit der Einkommenſteuer belaſtet werden. Hier muß eine das 
Maß der Zuwachsſteuer weit überſteigende und ſcharf geſtaffelte Mehrver⸗ 
brauchsſteuer einſetzen, die die Träger großer Einkommen zwingt, ihre ver⸗ 
ſchwenderiſche Lebensführung zu beſchränken. Durch eine Steuer dieſer Art 
wird die Kapitalbildung nicht beeinträchtigt, ſondern eher gefördert. Soweit 
aber durch die Beſitzbelaſtung im allgemeinen die Kapitalbildung gehemmt wird, 
ſorgen neue Kollektivformen für die Konzentration, derer der Produktions⸗ 
prozeß bedarf. 

Eine mit ſteuerlichen Mitteln erzwungene Beſchränkung des übermäßigen 
Lebensaufwands iſt vom ſozialen Geſichtspunkte aus noch höher zu bewecten als 
vom finanziellen. In der gleichen Richtung muß ſich der weitere Ausbau 
der Erbſchaftsbeſteuerung bewegen. Für den Steuergeſetzgeber iſt 
die Zeit der Heiligkeit des Eigentums vorbei. Wer das Eigentum ſeiner geſell⸗ 
ſchaftlichen Beſtimmung zucückgeben will, muß beim Erbrecht anfangen. Die 
Pflicht zur Arbeit, von der heute alle Welt redet, kann für die beſitzenden Klaſ⸗ 
ſen nicht wirkſamer gefördert werden als durch Beſchränkung des Erbrechts. 
Ein bürgerlicher Vertreter der Erbrechtsreform ſagt: Die ſichere Verſorgung 
vernichtet die Moral der freien Arbeit, die Ethik der Lebenskühnheit, ſie weiß 
nichts von der Poeſie der Enthaltſamkeit, nichts von den Freuden des Er⸗ 
werbens. John Stuart Mill hat bereits den Gedanken vertreten, daß kein Vater 
verpflichtet ſei, ſeine Kinder ſo reich zu hinterlaſſen, daß ſie der eigenen An⸗ 
ſtrengung überhoben ſind. Dieſe Gedanken führen zu der Fordecung des 
Pflichtteils des Reichs. Von Hinterkaſſenſchaften, die an eine kleine 
Zahl vom Nachkommen fallen, ſoll das Reich einen mit der Verminderung der 
Zahl der Nachkommen und mit der Größe des Nachlaſſes wachſenden Anteil be⸗ 
anſpruchen. Sind keine direkten Nachkommen vorhanden, ſo ſoll der Anteil des 
Reiches mit der Entfernung des Verwandtſchaftsgrades zwiſchen Erblaſſer 
und Erben weiter wachſen bis zum vollen Erbrecht des Reiches. Das 
geſetzliche Erbrecht iſt auf einen engen Familienkreis zu beſchränken, alle nach 
dem heutigen Erbrecht an entfernte Verwandte fallenden Erbſchaften ſind der im 
Staat verkörperten Volksgemeinſchaft zuzuführen. An der Entſtehung und Er⸗ 


haltung eines Vermögens iſt der Staat mit feinen ſchützenden ene in | 
viel höherem Maße beteiligt, als die lachenden Erben, die durch einen un⸗ 


erwarteten Glücksfall oder durch ein Spiel des Zufalls zu Reichtum gelangen. 

Unter den Geſichtspunkt des Schutzes der menschlichen Arbeitskraft fällt 
auch die Individualiſierung, Verfeinerung und ſozialere ? Durcharbeitung aller 
direkten Steuern. In dieſem Punkte fehlt es bei den neuen, im raſcheſten 
Tempo verabſchiedeten Geſetzen, nicht zuletzt auch bei der Einkommenſteuer noch 
ſehr. 

Den Kampf gegen die unſozialen Maſſenverbrauchs⸗ 
ſteuern darf die Partei nicht einſtellen. Läßt ſich auch kein Schema finden, 
nach dem in jedem Falle die Entſcheidung über den Charakter und die Wirkung 
einer Steuer zu treffen iſt, ſo gibt es doch Steuern, deren ſchädliche Wirkung 
für die Arbeiterſchaft unbeſtritten iſt. Hierzu gehört z. B. die Zuderjteuer, 
deren Erhöhung in der Nationalverſammlung am Widerſtand unſerer Fraktion 
geſcheitert iſt. Hierher gehören auch die Verkehrsſteuern, die zur 
Steigerung der Warenpreiſe beitragen und die Wirtſchaftsentwicklung hemmen. 
Auch die allgemeine Umſatzſteuer, die in der Nationalverſammlung 
von unſerer Fraktion nach Herabdrückung des vorgeſehenen Steuerſatzes von 
4 auf 1% Proz. geſchluckt werden mußte, wenn nicht das Reichsnotopfer mit ihr 
ſcheitern ſollte, iſt hier zu nennen. 


Wir ſtoßen vielleicht in dieſem Kampfe gegen ungerechte Steuern mit der 


Entente zuſammen, die ihre Wiedergutmachungskommiſſion durch den Friedens⸗ 
vertrag verpflichtet hat, darüber zu wachen, „daß das deutſche Steuerſyſtem 


verhältnismäßig genau ſo drückend iſt wie das irgendeiner anderen in der 


Kommiſſion vertretenen Macht.“ Aber das kann auf die Formulierung unſerer 


Parteiforderungen nicht von Einfluß ſein. Wenn wir beſtehende Verbrauchs⸗ 


ſteuern bekämpfen oder neu vorgeſchlagene ablehnen, werden uns die prin⸗ 
zipiellen Verteidiger der ungerechten Belaſtung der Maſſen eutgegenhalten, 


es ſei doch ganz unmöglich, die gewaltigen Laſten, die Deutſchland zu tragen 


hat, allein mit direkten Steuern aufzubringen. Das beſtreiten wir nicht. Bei 
einer ſo ungeheuren Belaſtung iſt eine gewiſſe Vielgeſtaltigkeit geboten. Aber 
der oberſte Geſichtspunkt muß immer bleiben, daß in erſter Linie der kapi⸗ 
taliſtiſche Mehrwert ſteuerlich zu erfaſſen und zu dieſem Zweck das Steuerſyſtem 
auf die Einſchränkung der Lebenshaltung der beſitzenden Schichten einzu⸗ 
ſtellen iſt. 

Ob mit rein ſteuerlichen Maßnahmen der geſamte Bedarf der öffent: 
lichen Gewalten wird gedeckt werden können, das iſt die große Frage. Der 
Gedanke, mit Monopolen dem Reich größere Mittel zu beſchaffen, iſt ſchon 
oft empfohlen worden. Er kann im Rahmen dieſer kurzen Arbeit nicht näher 
geprüft werden. Die gewaltigen Ausgabenausfälle der Reichseiſenbahnen, des 


größten ſtaatlichen Monopolbetriebs, der ſich denken läßt, ſtärken jedenfalls 


das Vertrauen in die finanzielle Ergiebigkeit des Monopolgedankens nicht. 
Unter Beſchränkung auf das engere Gebiet der Steuergeſetzgebung würde 
hiernach im neuen Parteiprogramm etwa zu fordern ſein: 

Beſteuerung in erſter Linie der zehrenden inen 
Schonung der ſchaffenden Volkskraft. Ausbau der Ein lom⸗ 
menſteuer nach ſozialen Geſichtspunkten unter Berückſichtigung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebensfähigkeit der Steuerpflichtigen. Erſetzung der Ertrag⸗ 
ſteuern durch eine allgemeine, ſtufenweiſe ſteigende Ver mögensſteuer 
mit Schuldenabzug, die der ſchärferen Erfaſſung des fundierten Einkom⸗ 


mens zu dienen hat. Stufenweiſe ſteigende Vermögenszuwachsſteuer, er⸗ 
gänzt durch eine verſchärfte Beſteuerung des eine angemeſſene Grenze über⸗ 
ſchreitenden Einkommensverbrauchs. Feſtlegung eines Pflichtteils des a 
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Reichs an Erbſchaften, die eine Mindeſtſumme überſteigen, ſtufen⸗ 
weiſe ſteigend mit dem Sinken der Zahl der erbenden Nachkommen und eines 
alleinigen Erbrechts des Reiches, wenn nahe Blutsverwandte nicht 
vorhanden ſind. Verbrauchs⸗ und Verkehrsſteuern und Zölle 


kind nur zu billigen, ſofern ſie den Beſitz belaſten oder der Geſamtwirtſchaft 


zu dienen geeignet ſind; ſie ſind zu bekämpfen, ſofern ſie die Intereſſen der 
K Allgemeinheit den Intereſſen einer bevorzugten Minderheit opfern. 


Die Wohnungsfrage. 
Von A. Ellinger. 
Unſere Partei hat zur Wohnungsfrage bis jetzt nur einmal grundſätzlich 


Stellung genommen, nämlich auf dem Parteitag zu Lübeck im Jahre 1901. 


Dieſem Parteitag lag ein Antrag des 2. Hamburger Wahlkreiſes vor, der 
Ziffer 6 im zweiten Teil des Parteiprogramms den Satz anzufügen: „Rege⸗ 
lung der Wohnungsfrage durch das Reich in Form eines Reichswohnungs⸗ 
geſetzes.“ Ein weiterer Antrag, geſtellt von den Parteigenoſſen in Barmen, 
wollte die Fraktion beauftragen, im Reichstag ein Reichswohnungsgeſetz einzu⸗ 
bringen mit Berückſichtigung folgender Punkte: 

1. Schaffung eines Reichswohnungsamtes; 2. Schaffung einer 
Wohnungsinſpektion in Städten und Kreiſen; 3. die Gemeinden, Städte, 
Kreiſe und der Staat ſind verpflichtet, verkäuflichen Grund und Boden an⸗ 
zukaufen, anſtatt denſelben der Bauſpekulation zu überlaſſen; 4. die Miets⸗ 
kontrakte dürfen nicht mit den Arbeitsverträgen in Verbindung gebracht 
werden; 5. die Rieſenkapitalien der Arbeiterverſicherung ſind hierzu nutzbar 
anzulegen. £ 

Das Referat auf dem Parteitag hatte der Parteivorſtand dem Genoſſen 
Südekum übertragen, der in ſeinen Ausführungen außerordentliche Sach⸗ 
kunde bewies. Er erinnerte in ſeiner Rede an die zum Teil geradezu himmel⸗ 
ſchreienden Wohnungsmißſtände auf dem Lande, an die fürchterlichen Woh⸗ 
nungszuſtände der auf dem Lande wohnenden, in der Hausinduſtrie beſchäftigten 
Perſonen, an die Maſſenquartiere der Sachſengänger, an die Wohnungsnot und 


das zum Teil entſetzliche Wohnungselend in den Großſtädten und Induſtrie⸗ 


gebieten mit ihren furchtbaren geſundheitlichen und ſittlichen Folgen. Seine 
Hauptgedanken legte er nieder in einer Entſchließung, die auch die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Forderungen an Reich, Einzelſtaaten und Gemeinden enthielt. Leider 
hatte der Parteitag keine Zeit mehr, die Wohnungsfrage eingehend zu disku⸗ 
tieren. Nachdem Stolten, Hamburg, einen Zuſatzantrag zu der von Südekum 
vorgelegten Entſchließung begründet hatte, wurde die Entſchließung in der im 
Protokoll des Parteitages zu Lübeck auf den Seiten 99—101 und 301 abgedruck⸗ 


ten Faſſung angenommen. | 


Dieſe Entſchließung hat der Sozialdemokratiſchen Partei jeitvem als 
Grundlage und Richtſchnur für ihre Forderungen in der Wohnungsfrage ge⸗ 
dient. Sowohl an dieſer Entſchließung wie an dem ebenfalls angenommenen 
Antrag Barmen iſt bemerkenswert, daß ſie keine allgemein ſozialiſtiſchen 
Zukunftsziele aufſtellen, ſondern nur Forderungen enthalten, die ausnahms⸗ 
los ſchon vor der politiſchen Umwälzung hätten verwirklicht werden können, 


ſeofern nur — worauf in der Entſchließung Südekums mehrfach hingewieſen 


iſt — die Arbeiterklaſſe den nötigen Einfluß auf Staat und Gemeinden be⸗ 
ſeſſen hätte. Die Vergeſellſchaftung des Wohnungsweſens, die Ueberführung 


Hes vorhandenen Hausbeſitzes in den Beſitz der Allgemeinheit wird weder in 
der Entſchließung Südekum noch in dem Antrag Barmen verlangt. Wenn 


A ‘ 


unſere Partei trotzdem bis zur politiſchen Umwälzung im Jahre 1918 nur 


ſehr wenig von den in Lübeck aufgeſtellten Forderungen durchſetzen konnte, ſo 


iſt das ein Beweis dafür, wie recht Südekum in Lübeck hatte, als er ſagte, daß 


bie Wohnfrage keine Lohnfrage, ſondern eine Machtfrage ſei. 


Inzwiſchen haben ſich nun die Verhältniſſe in mehrfacher Beziehung ſo 


ſtark geändert, daß wir in Zukunft mit der Entſchließung des Lübecker Partei⸗ 
tages nicht mehr auskommen können. Zunächſt iſt die Wohnungsnot heute 
viel größer als ſie jemals früher geweſen iſt. Durch das Ruhen der Bautätig⸗ 
keit während des Krieges ſowie infolge der Bauſtoffnot und der Baukoſten⸗ 
teuerung nach dem Kriege, iſt ein Ausfall an Neuwohnungen entſtanden, den 
Sachkenner auf etwa eine Million ſchätzen. Man hat den Mangel an Neu⸗ 
wohnungen durch allerlei Notmaßnahmen zu mildern verſucht, indem man 
3. B. alte, früher als Wohnungen längſt aufgegebene Räume wieder beſiedelte, 
die Benutzung von Dach- und Kellerräumen zu Wohnzwecken wieder erlaubte, 
indem man ferner Werkſtätten und Lagerräume zu Wohnungen umbaute, Not⸗ 
baracken aufſtellte, große Wohnungen in Kleinwohnungen aufteilte, Beſitzer 


größerer Wohnungen mit Zwangseinquartierung bedachte, Bureaus, Kauf⸗ 


läden und öffentliche Gebäude als Wohnungen einrichtete und ſich ſonſt auf 
jede nur mögliche Weiſe zu helfen verſuchte. Mit alledem hat man aber die 
Wohnungsnot nicht zu beſeitigen vermocht. Im April 1919 gab es nach 
Zeitungsberichten in Frankfurt a. M. über 30 000, in Berlin über 40 000 
Wohnungſuchende, die keine Wohnung erhalten konnten. In vielen andern 
Städten ſind die Verhältniſſe ähnlich. 


Bei dieſem Mangel an Wohnungen iſt es ganz natürlich, daß auch das 


Wohnungselend ins Unerträgliche wächſt. Das Untermieterweſen, die 
Wohnoichtigkeit und die Ueberfüllung der Wohnungen nehmen in erſchrecken⸗ 


dem Maße zu, und damit auch alle Gefahren, die ſich für unſer Volk aus 5 


dem Wohnungselend in geſundheitlicher, ſittlicher, krimineller und volkswirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht ergeben. Hier Abhilfe zu ſchaffen iſt eine unbedingte 
nationale Pflicht, insbeſondere auch gegen das arbeitende Volk, das unter 
dieſem Zuſtand am meiſten leidet. Als Vertreterin der breiten Maſſen des 
Volkes muß unſere Partei, die heute einen ganz andern Einfluß beſitzt, als 
im Jahre 1901, im Kampf gegen Wohnungselend und Wohnungsnot die 
Führung übernehmen. 

Seit dem Jahre 1901 iſt nicht nur der Einfluß der organifierten Arbeiter» 
klaſſe gewachſen, ſondern auch die wirtſchaftlichen Schwierigkeiten, die der Be⸗ 


ſeitigung der Wohnungsnot entgegenſtehen. Aber gerade dieſe 


Schwierigkeiten zwingen zu Maßnahmen ſozialiſtiſcher 
Art. 1901 war noch für lange Zeit damit zu rechnen, daß der Hauptanteil 
an Neuwohnungen durch das Privatkapital gebaut werden würde; heute laſſen 
ſich auf dieſem Wege Wohnungen überhaupt nicht mehr bauen, weil der Wohn⸗ 
hausbau auf privatwirtſchaftlicher Grundlage unrentabel und damit privat⸗ 
wirtſchafklich unmöglich iſt. Der Bau von Wohnungen koſtet heute etwa das 
Zwölffache der Vorkriegszeit. Ein Häuschen der allerkleinſten und allerein⸗ 
fachſten Bauart, das vor dem Kriege 5000 Mk. koſtete, ſtellt ſich heute — 
ohne Grundſtück und Garten — auf 60 000 Mk. Privatkapitaliſten könnten 


ſomit, ſelbſt wenn ſie auf jeden Gewinn verzichten und nur ihr Kapital 
angemeſſen verzinſt haben wollten, Wohnungen nur dann bauen, wenn ſie die 


Mieten für Neuwohnungen entſprechend den geſtiegenen Baukoſten feſtſetzen 
könnten. Das hätte natürlich eine Steigerung der Mieten für die bereits 
vorhandenen Wohnungen auf die gleiche Höhe zur Folge, oder beſſer: erſt 
dann, wenn die Mieten für die vorhandenen Wohnungen ſo hoch geſtiegen 


wären, daß ſich der Wohnhausbau wieder rentierte, würden vom Privat- 
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kapital mit eigenen Mitteln wieder Wohnungen gebaut. Ließe man diefe 
Entwicklung zu, jo hätte das eine ganz ungeheure und unverdiente Bereiche» 
rung der Hausbeſitzer auf Koſten der Mieter und gleichzeitig eine gewaltige 
Verteuerung des Grund und Bodens zur Folge. Denn die hohen Mieten für die 
vorhandenen Wohnungen würden natürlich ſofort kapitaliſiert, die Grundſtücke 
175 würden infolge des höheren Wertes mit neuen Hypotheken belaſtet, und da⸗ 
mit wäre ſpäter, ſelbſt wenn das Bauen wieder billiger würde, die Herabſetzung 
1 der Mieten unmöglich. Die Erbauung von Wohnungen auf privatkapitaliſti⸗ 
ſcher Grundlage ſcheidet ſomit zurzeit vollſtändig aus. 
AJgn der Entſchließung von Lübeck wird nun die Erbauung von Wohnhäuſern 
insbeſondere für die Arbeiterklaſſe durch die Gemeinden und die Abgabe von 
Wohnungen zum Selbſtkoſtenpreis an die Mieter verlangt. Dieſe Forderung 
iſt heute infolge der veränderten Verhältniſſe ebenfalls undurchführbar. Für 
den Bau von Wohnungen durch die Gemeinden gilt heute im großen und 
ganzen genau das gleiche, wie für den Bau von Wohnungen durch das Bri«- 
vatkapital. Die Gemeinden können, wenn ſie die Häuſer durch private Bau⸗ 
firmen ausführen laſſen, die Häuſer nicht billiger herſtellen, als das Privat⸗ 
kapital. Dieſe Erfahrungen werden zurzeit vom Hamburger Staat gemacht. 
In der Kolonie Langenhorn, die er zur Verminderung der Wohnungsnot bauen 
läßt, ſtellten ſich die Koſten für eine Wohnung mit fünf ſehr kleinen Räumen 
im Reihenhaus (Küche, 2 Zimmer und 2 Dachkammern) im Jahre 1919 auf 
62 200 Mark, die Koſten für eine etwas größere Wohnung mit der gleichen 
Zimmerzahl in einem Doppelhaus im Jahre 1920 auf 114000 Mark. Rechnet 
man für die Verzinſung des aufgewendeten Kapitals, für Reparaturen und 
Amortiſation 7% v. H., jo kommt man im erſten Fall bei Abgabe der Wohnung 
Zum Selbſtkoſtenpreis auf eine Jahresmiete von 4665,— Mk., im zweiten Fall 
zu einer Miete von 8559,.— Mark. Es iſt natürlich ganz undenkbar, daß der 
Staat ſeine Wohnungen für dieſe Preiſe vermieten kann. Genau die gleichen 
Erfahrungen werden in andern Städten gemacht. Nun könnten ſicher die 
Gemeinden ihre Wohnungen billiger bekommen, wenn das Baugewerbe und 
die Bauſtoffinduſtrie ſozialiſiert würden; aber ſo billig, daß ſie die Woh⸗ 
nungen zum Selbſtkoſtenpreis vermieten könnten, bekämen ſie ihre Häuſer 
auch dann noch lange nicht. Die Erbauung von Wohnhäuſern durch die Ge- 
meinden und die Abgabe ron Wohnungen zum Selbſtkoſtenpreis ſcheidet fomis 
cbenfalls aus. 
Um trotz der wahnſinnig hohen Baukoſten doch Wohnungen bauen und ſie 
zu einem verhältnismäßig billigen Preiſe vermieten zu können, hat man in 
den letzten Jahren zu dem Syſtem der Baukoſtenzuſchüſſe gegriffen. 
Das Reich hat ſich bereit erklärt, ein Drittel der Baukoſten zu decken, wenn 
ein weiteres Drittel von Ländern und Gemeinden aufgebracht wird. Der 
Bauherr — in letzter Zeit vielfach Gemeinden, gemeinnützige Baugenoſſen⸗ 
ſchaften, Siedlungsgeſellſchaften uſw. — hat ſomit nur ein Drittel der ge⸗ 
* ſamten Baukoſten zu zahlen, die übrigen zwei Drittel gelten als verlorener 
Bauaufwand und werden von der Allgemeinheit getragen. Bei der außer⸗ 
ordentlich ſchlechten finanziellen Lage, in der ſich das Reich wie die Länder 
4 und Gemeinden befinden, konnte auf dieſem Wege der Wohnungsbau nur in 
. ſehr beſcheidenem Umfange gefördert werden. Sollte mit Hilfe ſolcher Zu⸗ 
1 ſchüſſe die Wohnungsnot DEN ONE werden, 105 wären dazu Sr 12 5 Mil⸗ 


5 dieſem Zwecke aufgebracht, za in Zukunft iſt auf dem bisherigen 1 auch 
k die Aufbringung dieſer Summen kaum noch möglich. Das deutſche Volk iſt in- 
fuolgedeſſen, wenn es die Wohnungsnot wirklich beſeitigen will, — und fie muß 
beſeitigt werden —, zu Maßnahmen gezwungen, die über die in Lübeck geſtellten 
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Forderungen weit hinausgehen und die zur Vergeſ ellſchaftung } 
des Wohnungsweſens hinüberleiten. u 
Einen erſten Schritt nach dieſer Richtung hat die Reichsregierung mit 
ihrem Beſchluß zur Erbauung von 150000 Bergarbeiterheimſtätten 
getan, Die Mittel zur Erbauung dieſer Heimſtätten ſollen, ſoweit die Bau⸗ 
koſten den ſogenannten rentierlichen vis g . überſteigen, durch einen Zu⸗ 
ſchlag zum Kohlenpreis aufgebracht werden. Die Heimſtätten ſelbſt ſollen in 
den Beſitz und in die Verwaltung gemeinnütziger Baubereinigüngen über 
gehen. N 
In ähnlicher Weiſe gedachte anſcheinend die Regierung auch die übrige | 
Bau⸗ und Siedlungstätigkeit zu finanzieren. Der ſozialdemokratiſche Reichs 
arbeitsminiſter Schlicke hatte Anfang 1920 einen Geſetzentwurf ausgearbeiter, 
der die Erhebung einer Abgabe auf alle Gebäude oder Gebäudeteile vorſah, 
die vor dem 1. Juli 1918 ohne Baukoſtenzuſchüſſe errichtet find. Die Ab⸗ | 
gabe ſollte 15 v. H. des Nutzungswertes betragen und ausſchließlich zum 
Ausgleich der Koſten für neue Wohnungen verwendet werden. Die Gemeinden 
ſollten die Abgabe erheben; ſie ſollten einen Teil davon ſelbſt zur Förderung der 
Bautätigkeit verwenden und einen andern Teil an das Reich abführen. Das 
Reich ſollte die eingegangenn Beträge zur Unterſtützung leiſtungsſchwachern 
Gemeinden verwenden. Der Reichsrat hat dieſen Entwurf abgelehnt, aber 
einen neuen, ähnlichen Entwurf ausgearbeitet. Die Nationalverſammlung 1 
hat den Entwurf, der erſt kurz vor den Wahlen bei ihr einging, nicht mehr 
erledigt. 
Der Gedanke, der dieſen Entwürfen zugrunde liegt, iſt: durch Erhebung 
einer Abgabe auf die vorhandenen Wohnungen die heutigen hohen Koſten für 
Neuwohnungen auf alle Inhaber alter und zu billigen Preiſen erbauten Woh⸗ 
nungen umzulegen, damit die Herſtellung neuer Wohnungen zu verhältnis⸗ 
mäßig billigen Mietpreiſen zu ermöglichen und gleichzeitig auch eine über⸗ 
mäßige Mietſteigerung für alte Wohnungen zu verhindern. Dieſer Grund⸗ 
gedanke iſt gut. Es darf aber mit den Mitteln, die auf dieſe Weiſe von der 
Allgemeinheit aufgebracht werden, nicht wieder neues Privateigentum ge⸗ 
ſchaffen werden. Die Wohnungen, die mit Hilfe dieſer Mittel erbaut werden, 
müſſen ſoziales, geſellſchaftliches Eigentum ſein. Wenn die Allgemein⸗ 
heit die Mittelzum Bau neuer Wohnungen aufbringen ſoll, 
muß ſie verlangen, daß das ganze Wohnungsweſen verge⸗ 
ſellſchaftet wird. } 
Da erhebt ſich nun die Frage: Wer ſoll Träger der Vergeſell⸗ 
ſchaftung des Wohnungsweſens ſein? Wer fol in Zukunft an 
die Stelle der privaten Hausbeſitzer treten? Wem ſollen die Häuſer, ein⸗ 
ſchließlich des Grund und Bodens, auf dem fie ſtehen, gehören? Wem ſoll der 
Ertrag der Häuſer und die ſteigende Grundrente zufallen? Wer ſoll die vor⸗ 
handenen Wohnungen verwalten und inſtand halten, wer neue Häuſer bauen 
laſſen? W 
Die Entſchließung des Parteitages zu Lübeck will, wenigſtens ſoweit neue 
Wohnungen gebaut werden, die Gemeinden zu Beſitzern der Wohnungen 
und zu Trägern des geſamten Wohnungsweſens machen. Die Gemeinden 
ſollen Grund und Boden erwerben, fie ſollen ſelbſt Wohnhäuſer bauen oder 
bauen laſſen, fie ſollen auch die Wohnungsaufſicht und die Wohnungsvermitt⸗ 
lung ausüben, ſie ſollen weiter ihre Wohnungen ſelber verwalten und inſtand 
halten. Reich und Einzelſtaaten ſollen ihnen nur die geſetzlichen Möglichkeiten l g 
zur Löſung dieſer Aufgaben geben und fie durch eine Reform der Eiſenbahn⸗ 
tarifpolitik unterſtützen. Die gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften, die in den 
letzten 20 Jahren in immer größerem Umfange Träger der Neubautätigkeit, 


* 


— 115 — 


Eigentümer von Wohnungen und Wohnungsverwalter geworden ſind, ließ der 
Parteitag nur als „eine zeitweilig nützliche Ergänzung der von den Gemeinden, 


dem Staat und dem Reiche zu ergreifenden Maßnahmen zur Linderung der 


Wohnungsnot“ gelten. Vor ihrer Ueberſchätzung glaubte er ausdrücklich warnen 
gu müſſen. 

Gegen die Kommunaliſierung des Wohnungsweſens ſind nun in letzter 
Zeit ſehr beachtliche Einwände erhoben worden, und zwar von Perſonen, die 
im übrigen lebhaft für die Vergeſellſchaftung des Wohnungsweſens eintreten. 
Ich nenne hier nur den badiſchen Landeswohnungsrat Dr. Hans Kampff⸗ 

meyer und den Schöneberger Stadtbaurat Dr. Ing. Martin Wagner. 
Gegen die Kommunaliſierung wird unter anderem geltend gemacht, daß der 
kommunale Apparat als Träger der Wohnungswirtſchaft völlig ungeeignet ſei, 
weil er ſeinem ganzen Weſen nach auf eine mehr paſſive Verwaltungs⸗ 
tätigkeit als auf eine aktive Wirtſchaftspolitik zugeſchnitten, weil er überdies 


mit dringender paſſiver Verwaltungstätigkeit heute ſchon überlaſtet ſei und 


neue Belaſtungen nicht mehr ertragen könne und weil er für eine gute 
Wirtſchaftsführung weder die Kräfte noch die geſellſchaftstechniſche Organi⸗ 


ſation beſitze. Tatſächlich find die Erfahrungen, die bis jetzt von Gemeinden 


mit der Selbſtverwaltung von Wohnungen gemacht worden ſind, nicht günſtig. 
Das ergibt ſich ſchon daraus, daß die Gemeinden faſt überall, wo ſie ſelbſt 
Wohnungen gebaut oder wo ſie ſich finanziell am Bau von Wohnungen be⸗ 
teiligt haben, die Selbſtverwaltung der Wohnungen abgelehnt und die Ver⸗ 
waltung an gemeinnützige Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften übertragen 


haben. Man macht mit der behördlichen Verwaltung von Wohnungen die 


gleichen Erfahrungen, wie faſt mit jeder andern behördlichen Arbeit: daß ſie 
teurer und unwirtſchaftlicher iſt als ſelbſt die Privatarbeit, weil das man⸗ 
gelnde Intereſſe der Beamten an der Wirtſchaftlichkeit ſowie der bureau⸗ 
kratiſche behördliche Apparat ein billiges Wirtſchaften unmöglich macht. 

Aber wichtiger als das iſt, daß innerhalb der Geminden eine großzügige 
Wohn- und Siedlungspolitik in abſehbarer Zeit gar nicht möglich iſt. Schon 


an dem Plan zur Erbauung von Bergarbeiterheimftätten wird das klar. Wo 


ſollten leiſtungsſchwache Gemeinden die Mittel hernehmen, um Bergarbeiter⸗ 


wohnungen zu bauen? Planmäßige Siedlungspolitik kann nur getrieben 


werden, wenn man die Siedlungstätigkeit nicht den einzelnen Gemeinden 


überläßt, ſondern ſie großzügig für das ganze Land organiſiert. Nun müſſen 


wir in Zukunft planmäßige Siedlungspolitik treiben, wenn wir wirtſchaftlich 


überhaupt wieder hochkommen wollen. Wir müſſen insbeſondere das platte 


Land ſtärker beſiedeln, um unſere ganz unzureichende landwirtſchaftliche Er⸗ 


zeugung zu ſteigern und wenigſtens für einen Teil jener Arbeitskräfte nütz⸗ 


liche Arbeit zu ſchaffen, die infolge des Kriegsausgangs in Induſtrie und 


Handel keine Exiſtenz mehr finden. Die Laſten, die aus dieſen Siedlungs⸗ 


aufgaben entſtehen, können aber nicht die leiſtungsſchwachen ländlichen Ge⸗ 


meinden tragen, ſondern die müſſen getragen werden vom ganzen Volk. 
Aus allen dieſen Gründen empfiehlt es ſich, nicht die politiſchen Gemeinden 


zu Trägern des Wohnungsweſens zu machen, ſondern für dieſen Zweck be⸗ 


ſondere Wirtſchaftskörper zu ſchaffen, Wirtſchaftskörper, die inner⸗ 


halb des politiſchen Staates beſtehen, denen der Staat alle mit dem Wohnungs⸗ 


weſen zuſammenhängenden Aufgaben überträgt und die ſich ausſchließlich mit 
der Löſung dieſer Aufgaben zu beſchäftigen haben. In ähnlicher Weiſe wird 
man ja auch bei der Sozialiſierung der verſchiedenſten Induſtrien verfahren 


müſſen; denn es iſt undenkbar, daß der politiſche Staat und die politiſchen 
0 Gemeinden ſpäter die geſamten vergeſellſchafteten Induſtriezweige zu leiten 
und zu 7 vermögen. Die Verfaſſung hat der vorausſichtlichen Ent⸗ 
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wicklung auch bereits Rechnung getragen, indem ſie in den Wirtſchaftsräten die 
wirtſchaftlichen Organiſationen vorſah, die innerhalb des politiſchen Staates 
und unter ſeinem Mandat jene Aufgaben erfüllen ſollen, die der politiſche 


Staat und die politiſchen Gemeinden ihrem ganzen Weſen nach a er⸗- 


füllen können. 

Einem umfangreichen Plan gur Vergeſellſchaftung des Wohnungsweſens 
hat der badiſche Landeswohnungsrat Dr. Hans Kamp ffmey er entworfen 
und der Stadtbaurat Dr. Wagner weiter ausgebaut. In ſeiner Schrift 
„Wohnungsnot und Heimſtättengeſetz“ (Heft 6 der Schriften zur Wohnungs⸗ 
frage, herausgegeben vom Badiſchen und Württembergiſchen Landeswohnungs⸗ 
verein, Braunſche Hofbuchdruckerei und Verlag in Karlsruhe) ſchlägt Kampff⸗ 
meyer die Bildung von Selbſtverwaltungskörperſchaften 
aus Mietern und Vermietern vor. Dieſe Selbſtverwaltungs⸗ 
körper ſollen mit dem Recht öffentlichrechtlicher Körperſchaften ausgeſtattet ſein 
und die Grundlage für die Vergeſellſchaftung des geſamten Wohnungsweſens 
bilden. Es ſoll ihnen zunächſt die Verwaltung aller vorhandenen Mietwoh⸗ 
nungen — ſoweit dieſe davon nicht ausdrücklich ausgenommen werden — und 
aller für den Wohnungsbau notwendigen Grundſtücke, ferner der Wohnungs⸗ 
bau, die Wohnungsfürſorge und Wohnungspflege übertragen werden. Zum 
Bau neuer Wohnungen, zur Vornahme von Sanierungen uſw. ſollen die Selbſt⸗ 
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verwaltungskörper Zuſchläge zu den Mieten für alle Wohnungen erheben 


können. Die Hausbeſitzer ſollen für den Fortfall ihrer Einnahmen aus den 


Mieten eine Entſchädigung bekommen. Zur Durchführung der Vergejel- 
ſchaftung ſollen die Selbſtverwaltungskörper das Recht erhalten, Wohnhäuſer 


zum Ertragswert, ſowie Bau⸗ und Siedlungsland zum wirtſchaftlichen 
Nutzungswert zu erwerben. Auf alle für den Wohnungsbau und für Sied⸗ 
lungszwecke notwendigen Grundſtücke ſollen ſie das Vorkaufsrecht haben, auch 
ſollen fie die Enteignung von Häuſern und Grundſtücken betreiben können, ſo⸗ 
fern dies zur Durchführung ihrer Aufgaben notwendig iſt. 

Nach den Vorſchlägen von Stadtbaurat Dr. Wagner ſollen ſich die Selbſt⸗ 
verwaltungskörper etwa wie folgt aufbauen: Die unterſte organiſierte Einheit 
ſoll die aus etwa 1000 Wohnungen beſtehende Heimſtätte ſein. Sie ſoll 
die Wohnungen verwalten und inſtandhalten, die Mieten einziehen und für die 
übergeordneten Verbände die Mittel zur Erledigung der Siedlungsaufgaben 
aufbringen. Die einzelnen Heimſtätten ſollen ſich zuſammenſchließen zu 
Heimſtättengemeinſchaften, aus denen wieder der Heimſtätten⸗ 
Ortsverband zu bilden iſt. Der Heimſtätten⸗Ortsverband ſoll Laſten⸗ 
träger für die engeren Siedlungsaufgaben jeder Gemeinde, jeder Stadt und 
jedes Gemeindeverbandes fein. Ihm ſoll insbeſondere die Sanierung un⸗ 
brauchbarer Wohnviertel und der Neubau ſtädtiſcher Wohnungen obliegen. 
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Ueber ihm joll der Heimſtätten⸗ Provinzialverband ſtehen. Er 


ſoll ber Laſtenträger für die engeren Siedlungsaufgaben der Provinz ſein. 


Seine Aufgabe ſoll die Pflege des ländlichen Siedlungsweſens, insbeſondere 


der Neubau ländlicher und kleinſtädtiſcher Siedlungen ſein. Die Spitze ſoll 
der Heimſtätten⸗Landesverband bilden. Er ſoll Laſtenträger für 


die Landesaufgaben auf dem Gebiete des Siedlungsweſens fein und ein Hoheits⸗ / 


umlagerecht über die ihm nachorganiſierten Verbände beſitzen. Seine Auf⸗ 
gabe ſoll ſein: die Aufſicht über das geſamte Heimſtättenweſen, Laſtenausgleich 
und Finanzierung, wiſſenſchaftliche und praktiſche Förderung des ee 
Siedlungsweſens. 

Ich halte die Verwirklichung dieſes Organiſationsplanes für durchaus 
erſtrebenswert. Mit ſeiner Verwirklichung kommen wir am beſten aus den 
großen Schwierigkeiten heraus, in die uns die privatkapitaliſtiſche Wirt⸗ 


* 
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ſchaftsweiſe und beſonders der Krieg auf dem Gebiete des Wohnungsweſens 
gebracht hat. Es würde damit die allmähliche Vergeſellſchaftung 


des geſamten Wohn ungsweſens in die Wege geleitet. Die Auf⸗ 


bringung der Mittel zum Bau neuer Wohnungen, zur Sanierung alter Stadt⸗ 


viertel und zur Löſung aller andern Siedlungsaufgaben — insbeſondere auch 


zur Umgruppierung unſerer in Handel und Induſtrie exiſtenzlos gewordenen 


Bevölkerung — würde damit am beſten erreicht. Die Uebernahme der ſtädtiſchen 
Mietshäuſer in die Verwaltung von Selbſtverwaltungskörpern wäre zur end⸗ 
gültigen Vergeſellſchaftung des Wohnungsweſens der erſte Schritt. Durch 
Ausübung ihres Vorkaufs⸗ und Enteignungsrechts und durch den Bau neuer 
Wohnungen würden die Selbſtverwaltungskörper in immer größerem Umfange 
Beſitzer von Wohnungen. Damit würde die Organiſation geſchaffen und ge⸗ 
ſtärkt, die ſchließlich auch das Eigentum aller zunächſt noch im Beſitz der Haus⸗ 
eigentümer verbleibenden Miethäuſer auf die Geſellſchaft übernehmen könnte, 


| jo daß in abſehbarer Zeit auf organiſchem Wege ohne nennenswerte Schädi⸗ 


gung berechtigter Intereſſen die Vergeſellſchaftung des Wohn⸗ und Siedlungs⸗ 
weſens erreicht würde. 

Mit der Vergeſellſchaftung des Wohnungsweſens Hand in Hand bezie⸗ 
hungsweiſe ihr voraufgehen muß die Sozialiſierung des Bau⸗ 
gewerbes und der Bauſtoffinduſtrie, um das Bauen durch die 
Ausſchaltung des heute beſonders ſchlimmen Bauſtoffwuchers und der hohen 
Unternehmergewinne ſowie durch die Steigerung der Arbeitsergiebigkeit zu 


verbilligen. Das Bauen iſt heute ſchon in hohem Maße eine öffentliche Anz 


t 


gelegenheit, weil faſt nur noch mit öffentlichen Mitteln gebaut werden kann, 
und ſie wird es in Zukunft erſt recht. Es geht nicht an, daß öffentliche 
Mittel zur Bereicherung privater Unternehmer, Fabrikanten, Wucherer und 
Schieber dienen. 

Von dieſen Geſichtspunkten aus ſchlage ich vor, dem zukünftigen Partei⸗ 
programm folgende Forderungen einzufügen: | 

Regelung des Wohn⸗ und Siedlungsweſens durch das Reich. 

Bekümpfung der Wohnungsnot und des Wohnungselends durch För⸗ 
derung einer planmäßigen und tatkräftigen Siedlungspolitik mit beſonderer 

Berückſichtigung des ländlichen Siedlungsweſens. 

Vergeſellſchaftung des Wohnungsweſens durch Ueberführung der vor⸗ 
handenen Mietwohnungen und aller für den Wohnungsbau notwendigen 
Grundſtücke in die Verwaltung und den Beſitz von Heimſtätten und Heim⸗ 
ſtättenverbänden; Ausſtattung dieſer Verbände mit dem Recht öffentlich⸗ 
rechtlicher Körperſchaften und Uebertragung aller Aufgaben auf dem Gebiete 
des Wohnungs⸗ und Siedlungsweſens auf ſie. 

Förderung einer geſunden Verkehrspolitik. 

Syozialiſierung des Baugewerbes und der Bauſtoffinduſtrie. 

Dieſe Forderungen bedeuten allerdings einen Bruch mit der Entſchließung 
von Lübeck, die die politiſche Gemeinde zur Trägerin der Wohnungs wirt⸗ 


5 ſchaft und den politiſchen Staat zum Träger der Wohnungs aufſicht 
machen wollte. Aber ſie bedeuten nicht einen Bruch in der Richtung zu unſerm 


ſozialiſtiſchen Endziel, zur Verwirklichung unſeres heutigen Programms, das 
in ſeinem grundſätzlichen Teil nicht den engen Begriff der Kommunaliſierung, 


1 ſondern nur den weiten Begriff der Vergeſellſchaftung kennt. Sie 


bedeuten ſachlich einen Fortſchritt, der ſich gegenüber den gänzlich veränderten 
Verhältniſſen im Jahce 1901 als nötig erweiſt. Ich ſehe keinen beſſeren Weg, 


um aus der heutigen Wohnungsnot und aus unſerem Wohnungselend uni 


zukommen. 


Sur 
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Arbeiterſchutz. Ra 


Von Guſtav Hod- Hanau. 

Das Erfurter Programm fordert zum Schutze der Arbeiterklaſſe zunächſt: 

1. Eine wirkſame nationale und internationale Arbeiterſchutzgeſetzgebung 
auf folgender Grundlage: 

a) Feſtſetzung eines höchſtens acht Stunden betragenden Normal⸗ 
arbeitstages. 

b) Verbot der Erwerbsarbeit für Kinder unter 14 Jahren. 

c) Verbot der Nachtarbeit, außer für ſolche Induſtriezweige, die ihrer 
Natur nach aus techniſchen Gründen oder aus Gründen der öffent⸗ 
lichen Wohlfahrt Nachtarbeit erheiſchen. 

d) Eine ununterbrochene Ruhepauſe von mindeſtens 36 Stunden in 
jeder Woche für jeden Arbeiter. N 

e) Verbot des Truckſyſtems. 

2. Ueberwachung aller gewerblichen Betriebe, Erforſchung und Regelung 
der Arbeitsverhältniſſe in Stadt und Land durch ein Reichsarbeitsamt, 
Bezirfsarbeitsämter und Arbeitskammern. Durchgreifende gewerbliche 
Hygiene. 

3. Rechtliche Gleichſtellung der landwirtſchaftlichen Arbeiter und Dienſt⸗ 
boten mit den gewerblichen Arbeitern; Beſeitigung ber Geſinde⸗ 
ordnungen. 

4. Sicherſtellung des Koalitionsrechtes. 

5. Uebernahme der geſamten Arbeiterverſicherung durch das Reich mit maß⸗ 
gebender Mitwirkung der Arbeiter an der Verwaltung. 


* * 
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Das Ziel des Arbeiterſchutzes iſt: 

jedem Arbeiter, auf Grund ſeiner Arbeit, ein menſchenwürdiges Leben zu 

ſichern. 

Wie weit ſind wir noch von dieſem Ziele entfernt! Wie viele Arbeiter 
leiden noch, wo unerträgliche Lohn- und Arbeitsverhältniſſe ihnen Menſchen⸗ 
würde und Menſchenglück ſchmälern! 

Und noch mehr. Alle Welt ſtimmt darin überein, daß wir in der jetzigen 
furchtbaren Not unſeres Volkes nur dann unſere Lebensbedingungen allmählich 
verbeſſern können, wenn wir den Ertrag unſerer Arbeit fteigern. Eine ſolche 
Steigerung iſt unmöglich, ſolange die Arbeiter nicht ein menſchenwürdiges 
Leben führen. Daher müſſen wir bei der neuerlichen Feſtſtellung unſerer Par⸗ 
teigrundſätze einen ausreichenden Arbeiterſchutz fordern mit Rückſicht ſowohl 
auf den Menſchen im Arbeiter, als auch auf den Wiederaufbau unſeres Wirt⸗ 
ſchaftslebens. Wir müſſen an die Spitze unſerer Arbeiterſchutzforderungen 
ſetzen: ö 
Wer ſeine Arbeitskraft in den Dienſt der Geſamtheit ſtellt, fol men⸗ 

ſchenwürdig leben können. 1 

Anſpruch auf den Arbeiterſchutz hat die geſamte Ar⸗“ 
beiterſchaft. Dazu gehören alle, die auf die Verwertung ihrer 
eigenen Arbeitskraft angewieſen ſind: die Werkſtättenarbeiter und Heim 
arbeiter, die Bergleute und Schiffer, die Arbeiter in der Landwirtſchaft, in den 
Gewerben, im Handel und im Verkehr, in den ſogenannten freien Berufen und 
in der Hauswirtſchaft; die gelernten und ungelernten Arbeiter; die Hand. 
arbeiter und Kopfarbeiter; die Angeſtellten und Beamten, Künſtler und Forſcher; 


CHEN 

Männer und Frauen; Erwachſene und Kinder. Sie ale — kurz Arbeiter 
genannt — ſind einer unerträglichen Ausbeutung durch ihre Arbeitsherren 
ausgeſetzt und bedürfen des Schutzes gegen die Wirkungen der Ausbeutung. 
Zu regeln hat der Arbeiterſchutz die Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe, ſoweit 


dies nicht durch Tarifverträge geſchehen iſt. 


1. Der Arbeitslohn muß unter allen Umſtänden zu einem angemeſſenen 
Lebensunterhalt des Arbeiters und ſeiner Angehörigen ausreichen. Dies gilt 
nicht nur, ſolange der Arbeiter in Arbeit ſteht, ſondern auch für die Zeit ſeiner 
Arbeitsloſigkeit. Ueberdies müſſen nach ſeinem Tode ſeine bedürf⸗ 


tigen Hinterbliebenen genügend verſorgt werden. 


Den letzten Forderungen entſprechen nicht die Geſetze über die Ar» 
beiterverſicherung. Ihre Leiſtungen hängen nicht oder nicht ge⸗ 
nügend von der Bedürftigkeit des Arbeiters und ſeiner Angehörigen, ſondern in 


erſter Linie davon ab, welche Verſicherung zu leiſten iſt, und wie viel für den 


Verſicherten in die Verſicherung eingezahlt worden iſt. Wird jemand durch 
eine Krankheit oder durch Alter arbeitsunfähig, dann erhält er unter Um⸗ 


ſtänden eine geringere Rente, als wenn er durch einen Betriebsunfall in den 


gleichen Zuſtand verſetzt worden wäre. Und: einem Familienvater, der in 


jungen Jahren durch Krankheit ſeine Arbeitsfähigkeit eingebüßt hat, 


ſteht eine geringere Rente zu, als wenn ihn das Unglück mehrere Jahre ſpäter 
ereilt hätte. 
Um derartige Unſinnigkeiten zu beſeitigen, müſſen wir die Arbeiterver⸗ 


ſicherung durch eine allgemeine Arbeiterfürſorge erſetzen, die ſich in gleicher 


Weiſe auf alle Fälle der Bedürftigkeit erſtreckt und ihnen Rechnung trägt ent⸗ 
ſprechend dem früheren Verdienſt des Arbeiters. Die Koſten können wir durch 
einen Zuſchlag zur Einkommenſteuer decken, jo daß wir während unſerer Ar» 
beitsfähigkeit die Mittel gleichſam vorauszahlen, die dereinſt, wenn wir nicht 
mehr arbeiten können, zu unſecer Verſorgung notwendig ſind. Werden wir 
arbeitsunfähig, dann nehmen wir die gleiche Hilfe in Anſpruch, die wir, ſo⸗ 
lange wir arbeiten konnten, den Arbeitsunfähigen geleiſtet haben: Der 


Segen der gegenſeitigen Hilfe. 


2. Arbeitsverhältniſſe. Wir müſſen die Arbeitskraft jedes einzelnen mehr 
und mehr ſteigern und ſie dann möglichſt lange auf der Höhe halten. Ein 
koſtenloſer, einheitlicher Arbeits nachweis muß ſich über 
das ganze Reich erſtrecken und alles tun, damit jeder in die Stelle kommt, 
wo er ſich am beſten bewährt. 

Vom erſten bis zum letzten Tage der Arbeit ſind die Arbeiter plan- 
mäßig über den Zweck und über das Weſen ihrer Arbeit zu 
unterrichten, über alles, was für die beſte Verrichtung ihrer Arbeit 


wichtig iſt, insbeſondere über die Roh⸗ und Hilfsſtoffe, über die Arbeitsmittel, 


mit denen ſie zu arbeiten haben, über die bisherigen Erfahrungen bei der 
Arbeit und über die Maßnahmen dagegen. Die Arbeit muß ſo eingeteilt ſein, 
und die Arbeiter müſſen Zeit und Gelegenheit zur Erholung 


und Erfriſchung haben, daß’ fie ſtets mit höchſter Kraft ihr Tagewerk 


beginnen können. Entſteht Streit über das Arbeitsverhältnis, 
dann muß ein Gericht, in das die Arbeiter ihre Vertrauens⸗ 
leute entſenden, ſchnell und koſtenlos entſcheiden. Selbſt 
der letzte Arbeiter muß Befriedigung und Freude an ſeiner Arbeit haben. 
Welche Schutzmaßnahmen im Einzelfall notwendig ſind, hängt zu einem 
weſentlichen Teil von den Verhältniſſen ab, in denen der Arbeiter lebt und 


arbeitet. So genügt es z. B. nicht, daß allgemein eine beſtimmte Dauer der 


Arbeit — 8 Stunden — vorgeſchrieben wird. Die Arbeit kann ſo aufreibend, 
oder der Arbeiter kann infolge ſeiner Jugend, durch ſeine ungenügende Er⸗ 
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nährung uſw. ſo wenig widerſtandsfähig ſein, daß die Dauer der Arbeit noch 
weiter verkürzt werden muß. 

Die Geſetzgebung hat ſich bisher bemüht, für möglichſt viele Einzelfälle die 
erforderlichen Schutzvorſchriften zu erlaſſen. Dazu war eine ſo genaue Kennt⸗ 
nis der verſchiedenen Arbeitsverhältniſſe erforderlich, daß die Geſetzgebung 
erſt umſtändliche und langwierige Unterſuchungen vornehmen mußte. Sie 
konnte — ſchon aus dieſem Grunde — nicht ſchnell und nicht entſchieden 
genug eingreifen. Immer neue Mißſtände traten hervor, die Vor⸗ 
arbeiten für die Geſetzgebung häuften ſich; und wenn ein Geſetz endlich 
fertig war, blieben Lücken, die wiederum neue Unterſuchungen und neue Vor⸗ 
ſchriften notwendig machten. Die Reihe der Sondergeſetze wurde 
immer länger, dennoch wurden die Klagen über die Mängel des Arbeiter⸗ 
ſchutzes immer allgemeiner. Schließlich drohte die Gefahr, daß ſich kein Menſch 
mehr in dem Gewirre der Arbeiterſchutzbeſtimmungen zurechtfinden konnte. 

Jetzt muß der Arbeiterſchutz viel nachorücklicher als bisher in das Wirt⸗ 
ſchaftsleben eingreifen. Dementſprechend würden wir das Durcheinander ver⸗ 
ſchlimmern, wenn wir bei dem bisherigen Verfahren blieben. Das zwingt 
uns, die Geſetzgebung auf ihre eigentliche Aufgabe zu beſchränken: das Ge⸗ 
biet des Arbeiterſchutzes, ſeine Ziele und die Wege dazu allgemein feſtzulegen 
und das Verfahren zu beſtimmen, in dem die Verwaltung die Einzelheiten 
durchführt. Dieſe Vorſchriften find erſchöpfend und überſichtlich 
zu einem beſonderen Arbeiterſchutzgeſetz zuſammenzufaſſen. 

Freilich ſetzt dies eine gründliche Aenderung der Verwaltung 
voraus. Bis zur Revolution lag die Verwaltung faſt ganz in den Händen ber 
Beamtenſchaft und der beſitzenden Klaſſe. In einem wirklichen Volksſtaate 
muß auch für die Verwaltung die große Maſſe des Volkes maßgebend ſein. 
Die Durchführung des Arbeiterſchutzes muß Sache derer ſein, um deren Wohl 
und Wehe es ſich handelt: muß Sache der Arbeiter ſein. 


Gegen dieſe Forderung wenden ſich die Vertreter des kapitaliſtiſchen 1 


Arbeiterſchutzes, die zwar auch den Arbeitern ein menſchenwürdiges 
Leben ſichern wollen, aber „ſelbſtverſtändlich“ innerhalb der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaftsordnung, ſo daß der Betriebseigentümer zugleich der Betriebsherr 
iſt und nach ſeinem Gutdünken das letzte Wort über die Lohn- und Arbeits⸗ 
bedingungen in ſeinem Betriebe ſpricht, wenn er auch vorher mit den Arbeitern 
über ihre Forderungen verhandeln und eine Verſtändigung herbeizuführen 
ſuchen ſoll. Das äußerſte Zugeſtändnis des kapitaliſtiſchen Arbeiterſchutzes 
iſt, daß eine „unbeteiligte“ Stelle die Streitfragen zwiſchen dem Betriebseißent⸗ 
tümer und ſeinen Arbeitern entſcheide. 

Weshalb dieſer Widerſtand gegen das Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht der Arbeiter bei der Arbeit? Weil die kapitaliſtiſche Wirtſchafts⸗ 
ordnung dacauf beruht, daß der Betriebseigentümer einen möglichſt großen 
Unternehmergewinn aus ſeinem Betriebe zieht. Die Arbeiter aber werden ihr 


Selbftbeſtimmungsrecht zu ihrem eigenen Nutzen und nicht für einen möglichſt 


großen Unternehmergewinn des Betriebseigentümers ausüben. 7 
Arbeitet der Betriebseigentümer mit, z. B. als Leiter des Betriebs, dann 
ſteht ihm, wie jedem andern, der eine ſolche Arbeit verrichtet, ein angemeſſenen 
Lohn zu. Kein vernünftiger Arbeiter wird ihm das beſtreiten. Iſt der Be⸗ 
triebseigentümer nicht arbeitsfähig, ſo iſt ſeine angemeſſene Verſorgung ebenſo 
ſelbſtverſtändlich. Er hat alſo die gleichen Rechte wie jeder andere. 
Aber ein weiteres Recht, ein Vorrecht vor den andern, iſt jetzt nicht mehrt 
erträglich. In einer Zeit, wo alle hungern, und wir unſere gemeinſame Not 
nur in dem Maße verringern können, wie der Ertrag unſerer gemeinſamen 


Arbeit wächſt, kann niemand mehr als einen angemeſſenen Arbeitslohn ver⸗ 4 


e 


langen. Das hieße ja, wen andern zumuten, noch mehr zu hungern, damit die 


Betriebseigentümer im Ueberfluß leben könnten. — Erſt recht nicht kann einen 


Unternehmergewinn derjenige Betriebseigentümer beanſpruchen, der nicht 
arbeiten, ſondern ganz von jenem Gewinn leben will. Wer keinen Anteil an 
der gemeinſamen Arbeit hat, wer alſo nicht durch ſeine Arbeit zu dem Ertrag 
der gemeinſamen Arbeit beiträgt, kann jetzt auch keinen Anteil an dem Ertrage 
haben. Der Grundſatz: wer arbeitet, muß auch eſſen, findet 
feine unentbehrliche Ergänzung darin: wer nicht arbeitet, joll 
auch nicht eſſen. 

Können wir aber verlangen, daß der Betriebseigentümer ſeinen Betrieb 
den Arbeitern zur Arbeit überläßt, wenn er davon keinen Nutzen hat? In der 


jetzigen gemeinſamen Not muß jeder beiſteuern, was er vermag. Ein Forſcher, 
der ein neues, wertvolles Arbeitsverfahren entdeckt; ein Betriebsleiter, der 


einen ſtillgelegten Betrieb beſſer als zuvor wieder aufbaut; ein anderer Ar⸗ 


beiter, dem ein wichtiger Fortſchritt gelingt: geben ſie alle nicht mehr zur ge⸗ 


meinſamen Arbeit, als ein Betriebseigentümer mit ſeinem Betrieb, der, ohne 
die Arbeit der Arbeiter, nur einen verſchwindend geringen Wert hat? Zudem 


trägt die Hingabe ſeines Betriebes dazu bei, daß unſer Wirtſchaftsleben wie⸗ 


der geſundet, daß wir nicht verhungern, ſondern uns in menſchenwürdige Ver⸗ 
hältniſſe emporarbeiten. Das iſt ein gar nicht hoch genug anzuſchlagender 
Nutzen für uns alle, alſo auch für den Betriebseigentümer. 

Nach kapitaliſtiſcher Auffaſſung iſt jedoch unter allen Umſtänden der Be⸗ 
triebseigentümer als Betriebsherr unentbehrlich, weil die Arbeiter unfähig 
ſeien, ihre Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe ſo zu regeln, wie es das Wohl der 
Geſamtheit erfordert: Die Arbeiter würden, wenn ſie allein darüber ent⸗ 
ſcheiden, ihren Arbeitslohn auf das höchſte treiben, ihre Arbeitsleiſtung auf 


das geringſte herabſetzen, und ſo in kurzer Zeit die Geſamtheit vollends zu⸗ 
grunde richten. 


Wäre das richtig, dann wäre das allgemeine, gleiche Wahlrecht für die Ge⸗ 
ſetzgebung ſchon längſt der Untergang der Geſamtheit geworden. Die Arbeiter 
bilden die große Mehrheit des Volkes. Wären die Arbeiter ſo unvernünftig, 
jo müßte ſich ihre Unvernunft auch bei den Wahlen für die Geſetzgebung zei⸗ 
gen. In der Tat haben die rückſichtsloſeſten Vertreter des Kapitalismus das 


allgemeine, gleiche Wahlrecht bekämpft und bis zur Revolution dem Reichstag 


nur einen unweſentlichen Einfluß auf die Geſetzgebung und Verwaltung ge⸗ 
laſſen. Dieſe Rechtloſigkeit unſeres Volkes hat aber nicht der Geſamtheit ge⸗ 
nützt, ſondern im Gegenteil zum Zuſammenbruch unſeres Volkes beigetragen. 
Die erſte Vorausſetzung für den Beginn eines neuen politiſchen Lebens iſt 
denn auch, daß das Volk ſelbſt ſein Geſchick in die Hand nimmt und Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung leitet. 

Genau ſo verhält es ſich mit unſerem Wirtſchaftsleben. Auch hier iſt die 


Unterdrückung der Arbeiter unmöglich geworden. Daß wir all unſere Kräfte 


entfalten und ſie freudig für die ſegensreiche Entwicklung unſerer gemein⸗ 
ſamen Wirtſchaft einſetzen, können nicht die Befehle der Betriebsherren er⸗ 
zwingen, das hängt von der Verſtändigkeit und dem guten Willen des ge⸗ 
ſamten arbeitenden Volkes ab. Wäre unſer Volk nicht einer ſolchen Verſtändig⸗ 
keit und eines ſolchen guten Willens fähig, dann bliebe uns kein Ausweg aus 
dem jetzigen Elend; wir müßten untergehen. Das iſt das Ergebnis des kapi⸗ 
taliſtiſchen Arbeiterſchutzes. 

Der ſozialiſtiſche Arbeiterſchutz geht von dem Vertrauen zu dem guten 


Kern unſeres Volkes aus und iſt von dieſem Vertrauen jetzt mehr als je er⸗ 
füllt. Er verkennt freilich nicht die furchtbaren Folgen des Krieges auch auf 
das Gemütsleben unſeres Volkes. Aber unſer Volk hat ſich ſchon oft, ſelbſt 


> 
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in den ſchwierigſten Verhältniſſen, bewährt; der aufmerkſame Beobachter kann En 


erkennen, daß ſich auch jetzt unſer Volk wieder erholt, daß ſich Verſtändigkeit 
und guter Wille allmählich wieder Bahn brechen. Deshalb muß ohne 
Verzug mit der alten Vergewaltigung unſeres Volkes aufgeräumt werden. 
Jeder Widerſtand gegen das Selbſtbeſtimmungsrecht der Arbeiter bei 
ihrer Arbeit erfüllt ſie von neuem mit Mißtrauen und lähmt ihre Arbeits⸗ 
freudigkeit und Arbeitskraft. Deshalb iſt der erſte Schritt vorwärts in eine 
glückliche Zukunft unſeres Volkes zugleich die erſte wirkliche Arbeiterſchutz⸗ 
maßnahme: die Selbſtbeſtimmung der Arbeiter bei ihrer 
Arbeit, die Entſcheidung der Arbeiter über die Lohn⸗ 
und Arbeitsbebingungen. Erſt wenn dies erreicht iſt, weiß der 
Arbeiter, daß ſeine Arbeit ihm ſelbſt zum vollen Segen gereicht; erſt dann 
kann und wird er gerne ſeine ganze Kraft in der gemeinſamen Arbeit ein⸗ 
ſetzen. 5 

Das geſamte arbeitende Volk muß unſere Wirtſchaft von neuem aufbauen. 
Daher müſſen auch die Mittel, die die Betriebseigentümer als ihre Gewinne 
zur Verbeſſerung ihrer Betriebe beanſpruchen, jetzt an die Ge⸗ 
ſamtheit fallen. Dieſe Forderung des Wiederaufbaues kann nicht dem Ermeſſen 
der Betriebseigentümer überlaſſen ſein; die Geſamtheit muß ſie planmäßig 
nach den Bedürfniſſen des ganzen Wirtſchaftslebens durchführen. 

Die Arbeiter der einzelnen Betriebe ſind bereits in den Betriebsräten zu⸗ 
fammengefaßt. Das Betriebs rätegeſetz iſt fo zu verbeſſern, 
daß es ſich auf alle Arbeiter in gleicher Weiſe erſtreckt und den Bezirksräten 
die endgültige Entſcheidung über den Arbeiterſchutz in den einzelnen Be⸗ 
trieben überträgt. Den Betriebsräten müſſen ſich die Betriebsarbeiterräte 
anſchließen, und ihnen der Reichsarbeiterrat, damit, unter Führung der Ge⸗ 
werkſchaften, für immer weitere Gebiete, ſoweit die Verhältniſſe gleichmäßig 
ſind, gleichmäßige Schutzmaßnahmen vereinbart werden. Alle derartige Maß⸗ 
nahmen müſſen, im Gegenſatz zu früher, aus den Erfahrungen der einzelnen 
Betriebe herauswachſen, und nicht von oben, vom grünen Tiſch, vorgeſchriebe 
werden. N 

Dann wird es leichter als bisher auch zu einem gemeinſamen Vor⸗ 
gehen der verſchiedenen Staaten auf dieſem Gebiete kommen. 
Je erfolgreicher jeder Staat ſeinen Arbeiterſchutz verbeſſert, um ſo fruchtbarer 
für alle Staaten wird ein Austauſch der Erfahrungen. 

Die Durchführung des Arbeiterſchutzes durch die Betriebs-, Bezirks⸗ 
arbeiterräte und den Reichsarbeiterrat macht die vielen Sondereinrichtungen, 
die bisher als Notbehelfe geſchaffen worden ſind, überflüſſig oder ermöglicht 
ihre Angliederung an die Arbeiterräte. 5 8 W 

In der Arbeiterverſorgung wird entbehrlich die große Zahl von Kranken⸗ 
kaſſen, von Berufsgenoſſenſchaften der Unfallverſicherung, von Verſicherungs⸗ 
anſtalten der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung, einſchließlich 
der Angeſtelltenverſicherung, und von den extra noch geplanten Ein⸗ 
richtungen für die Arbeitsloſenverſicherung. Da die Mittel für die 
geſamte Arbeiterverſorgung durch einen Zuſchlag zu den Reichsſteuern 
aufgebracht werden, bedarf es keiner Beitragserhebeſtellen, keines Beitragserhebe⸗ 


verfahrens. Für die Zuweiſung der Aerzte, Hebammen uſw., für die Liefe⸗ 4 


rung der Heilmittel und für die Auszahlungen genügt in jedem Bezirk eine 
Stelle, die dieſe Geſchäfte für alle Zweige der Arbeiterfürſorge erledigt. Dabei 
wird der Bezirk ſo abgegrenzt, daß die Stellen im Zuſammenhang mit den Be⸗ 
triebsräten ihres Bezirks ſtehen, und jeder Arbeiter des Bezirks ſie leicht er⸗ 


reichen kann. Sie unterſtehen den Arbeiterräten und bleiben ſtets in engſter 1 


Fühlung mit ihnen. 
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Von den Arbeiterräten gehen dann auch aus alle Einrichtungen, die Ar⸗ 
beitsverhältniſſe zu erforſchen, Verbeſſerungen vorzubereiten, 
Leben und Geſundheit der Arbeiter bei ihrer Arbeit zu ſchützen, die Betriebe 
regelmäßig zu beſichtigen; ferner die Lebensmittelverhältniſſe und die Lebens⸗ 

mittelpreiſe feſtzuſtellen, um ihnen die Arbeitslöhne anzupaſſen: ebenſo alle 
Einrichtungen, einen leiſtungsfähigen Arbeiternachwuchs heranzubilden und 
die erwachſenen Arbeiter weiter auszubilden. 


Hier muß die Stätte der Arbeitsvermittlung ſein. Den Arbeitsloſen 


müſſen wir von allem dadurch helfen, daß wir ihnen angemeſſene, lohnende 

Arbeit zuweiſen, wenn auch in einem andern Erwerbszweige oder Bezirke. 
Nur, ſoweit dies ſelbſt unter großen Opfern im Augenblick nicht möglich iſt, 
dürfen wir ſie mit einer Unterſtützung abfinden; die muß dann aber auch 
wirklich genügend ſein. 

Endlich kommen hier die Arbeitsgerichte in Betracht. Die als Beiſitzer 
gewählten Arbeitervertreter finden hier die nötige Stütze und Aufklärung 
über die maßgebenden Geſetze und Verträge. 

Welche Einzelforderungen wir in unſern Parteigrundſätzen 
beſonders anführen ſollen, iſt eine reine Zweckmäßigkeitsfrage, da es unmöglich 


iſt, auch nur alle wichtigeren Forderungen zu bringen; ſchon ihre Zahl iſt 


unüberſehbar. 
d Von den bisherigen Forderungen iſt die erſte unter 1a, Feſt⸗ 
ſetzung des Achtſtundentages, überholt. Wohl aber erſcheint es angebracht, die 
Notwendigkeit des Achtſtundentages auch fernerhin zu betonen und zu ver— 
langen, daß beſondere Schwierigkeiten der Arbeit eine weitere Herabſetzung 
der Arbeitszeit bewirken. Auch kann das, was ſich eigentlich von ſelbſt verſteht, 
hinzugefügt werden, daß der Achtſtundentag ſachgemäß den Verhältniſſen der 
einzelnen Betriebszweige anzupaſſen iſt. — Dagegen ſind die Forderungen 
1c, d, e, 3 und 4: Verbot der Nachtarbeit, 36ſtündige Ruhezeit, Verbot des 
Truckſyſtems, rechtliche Gleichſtellung aller Arbeiter und Koalitionsrecht nicht 
mehr beſonders zu erwähnen. 

Mit der Erwerbsarbeit der Kinder ſteht es in manchen Ge⸗ 
genden noch ſchlecht. Daher iſt die Forderung unter 1b in ecweiterter Faſſung 
zu übernehmen. 

Die Forderung 2 nach Arbeitsämtern iſt zu erſetzen durch die Forderung 
nach Betriebsräten, ebenſo iſt die 5. Forderung bezüglich der Acbeiter⸗ 
verſicherung erledigt durch die Forderung, daß die Arbeiterfürſorge durchgeführt 
werde. Dafür kämen einige andere Forderungen in Betracht, die ich dem 
jetzt folgenden Vorſchlage hinzufüge. 
Ich empfehle r unſere Parteigrundſätze eg Abſchnitt über 
Arbeiterſchutz 
N | Zum Schutze F Arbeiter und zum Wiederaufbau unſerer Wirtſchaft 
verlangen wir einen wirkſamen Arbeiterſchutz, deſſen Ziel es iſt, allen 


einem angemeſſenen Lebensunterhalt ausreichen. Für die Zeit beſonderer 
Not wie Arbeitsloſigkeit, Krankheit, völlige oder teilweiſe Arbeitsunfähigkeit 
iſt eine genügende Fürſorge zu treffen. Die Arbeitskraft und die Arbeits⸗ 
freude jedes einzelnen iſt mehr und mehr zu ſteigern und dann möglichſt 
lange auf der Höhe zu halten. 

Zur Durchführung dieſer in einem beſonderen Reichsgeſetz feſtzu⸗ 
legenden Grundſätze, und ſoweit Tarifverträge beſtehen, zu ihrer 
Durchführung, ſind Arbeiterräte für die einzelnen Betriebe, Wirt⸗ 
ſchaftsbezirke und ein Arbeiterrat für das ganze Reich zu bilden. Sie haben 
auf ihrem Gebiete im Einvernehmen mit den Gewerkſchaften endgültig zu 


W 


Arbeitern ein menſchenwürdiges Leben zu ſichern. Der Arbeitslohn muß zu 


e 


entſcheiden und die Einrichtungen zu ſchaffen für Hilfe bei beſonderer Not, 


für die Erforſchung der Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe, für die Beſichtigung ; 
der Betriebe, für die Ausbildung der Arbeiter, für die Arbeitsvermittlung, 1 


für die Arbeitsgerichte. 

Insbeſondere tft: 

1. der Achtſtundentag den Verhältniſſen der einzelnen Betriebszweige 
anzupaſſen und die Arbeitszeit, wo wichtige Gründe es erfordern, 
noch weiter herabzuſetzen; 

2. jedem Arbeiter nach einer Beſchäftigung von einem Jahre alljährlich 
ein Urlaub von weneſteeng einer Woche zu gewähren unter Zahlung 
des vollen Lohnes; 

3. ein Mindeſtbetrag des Arbeitslohnes feſtzuſetzen und jedes Viertel⸗ 
jahr zu erhöhen, wenn inzwiſchen die Lebenshaltung teurer ge⸗ 
worden iſt; 

jede Erwerbsarbeit ſchulpflichtiger Kinder zu unterſagen; 

für ſichtbar ſchwangere Arbeiterinnen nur leichte Arbeit zu geſtatten; 
Wöchnerinnen dürfen erſt acht Wochen nach ihrer Niederkunft wieder 
beſchäftigt werden; für dieſe acht Wochen und für zehn Wochen vor 
der Entbindung iſt ihnen der Ausfall an Arbeitslohn zu erſetzen. 

Zur Förderung des Arbeiterſchutzes iſt mit den andern Staaten eine 

Verſtündigung über die Frage des Arbeiterſchutzes zu erſtreben. 
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Der Aufbau der Organiſation zur Wahr: 
nehmung der ſozialen und wirtſchaftlichen 
Intereſſen der Arbeiter. 


Von Robert Schmidt. 


Im Erfurter Programm der ſozialiſtiſchen Partei wird zum Sduke der 
Arbeiterklaſſe verlangt: 


„Ueberwachung aller gewerblichen Betriebe, Erforſchung und Regelung 1 


der Arbeitsverhältniſſe in Stadt und Land durch ein Reichs arbeitsamt, 
Bezirksarbeitsämter und Arbeitskammern.“ 

In der gewerkſchaftlichen Propaganda trat neben dieſen Forderungen 
die für den Betrieb obligatoriſche Errichtung von Arbeiterausſchüſſen in den 
Vordergrund; ſie ſind, als die Reform der Gewerbeordnung im Reichstag zur 
Erörterung ſtand, mit Nachdruck von der ſozialdemokratiſchen Fraktion ver⸗ 
treten worden. Für ein Reichsarbeitsamt fand ſich lange vor dem Kriege im 


Reichstag eine Mehrheit, da auch vom Zentrum und von der freiſinnigen 4 


Volkspartei dieſer ſozialdemokratiſchen Forderung beigepflichtet wurde. Dem 
Reichstage lagen wiederholt dahingehende Wünſche als Initiativanträge vor. 


Wie die Verwirklichung des organiſatoriſchen Aufbaus gedacht war, wie 


ihn das ſozialdemokratiſche Programm vorſchrieb, darüber gibt am beſten 
der Arbeiterſchutzgeſetzentwurf unſerer Fraktion vom Jahre 1890 Auskunft. 


Den unteren Aufbau ſollten die für Bezirke einzuſetzenden Arbeitskammern 4 


bilden. Die Zuſammenſetzung ſollte zu gleichen Teilen von Arbeitern und 


Unternehmern erfolgen. Als eine der wichtigſten Aufgaben dieſer Kammern 
war die Bildung von Schiedsgerichten gedacht, denen die Schlichtung von 

Streitigkeiten zwiſchen Arbeitern und Unternehmern überwieſen werden ſollte. 
Das Arbeitsamt, das für Bezirke von 200 000 bis 400 000 Einwohnern ſeine 1 
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Tätigkeit entfalten jollte, war wie das Reichsarbeitsamt vor allem als behörd⸗ 


licher Apparat gedacht. Das Arbeitsamt ſollte die Kontrolle der Betriebe über⸗ 


* 
* 


nehmen, die Arbeitsnachweiſe führen und beaufſichtigen; darüber ſollte dann 
das Reichsarbeitsamt geſetzt ſein, dem die Innehaltung der Arbeiter- 
ſchutzvorſchriften übertragen war, dem auch die Einberufung einer Gejamt- 
tagung aller Arbeitskammern, ſowie die Zuſammenfaſſung der Berichte der 
Arbeitsämter zugewieſen war. 

Erwähnt ſei, daß beſonders von den Gewerkſchaften die Zuſammenſetzung 
der Arbeitskammern bemängelt wurde und der Anſpruch einer reinen 
Arbeitervertretung erhoben wurde. Ein Vorſchlag von mir in einem Artikel 
der Soz. Monatshefte (1908 Heft 8), der ſich mit dem Aufgabenkreis der 
Arbeitsämter oder Gewerbeämter und der Arbeiterkammern beſchäftigte, 
empfahl, in der Gewerbekammer einen paritätiſchen Beirat zu errichten, 
dagegen ſollte die Arbeiterkammer eine reine Arbeitervertretung als Gegen⸗ 
gewicht gegen die Handels⸗ und Landwirtſchaftskammer ſein. 

Die Revolution hat dieſen Teil des ſozialiſtiſchen Programms etwas ins 
Wanken gebracht, ohne daß in ſeiner neuen Faſſung der organiſatoriſche Auf- 
bau der Arbeitervertretung einfacher und klarer zur Geltung gekommen 


wäre. Das Streben nach der Räteorganiſation hat die Forderung der von 


uns als notwendig erachteten Arbeitskammer zurückgedrängt. 
Wir haben aus der unklaren ruſſiſchen Rätediktatur, die aus der Ab⸗ 


neigung gegen das parlamentariſche Syſtem in Miſchung mit ſyndikaliſtiſchen 


Gewerkſchaftstheorien entſtand, einen geſunden Kern herausgeſchält, wir ver⸗ 
langen den organiſchen Aufbau einer ſozial⸗ und wirtſchaftspolitiſchen 


Intereſſenvertretung. Im Grunde genommen auch nichts Neues, die Arbeiter- 


kammer wird im Räteſyſtem in etwas anderem Gewande wiederkehren. Der 
Reichswirtſchaftsrat iſt, ſo wie er jetzt beſteht, ein etwas groß und ſchwerfällig 
angelegtes Parlament; den Reichsarbeiterrat, der nun neben dem Reichs— 
wirtſchaftsrat aufgerichtet werden ſoll, dachten wir uns nach dem Erfurter 


Programm einfacher als ein Reichsarbeitsamt. 


Wenn wir prüfen wollen, welche Aenderung in unſerem Programm 
gemeſſen an dieſen neuzeitigen Forderungen notwendig werde, ſo haben wir 
uns zunächſt die Paragraphen der Verfaſſung anzuſehen, die ſich mit dem 
Räteproblem beſchäftigen. Der § 165 beſagt ſolgendes: 

Die Arbeiter und Angeſtellten ſind dazu berufen, gleichberechtigt in 
Gemeinſchaft mit den Unternehmern an der Regelung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen ſowie an der geſamten wirtſchaftlichen Entwicklung der 
produktiven Kräfte mitzuwirken. Die beiderſeitigen Organiſationen und 
ihre Vereinbarungen werden anerkannt. 

Die Arbeiter und Angeſtellten erhalten zur Wahrnehmung ihrer 

ſozialen und wirtſchaftlichen Intereſſen geſetzliche Vertretungen in Be⸗ 
triebsarbeiterräten ſowie in nach Wirtſchaftsgebieten gegliederten Bezirks⸗ 
arbeiberräten und in einem Reichsarbeiterrat. 

Die Bezirksarbeiterräte und der Reichsarbeiterrat treten zur Erfüllung 
der geſamten wirtſchaftlichen Aufgaben und zur Mitwirkung bei der Aus⸗ 
führung der Sozialiſierungsgeſetze mit den Vertretungen der Unternehmer 
und ſonſt beteiligter Volkskreiſe zu Bezirkswirtſchaftsräten und zu einem 
Reichswirtſchaftsrat zuſammen. Die Bezirkswirtſchaftsräte und der Reichs⸗ 
wirtſchaftsrat ſind ſo zu geſtalten, daß alle wichtigen Berufsgruppen ent⸗ 
. ihrer wirtſchaftlichen und ſozialen Bedeutung darin vertreten 
ſind. N 

Sozialpolitiſche und wirtſchaftspolitiſche Geſetzentwürfe von grund⸗ 


5 legender Bedeutung ſollen von der Reichsregierung vor ihrer Einbringung 
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dem Reichswirtſchaftsrat zur Begutachtung vorgelegt werden. Der Reichs⸗ 


wirtſchaftsrat hat das Recht, ſelbſt ſolche Geſetzesvorlagen zu beantragen. 


Stimmt ihnen die Reichsregierung nicht zu, ſo hat ſie trotzdem die Vorlage 
unter Darlegung ihres Standpunktes beim Reichstag einzubringen. Der 
Reichswirtſchaftsrat kann die Vorlage durch eines ſeiner Mitglieder vor 
dem Reichstag vertreten laſſen. 
Den Arbeiter- und Wirtſchaftsräten können auf den ihnen übertragenen 
Gebieten Kontroll⸗ und Verwaltungsbefugniſſe übertragen werden. 
Aufbau und Aufgaben der Arbeiter- und Wirtſchaftsräte ſowie ihr 
Verhältnis zu anderen ſozialen Selbſtverwaltungskörpern zu regeln, iſt 
ausſchließlich Sache des Reichs. 
Da die ſozialdemokratiſche Fraktion dieſem Teile der Verfa zu⸗ 


ſtimmte und die Formulierung dieſer Beſtimmung ſehr von ihr beeinflußt 


war, ſo wird es ſich heute kaum darum handeln, grundſätzlich von dieſer Ge⸗ 
ſtaltung der Organiſation abzuweichen. Nur in der praktiſchen Durchführung 


ſcheint es mir notwendig eine Anregung zu geben, die eine Vereinfachung r a 


Organiſation herbeiführen ſoll. 

Die Frage der Betriebsräte — übrigens bloß eine andere Bezeichnung für 
die bon uns geforderten Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe — dürfte durch 
das Betriebsrätegeſetz grundſätzlich gelöſt ſein, im Einzelnen werden ſich die 


notwendigen Aenderungen aus der Handhabung des Geſetzes und aus dem 


Kräfteverhältnis der ſozialen Gruppen von ſelbſt ergeben. 

Schwierig wird ſich die Bildung der Bezirksorganiſationen der Wirtſchafts⸗ 
kammern und Bezirksarbeiterräte geſtalten. Hier kommen wir wegen der 
ſchon beſtehenden Organiſationen ſehr leicht zu einer Ueberorganiſation, zu 
einer Vielgeſtaltigkeit, ja zu einem Durcheinander der Befugniſſe, die eine 
erſprießliche Tätigkeit erſchwert, wenn nicht ganz unmöglich macht. Ich habe 


früher ſchon darauf hingewieſen, ehe von Wirtſchaftsräten und Arbeiterräten 


die Rede war, wie notwendig an Stelle der Handels⸗, Gewerbe⸗ 
Handwerks⸗ und Landwirtſchaftskammern, deren Rechtsgrundlage zum Teil 
aus Landesgeſetzen hergeleitet wird, eine einheitliche Wirtſchaftsorganiſation 


iſt, nennen wir ſie Wirtſchaftskammer. Das bedeutet natürlich die Ueber⸗ 
leitung der beſtehenden Organiſationen in eine alle Berufsgruppen zuſammen⸗ 


faſſende Korporation mit einheitlich abgegrenzten Bezirken. Die Berufs⸗ 
gruppierung muß innerhalb der Organiſation durch Unterabteilungen zu ihrem 
Recht kommen. Damit würden Handel, Induſtrie, Handwerk, Heimarbeit, 
Landwirtſchaft, Schiffahrt, Verkehr einen Zuſammenſchluß finden, der dem des 
Reichswirtſchaftsrates entſpricht. Der Unterbau für den Reichswirtſchaftsrat 


wäre gegeben und die Wahl ſeiner Vertretung könnte von dieſem Orga⸗ N 


niſationsgebilde erfolgen. 


Die Zuſammenſetzung der Wirtſchaftskammer müßte paritätiſch ſein, die 


Wahl direkt und geheim, die Vertretung auf Grund des Verhältniswahlrechtes 


beſtimmt werden. Die in der Verfaſſung vorgeſehenen Bezirksarbeiterräte 
würden dann zugleich die Vertretung in der Wirtſchaftskammer bilden und 


es fönnte ähnlich wie beim Arbeitskammergeſetz die Anordnung getroffen 


werden, daß zu gewiſſen Fragen, die beſonders die Intereſſen der Arbeiter 


berühren, die Bezirksarbeiterräte eigene Beſchlüſſe faſſen, und daß ihnen ein 
beſtimmter Aufgabenkreis zugewieſen würde. 
Im Reichswirtſchaftsrat würde ſich die paritätiſche Vertretung, die von den 


Wirtſchaftskammern in geſondertem Wahlgang von Unternehmern und 
Arbeitern beſtimmt würde, wiederholen. Die Arbeitervertretung würde den 
in der Verfaſſung vorgeſehenen Reichsarbeiterrat bilden. Würden wir nicht 


zu dieſer Vereinfachung in der Organiſation kommen, ſo würde das Neben⸗ 
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einanderwirken von 1 Vezirkswirtſchaftsräten, Bezirksarbeiterräten, Reichswirt⸗ 
ſchaftsräten und Reichsarbeiterräten eine Schwerfälligkeit der Organiſation 
ergeben, bei der es fraglich erſcheint, ob eine fruchtbare Arbeit noch geleiſtet 
werden könnte. 

Ich habe mich nur auf die Darſtellung der Organiſation beſchränkt und 
die Aufgaben, die ihnen überwieſen werden ſollen, beiſeite gelaſſen. Darüber 
wird das Programm der Partei nichts enthalten können. Die Organiſation 
würde alſo ſo zu geſtalten ſein: 

Betriebsräte als Vertreter der Betriebe. Im Bezirk: Bezirksarbeiterräte, 
die aufgehen in die Wirtſchaftskammer. Für das Reich: Reichsarbeiterräte, 
die aufgehen im Reichswirtſchaftsrat. 5 


a. 2 


Das Konſumproblem. 
Von F. Peine. 
h Die Verteilung der Bedarfegüter in der privatkapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
form iſt genau ſo regellos wie die Produktion. Immerhin zeigt ſich in der 
Warenherſtellung die Zuſammenfaſſung der produktiven Kräfte, bei der Güter⸗ 
verteilung dagegen eine geradezu gemeingefährliche Zerſplitterung. Die Zer⸗ 
ſplitterung der Kräfte in der Warenverteilung iſt geeignet, den Vorteil, den 
die Zuſammenfaſſung der produktiven Kräfte in der Gütererzeugung für den 
Verbraucher ſchafft, wieder aufzuheben. Hier liegt eins der Grundübel des 
chroniſchen Elends der Arbeiterklaſſe. Als organiſierter Produzent bemüht ſich 
der Arbeiter, jeinen Anteil am Produktionsertrag vermittels ſeiner Gewerk⸗ 
ſchaft ſicherzuſtellen. Als unorganiſierter Konſument wird ihm der errungene 
Vorteil wieder abgenommen, die durch eine unrationelle Güterverteilung hervor⸗ 
gerufene Voreilung der Koſten der Lebensbedürfniſſe vor dem aus der Güter- 
erzeugung gewonnenen Lohneinkommen zwingt den Arbeiter zu einem ununter⸗ 
brochenen Kampf um höheren Lohn. Daraus ergibt ſich die Frage: Kann der 
Arbeiter dadurch, daß er die Güterverteilung organiſiert, der Voreilung der 
Warenpreiſe vor dem Lohn Herr werden, — oder mit anderen Worten: Kann 
N er den Vorſprung einholen, den der Warenpreis vor dem Lohneinkommen hat? 
Da wäre zuerſt zu unterſuchen, in welchem Maße die gegenwärtige un⸗ 
organiſierte Güterverteilung den Preis der Ware beeinflußt. Geht das 
Produkt vom Herſteller unmittelbar an den Verbraucher, ſo ſchließt der Wien 
fi preis in ſich ein: 
1. Die Koſten des Materials, 
„ 2. die Betriebskoſten, 


3. den Arbeitslohn, 

N 4. den Unternehmergewinn. 
Im allgemeinen geht die Ware aber nicht direkt vom Herſteller an den 
Verbraucher. fie durchläuft das Lager des Groſſiſten und den Laden des Klein- 
bändlers. Der Warenpreis erhöht ſich alſo zunächſt um den Groſſiſtengewinn, 
beer um den Gewinn des Kleinhändlers. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß nicht 

jeder Verbraucher ſeine Bedarfsartikel ſelbſt vom Produzenten holen kann. 
Die Warenbeſchaffung und »verteilung muß deshalb erfolgen. Sie braucht 
aber nicht unbedingt ſo zu erfolgen, wie es gegenwärtig geſchieht. Die Güter⸗ 
verteilung wird natürlich auch in anderer Form Koſten verurſachen, weil 
Arbeitskraft, Raum und Transportmittel zu jedweder Verteilung notwendig 
und vorhanden ſein müſſen. Was geändert werden kann und beſeitigt werden 
muß, iſt der völlige unnötige Zwiſchengewinn paraſitärer Exiſtenzen. Das 
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kann nur geſchehen durch den organifierten Konſum. Die Frage, welche Form 10 


der Organiſation die beſte iſt, iſt das eigentliche Konſunproblem. Die 
Gegenwart kennt erfolgreiche Verſuche, den Konſum bzw. die Konſumenten 
zu organiſieren, in dem zu großer Bedeutung gelangten auf Selbſthilfe auf⸗ 


gebauten Konſumvereine. Der organiſatoriſche Aufbau der Konſumvereine iſt | 


der folgende: 

Als Zelle der einzelne Konſument, als Grundorganiſation der örtliche 
Konſumverein mit ſeinen Warenverteilungsſtellen, als Warenbeſchaffungs⸗ 
organiſation die Großeinkaufsgeſellſchaft der Konſumvereine. Aufgabe der 
Großeinkaufsgeſellſchaft iſt demnach u A lg dem Bedarf der ihr ange⸗ 
ſchloſſenen Konſumvereine: 

1. die Waren vom Herſteller in 9907 5 Quanten zu beziehen und den ein⸗ 

zelnen Konſumvereinen zuzuführen, 

2. bei ausreichendem Bedarf Waren ſelbſt herzuſtellen. 

Der organiſierte Konſument hat damit ſowohl die Warenbeſchaffung 
wie auch die Warenherſtellung ſelbſt in die Hand genommen. Durch die Zu⸗ 
ſammenfaſſung der Konſumkraft zu einer zweckbewußten Organiſation hat er 
ſich ſowohl den Produzenten⸗, Groſſiſten⸗ und Kleinhandelsgewinn geſichert. 

Zurzeit ſind Beſtrebungen am Werke, die dahin gehen, der Kommune einen 


Teil der Funktionen zu übertragen, die bisher in dem Gebiet konſumgenoſſen⸗ 


ſchaftlicher Wirkſamkeit lagen. Man will z. B. den Lebensmittelhandel kom⸗ 


munaliſieren. Damit würde der Kommune die Aufgabe zugewieſen, die 


Lebensmittelbeſchaffung und »verteilung vorzunehmen, nachdem man den 


privaten Lebensmittelhandel durch Kommunaliſierung ausgeſchaltet und durch 


Entſchädigung ſchadlos gehalten hat. : 

Weite Kreiſe der Arbeiterſchaft neigen der Auffaſſung zu, daß eine Um⸗ 
geſtaltung der Warenverteilung derart vorgenommen werden könne, daß man, 
wie in Rußland, unter Benutzung der vorhandenen Konſumvereine die Kon⸗ 
ſumkommune dekretiert und jeden Einwohner des Kommunalverbandes zum 
Zwangsmitglied dieſer Konſumkommune macht. Von allen drei Arten, den 


N. 
0 


Konſum zu organiſieren und das Konſumproblem zu löſen, iſt bisher nur die „ 


auf Selbſthilfe aufgebaute Konſumgenoſſenſchaftsbewegung von praktiſchem 
Erfolg gekrönt. Es iſt ihr gelungen 3% Millionen Familien in fonfumge- 


noſſenſchaftliche Organiſationen zuſammenzufaſſen und damit zirka 12 bis 15 


Millionen Menſchen zu einem erheblichen Teil mit Lebensmitteln und Gegen⸗ 


ſtänden des täglichen Bedarfs zu verſorgen. Die Kommunaliſierung im 
Rahmen eines Kommunaliſierungsgeſetzes, welche die verwendungs fähigen Be⸗ 
triebe in Kommunalbeſitz nehmen und die übrigen entſchädigen will, würde 
ſchwerlich den gedachten Zweck erreichen. 

Nimmt man z. B. an, eine Stadt würde eine moderne Brotfabrik, neben 
der noch 100 kleine Betriebe exiſtieren, in Kommunalbeſitz nehmen, ſo müßte 


fie, wenn die Kleinbetriebe geſchloſſen werden ſollen, auf Grund der Ver⸗ 


faſſung den Inhabern dieſer Betriebe eine Entſchädigung zu mindeſtens in der 
Höhe des Wertes der Betriebseinrichtungen zahlen. In der Eröffnungsbilanz 
dieſer ſtädtiſchen Brotverſorgung ſtände auf der Paſſivſeite: 


1. Der Betrag des Kaufpreiſes der erſtandenen Brotfabrik, 2. Ba 1 


Summe der an die Inhaber der 100 kleinen Betriebe gezahlten Entſchädigungen. 
Auf der Aktipſeite erſchien dagegen nur als Wertobjekt die Brotfabrik, da von 


den ER den Kleinbetriebe 0 NH eee e lediglich ein 1 


Alteiſen von demontierten Maſchinen und Gerben übrig bleibt. 
Die ſtädtiſche Brotverſorgung würde ſchon mit einer ſo ſtarken Belaſtung 


ihre Tätigkeit aufnehmen, daß für die Konſumenten ein Vorteil nicht mehr 4 


EN 24 . in a . 
* 
Be — 129 — 

eintreten könnte. Das Gleiche würde auch mit Beſtimmtheit ebenſo wie bei 
1 der Brotverſorgung bei anderen Zweigen der Warenherſtellung, Beſchaffung 
und Verteilung eintreten. 

Die Konſumkommune nach ruſſiſchem Muſter iſt ein Zwangsprodukt. Der 

8 Zwang ift der menſchlichen Natur zuwider und daher mit der größten Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit anzunehmen, daß, jo einfach die Dekretierung auch ſein mag, der 
praktiſche Erfolg ſehr fraglich ſein dürfte. 
Der Vertreter des Allruſſiſchen Zentralverbandes der Konſumvereine, 
Herr Doktor Stencel⸗Lensky (Zentroſojus Moskau), äußerte ſich auf dem Ge⸗ 
noſſenſchaftstage in Harzburg über die gegenwärtig in Rußland wirkſamen 
Konſumkommunen folgendermaßen: 
4 „Eine ganze Reihe Verordnungen fand ihre Krönung in dem Dekret vom 
5 20. März 1919, kraft deſſen die Konſumvereine in Zwangskommunen umge⸗ 
ſtaltet worden wären, indem alle Bewohner eines Ortes zu obligatoriſchen Mit- 
gliedern ſolcher Kommunen werden. Man muß aber hinzufügen: Mitglieder 
ohne Pflichten und ohne Rechte; denn die Anteilſcheine wurden abgeſchafft, das 

Recht, den Vorſtand in der Mitgliederverſammlung zu wählen, wurde abge⸗ 
ſchafft und ſomit auch die Verantwortung des Vorſtandes den Mitgliedern 
gegenüber. Als Vorſtandsmitglieder wurden Regierungsvertreter einfach er⸗ 
nannt in Ergänzung zu den gewählten Vorſtandsmitgliedern. In den Vor⸗ 
ſtand unſeres Zentralverbandes (Centroſojus) waren durch ein ſpezielles 
Dekret zehn Regierungsvertreter (Kommuniſten) eingeführt, damit die Majo⸗ 
rität in den Händen der von oben ernannten, aber nicht der gewählten Vor⸗ 

ſtandsmitglieder verbleibe. Turch weitere Verordnungen hat man den genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Organiſationen der Konſumenten ihre Produktibbetriebe abge⸗ 
nommen und den betreffenden zentralen und lokalen ſtaatlichen Sowjetinſti⸗ 
tutionen übergeben. 

Dasſelbe bezieht ſich auf die ganze genoſſenſchaftliche Bildungs⸗, Kultur⸗ 
und Propagandaarbeit: alles, was mit dieſen ideellen Zwecken verbunden iſt — 
uno darin haben die ruſſiſchen Genoſſenſchaften ſehr vieles geleiſtet —, wird 

natürlich jetzt auch zentraliſiert und dem Kommiſſariat für Volksbildung über⸗ 

ben 


3 Auf dieſe Weiſe hat man die genoſſenſchaftlichen Grundſätze voller Aktions⸗ 
1 freiheit und demokratiſcher Selbſtverwaltung über den Haufen geworfen. 
(Hört! Hört!) Die Genoſſenſchaftler wiſſen ja aus praktiſcher Erfahrung 
wie wichtig dieſe Grundſätze für das Gedeihen des genoſſenſchaftlichen Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtems ſind. (Sehr richtig!) Wir ruſſiſchen Genoſſenſchafter, die wir 
im Laufe von zwei Jahren die Arbeitsweiſe einerſeits der genoſſenſchaftlichen 
Otrganiſationen, andererſeits der verſchiedenen Zwangsinſtitutionen der Staats⸗ 
wirtſchaft beobachten und vergleichen konnten, ſind mit voller Ueberzeugung zu 
beſtätigen berechtigt, wie unumgänglich notwendig die erwähnten genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Grundſätze für das wirtſchaftliche Leben eines Landes ſind. 

Viele unſerer Kommuniſten bekennen übrigens, daß der genoſſenſchaftliche 
Arbeitsmechanismus vollkommener ſei als die bureaukratiſchen ſtaatlichen 
Organiſationen; aber fie ziehen daraus den Schluß, daß man die Genoſſen⸗ 
1 ſchaftsbewegung dem Staate unterordnen müſſe, gänzlich vergeſſend, daß da⸗ 
durch doch die Genoſſenſchaft alle ihre Hauptvorzüge einbüßen werde. (Sehr 
richtig!) Es muß hier darauf hingewieſen werden, daß die ruſſiſche Genoſſen⸗ 
. ſchaftsbewegung und beſonders der Allruſſiſche Zentralverband der Konſum⸗ 
bereine ſich ſelbſt als Etappen zur Sozialiſierung des Wirtſchaftslebens ein⸗ 
3 ſchätzen. Es iſt daher grundſätzlich kein Unterſchied vorhanden zwiſchen den 
. Idealen der Genoſſenſchaftsbewegung und den Endzielen der Kommuniſten. 
Aber die Methoden und Mittel ſind gänzlich verſchieden. „„ 


Das neue Parteiprogramm. 
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bemühte ſich die Genoſſenſchaft, ihre Arbeit den Erſorderniſſen unſeres Landes 
und den Weiſungen der Sowjetregierung anzupaſſen. Dabei erſtrebten wir, 
als weſentlich wichtig das Prinzip der vollen politiſchen Neutralität zu be⸗ 


wahren und uns von den Kämpfen um die politiſche Macht fernzuhalten. 


Dieſes Prinzip der politiſchen Neutralität, der Grundſatz, dem die Leiter 
unſerer Genoſſenſchaftsbewegung während der Revolutionswirren ſtets treu 
geblieben ſind — nämlich, daß die Genoſſenſchaft ihre wirtſchaftlichen Aufgaben 


dem Volke gegenüber zu erfüllen hat, ungeachtet deſſen, was für ein politiſches 


Regime in dieſem oder jenem Teile Rußlands gerade Oberhand gewinnt —, 


dieſes Prinzip ſcheint der kommuniſtiſchen Regierung verdächtig zu ſein. Und 


deshalb wurden Ende April dieſes Jahres alle gewählten Vorſtandsmitglieder 
des Centroſojus, die zu dieſer Zeit ſich in Rußland befanden, und zwar die 


Genoſſen Koroboff, Lawrarſchen und Kurnietroff, verhaftet und ins Gefängnis 


eingeſperrt. (Bewegung. Hört! hört!) Das war ja ſtets unſer Los, während 
des Zarismus hat man uns ins Gefängnis geſteckt als „Revolutionäre“, die 
kommuniſtiſche Regierung wirft uns ins Gefängnis als „Konterrevolutionäre“. 
(Hört! Hört!) Die Worte wechſeln, aber das Syſtem iſt dasſelbe geblieben! 
(Hört! Hört!)*) 


Und dennoch glauben wir und wiſſen wir, daß das Gros der ruſſiſchen 


Genoſſenſchafter, die Tauſende und Millionen, mit uns eins ſind. Und darum 


betrachten wir uns als ermächtigt, auch hier heute im Namen der ruſſiſchen 


Genoſſenſchaftsbewegung auszutreten. (Lebhaftes Bravol) 


Wir ſind heute feſter als je überzeugt, daß die Genoſſenſchaft, den Aufbau 7 
eines neuen Lebens auf dem Fundament der Liebe und Gerechtigkeit, ein 


ſicherer und gleichzeitig ein direkterer Weg zum Sozialismus ſei als Zwangs⸗ 


maßregeln. (Stürmiſche Zuſtimmung.) Gewiß iſt Zwang nötig, um manche 
Vorrechte und die Monopolſtellung des Kapitalismus abzuſchaffen; aber das 
ganze wirtſchaftliche Leben kann nicht auf dieſer Grundlage aufgebaut werde. 


Und darum zweifeln wir nicht, daß aus biejer ſchweren Kriſe, von der 


unſer Land und die ruſſiſche Genoſſenſchaftsbewegung betroffen ſind, ſie einſt 75 9 


weiter zu neuem, friſchen Leben erwachen werden, ohne zu den alten, ſchon 
überwundenen Formen zurückzukehren.“ 


Die Bureaukratiſierung der Warenbeſchaffung und »verteilung kann und 


darf nicht das Ziel der Organiſation des Konfums ſein. Die Kommunali⸗ 


ſierung der Beſchaffung und Verteilung der Gegenſtände des täglichen Bedarfs 3 


iſt gleichbedeutend mit der Bureaukratiſierung, denn neben der Bureaukratie 
und unter deren Gewalt iſt eine kaufmänniſche Wirtſchaft ausgeſchloſſen. 
Beweiſe dafür hat die Kriegswirtſchaft in Hülle und Fülle geliefert. Die frei⸗ 
willige Organiſation der Konſumenten nach Art der Konſumvereine, deren 
Mitwirkung und Mitverantwortlichkeit iſt meines Erachtens der einzige Weg 


zur Löſung des Konſumproblems. Der Werdegang der deutſchen Konſum⸗ 
vereine zeigt die Schrittweiſe und dennoch ſchnelle Entwicklung über die 


Warenbeſchaffung und -verteilung zur planmäßigen Gütererzeugung. Die 
organiſierten Konſumenten genießen ſchon heute die, wenn auch beſcheidenen 
Vorteile ihrer Wirtſchaftsmethode. Sie enteignen und ſozialiſieren, ohne ent⸗ 


*) Man vergleiche hierzu, was das Mitglied der nach Rußland entſandten 


engliſch⸗ſozialiſtiſchen Studienkommiſſion, Frau Snowden, über ihre dort ge⸗ 4 


ſammelten Erfahrungen mitteilt („Voſſiſche Zeitung“, Nr. 319 vom 27. Juni): 
„Das iſt nicht Sozialismus, was hier in Sowjetrußland verwirklicht worden iſt; 


das hat mit den Lehren von Karl Marx nichts zu tun; das iſt dasſelbe Syſtem E | 
ver Tyrannei, wie es ehedem in Rußland herrſchte, nur jetzt vom entgegen⸗ 
. Pol ausgeübt. Es herrſcht wohl ſtärkere Diſziplin als in dem 2 5 4 


Rußland; aber dieſe Diſziplin iſt zum größten Teil erzwungen. 
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ſchädigen zu müſſen. Ihre Wirtſchaftsbetriebe ſind deshalb auch nicht belaſtet 
mit den unproduktiv gewordenen Schuldſummen, die die kommunaliſiecten Be⸗ 
triebe durch die Entſchädigungspflicht belaſten würden. Sobald die freie 
Wirtſchaft wieder in ihre Rechte eingeſetzt iſt, werden die Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaften ihren durch die Kriegszwangswirtſchaft geitörten Siegeslauf fortſetzen 
können. Die Sozialdemokratie kann nichts beſſeres tun, als die Konſum⸗ 
vereinsbewegung einmal dadurch zu fördern, daß ſie durch den ethiſchen Appell 
an ihre Anhänger dieſe zu bewußter und aktiver Förderung der Organiſierung 
des Konſums anhält und im Parlament dafür Sorge trägt, daß alle Hem⸗ 
mungen, die der Weiterentwicklung des organiſierten Konſums ſich hindernd 
in den Weg ſtellen, beſeitigt werden. Mit der Erſtarkung der konſumgenoſſen⸗ 
ſchaftlichen Sozialiſierung Hand in Hand wird die rückläufige Bewegung des 
Zwiſchenhandels gehen. Der Zulauf aus den produktiven Ständen zum 
Zwiſchenhandel wird in demſelben Maße abnehmen, als die Exiſtenz⸗ und Ge⸗ 
winnmöglichkeit desſelben durch die organiſierten Konſumenten unterbunden 
wird. Die Umgeſtaltung wird eine allmähliche, aber reibungsloſere ſein, als 
wenn man durch Geſetz und Dekret ganze Erwerbsſchichten plötzlich entwurzelt 
und dadurch zu bewußten und erbitterten Gegnern aller Gemeinwirtſchafts⸗ 
beſtrebungen macht. Der Sozialismus als rationelle Wirtſchaft, als Welt⸗ 
anſchauung und Grundlage bewußten Handels wird ſich am erfolgreichſten 
Dann durchſetzen, wenn feine Anhänger und Vorkämpfer ihre Angriffe da ein⸗ 
ſetzen, wo die Poſition der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft am ſchwächſten iſt. Auf 
zu breiter Front eingeſetzt, würde er durch den Angriff die Widerſtände zu⸗ 
ſammenballen und ermattet den Angriff aufgeben müſſen. Ganz abgeſehen 
davon, daß die Kommunaliſierung im Sinne des Sozialismus und die Kon⸗ 
ſumkommune im Sinne des Kommunismus auf dem Wege zu ihrer Verwirk— 
lichung aus den angeführten Gründen Schiffbruch leiden müßten und dadurch 
den Sozialismus nur kompromittieren würden. 


Parteiprogramm und induſtriekapitaliſtiſche 
Entwicklung. 


Von Richard Woldt. 


t Vorbemerkung. 
5 Vom Parteivorſtand dazu aufgefordert, innerhalb einer ſehr kurz be⸗ 
. meſſenen Friſt mich gutachtlich zur Reviſion unſeres Parteiprogramms zu 
Außern, iſt die jo geſtellte Aufgabe für mich unlösbar. Ich vertrete den 
82 Standpunkt, daß der erſte Teil ganz umgeſchrieben werden muß und der zweite 
Teil im der Gliederung der praktiſchen Forderungen eine Umſtellung und 
aoendere Präziſierung notwendig macht. Nicht, daß die aufgeſtellten Grundſätze 
. und Forderungen ſich als falſch erwieſen haben, aber das Programm iſt ver⸗ 
altet. Eine ungeheure wirtſchaftliche Umwälzung hat ſich inzwischen voll⸗ 
V ſeit unſer Programm aufgeſtellt wurde. Die Entwicklung hat ſich zum 
HOochkapitalismus geſteigert, Krieg und Revolution haben neue Probleme auf⸗ 
gerollt. Deshalb iſt unſer Parteiprogramm nicht in einzelnen Sätzen und 
Abſchnitten, ſondern in ſeiner ganzen Anlage einer Reviſion zu unterziehen. 
5 Nachfolgend wird deshalb der Verſuch gemacht, ſpeziell die induſtrie⸗ 
be debe Entwicklung der letzten Jahrzehnte zu ſchildern, den Menſchen, 
den Induſtriearbeiter in den Mittelpunkt der Betrachtung zu ſtellen, um der 
| ee die für die Bearbeitung der einzelnen Spezialgebiete 
| 5 
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gujammengejeßt werden muß, das Problem der modernen boukecluv er hcen 997 
Entwicklung zur Erörterung vorzulegen. | 

In dieſer Begrenzung verſtanden, iſt die nachfolgende Studie befrieben 
worden. 


* * 
* 


Die induſtriekapitaliſtiſche Entwicklung der letzten Jahrzehnte hat dem 
Marxismus in ſeinen wichtigſten Grundgedanken recht gegeben. Noch heute iſt 
die Analyſe der kapitaliſtiſchen Entwicklung durch Marx als die glänzendſte 
Leiſtung in der nationalökonomiſchen Wiſſenſchaft anzuſehen. Einſchränkend 
kann nur zugegeben werden, daß der Marxismus das Tempo und die 
hemmenden Wirkungen der kapitaliſtiſchen Entwicklung nicht in allen 
Einzelheiten richtig überſehen hat. | 

Der moderne Induſtriekapitalismus hat die Welt erobert. Er beherrſcht 
Europa, hat in Amerika die höchſten Reifeformen geſchaffen, ſelbſt die Länder 
der alten Kultur werden von ihm erfaßt und in einen Prozeß der wirtſchaft⸗ 
lichen Umwälzungen hineingezogen. 

Vor allen Dingen hat die Konzentrationstheorie 9 5 Marx⸗ 
kritik ſtandgehalten. Es hat ſich bewahrheitet, daß der Großbetrieb ſich ſieghaft 
durchſetzt. Der Große erſchlägt den Kleinen. Die Konzentrationsentwicklung 
iſt eingetreten. 

Freilich nicht überall in gleichem Tempo. Verhältnismäßig lebenszäh 
haben ſich doch noch in verſchiedenen Wirtſchaftszweigen die Klein⸗ und Mittel⸗ 
betriebe behaupten können. Im Handwerk, in der Fertiginduſtrie, dort, wo 
Handarbeit und Handgeſchicklichkeit in Geſchmack, Ausführung für perſönlich 
abgeſtufte Bedürfniſſe die Maſſenfabrikation nicht möglich macht, und ein 
ſchmiegſames Anpaſſen an die einzelnen Sonderwünſche des Konſumenten 
notwendig werden, haben ſich die Grenzen des ſchematiſierenden und mechani⸗ 
ſierenden Großbetriebes gezeigt. Die Maſchine hat ſich dieſen Arbeitsbedürf⸗ 
niſſen nicht immer anpaſſen können, um rationeller wie die Handarbeit, das 
Produktionsfeld reſtlos zu erobern. Ef 

Aber ſelbſt dort hat die Macht der Großunternehmer ſich indirekt durd- 
geſetzt. Weil die Großen die Urpcoduktion an ſich geriſſen haben (Kohle und 
Eiſen), iſt ihr Expanſionsdrang auf dem Wirtſchaftsmarkt von ſtarken Wir⸗ 
kungen geweſen. Von den Zentren dieſer für den Zirkulationsprozeß wich? 
tigſten Gebiete haben ſie ihre Machtſphäre ſtändig erweitert, haben auf die 
Wirtſchaftspolitik einen beſtimmenden Einfluß ausgeübt. So iſt die Selbſtändig⸗ 
keit der Klein⸗ und Mittelunternehmer nur ſcheinbar. Der Börſenkapitalis⸗ 
mus gemeinſam mit dem induſtriellen Großkapital haben den Zuſammenſchluß 
zu Kartellen, Zweckverbänden, Arbeitgeberorganiſationen erzwungen und hier 1 
die Wahl der eigenen Entſchließungen, das „Recht der Herren im eigenen 1 
Hauſe“, die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit aufgehoben. Politiſch und wirt⸗ 
ſchaftlich kommt es auf den Willen und die Pläne der Großkapitaliſten an, die 
die Exiſtenzgrundlagen der Klein- und Mittelbetriebe beſtimmen. 4 

Sit die Kriſentheorie richtig, daß die Kriſen ſich häufiger wieder⸗ 
holen und verſchärfen? Eine Abſchwächung muß auch bdieſe Problemſtellung 
erfahren: die Kriſen haben ſich mehr und mehr aus dem Stadium wirtſchaft⸗ 
licher Elementarereigniſſe, denen die wirtſchaftlich leitenden Menſchen wehrlos 
und faſſungslos gegenüberſtanden, zu gewollten und gewünſchten 
Vorgängen entwickelt, die von den großen Börſenmagnaten und Induſtrie⸗ 
herren eingeleitet wurden. Da aber für die Großkapitaliſten ein Intereſſe 
darin beſteht, daß Handel und Wandel trotzdem zirkulieren, daß Betrieb und 
Wirtſchaft nicht brach liegen, daß die Produktionsmittel ſich amortiſieren und 4 
da die Einflußſphäre der Hehe auf die Marktgeſtaltung age. an 
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nommen hat und bis zur vollſtändigen Beherrſchung fich ſteigern konnte, find 
die Kriſen in ihrem Verlauf für die Geſamtheit der maßgebenden Großkapi⸗ 
taliſten immer ungefährlicher geworden. Dieſe Wirtſchaftsſtörungen haben 
ſich in immer längeren Zeitabſchnitten mit gebändigtem Wirkungsvermögen 
austoben können und üben nur einen Druck auf die Arbeiterklaſſe aus, bei 


ſinkender Konjunktur mit den Lohnanſprüchen herunterzugehen. 


Die Verelendungstheorie iſt falſch. Nicht die Avantgarden für 
den Sozialismus ſind diejenigen Arbeiterſchichten, die „nichts zu verlieren 
haben als ihre Ketten“, ſondern die Oberſchichten, die in ihren Intereſſen, in 


ihrer Kultur, in der Aufnahmefähigkeit für die Gedankenwelt des Sozialismus 


die notwendige Energie und die Zielſtrebigkeit für den Kampf um den Sozialis⸗ 


mus entwickeln können. Es gibt eine Grenze nach oben und unten, wo die 


für den Sozialismus reifen Arbeiterſchichten anfangen und aufhören. 


Nach unten liegt die Grenze bis zu dem Trennungsſtrich, wo im Sinne von 


N Wilhelm Liebknecht das „Lumpenproletariat“ anfäagt, jene Schichten, die ſozial 


und kulturell ſo tief ſtehen, ſo zermürbt und kraftlos im Daſeinskampf, ſo 
ſehr entbehrlich und auswechſelbar als Arbeitskräfte für das Wirtſchaftsleben 
ſind, daß ſie nicht die moraliſchen Fähigkeiten entwickeln können, in gemein⸗ 
ſamem Solidaritätsgefühl und Klaſſenbewußtſein am politiſchen Leben teil⸗ 


zunehmen. Und nach oben iſt die Grenze gezogen bis zu jenen Schichten, die, 


wie der ſogenannte neue Mittelſtand vor dem Krieg, wirtſchaftlich wohl prole⸗ 
tariſiert ſind, aber in ihrer gedanklichen Anſchauungsweiſe noch die Ueberreſte 
einer Phraſeologie herumſchleppen, die aus ihrer urſprünglichen Herkunft des 
Bürgertums und des Kleinbürgertums ſtammen. Auch ſie ſind zunächſt noch 


unfähig, als geſchloſſene Schicht am proletariſchen Befreiungskampfe teil⸗ 


zunehmen. 

Das Heer der Kämpfer für den Sozialismus muß ſich alſo mindeſtens aus 
den Arbeiterſchichten rekrutieren, die oberhalb des Lumpenproletariats ſich be⸗ 
finden. Und vor allen Dingen alle Gewerkſchaftsbewegung hat dort erſt Boden 
faſſen können, wo eine gewiſſe ſoziale und kulturelle Grundlage gegeben war. 
Die Verelendungstheorie, die auf den Elan der Maſſen hofft, wenn die Dinge 
bis auf die Spitze getrieben ſind, wenn die Verelendung der Maſſen ihren 


H itiefſten Stand“ erreicht hat, iſt durch die Entwicklung widerlegt worden. Die 


| Theſe, daß es zuerst zum Zuſammenbruch kommen muß, zur Kataſtrophe, daß 


es zuerſt ſchlechter werden muß, damit es beſſer werden kann, führt politiſch 
zur Verzweiflungsphiloſophie des Bolſchewismus und wirtſchaftlich zum Syndi⸗ 


kalismus. Nur diejenigen Schichten aus dem Proletariat können für den 
Sozialismus gewonnen werden, die ſozial und kulturell hochſtehend genug find, 
die Gedankenwelt des Sozialismus zu begreifen, moraliſch aber zugleich die 
nötige Kampfkraft entfalten. Eine alte Welt kann nur dann überwunden wer⸗ 
den, wenn die Maſſenbewegung, die als neue Macht ſich heranwälzt, in ihrem 
Menſchenmaterial die inneren Vorausſetzungen dafür beſitzt. 


* = * 


Wie geſtaltet ſich der Kampf zwiſchen Kapital und Arbeit in der Groß⸗ 


induſtrie? Welches berufliche Schickſal hat der Induſtriekapitalismus dem Ar⸗ 


beiter geſchaffen? Es iſt notwendig, daß wir mit unſerer Kritik an Marx ſelbſt 
einſetzen, daß wir unterſuchen, ob die entſprechenden Stellen unſeres Partei⸗ 


> programms, die noch ganz im Geiſt der altmarxiſtiſchen Anſchauungsweiſe for- 


ve muliert find, die moderne Entwicklung des Induſtriekapitalismus berückſichtigen, 


Das entſcheidende Entwicklurgsgeſetz des induſtriekapitaliſtiſchen Werdens 


9 iſt das rationale Prinzip. Rationell, „vernünftig“, d. h. möglichſt zweck⸗ 
mäßig ſoll die Wirtſchaft in ihren Einzelheiten eingerichtet ſein. Dieſem Ge⸗ 


RR 


ſichtspunkt find alſo alle Bedingungen kapitoliſtiſcher Arbeit untergeordnet. Mit 
dem höchſten Wirkungsgrad, dem günſtigſten Nutzeffekt, dem geringſten Energie⸗ 
aufwand ſoll der höchſte Leiſtungserfolg verbunden ſein. Der Menſch, der wich⸗ 
tigſte Faktor der Wirtſchaft, iſt dieſem Prinzip vor allen Dingen unterworfen. 

Die kapitaliſtiſche Wirtſchaft ſetzt dort ein, wo die handwerkliche mit 
ihrer Leiſtungsfähigkeit zu Ende iſt. Die handwerkliche Tätigkeit iſt empiriſch, 
das wichtigſte Produktonsmittel iſt das Werkzeug, das Handwerkszeug. Der 
Arbeiter iſt der Handarbeiter, der geſchulte und individuell ſich auswirkende 
Handgeſchicklichkeitsarbeiter. Der Arbeitsprozeß ſetzt ſich zuſammen aus dem 
Handwerkszeug und dem empiriſch durch Regellehre geſchulten Handgeſchicklich⸗ 
keitsmenſchen. Das Handwerkszeug unterſtützt die Arbeit des Menſchen, die ge⸗ 
ſchulte und geſchickte Hand lenkt und führt das Werkzeug. | 

Unrationell und daher unkapitaliſtiſch ift dieſer Arbeitsprozeß. Er findet 
die Grenzen der Leiſtungsfähigkeit in der techniſchen Verwendbarkeit des Werk⸗ 
zeuges, in der körperlichen! eee ee und jeweilig individuellen Arbeits⸗ 
qualität des Menſchen. Der Arbeiter iſt als Einzelner, je nach dieſer ſeiner 
individuellen Arbeitsqualität für den Produktionsprozeß noch notwendig, noch 
unentbehrlich. Die jungkapitaliſtiſche Arbeitskultur (in den induſtriellen 
„Gründerunternehmungen“) hatte ſich mit dieſer Arbeiterfrage als handwerklich 
geſchulte Facharbeiterſchaft auseinanderzuſetzen. 

Aus den Feſſeln und Bedingungen einer von der individuellen Arbeits⸗ 
fähigkeit abhängigen Produktionswirtſchaft ſuchte ſich der Unternehmer durch 
die mit allen Mitteln der Technik eingeleitete Maſchinenwirtſchaft zu 
befreien. 

Der Unternehmer, der Betriebsmann, der Praktiker, der bisher empiriſch 
ſchaffende Werkſtattsleiter wurde zum konſtruktiv-wiſſenſchaftlich arbeitenden 
Techniker. Die Technik ſelbſt wurde zu einer Wiſſenſchaft ausgebildet, das Er⸗ 
finden, das zufallsmäßige Suchen und. Experimentieren wurde zur wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Methode. Die Gewerbeförderung in den erſten einfachen Gewerbe⸗ 
ſchulen wurde ausgeſtaltet zu einem planmäßigen Fachſchulweſen und fand ihre 
Krönung in der Errichtung von techniſchen Hochſchulen, von techniſch-wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Forſchungs⸗ und Lehrſtätten. Praxis und Theorie, Leben und 
Wiſſenſchaft wurden durch die Gründung dieſer techniſch-wiſſenſchaftlichen Fach⸗ 
vereine zu wunderbar fein organiſierter Zuſammenarbeit erzogen. Darin hat 
Deutſchland als Organiſationsvolk mit das Höchſte leiſten können. 

So entſtand die Maſchine. So ſetzte die Maſchinenentwicklung ein. Was 
Marx an den Beiſpielen der Textilinduſtrie in England ſah, was ſelbſt Marx 
mit genialer Prophetie nur in den größten Umriſſen für die Induſtrie ahnen 
konnte, das haben wir, die heutige Generation, miterlebt. Wie die Maſchinen⸗ 
entwicklung ſtark und unaufhaltſam einſetzte, wie die Maſchine in alle Arbeits⸗ 
gebiete eindrang, cyklopiſch in ihrer Kraflentfaltung, ſorgfältig und präzis 1 
ihrer Genauigkeitsleiſtung, zuverläſſig und unermüdlich in ihrem automatiſch 
verfeinerten Bewegungsſpiel der Einzelglieder. 

Was iſt die Maſchine? Ein eiſerner Arbeiter, der den Menſchenarbeiter 
von ſeinem Platz ſtößt. Das Werkzeug unterſtützt den Arbeiter, die Ma⸗ 
ſchine erſetzt den Arbeiter. 


Der Fortſchritt der Maſchinenwirtſchaft in jedem Industriezweig war ar 
hängig von der Rentabilitätsberechnung, die aufgeſtellt werden konnte. An 


lage, Vetriebskoſten, Arbeiterzahl und Arbeitslohn wurden bei gleichen Lei⸗ 
ſtungsquanten zwiſchen der alten und der neuen Arbeitsweiſe miteinander in 
eine Gleichung gebracht. Ergab das Schlußreſultat für die neue Maſchine 
den höheren Wirkungsgrad, ſo war die Konſtruktion gelungen. Der techniſch⸗ 


konſtruktive Fortſchritt wurde auch ein , Rh Zahlen und 8.0 a 


1 
Produktionsleiſtungen, Umdrehungsgeſchwindigkeiten und Bearbeitungsvorteile 


beſtimmen alſo das Tempo und Arbeitsmaß der maſchinenwirtſchaftlichen Ent⸗ 


Je ſein organiſierter nun der Maſchinenbetrieb arbeitet, um ſo wiſſenſchaft⸗ 


| licher wird das techniſche Schaffen in Entwurf und Ausführung. Die kom⸗ 


plizierte Maſchine wird koſtſpielig in Anſchaffung und Betrieb. Das angelegte 


Kapital muß ſich ſo günſtig wie möglich amortiſieren. So wird die Maſchine 


auf den Probierſtand geſtellt, wird laufend unterſucht, die Geſchwindigkeiten 


und Leiſtungswerte werden geſteigert, Paradeleiſtungen will man herausholen, 
um dieſe Parforceleiſtungen nachher im Betrieb als Normalleiſtungen ſtändig 


zu erzwingen. Die Intenſivikation der Arbeit durch die Maſchine findet ſtatt. 


Was geſchieht mit dem Arbeiter? 
Die Maſchine verdrängt den Arbeiter aus dem Arbeitsſaal. Sie dezimiert 
die Werkſtatt an Arbeitskräften. Ein Kampf zwiſchen Maſchine und Arbeiter 


findet ſtatt. 


Zaunächſt muß der handwerklich geſchulte Arbeiter von ſeinem Platz weichen. 
Er muß ſich umſtellen. Gewohnt, mit einfachen Werkzeugen, manuell geſchickt, 
vielerlei ausführen zu können, muß er lernen, die Maſchine zu verſtehen, ſie 


zu bedienen, zu lenken und zu leiten. Neue Berufe entſtehen, alte Berufe 


werden zerſchlagen. Der Maſchinenarbeitertyp wird gebildet, der ſich dem 


Maſchinenrhythmus ſchmiegſam anpaſſen muß. Das iſt kein gelernter Arbeiter 


mehr im alten Sinne des Wortes, ſondern ein Facharbeiter, ein Maſchiniſt, ein 


Einrichter, ein Aufſeher der Maſchine. Maſſenfabrikation und Arbeitsteilung, 


dieſe untrennbaren Folgeerſcheinungen der verfeinerten Maſchinenwirtſchaft, 


ſchaffen Wunderwerke der Organiſationsformen. Wo es rationell iſt, tritt 


neben dem Facharbeiter der angelernte und ungelernte Arbeiter an die Ma⸗ 


ſchine. Die billige und willige weibliche Arbeitskraft wird eingeſpannt. So 
lockt und zwingt aus dem Reſervoir des Arbeitsmarktes der ſich ſtändig neu⸗ 


bildende und verfeinernde Maſchinenarbeitsſaal die Menſchen hinein, organi⸗ 
ſiert und diſzipliniert ſie, bildet nach den rechenhaften Geſetzen des rationellen 


Prinzips das moderne induſtrielle Proletariat. 


Auf einem beſtimmten Stadium der maſchinenwirtſchaftlichen Reifekultur 
wird nun auch der Menſch auf den Probierſtand geſtellt. Er ſoll möglichſt 


5 geſchickt und behende in das Räderſpiel der Maſchine eingreifen. Die Pro⸗ 


duktionsakte zerlegen ſich in Maſchinenarbeitszeiten und Handarbeitszeiten. 


Indem planmößig dieſe manuelle Arbeit durch Paradearbeiter, Leiſtungsſtudien 


(Syſtem Taylor) verkürzt und „verdichtet“ werden, findet eine Intenſivikation 


der Arbeit ſtatt. Arbeitstempo und Arbeitsleiſtung werden dem Arbeiter ſchon 


U 


vorgeſchrieben, bevor er die Hand an die Maſchine legt. Menſch und Maſchine 
ſollen zur höchſten Arbeitsleiſtung verkuppelt werden. 


Aber nicht nur die einzelne Höchſtarbeitsleiſtung genügt dem Unternehmer. 
Jeder Arbeiter ſoll an die richtige Stelle kommen, wo er auf Grund ſeiner bis 
jetzt noch unausgeſchöpften Eigenart Verwendung finden kamm. Ueber die Ent⸗ 
wicklung des Taylorſyſtems hinaus geht es zur Wirtſchaftspſychologie. Nicht 
zufällig kam Münſterberg mit ſeinen wichtigſten Anregungen aus Amerika. 


Das Prüfungslaboratorium nimmt Intelligenzprüfungen vor, trifft eine Be⸗ 
gabtenausleſe, man treibt wiſſenſchaftliche Berufskunde und Berufsanalhſe. 


Welche Anforderungen, körperlich und ſeeliſch, ſtellt der Beruf? Wie iſt es 


möglich, aus der Zahl der Bewerber und aus dem Nachwuchs diejenigen Arbeits⸗ 
kräfte auszuwählen, die für die ſpeziellen arbeitsteilig geſchaffenen Arbeits⸗ 


funktionen als die beſten Arbeitskräfte mit der günſtigſten Arbeitseignung, der 


größten Schmiegſamkeit, der höchſten Auswertung in Tempo und Qualität ſich 
anpaſſen? 
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Das waren die Entwicklungsformen, die bis zum Krieg den techniſch⸗ 
induſtriellen Reifezuſtand bei Sie in „ charakteriſierten. 


* 


Und dann kam der Krieg. Er hal die kapitaliſtiſche Entwicklung auch in 
Deutſchland vorwärtsgetrieben. Der Krieg ſelbſt erwies ſich als ein Schritt⸗ 
macher des kapitaliſtiſchen Fortſchritts. 

Schon in ſeinen Entſtehungsurſachen iſt er kapitaliſtiſcher Art geweſen. 
Die treibenden Kräfte, die zur militäriſchen Auseinanderſetzung der kapitaliſtiſch 
ſich orientierenden Weltmächte geführt haben, waren ein wirtſchaftliches Ringen, 
ein Waffenkampf der Völker um die Futterkrippe auf dem Weltmarkt. Unſer 
ſieghaftes Vorwärtstreiben als Induſtrievolk, indem wir von Jahr zu Jahr mit 
unſeren ſteigenden Produktions- und Exportziffern an Kohle, Eiſen und vor 


allen Dingen an Fertigfabrikaten an den Weltmarkt herandrängten, iſt un 


zum Verhängnis geworden. Neben England, dem hiſtoriſchen Mutterland der 
modernen Großinduſtrie, und Amerika, dem Land der unbegrenzten Möglich⸗ 
keiten, hat die deutſche Induſtrie ſich mit an die Spitze der kapitaliſtiſchen Ent⸗ 
wicklung geſtellt. Die Intereſſengegenſätze wurden dadurch wirtſchaftlich zu uns 
verſchärft. Wir fanden, als der Krieg losbrach und durch die Unfähigkeit der 
wilhelminiſchen Diplomatie dieſer Krieg nicht diplomatiſch verhindert werden 
konnte, die ganze Welt gegen uns. 

Auch während des Krieges ſelbſt iſt das Tempo der rkapitaliſtiſchen Ent⸗ 
wicklung bei uns in Deutſchland vorwärtsgetrieben worden. Die Rüſtungs⸗ 
induſtrie hatte den Krieg zu ernähren, und heute haben wir noch nicht genügend 
Diſtanz zu den Dingen, um zu erkennen, mit welcher Expanſionskraft der 
deutſche Kapitalismus ſich während des Krieges weiter entfaltet hat. Die 
deutſchen Unternehmungen, in der Auswertung der Arbeitsleiſtung der deutſchen 
Angeſtellten und der deutſchen Arbeiter hatten mit dem weitaus größten Anteil 
die geſamte Kriegsſchmiede der Zentralmächte mit Kriegsmaterial verſorgen 
müſſen. Die Umſtellung von der Friedenswirtſchaft zur Kriegsinduſtrie mit 
ihrem Zwang der Maſſenproduktion, zur Auswechſlung der Facharbeiter, zur 
rationellen Ausnutzung der Roh- und Erſatzſtoffe, alle dieſe Faktoren haben 
hypermoderne Organiſationsbildungen und Arbeitsmethoden der kapitaliſtiſchen 


Unternehmungsformen entſtehen laſſen. So erwies ſich der Krieg als eine 1 


treibende Kraft immer weiter auf der Bahn des kapitaliſtiſchen Fortſchritts. 4 

Dann kam die Revolution. Nicht nur militäriſch und politiſch, ſondern auch 
wirtſchaftlich ſtürzten die alten Mächte in Trümmer. Politiſch die Entwicklung 
vom alten Obrigkeitsſtaat zum Volksſtaat, und wirtſchaftlich kam es ebenſo 
darauf an, den Neubau der Geſellſchaft durchzuführen. War früher das Re⸗ 
gieren ein Beherrſchen des Volkes, das nun zu einem politiſchen und ſozialen 
Verwalten umgeformt werden mußte, jo traten uns auch bei der wirtſchaft⸗ 
lichen Arbeit die gleichen Gegenſätze entgegen! Zwei Kulturen ringen mit⸗ 


einander, in der Politik die alten Traditionen und der eingeſpielte Verwaltungs⸗ hi; 1 
mechanismus, die den neuen Machtverhältniſſen entſprechend umzubauen waren, 


und wirtſchaftlich ein ähnlicher Gegenſatz: Der Unternehmerkultur, die im letzten 
halben Jahrhundert die Kunſt ſich erwerben konnte, Betriebe zu gründen, zu leiten 
und zu bewirtſchaften, die an der Macht ſtand und durch ihren Herrenſtandpunkt 

dieſe Macht auch auszunutzen wußte, ſtanden die Arbeiter gegenüber, die durch die 
politiſchen und wirtſchaftlichen Sünden der Vorkriegszeit außerhalb der Mit⸗ 
arbeit in Politik und Wirtſchaft gehalten wurden. Der Gewerkſchaftskampf, der 
vorher das Ziel der „geſchloſſenen Organiſation“ erſtreben mußte, deſſen Führer⸗ 
ſchaft in der Agitation aufzugehen hatte und infolgedeſſen keine betriebswirt⸗ 1 
ſchaftlichen Erfahrungen ſich 1 8 wurde plötzlich durch die ar 4 


EN 
Der Gewerkſchaftskampf, draußen außerhalb der Betriebe agitatoriſch ge- 


führt, wurde zu einer Gewerkſchaftsſtrategie. Neue Rechte und Pflichten der 


Arbeiter ſchufen neue Funktionen und Verantwortlichkeiten für die Führer⸗ 
ſchaft und ihre Funktionäre. 
Die Aufgabe ſteht nun vor uns, dieſen neuen Anforderungen gerecht wer⸗ 


den zu können. Wir haben in der Arbciterbewegung glatt ein halbes Jahr⸗ 


hundert der Entwicklung zu überſpringen, wir haben keine Zeit der langſamen 
ſyſtematiſchen Vorbereitungen, wir konnten vorher nicht hineinwachſen in 
die neuen Aufgaben der wirtſchaftlichen Mitbeſtimmung. Der Arbeiterführer 
und der Arbeiterfunktionär muß ſich plötzlich als mitverantwortlicher Wirt⸗ 


ſchaftsträger mit Problemen auseinanderſetzen, die ſeiner Betätigung früher 


ferngelegen haben. 
Deshalb beſteht eine große Sorgenfrage für uns in der Verwirklichung des 


Rätegedankens. Nicht, daß dieſe Demokratiſierung der Wirtſchaft auf⸗ 


gehalten werden könnte. Das Rad der Entwicklung iſt auch hier nicht wieder 
zurückzudrängen. Es iſt unmöglich, den neuen Bau der Wirtſchaft ohne die 
Arbeiter durchzuführen. Die Arbeiterſchaft wird jetzt mit zum wichtigſten 
Faktor der zukünftigen Wirtſchaft, und es wird nur darauf ankommen, dieſe 
Aufgaben ſo reibungslos wie nur irgend möglich für die Wirtſchaft geſtalten 
zu lönnen. 

Die Geſetzgebung hat das Betriebsrätegeſetz geſchaffen. Formal juriſtiſch 


5 iſt die Betätigung der Mitarbeit und Mitbeſtimmung der Arbeiterſchaft ge⸗ 
ſichert. Aber nun kommt es darauf an, mit den großen und komplizierten 
Problemen auch praktiſch fertig zu werden. Das wird eine Erziehungsarbeit 


und eine Bildungsaufgabe ſein müſſen, eine Frage der Menſchenqualität. Denn 
dieſe praktiſche Mitarbeit begrenzt ſich nicht nur auf die Vertretung der reinen 
Arbeitnehmerintereſſen, auf die Sicherung von Arbeitslohn und Arbeitsleiſtung, 
auf die Geſtaltung der Arbeitsbedingungen, ſondern über dieſe Geſichtspunkte 
der reinen Arbeitnehmerpolitik hinaus ſind die Betriebsräte berufen, die all⸗ 
gemeinen wirtſchaftlichen Fragen und Entwicklungsfaktoren mitbeſtimmend zu 
beeinfluſſen. Die Arbeiterſchaft hat nicht nur neue Rechte erhalten, ſondern 


übernimmt Pflichten geſteigerter Verantwortung für die zukünfige Wirtſchaft. 


Auch deshalb werden die Probleme kompliziert ſein, weil wir auf der einen 
Seite mit dem techniſchen und wirtſchaftlichen Fortſchritt marſchieren müſſen. 
Vielgeſtaltig und von einem Wirkungsgrad, den wir heute kaum in den Um⸗ 


Bi riſſen überſehen können, zeigen ſich die Tendenzen der Intenſivikation der 


Arbeit, der Ertragſteigerung. 


Wir haben weiter oben angeführt, wie mit dem ſogenannten Taylorſyſtem 
das höchſte Maß der rationellen Wirtſchaft noch längſt nicht erreicht iſt, wie die 


5 Entwicklung zur Anwendung der Wirtſchaftspſychologie drängt, wie die techniſch⸗ 


u, 
* 


wiſſenſchaftliche Forſchung nun auch betriebsorganiſatoriſch die Menſchen als 
Arbeitskräfte ſorgfältig auswählt und ſie an den Platz zu ſtellen ſich bemüht, 
wo jeweilig das Höchſte für die Wirtſchaft geleiſtet werden kann. Das werden 
ja die Mittel ſein, durch die ſich der Erwerbskampf hai das Arbeitstempo für 
den einzelnen Verufsmenſchen ſteigert. 

Trotzdem können wir dieſe Entwicklungsmöglichkeiten nicht in Bauſch und 


Bogen bekämpfen. Wir können das Taylorſyſtem ebenſowenig aufhalten, wie 


: wir moderne Maſchinen nicht zerſchlagen können. Soweit wie dieſe Methoden 
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produktionsfördernde Momente darſtellen, ſoweit durch dieſe Dinge die Mög⸗ 
lichkeiten gegeben ſind, ertragreicher zu arbeiten, müſſen wir gerade als Sozia⸗ 
liſten nicht nur die moderne Entwicklung anerkennen, ſondern fie direkt fördern. 
Sosgialismus iſt auch hier die höchſte Organiſationsform der eee Arbeit. 


TER EN 


0 


Wir müſſen nur dort hineingreifen, wo die Entwicklung zur Intenſtvikation 14 


der Arbeit für die Menſchen ſelbſt zu einer Raubbauwirtſchaft zu wer⸗ 


den droht, wo der einzelne Menſch durch das geſteigerte Arbeitstempo ſozial 1 


herabgedrückt wird, geſundheitlich zuſammenbricht. Wir müſſen dieſer ratio⸗ 


a 


nellen Menſchenökonomie eine ſoziale Menſchenökonomie 2 


entgegenſtellen. Die Feſtſtellung der Ermüdungsgrenze unter Mithilfe und Mit⸗ 
beſtimmung der Arbeitervertreter muß erfolgen. Dafür gibt es keine all⸗ 


gemeinen Regeln, ſondern jeder einzelne Betrieb und jede einzelne Arbeits⸗ 0 


ſtelle iſt ein Unterſuchungsfeld für ſich. Die jeweiligen Bedingungen ſind von 
Fall zu Fall durch verſtändnisvolle Zuſammenarbeit zwiſchen Theorie und 
Praxis, zwiſchen dem Werkmeiſter, Ingenieur und Arbeitervertreter zu unter⸗ 
ſuchen. Die neuen Betriebsmethoden, vom Taylorſyſtem angefangen bis zur 


wirtſchaftspſychologiſchen Ausleſe des Menſchen, werden auch die ſeeliſchen Ber 


ziehungen des Menſchen zur Arbeit verändern. Die Wirkungen der Monotonie 


der Arbeit müſſen wir aufhalten, ihnen entgegenarbeiten. Wir müſſen Ar- 
beitsplatz, Arbeitsplan und die Arbeitsverbindung mit dem Menſchen ſo aus⸗ 
wählen und ausgeſtalten, daß das Arbeiten trotz der geſteigerten Anſprüche an 
den Menſchen, trotz der Hergabe ſeiner ganzen Nervenkraft, trotz der ungeheuer 
geſteigerten Produktionsfähigkeit, den dieſe furchtbare neue Zukunft für die 
deutſche Wirtſchaft fordert, nicht Schädigungen an ſeiner Geſundheit und an 6 4 


feiner Pſyche hinterläßt. 

Sehen wir alſo das Problem von dieſem Geſichtspunkt aus, ſo iſt erkenn⸗ 
bar, wie reich und kompliziert die Erziehungsarbeit und Bildungsarbeit ſein 
muß, die an den breiten Maſſen des Volkes zu leiſten iſt. 


Ebenſo die Sozialiſierung. Im letzten Grunde iſt auch die Sozia⸗ N 
liſierung ein Organiſationsproblem. Es handelt fich nicht nur um einen Beſitz⸗ 
wechſel, um die Ueberführung der Produktion aus der Herrſchaft einzelnen 


Privatkapitaliſten und Kapitaliſtengruppen in das Eigentum der Allgemeinheit, 


ſondern es kommt darauf an, dieſe neugeformten Wirtſchaftsunternehmungen — 


auch mit allen modernen Mitteln der höchſt entwickelten Technik und Arbeiter⸗ 


organiſation zu bewirtſchaften. Denn der ſozialiſierte Betrieb ſoll mindeſtens 


keinen geringeren Ertrag abwerfen wie der privatwirtſchaftliche Betrieb. Des⸗ 1 


halb erfordert die Sozialiſierung auch eine andere innere Umſtellung des 
Menſchen. 


Unter der privatkapitaliſtiſchen Wirtſchaft wurde der Menſch durch Zwang 
zur Arbeit gebracht. Im Zeichen der Sozialiſierung ſoll der Arbeiter ſich als 


freier Menſch fühlen. Er ſoll mit innerer Arbeitsfreudigkeit ſchaffen. Das 


Pflichtgefühl, die Hingabe zur Arbeit kann aber nur vorhanden ſein, wenn 4 
auch die Menſchen jelbit mit innerer Anteilnahme mit dem Produktionsprozeß 
verbunden find. Auch hier ſtellt die Freiheit höhere Anforderungen an den 


Menſchen, an ſein Pflichtbewußtſein, an ſeine Solidarität. 


* * 
*. 


Hat nun der offizielle Marxismus dieſe treibenden Kräfte unſeres Wirt- 7 


ſchaftslebens rechtzeitig erkannt und beobachtet? Wir müſſen das verneinen. 
Es ſoll hier kein Vorwurf erhoben werden, ſondern nur Tatſachen ſind feftau- 
ſtellen. b 


Die parteigenöſſiſche margiftijche Forſchung hat fich vorherrſchend damit be⸗- 
gnügt, die Lehren von Marx als ein Dogma zu konſervieren. Unſere Marxiſten 
haben immer das Geſicht nach der Vergangenheit gerichtet und find beſonders 
in wirtſchaftlichen Dingen der Gegenwart gegenüber fremd geblieben. Vor 
allen Dingen die moderne Arbeitswelt des Induſtrieproletariers hat nicht die 


Beachtung gefunden, die ſie verdient. 


9 


er 


im das grobe Wort von Heinrich € Cunow hier zu wiederholen: Maßgebende 
Theoretiker haben ſich damit begnügt, feſtzuſtellen, ob die Entwicklung den Weg 
gegangen iſt, den Marx vorgezeichnet hat, und wenn das nicht der Fall war, 
hatte die Entwicklung unrecht. 

Und Karl Renner wird noch ſchärfer, indem er den Marxoffiziöſen den 


ö Vorwurf macht, daß ſie unmarxiſtiſch gearbeitet haben. Wenn Marx auferſtehen 


könnte, dann würde er feine Schüler und Jünger auffordern: Studiert nicht 
mich, ſondern die Geſellſchaft, die Fabrikkontore, das Wirtſchaftsleben. 
Will alſo der Parteitag in eine Reviſion unſeres Parteiprogramms ein⸗ 


treten, dann wäre es notwendig, für den erſten grundſätzlichen Teil unſeres 


. Programms, deſſen Gedankengänge teilweiſe zwar noch richtig ſind, aber doch 


an manchen Stellen einer Abänderung bedürfen, eine Studienkommiſſion ein⸗ 
zuſetzen, die gerade auch die Probleme der induſtriekapitaliſtiſchen Entwicklung 
ſtudieren müßte. Aber dieſe Kommiſſion dürfte ſich nicht nur aus Theoretikern 


Zuſammenſetzen, ſondern auch Praktiker müßten ſich daran beteiligen, die ſich 


draußen mit dem Wirtſchaftsleben herumzuſchlagen haben. 
Erſt dann wird es möglich ſein, daß wir in unſerem Parteiprogramm auch 
dieſen Teil der Entwicklung der Gegenwart genügend berückſichtigen, wie es 


einer großen und führenden Partei würdig iſt. 


Die Arbeiterverſicherung. 
N Von Hermann Müller. 
Obgleich die ſozialdemokratiſche Partei auf dem Gebiete der Arbeiter⸗ 


verſicherung Anregerin und Vorwärtsdrängerin geweſen ijt, tut das Erfurter 


Programm dieſes wichtige und weitſchichtige Kapitel mit den wenigen und 
noch dazu unklaren Worten ab: „Uebernahme der geſamten Arbeiterverſiche⸗ 
rung durch das Reich mit maßgebender Mitwirkung der Arbeiter an der Ver⸗ 


waltung“. 


Wie die Partei die Arbeiterverſicherung ausgeſtaltet wiſſen will. hat ſie erſt 


ein Jahrzehnt nach der Schaffung des Erfurter Programms in einer Ent⸗ 


ſchließung dargetan, die der Münchener Parteitag im Jahre 1902 im Anſchluß 


an ein Referat von Molkenbuhr annahm. Später haben ſich noch andere Par⸗ 


teitage und Frauenkonferenzen mit der Frage beſchäftigt. Es war dies 
namentlich der Fall, als die Reichsverſicherungsordnung zur Ausſprache 


ſtand. Im großen und ganzen herrſcht Klarheit über das, was die Partei von 


der Arbeiterverſicherung erwartet und ſeitdem die Gewerkſchaften, die ſchon 
früher in allen anderen Punkten die gleichen Forderungen wie die Partei 


. aufgeſtellt hatten, ſich auch für die Einführung der Arbeitsloſenverſicherung 
aausgeſprochen haben, die ſie zunächſt für ſich reklamierten, beſtehen auch keine 
. Meinungsverſchiedenheiten mehr zwiſchen Gewerkſchaften und Partei. 


Organiſatoriſch wird die Vereinheitlichung der Verſicherung gefordert 


N 5 und deren Ausdehnung auf alle Arbeiter und dieſen wirtſchaftlich gleichſtehen⸗ 
den Perſonen, wobei die volle r durch die Verſicherten voraus⸗ 


geſetzt wird. 
Unſere Arbeiterverſicherung krankt an ihrer Zerſplitterung in verſchiedene 
ſelbſtändige Zweige. Unabhängig voneinander arbeiten die verſchiedenen 


3 Verſicherungsträger, wobei der Kreis der von der Verſicherung erfaßten Per⸗ 
ſonen noch immer nicht einheitlich iſt, obgleich die Reichsverſicherungsordnung 


hier weiter geht, als die früheren Geſetze. Durch das Verſicherungsgeſetz für 


Angeſtellte iſt ein beſtimmter Teil der Arbeitnehmer beſonderen geſetzlichen 


Vorſchriften unterſtellt worden. Es bedarf keiner Frage, daß die Forderung 


— 10 — { 
der Vereinheitlichung der Verſicherung die Verſchmelzung der Angeſtellten⸗ 
verſicherung mit der Arbeiterverſicherung in ſich ſchließt. Unter den An⸗ 
geſtellten ſelbſt iſt hier die Meinung geteilt, wobei aber bei den Gegnern der 
Verſchmelzung das Mißverſtändnis obwaltet, daß durch die Verſchmelzung die 
Vorteile, die ihnen ihre Sonderverſicherung gebracht hat, wieder beſeitigt wer⸗ 
den ſollen. Daran denkt natürlich niemand. Als Vorteile ſind zu nennen: 
die Berufsinvalidität, die bei halber Erwerbsfähigkeit anerkannt wird, die Ge⸗ 
währung von Renten an alle Witwen der Verſicherten und die Zahlung der 
Waiſenrente bis zum 18. Lebensjahr. Das ſind Forderungen, die auch die 
Arbeiter aufſtellen und die durchzuſetzen ſie willens ſind. Iſt aber hier eine 
Gleichſtellung erreicht und werden höhere Gehaltsklaſſen auch in der Arbeiter⸗ 
verſicherung geſchaffen, dann hat kein Angeſtellter bei der Verſchmelzung 
irgendwelche Nachteile. Im Gegenteil, verſicherungstechniſch ſteht heute ſchon 
die Angeſtelltenverſicherung hinter der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenver⸗ 
ſicherung in der Reichsverſicherungsordnung zurück. Zum Teil ſogar recht 
erheblich. Hier ließe ſich eine Zuſammenlegung ohne in der Sache liegende 
Schwierigkeiten ſehr raſch erreichen. 5 

Im übrigen aber iſt die Vereinheitlichung kein ſo einfaches Problem, und 
es gehen deshalb die Meinungen der Sachverſtändigen auch recht ſehr aus⸗ 
einander. Wird in fo tiefgehender Weiſe die ganze Verſicherung umgeſtaltet, 
dann kann es ſich nämlich nicht nur darum handeln, einen einheitlichen Ver⸗ 
ſicherungsträger zu ſchaffen, der die bisherigen getrennten Verwaltungen in 
ſich aufnimmt, ſondern es gilt dann nachzuprüfen, ob wir bisher überhaupt 
auf dem richtigen Wege waren, oder ob nicht die ganze Arbeiterverſicherung 
ganz neu zu geſtalten iſt. 

Unſere jetzige Verſicherung iſt auf dem Arbeitsverhältnis aufgebaut. Nach 
dem Verdienſt berechneten Beiträgen ſtehen entſprechende Leiſtungen der Ver⸗ 
ſicherungsträger gegenüber. Soll das Arbeitsverhältnis weiter maßgebend 
fein? Die Partei verneint dieſe Frage, indem fie auch die den Arbeitern wirt⸗ 
ſchaftlich gleichſtehenden Perſonen der Verſicherung unterſtellt wiſſen will und 
ſie teilt dieſe Auffaſſung mit vielen Sachverſtändigen dieſes Gebiets. Einheit⸗ 
lich iſt das Syſtem auch jetzt nicht mehr aufrechterhalten. Es ſei hingewieſen 
auf die Wöchmerinnenunterſtützung, die nicht nur verſicherten Wöchnerinnen zu⸗ 
teil wird, ſondern auch den Angehörigen von Verſicherten und auch ſonſtigen 
unverſicherten Bedürftigen. Hier ſind die früher geſteckten Grenzen alſo weit 
überſchritten worden. Warum ſoll es nicht auf anderen Gebieten genau ſo 
ſein? Wird der Weg weiter verfolgt, dann kommen wir allerdings aus dem 
Rahmen der Arbeiterverſicherung heraus und nähern uns mehr dem Gedanken 
der allgemeinen Volksverſicherung, ein Ziel, das nach meinem Dafürhalten ins 
Auge zu faſſen und anzuſtreben iſt. 

Auch die neue Reichsverfaſſung ſpricht in ihrem Artikel nicht von einer 
Arbeiterverſicherung, ſondern von einem umfaſſenden Verſicherungsweſen, das 
geſchaffen werden ſoll. Der Artikel 161 lautet: „Zur Erhaltung der Geſund⸗ 
heit und Arbeitsfähigkeit, zum Schutze der Mutterſchaft und zur Vorſorge 
gegen die wirtſchaftlichen Folgen von Alter, Schwäche und Wechſelfällen des 
Lebens ſchafft das Reich ein umfaſſendes Verſicherungsweſen unter maß⸗ 
gebender Mitwirkung der Verſicherten“. 


Dabei tauchen aber ſofort neue Fragen auf“). Soll die allgemeine Volks⸗ 1 


verſicherung ihre Mittel durch Beiträge der Verſicherten beſchaffen oder fol 


„) In einem Arbeitsplan, den die Arbeitsgemeinſchaft für die Neugeſtal⸗ 
— Sozialverſicherung ausgearbeitet hat, ſind die verſchiedenſten Fragen 
t. 5 


„ 


das Reich die Mittel aufbringen? Wäre das Reich dazu in der Lage, dann 
wäre die Antwort bald gegeben. Wer geſellſchaftlich nützliche Arbeit leiſtet, 
hat auch das Recht darauf, daß ihn die Geſellſchaft in allen unverſchuldeten 

Notlagen unterſtützt. Zunächſt dürfte daran leider nicht zu denken ſein, ob⸗ 

gleich darauf hinzuarbeiten iſt. Bei der Wöchnerinnenunterſtützung, um ein 

Beiſpiel anzuführen, übernimmt das Reich zum Teil auch heute ſchon die 

Leiſtungen ohne Gegenleiſtung zu erhalten. 

Einſtweilen wird auf Beiträge nicht verzichtet werden können. Das 

ſchließt aber wieder nicht ohne weiteres ein, daß unſer jetziges Syſtem, wo⸗ 

nach die Leiſtungen der Verſicherungsträger den Beiträgen entſprechend ab⸗ 
geſtuft werden, aufrechterhalten bleiben muß. Mit der Vorſchrift der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung, daß bei Invalidität die Rente wächſt, wenn Kinder vor⸗ 
handen ſind, iſt das Syſtem ja auch ſchon durchbrochen. Niemand wird das 
für verfehlt halten. Damit iſt anerkannt, daß bei beſonderer Bedürftigkeit 

EN auch eine beſondere Fürſorge am Platze iſt. Dieſer Gedanke muß noch mehr 
Geſtalt gewinnen. Wer von Natur aus kränklich iſt, wird in der Regel 

weniger verdienen als der rüſtige Arbeiter. Er wird auch früher Invalide 
werden. Es gibt heute ſehr viel junge Leute, die Invalidenrente beziehen, die 

niedrig iſt, weil niedrige Beiträge in verhältnismäßig geringer Zahl geleiſtet 

A worden find. Ganz abgeſehen von der ſtets zu geringen Höhe der Invaliden⸗ 

renten verſagt hier die Verſicherung volllñommen. Es muß hier Wandel ge⸗ 

ſchaffen werden, der Beitrag allein kann nicht ausſchlaggebend ſein. Der Ge⸗ 
danke: „Leiſtung entſprechend der Gegenleiſtung“ iſt abzulöſen von dem der 
allgemeinen Fürſorge. 

Es kann hier auf das Reichsverſorgungsgeſetz verwieſen werden, das in 
ganz anderer Weiſe als unſere Arbeiterverſicherung den Einzelfällen Rech⸗ 
nung zu tragen ſucht. 

5 Dieſes Geſetz ſetzt auch ganz andere Renten feſt, als wir ſie von der Ar⸗ 
beiterverſicherung her gewöhnt ſind. Gewiß, es ſprechen hier beſondere Um⸗ 
ſtände mit. Aber warum ſoll der, der auf dem Schlachtfelde der Arbeit ſeine 
Geſundheit eingebüßt hat, ſchlechter behandelt werden, als der, der ſie im 
Kriege verlor? 

Das Reichsverſorgungsgeſetz macht auch keinen Unterſchied zwiſchen Schä⸗ 

den, die durch lange Einwirkung geſundheitſchädlicher Umſtände oder plötzlich 
entſtehen. In beiden Fällen ſind die Renten unter ſonſt gleichen Voraus⸗ 
ſetzungen gleich hoch. 

Damit wird eine Ungerechtigkeit berührt, die der Arbeiterverſicherung wie 
ein Pfahl im Fleiſche ſitzt: die verſchiedene Behandlung der Gewerbekrank⸗ 

heiten und die verſchiedene Höhe der Invaliden⸗ und der Unfallrenten. 

f Wer ſeine Geſundheit allmählich einbüßt, iſt erheblich ſchlechter daran, 
als wer fie mit einem Schlage bei einer verſicherten Tätigkeit verliert. Ein 
Grund dafür iſt nicht vorhanden. Erklären läßt ſich dieſe Ungerechtigkeit nur 
mit der Entſtehungsgeſchichte unſerer Geſetze. Auch das darf nicht ſo bleiben. 
Veerkannt follen dabei die Schwierigkeiten nicht werden, die einer Aenderung 

im Wege ſtehen. Hat doch bei der Schaffung der Reichsverſicherungsordnung 


die Regierung ſogar erklärt, daß dieſe verſchiedene Rentenhöhe der Vereinheit⸗ 
lichung der Verſicherung im Wege ſtehe. 
VER Man ſieht, einfach liegen die Dinge ſelbſt dann nicht, wenn nur die bis⸗ 
bherigen Verſicherungszweige in Betracht gezogen werden. Dabei iſt bis jetzt 
9 die Krankenverſicherung noch gar nicht erwähnt worden, die auch über ihren 
bisherigen Rahmen hinaus mit der allgemeinen Wohlfahrtspflege verbunden 
werden oder doch mit ihr zuſammenarbeiten muß, wobei eine fee eee 
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Vovausſetzung iſt, daß Armenpflege, Kinderfürſorge uſw. gründlich umge⸗ 


ändert werden. 

Die Verſicherung der Familienangehörigen braucht eigentlich nicht be⸗ 
ſonders erwähnt zu werden, ſie wird von der allgemeinen Volksverſicherung, 
der wir zuſtreben. ohne weiteres mit erfaßt. Aber über die Mutterſchafts⸗ 
verſicherung mag noch einiges geſagt ſein. Das, was auch nach dem neuen 
Geſetz über Wöchnerinnenſchutz geboten wird, genügt den Anſprüchen an eine 
Mutterſchaftsverſicherung nicht. Ueber die Fürſorge für die Wöchnerin hin⸗ 
aus, muß ſich die Fürſorge auch auf das Kind erſtrecken. Ueberwachung und 
Pflege der Neugeborenen ſind ebenſo notwendig im Intereſſe der Kinder 28 
der Geſellſchaft überhaupt. 

Iſt ein einheitlicher Verſicherungsträger vorhanden, dann iſt ihm auch 0 
allgemeine Geſundheitsſchutz, ein bisher arg vernachläſſigtes Gebiet, zu 
übertragen. 

Je größer die Anforderungen ſind, die an die Verſicherung geſtellt wer⸗ 
den, deſto größer iſt auch die Verantwortung, die auf den verwaltenden Kör⸗ 
perſchaften ruht und deſto mehr bedürfen ſie auch des Vertrauens der Ver⸗ 
ſicherten. Wenn daher unter den Hauptforderungen, die die Arbeiter ſtellen, 
ſich die Selbſtverwaltung befindet, ſo N gewichtige Gründe dazu vor, die 
ja auch die Verfaſſung anerkennt. 

Zahlreich ſind die Einzelwünſche, die von der Partei und den Gewerk⸗ 
ſchaften übereinſtimmend beim Ausbau der Arbeiterverſicherung geltend ge⸗ 
macht werden. Auf ſie hier einzugehen iſt ſchon deshalb nicht der Platz, weil 
es ſich dabei nicht um grundſätzliche programmatiſche Forderungen handelt, 
die zu ſtellen ſind. 

Bisher erfaßte im allgemeinen die Verſicherung Geſundheitsſtörungen. 
Darauf kann ſie ſich aber nicht allein erſtrecken. Namentlich die Arbeits⸗ 


loſenverſicherung, die die Verfaſſung angekündigt hat,“) darf nicht länger auf 


ſich warten laſſen. Dabei iſt zu fordern, daß dieſe Einrichtung von wirklich 
ſozialem Geiſte getragen wird. Es kann nicht darauf ankommen, daß dem Ar⸗ 


beitsloſen irgendeine Arbeit zugewieſen wird, die von den Verwaltungs 


körperſchaften als eine angemeſſene bezeichnet wird, ſondern es iſt dabei den 
allgemeinen ſittlichen Anſchauungen der Arbeiter Rechnung zu tragen. Der 
Arbeitsloſe darf weder gezwungen werden, Lohndrücker zu ſpielen, noch darf 
die Einrichtung der Arbeitsloſenverſicherung dazu dienen, ſolchen Arbeitgebern 
Arbeiter zu verſchaffen, bei denen es aus den verſchiedenen Gründen die Ar⸗ 
beiter nicht aushalten. Arbeitsbeſchaffung und Arbeitsloſenverſicherung müſſen 


Hand in Hand arbeiten, aber der Druck, der unter Umſtänden auf die Ar⸗ 
beitsloſen ausgeübt werden muß, muß ſich in gleichem Maße auch gegen Un⸗ 


ternehmer richten, denen ſoziales Verſtändnis abgeht. 

Verſtändnisvoll angewendet iſt die Arbeitsloſenverſicherung ein Schritt in 
der Richtung zum Sozialismus. 

Daß bei ihrer Einrichtung auch Wert darauf gelegt wird, Arbeitsgelegen⸗ 
heit zu ſchaffen, iſt eine Selbſtverſtändlichkeit. Der in der letzten Zeit vielfach 
erörterte Gedanke, Unternehmern, die ſonſt ihren Betrieb ſchließen oder ein⸗ 
ſchränken müßten, von Reichswegen Mittel zur Weiterführung in die Hand 


zu geben, iſt durchaus geſund. Es iſt richtiger, die ſonſt Arbeitsloſen zu 118 


*) Der Artikel 163 Abſatz 2 lautet: „Jedem Deutſchen ſoll die Möglichkeit 
gegeben werden, durch wirtſchaftliche Tätigkeit ſeinen Unterhalt zu erwerben. 
Soweit ihm angemeſſene Arbeitsgelegenheit nicht nachgewieſen werden kann, 


wird für ſeinen notwendigen Unterhalt Nana Das Nähere wird 9 a 


ſondere Reichsgeſetze beſtimmt“. 
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ſchäftigen und ihnen jo Gelegenheit zu geben, nützliche Arbeit zu leiſten und 
Werte zu ſchaffen, die der Allgemeinheit zugute kommen, als fie auf deren 
* Koſten durchzuhalten. Selbſtverſtändlich iſt dabei Vorſorge zu treffen, daß 
3 die Mittel des Reiches, die dem Unternehmer zur Verfügung geſtellt werden, 
nicht zu einer Quelle des Unternehmerprofits werden. Die Idee ſetzt nicht 
krlegelloſe, ſondern planmäßige Wirtſchaft voraus. 

3 2 Das Gebiet der Verſicherungszweige iſt damit noch nicht erſchöpft. Anre⸗ 
— gungen, das Gebiet der Wohnungsfürſorge anzugliedern, haben in der letzten 
Zeit die Oeffentlichkeit beſchäftigt und die herrſchende Wohnungsnot läßt den 
Geedanken als durchaus fruchtbar erſcheinen, wie eine ſonſt noch vorgeſchlagene 
7 Verſicherung, die kinderreichen Familien zugute kommen ſoll, mit dem Grund⸗ 

gedanken der Sozialverſicherung durchaus im Einklang ſteht. 

Erhaltung und Stärkung der Arbeitskraft, das iſt es, worauf es an⸗ 
kommt. Die Zeiten find gegenwärtig dem Ausbau der Sozialverſicherung 
nicht günſtig und deshalb mag manchem vermeſſen erſcheinen, daß er mit 

Nachdruck gefordert wird. Aber noch nie war ausgedehnter Arbeiterſchutz und 
tiefgreifende Arbeiterverſicherung ſo notwendig, wie jetzt. Der Krieg hat 
mit ſich gebracht, daß an der Volksgeſundheit Raubbau getrieben worden iſt. 
Die Entbehrungen und Strapazen, denen die Leute im Felde ausgeſetzt ge⸗ 

weſen jind, haben die Körper zerrüttet und zermürbt und an denen, die in 
der Heimat bleiben konnten, haben die Erregungen und die Unterernährung 
im gleichem Maße gewirkt. Die neue Generation, die heranwächſt, iſt ſiech und 
x elend. Ueberall muß Wandel geſchaffen werden und dies zu tun, iſt Pflicht 
der Geſellſchaft. Es handelt ſich nicht nur um eine ſittliche Pflicht, ſondern um 
eine, die diktiert iſt vom Triebe der Selbſterhaltung in phyſiſcher und wirtſchaft⸗ 
licher Beziehung. Die ungeheuren Laſten, die auf unſeren Schultern ruhen, 
können wir nur tragen, wenn wir wieder voll leiſtungsfähig werden, und unſere 
zerrüttete Wirtſchaft kann nur ein geſundes Volk wieder zur Blüte bringen. 
1 Deshalb iſt weitſchauende, das ganze Volk erfaſſende Sozialpolitik geradezu das 
Gebot der Stunde. Wirtſchaftspolitik und Sozialpolitik laſſen ſich nicht 
. trennen. Der Quell des Reichtums eines Volkes iſt die Volksgeſundheit. Dieſe 
lit arg verwüſtet worden. Hier hat der Aufbau einzuſetzen, zum Wohle des 
eeeinzelnen, zum Segen für die Geſamtheit. 


Die Bekämpfung der Bodenſpekulation. 
Von Dr. S. Für bh. 
Nr * Bekämpfung der Bodenſpekulation als Teilprogramm 
* der Sozialiſierung des Grund und Bodens. 
I. Endziel iſt die Sozialiſierung des Bodens. 
II. Etappe auf dieſem Weg iſt die Bekämpfung der Bodenſpekulation. 
8 III. Der Weg hierzu iſt folgender: 
8 1. Erkenntnis der Spekulationsurſachen: Warencharakter und willkürliche 
3 5 Ausnutzung des Bodens. 
2. Beſeitigung dieſer Urſachen: 8 
a) Ausbau der Grundrentenſteuer nach gemeinem Wert. 
i b) Verſtaatlichung aller Hypothekenbanken und Verleihung des Be⸗ 
5 leihungsprivilegs an dieſe Banken. 
N c) Aufhebung des Warencharakters des Bodens durch geſetzliche Feſt⸗ 
ſetzung eines allen anderen Rechten vorgehenden Vorkaufsrechtes 
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des Staates bzw. der Kommunen zu einem aus beſtimmten 
Jahresdurchſchnitten zu errechnenden Preis für den gemeinen 
Wert des Bodens. 

d) Gleichzeitig mit c) Regelung des Mietzinſes, deſſen durch Wirt⸗ 
ſchaftsentwicklung bedingte Erhöhungen der Staats⸗ bzw. Kom⸗ 
munalkaſſe zuzuführen ſind. 

IV. Erfolg: Beſeitigung der Bodenſpekulation; Nutzung des Bodens zu⸗ 
gunſten der Allgemeinheit; Grundlage für ſpätere Sozialiſierung. 


Begründung. 

Das ſozialiſtiſche Programm hat zwar von je die Sozialiſierung des 
Bodens und ſeiner Schätze angeſtrebt und die Bodenſpekulation bekämpft. Es 
fehlte jedoch bisher an einem gemeinverſtändlichen Eingehen auf Art und Mög⸗ 
lichkeit der Bekämpfung der Bodenſpekulation, beſonders der des Wohnbodens. 
Dieſe Lücke auszufüllen, und zwar nur im Rahmen programmatiſcher Ueber⸗ 
ſicht, iſt die Abſicht der folgenden Zeilen. 

Boden und Bodenſchatz ſind Urſtoffe. Sie bilden die Grundlage menſch⸗ 
licher Arbeit und Wirtſchaft. Kapitaliſtiſche Wirtſchaft hat dies früh erkannt. 
Sie hat daher dieſe allen zuſtehenden Urſtoffe dem Privatbeſitz zugeführt und 
der freien Benutzung entzogen. Die Tatſache gleicht den übrigen, die ſich aus 
dem Kapitalismus ergeben. Ihre Wirkung aber iſt ausgedehnterer Art und 
wirkt in weit ſtärkerem Maße beſtimmend auf unſer Wirtſchaftsleben als irgend⸗ 
ein ſonſtiger Faktor des Kapitalismus. Arbeitsmöglichkeit auf und aus dem 
Boden iſt in die Willkür des einzelnen Bodenbeſitzers geſtellt. Darüber hinaus 
werden aber auch die Arbeitsmöglichkeiten, die nicht unmittelbar mit dem 
Boden zuſammenhängen, inſoweit gemindert, als die Wohn⸗ und damit 
Lebensmöglichkeit von dem Belieben des Bodenbeſitzenden abhängig iſt. Be⸗ 
dürfnis nach Boden erzeugt den Gewinn, den der Bodenbeſitzer ohne Arbeits⸗ 
leiſtung zieht aus der Tatſache allein, vorrätigen, unbenutzten Boden zu haben 
und mit ihm nach Belieben ſchalten und walten zu können. Mit anderen 
Worten, der Boden, einſt ein Mittel, durch Arbeit Ware zu erzeugen, iſt ſelbſt 
Ware und damit Handelsobjekt geworden. 

Hervorſtechendſte Eigenſchaft dieſes Handelsobjekts iſt ſeine Eignung zur 
Spekulation. Denn ſtetig wachſende Volkszahl — wie die unſeres Volkes — 
erhöht die Nachfrage nach Boden in gleicher Weiſe ſtetig, während die Boden⸗ 
menge gleich bleibt. Stets erhöhter Nachfrage ſteht gegenüber gleich bleibende 
Menge und durch Spekulation vermindertes Angebot. Die Sicherheit, die in 
dem Handel mit einer Ware mit ſolchen Vorausſetzungen liegt, enthebt den 
Händler des Riſikos und ſpornt ihn immer mehr zur Spekulation an. Das iſt 
aber das Erſtreben eines Gewinnes ohne entſprechende Gegenleiſtung unter 
Ausnutzung der Konjunktur. 

Die Folgen dieſer Spekulation mit dem notwendigſten aller Urſtoffe ſind 
ſo zutage liegend und ſo oft beſprochen, daß ihre Darlegung innerhalb des 
vorliegenden Rahmens ſich erübrigt. Es braucht nur erwähnt zu werden, um 
bewieſen zu ſein, daß Wohnungsnot Hand in Hand geht mit Konjunktur⸗ 
gewinn der Wohnungsſpekulanten. 

Wohnungsnot, Wohnungselend mit all ihren volksethiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Verwüſtungen ſind bekannt. Ihre Bekämpfung hat durch Beſeitigung 
ihrer Urſachen zu geſchehen. Deren eine iſt die Bodenſpekulation. 

Der Weg hierzu iſt durch die geſchichtliche Entwicklung gewieſen: Der 
Boden muß ſeines Warencharakters wieder entkleidet und als Urbeſitz der 
Allgemeinheit wieder zugeführt werden. 


— 145 — 


Mit der Bodenfrage ſind aber ſo viele einſchneidende wirtſchaftliche Fragen 
verbunden, daß plötzliche Zurückführung dieſes Privatbeſitzes in Allgemein⸗ 
beſitz zu ungeheuerſten wirtſchaftlichen und politiſchen Stürmen führen müßte. 
Zur Vermeidung dieſer find ſolche Wege einzuſchlagen, die künftiger Soziali⸗ 
ſierung des Bodens Grundlage und Ausgangspunkt geben, die aber zunächſt 
die Bodenſpekulation und den Bodenhandel unterbinden, ohne den Boden un⸗ 
mittelbar dem Privateigentum zu entziehen. 

Nimmt man dem Bodenhandel die Gewinnmöglichkeit, ſo hört die Speku⸗ 
lation von ſelbſt auf. Die Geſetzgebung hat dies bisher in der verſchiedenſten 
Weiſe verſucht — wenn auch oft aus anderer Abſicht. Sie hat die Wertzuwachs⸗ 
ſteuer, die Steuer auf den Grundwechſel und ſchließlich die in Preußen den 
Kommunen überlaſſene Grundrentenſteuer eingeführt. Beide erſtgenannten 
Steuern ſind auf den Käufer abwälzbar, belaſſen alſo dem Verkäufer, 


10 wenigſtens zum größten Teil, den Gewinn aus dem Bodenhandel. 


Die einzige nicht abwälzbare Bodenſteuer iſt die Grundrentenſteuer nach 
dem gemeinen Wert. Sie mindert den Verkaufspreis des Grundſtücks um den 
kapitaliſierten Wert der Steuerſumme. Sie bedingt ein ſchnelles Veräußern 
des Bodens ſeitens des Spekulanten, da dieſer ſonſt Gefahr läuft, einen ſeiner 


Steuerausgabe nicht entſprechenden Kaufpreis zu erhalten. Denn jeder Käufer 
muß die Grundrentenſteuer nach gemeinem Wert mit in ſeine Kalkulation 


einberechnen, da er ſie zu tragen hat. Die Grundrentenſteuer wirkt alſo wie 
eine ewige Belaſtung, die um den Betrag ihrer kapitaliſierten Höhe den Wert 
des Grundſtückes vermindert. Durch dieſe Wirkung wird ſchon eine ſtarke 
Breſche in den Bau der Bodenſpekulation geſchlagen. Es läge daher nahe, zu 
meinen: dieſe Breſche wird um ſo größer, je höher die Grundrentenſteuer iſt, 


bis ſie ſchließlich die Spekulation beſeitigt. Dem iſt nicht ſo. Es fände viel⸗ 


mehr nur eine Verſchiebung ſtatt, dank deren die Bodenſpekulation nur andere 


Formen annähme durch Einberechnung der ihr durch die Grundrentenſteuer be⸗ 


reiteten Schwierigkeiten. 
Hinzu kommt ein Anderes. Die Mehrzahl der aus dem Bodenhandel 


Gewinn erzielenden Bodenbeſitzer ſetzt ſich nicht aus den profeſſionellen Boden⸗ 


ſpekulanten zuſammen. Vielmehr find es die Hypothekengläubiger, die aus 
dem unverarbeiteten Mehrwert des Bodens letzten Endes Gewinn ziehen. Die 


Grundrentenſteuer trifft ſie nicht, nur den juriſtiſchen Eigentümer, der doch in 


5 Wirklichkeit, d. h. wirtſchaftlich in den weitaus meiſten Fällen nur der Ver⸗ 
walter ſeiner Hypothekengläubiger iſt und ſchon durch die Zahlung der Hypo⸗ 


ftthekenzinſen eine Art Grundrentenſteuer leiſtet in die Taſche dieſer Gläubiger. 


Hier iſt der Punkt, von dem aus unter Beibehaltung und Ausbauung der 


3 Grundrentenſteuer auszugehen iſt. Die hypothekariſche Belaſtungsmöglichkeit 
1 9 einzelner Kapitaliſten iſt Teilurſache des Warencharakters des 
* 0 


dens. Schwände dieſe Möglichkeit, ſo bliebe nur der Boden mit ſeinen 
natürlichen Ausnutzungsmöglichkeiten, auf deren Regelung unten eingegangen 
werden ſoll. Die Beſeitigung der hypothekariſchen Belaſtung zugunſten ein⸗ 


Zelner iſt ſehr wohl möglich. Sämtliche Hypothekenbanken find zur Verſtaat⸗ 
lliüchung reif. Dieſe, verſtaatlicht, bedürfen nur des geſetzlichen Privilegs der 
Hhbzypothekariſchen Beleihung, um jo die hypothekariſche Grundrentenſteuer dem 
Staate zuzuführen. Doch ſelbſt wenn man es bei privatkapitaliſtiſcher Be⸗ 


lleihung belaſſen wollte, gäbe es einen weiteren Weg, dieſen Beleihungen die 
Spekulation auf den geſteigerten Bodenwert zu nehmen. Die Einführung eines 
allen anderen Rechten vorhergehenden geſetzlichen Vorkaufsrechts des Staates 
bzw. der Kommunen bei allen zum Verkauf gelangenden Grundſtücke, unter 


1 1 Feſtſetzung des Preiſes nach dem gemeinen Wert, berechnet aus dem 
Durchſchnittswert beſtimmter Zahl von Jahren. 


Das neue Parteiprogramm. 10 
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* 
Hiermit würde ein Doppeltes erreicht werden. Es finden ſich keine Käufer, 


die mehr als dieſen Vorkaufspreis zahlen würden, der Verkauf würde ſich alſo 


ſchon beim zweiten Käufer nicht mehr „rentieren“ im kapitaliſtiſchen Sinne. 


Ferner würde auch keiner das Grundſtück über dieſen Vorkaufspreis hinaus 


belaſten. In zwiefacher Weiſe würde damit der Spekulation die Möglichkeit 
ihrer Betätigung genommen. 

Hinzu müßte eine dem feſtgeſetzten Vorkaufspreis entſprechende, geſetzliche 
Regelung der Mieten kommen. Dieſer Regelung müßte eine gleitende Miet⸗ 
zinsberechnung zugrunde gelegt werden. Und zwar müßte ſie dem Eigentümer 
für ſeine verwaltende Tätigkeit genügend Verdienſt ſichern. Darüber hinaus 


wäre der ſich aus den verſchiedenſten wirtſchaftlichen Umſtänden erhöhende 
Mietzins an den Staat, bzw. Kommune abzuführen, die dieſes BEN zur 


weiteren Wohnungsbeſchaffung zu verwenden hätten. 
Die Wirkung einer ſolchen Regelung wäre folgende: 
Durch Ausſchaltung der Bodenſpekulation jeder Art verſchwände bie 
Preistreiberei der Konjunkturausnutzung. Wohnungsbaureifer Boden würde 
ſich nicht mehr durch Liegenlaſſen, ſondern nur durch Benutzung verzinſen. Der 
Mietzins, ehedem abhängig von einzelnen Bodenkapitaliſten, würde ſich nur 
nach der Geſamtwirtſchaftslage des ganzen Volkes richten. Unter Belaſſung des 
Eigentums wäre der Bodenbeſitzer in der Hauptſache Verwalter für die All⸗ 


W 


gemeinheit, ohne Möglichkeit, aus dem Beſitz einen anderen Gewinn zu erzielen 


als durch eigene Arbeit. 
Dies alles ein großer Schritt auf dem Wege zur Sozialiſierung, aus dem 
jetzt ſchon die Allgemeinheit einen Teil Nutzen zöge. 


Die Wohnungsfrage. 
Von Paul Hirſch. 


Ueber die Wohnungsfrage enthält das Erfurter Programm, wenn man von 
der allgemeinen Forderung der Verwandlung des kapitaliſtiſchen Privateigen⸗ 
tums an Grund und Boden in geſellſchaftliches Eigentum abſieht, kein Wort. 
Erſt der Parteitag zu Lübeck (1901) hat ſich eingehender mit der Woh⸗ 
nungsfürſorge beſchäftigt und im Anſchluß an ein Referat von Dr. Südekum 
ſeine programmatiſchen Forderungen zuſammengefaßt. 


Dagegen beſchränkt ſich die zwei Jahre ſpäter zum Beſchluß erhobene Re⸗ 


ſolution Lindemann auf die Forderung der Beſteuerung des unverdienten Wert⸗ 


zuwachſes an Grund und Boden, geht aber im übrigen, da ſie nur leitende Ge⸗ 1 


ſichtspunkte aufſtellt, an der Wohnungsſrage vorüber. 

In ähnlicher Richtung wie die Lübecker Reſolution bewegen ſich eine Reihe 
von ſozialdemokratiſchen Landesprogrammen und die meiſten Kommunal⸗ 
programme. 


Einige Punkte der Lübecker Reſolution ſind durch den Gang der Ereigniſſe 


überholt. So brauchen wir die Forderung des Erſatzes der beſtehenden Kom⸗ 
munalwahlſyſteme durch das allgemeine, gleiche, geheime und direkte Wahlrecht, 
ausgedehnt auf alle mündigen Perſonen ohne Unterſchied des Geſchlechts, heute 
nicht mehr zu erheben, da ſie durch die Reichsverfaſſung und die in ihrem Ver⸗ 
folg erlaſſenen Landesgeſetze ihre Erfüllung gefunden hat. Die Forderung 
„völlige Selbſtverwaltung der Gemeinden“ werden wir in dieſer Allgemeinheit 


kaum aufrecht erhalten können. Wir müſſen uns erſt über den Begriff der ge⸗ 


meindlichen Selbſtverwaltung, der im Laufe der Jahrhunderte einen ſehr ver⸗ 
ſchiedenen Inhalt gehabt hat, klar werden. Mit dem engliſchen 
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Selfgovernment hat die Selbſtverwaltung der deutſchen Kommunen nichts 
gemein, wenn auch das Vorbild Englands die deutſche Geſetzgebung 
nicht unbeeinflußt gelaſſen hat. Ebenſowenig kann ein Vergleich 
zwiſchen der Selbſtverwaltung der modernen Städte und der Auto- 
nomie der deutſchen Städte im Mittelalter gezogen werden. Wenn 
wir uns der Definition von Hugo Preuß anſchließen und unter Selbſtver⸗ 
waltung die organiſatoriſche Reform für die Mitwirkung von Organen bei 
der Verwaltung verſtehen, die von den oberſten Regierungsorganen abhängig 
ſind, und wenn wir weiter mit ihm auf dem Standpunkt ſtehen, daß dieſe Auf— 
gabe dadurch gelöſt wird, daß die Rechtsordnung außer dem Staate nach andere 
Gemeinwillen als publiziſtiſche Perſonen anerkennt und daran der Regierung 
nicht ſubordinierte Organe bei der öffentlichen Verwaltung mitwirken läßt, 
wenn wir eine kommunale Selbſtverwaltung fordern, die ihre Schranken nur 
findet in den Vorſchriften der geltenden Reichs⸗ und Staatsgeſetze, ſo iſt auch 
dieſe Forderung erfüllt durch Artikel 127 der Reichsverfaſſung, der Gemeinden 
und Gemeindeverbänden das Recht der Selbſtverwaltung innerhalb der Schran⸗ 
ken des Geſetzes einräumt. Weiter zu gehen wäre gefährlich, weil die Ge⸗ 
meinden ſich dann leicht zu Staaten im Staate ausbilden könnten. Endlich iſt 
auch das Enteignungsrecht bis zu einem gewiſſen Grade durch die 
Reichsverfaſſung geregelt. Nach Artikel 7 hat das Reich die Geſetzgebung über 
das Enteignungsrecht, zwar nicht die ausſchließliche Geſetzgebung, ſondern 
ſeine Zuſtändigkeit auf dieſem Gebiete konkurriert mit der der Länder. Aber 


das Reichsrecht bricht bekanntlich Landesrecht. Macht alſo das Reich von ſeiner 


Befugnis Gebrauch, ſo tritt beſtehendes Landesrecht außer Kraft und neues 
kann ſich nicht bilden. Die näheren Beſtimmungen über die Durch⸗ 
führung der Enteignung finden ſich im Artikel 153, der das Eigentum gewähr⸗ 
leiſtet, aber eine Enteignung zum Wohle der Allgemeinheit und auf geſetzlicher 
Grundlage vorſieht. Enteignung ſetzt alſo materiell die Notwendigkeit oder 
Nützlichkeit der Maßnahme aus einem beſtimmten Intereſſe des allgemeinen 
Wohles, formell eine geſetzliche Grundlage voraus. Die Enteignung ſelbſt iſt 
ein Verwaltungsakt, der jedoch der Baſis eines Rechtsſatzes und zwar in Form 
eines Geſetzes bedarf.“) Hiernach kann jederzeit durch Geſetz den Gemeinden 


das Enteignungsrecht verliehen werden, die Möglichkeit, auf geſetzlichem Wege 


den geſamten Grund und Boden zum Wohle der Allgemeinheit gegen an⸗ 
gemeſſene Entſchädigung zu enteignen, iſt theoretiſch gegeben. 
Das Reich kann nach Artikel 10 im Wege der Geſetzgebung Grundſätze für 


das Wo hnungsweſen aufſtellen. Wichtiger als dieſe allgemeine Be⸗ 


ſtimmung iſt der Artikel 155, der beſagt, daß die Verteilung und 


1 Nutzung des Bodens von Staats wegen in einer Weiſe überwacht wird, 


KR lag, Berlin. 


die Mißbrauch verhütet und dem Ziele zuſtrebt, je dem Deutſchen eine 
geſunde Wohnung und allen deutſchen Familien, beſon⸗ 
ders den kinderreichen, eine ihren Bedürfniſſen ent⸗ 
ſprechende Wohn⸗ und Wirtſchaftsheimſtätte zu ſichern. 
Kriegsteilnehmer ſind bei dem neu zu ſchaffenden Heimſtättenrecht beſonders 
zu berückſichtigen. Grundbeſitz, deſſen Erwerb zur Befriedigung des Wohn⸗ 
bedürfniſſes, zur Förderung der Siedlung und Urbarmachung oder zur Hebung 
der Landwirtſchaft nötig iſt, kann enteignet werden. Ferner wird die Be⸗ 


arbeitung und Ausnutzung des Bodens als Pflicht des Grundbeſitzers gegen⸗ 


über der Gemeinſchaft bezeichnet und der Grundſatz aufgeſtellt, daß die Wert⸗ 
ſteigerung des Bodens, die ohne eine Arbeits- oder Kapitalaufwendung auf das 


*) F. Gieſe: Die Verfaſſung des Deutſchen Reichs. Carl Heymanns Ver⸗ 
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Grundſtück entſteht, für die Geſamtheit nutzbar zu machen iſt. Wenn die Zu⸗ 
läſſigkeit der Enteignung von Grundbeſitz zur Befriedigung des Wohnungs⸗ 
bedürfniſſes hier noch beſonders hervorgehoben iſt, jo kann das nach Gieſe 
nur die rechtliche Bedeutung haben, die materielle Vorausſetzung der Ent⸗ 
eignung (zum Wohle der Allgemeinheit) zu ſpezialiſieren, ſo daß dieſe Vor⸗ 
ausſetzung hier unbedingt als vorliegend zu erachten iſt und es bloß noch eines 
Aktes der Geſetzgebung bedarf. 

Der Artikel 155 der Reichsverfaſſung, der gewiſſermaßen eine Art 
Bodenreformprogramm aufſtellt, ſteht nicht etwa bloß auf dem Papier, 
ſondern es iſt bereits der Anfang gemacht, ihn in die Praxis um⸗ 
zuſetzen. Es ſei nur erinnert an das Reichsſiedlungsgeſetz 
vom 11. Auguſt 1919, das die Länder verpflichtet, wo gemeinnützige 
Siedlungsunternehmungen nicht vorhanden ſind, ſolche zur Schaffung 
neuer Anſiedlungen ſowie zur Hebung beſtehender Kleinbetriebe zu be⸗ 
gründen. Handelt es ſich hierbei auch in erſter Linie um die Be⸗ 
ſchaffung von landwirtſchaftlichem Siedlungsland, ſo darf man doch den 
Einfluß dieſes Geſetzes auf die Löſung auch der ſtädtiſchen Wohnungsfrage 
nicht unterſchätzen, denn je größer die Zahl derer iſt, denen die Möglichkeit 
gegeben wird, ſich auf dem Lande anzuſiedeln, deſto mehr wird nicht nur der 
Zuzug vom Lande in die Städte abnehmen, es wird umgekehrt ein Abzug von 
den Städten auf das Land eintreten, was wiederum eine Entlaſtung des 
ſtädtiſchen Wohnungsmarktes zur Folge haben wird. In dieſer Erkenntnis und 
in der weiteren Erkenntnis des innigen Zuſammenhangs zwiſchen Wohnungs⸗ 
frage und Geburtenzahl hatte bereits der Rat der Volksbeauftragten unter 
gleichzeitiger Beſeitigung der rückſtändigen Rechtslage großer Teile der Land⸗ 
arbeiterſchaft die Arbeiter aufgefordert, von den Großſtädten auf das Land und 
in die Städte der Provinz zu gehen. Ja, ſchon vor der politiſchen Umwälzung 
hatten Reich und Bundesſtaaten das ländliche Siedlungsweſen zu fördern ge⸗ 
ſucht, einmal durch das Kapitalabfindungsgeſetz vom 3. Juli 1916, 
das die Kapitaliſierung eines Teils der Kriegsinvaliden⸗ und Hintecbliebenen⸗ 
rente geſtattet und dadurch den Kreis der Anwärter für Grundbeſitz ſehr ſtark 
erweitert, und zweitens durch das preuß ' ſche Geſetz vom 8. Mai 1916, 
durch das 100 Millionen Mark für Zwiſchenkredite, d. h. Vorſchüſſe zum Ankauf 
von Siedlungsland und zur Errichtung von Rentengütern bewilligt 
wurden. Faſt alle Bundesſtaaten hatten gemeinnützige Siedlungsunter⸗ 
nehmungen unter Beteiligung des Staates und anderer öffentlicher Verbände 
begründet, die den Anſiedlern finanziell und techniſch zur Hand gingen. Man 
hatte ſich allmählich, und mit Recht, daran gewöhnt, die Wohnungsfrage von 
bevölkerungspolitiſchen Geſichtspunkten aus zu betrachten. 
Auch wir Sozialdemokraten werden unterſchreiben können, was Sering in 
ſeiner Erläuterung zu der Verordnung vom 25. Januar 1919 über die Be⸗ 
ſchaffung von landwirtſchaftlichem Siedlungsland ſagt, die im weſentlichen mit 
dem Reichsſiedlungsgeſetz übereinſtimmt: „Allein von der Wiederbeſiedelung 
des platten Landes iſt demnach der Ausgleich der Menſchenverluſte zu erwarten, 
welche der Krieg unſerer Bevölkerung und phyſiſchen Volkskraft zufügte. Ver⸗ 
wirklicht ſich die Hoffnung auf erweiterten Nahrungsſpielraum, ſo wird ein 
kraftvoller Nachwuchs das e Zeichen der Wiederaufrichtung unſeres 
Volkstums ſein.“ 4 


Dieſe Erkenntnis dämmerte angeſichts der ungeheuren Verluſte des Welt⸗ 2 N 


krieges auch den Regierungen im alten Reiche. Selbſt die reaktionärſte Re⸗ 


gierung, die preußische, hatte ſich der Einſicht, daß die Zeit der Untätigkeit auf 
dem Gebiete des Wohnungsweſens ein für allemal vorüber iſt, nicht ver 


ſchließen können und in dem Wohnungsgeſetz vom 28. März 1918 end⸗ 1 
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gültig mit der alten Tradition gebrochen. Während ſie noch im Jahre 1914 mit 
allem Nachdruck erklärt hatte, daß die Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes 
grundſätzlich nicht als Aufgabe des Staates angeſehen werden könne, ſondern 
daß der Staat nur verpflichtet ſei, für ſeine eigenen gering beſoldeten Beamten 


und für Arbeiter in Staatsbetrieben die Bereitſtellung von Kleinwohnungen zu 
fördern, verlangte ſie in ihrem Geſetzentwurf vom Jahre 1916 ſelbſt 20 
Millionen zur Beteiligung des Staates mit Stammeinlagen bei gemein⸗ 
nützigen Bauvereinigungen, und in dem Entwurf eines Geſetzes 
über die ſtaatliche Verbürgung zweiter Hypotheken, dem ſo⸗ 
genannten Bürgſchaftsſicherungsgeſetz, weitere 10 Millionen, um 


zwecks Förderung der Herſtellung geſunder Kleinwohnungen die Bürgſchaft für 


u zweite Hypotheken namens des Staates zu übernehmen. Im Jahre 1914 be⸗ 


zeichnete die Regierung die Förderung des Wohnungsweſens als ausſchließliche 
Sache der Gemeinden und machte neben finanziellen vor allem politiſche Be⸗ 
denken gegen die Hergabe von Staatsgeldern für dieſe Zwecke geltend. Ein 
ſolches Vorgehen, ſo meinte ſie, würde den Staat mehr, als ihm lieb ſein könne, 


5 auf ſozialiſtiſche Bahnen drängen. Wenige Jahre ſpäter und der Krieg mit 


ſeinen ſchweren Verluſten hatte dieſen Grundſatz über den Haufen gerannt. 
Die Regierung erkannte es nunmehr endlich als ihre Aufgabe an, die Her⸗ 
ſtellung von Kleinwohnungen allgemein und ohne Begrenzung auf einen be⸗ 
ſtimmten Perſonenkreis zu fördern. Die Beſchränkung der ſtaatlichen Wohnungs⸗ 
fürſorge auf einen beſtimmten Perſonenkreis wird, wie es in der Begründung 


zu dem Entwurf eines Bürgſchaftsſicherungsgeſetzes heißt, nicht mehr der Be⸗ 
deutung gerecht, die das Wohnungsweſen für die Geſundheit der Nation nach 
den ſchweren Verluſten des Krieges gewonnen hat. „Es muß jetzt alles daran 


geſetzt werden, daß unſer Volk die ungeheure Einbuße an Kräften möglichſt 
raſch wieder wettmacht. Dies geſchieht u. a. dadurch, daß auch der Staat die 
unmittelbare Fürſorge für das Kleinwohnungsweſen als 
ſeine Aufgabe anerkennt und für ſie im Rahmen der zurzeit verfügbaren Kräfte 
Mittel bereit hält. Konnte vor dem Kriege die Fürſorge für das Wohnungs⸗ 
weſen mit Recht im weſentlichen den Kommunalverbänden überlaſſen bleiben, 
ſo iſt die Frage jetzt vielfach über den Bereich der kommunalen Bürgſchaft hin⸗ 
ausgewachſen. Damit ſoll nicht gejagt ſein, daß der Staat an die Stelle der 
Kommunalrverbände treten will; davon kann weder organiſatoriſch noch wirt⸗ 
ſchaftlich die Rede ſein. Es wird vielmehr anzuſtreben ſein, daß Staat und 


Gemeinden zuſammen an dem großen Werk arbeiten.“ 


Welches iſt nun das Ziel des peeußiſchen Wohnungsgeſetzes? Weit ent⸗ 
fernt davon, die Ueberführung des Grund und Bodens in den Beſitz der Allge⸗ 
meinheit zu erleichtern und das Wohnungsweſen zu ſozialiſieren, ſtrebt es vor 
allem die Beſeitigung der Hemmniſſe an, die den Privatbauunternehmer vom 
Bau kleiner Wohnungen abhalten. Stellt man ſich auf den Standpunkt, daß 


A man vorläufig ohne die private Bautätigkeit noch nicht auskommen kann, ‚jo 


wird man nicht in Abrede ſtellen können, daß das preußiſche Wohnungsgeſetz 


3 einen Fortſchritt bedeutet. Es will vor allem zu einer Senkung der hohen, 
Bi. teilweiſe durch unzweckmäßige Bebauungspläne und Bauordnungen bervoc⸗ 
8 gerufenen Bodenpreiſe beitragen und damit dem Grundübel, der Spekulation, 


zu Leibe gehen. In der Tat ſtimmen alle Sachkenner darin überein, daß ohne 


5 Beſeitigung des Bodenwuchers der Kampf gegen die Wohnungsnot ein vergeb⸗ 
5 liches Unternehmen iſt. So erblickt z. B. Fuchs!) die Mißſtände in dem 
165 ganzen in den letzten Jahrzehnten vor dem Kriege in den meiſten deutſchen 


*) Die Aufgaben der Wohnungspolitik in und nach dem Kriege. — Annalen 
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Groß- und vielen Mittelſtädten zur Ausbildung und Ausbreitung gekommenen 
Syſtem der Wohnungsproduktion in der Form des großen Maſſenmiethauſes mit 
hoher Hypothekenverſchuldung, und er betont durchaus zutreffend den Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen der Mietskaſerne auf der einen, den Bebauungsplänen und Bau⸗ 
ordnungen auf der anderen Seite. Dieſe Bauordnungen begünſtigen aber 
ihrerſeits wieder die Terrainſpekulation. Nicht die teuren Bodenpreiſe haben 
die Mietskaſernen hervorgerufen, ſondern umgekehrt, die Bauord⸗ 
nungen, die der Mietskaſerne zu ihrem Siegeslauf verholfen haben, haben 


die Bodenpreiſe in die Höhe getrieben. Einen klaſſiſchen Beweis für die 


Richtigkeit dieſer Anſicht bietet die Entwicklung in Groß-Berlin. Im Gegen⸗ 
ſatz zu dem engeren Berlin waren in deſſen Umgegend noch in den Gründer⸗ 
jahren die Grundſtückspreiſe verhältnismäßig niedrig. Nicht zum wenigſten 
deshalb, weil Verſuche, die Mietskaſerne in den Vorort zu verpflanzen, nicht 
unternommen wurden. Den Vodenpreggen war durch die Art der baulichen 
Ausnutzung des Grund und Bodens eine relativ medrig geſteckte Obergrenze ge⸗ 
zogen, die auf die Erbauung von großen Mietshäuſern gerichtete Terrain⸗ 
ſpekulation ſtieß auf beträchtliche Schwierigkeiten, da der Spekulant jederzeit 
mit der Forderung der offenen Bauweiſe zu rechnen hatte. Im ganzen war 
bis 1887 das kleine Mietshaus und das Einfamilienhaus für die Berliner Um⸗ 
gegend typiſch. Bodenpreiſe und Mietspreiſe waren niedrig, und die Möglich⸗ 
keit einer wirtſchaftlich und ſanitär günſtigen Weiterbildung der Wohnungs⸗ 
verhältniſſe durch verſtändige, auf Erhaltung des Kleinbaues abzielende bau⸗ 
polizeiliche Maßnahmen war noch in vollem Umfange vorhanden. Eine einzige 
unglückliche Verwaltungsmaßregel lenkte die ganze Entwicklung mit einem 
Schlag in andere Bahnen. Unter dem 24. Januar 1887 wurde die neue Ber⸗ 
liner Bauordnung, die das Syſtem der fünfſtöckigen Mietskaſernen un⸗ 
angetaſtet ließ, auf faſt ſämtliche Vororte ausgedehnt und dieſen damit das 
Syſtem des Maſſenmietshauſes von Obrigkeits wegen direkt oktroyiert. 
Infolgedeſſen entwickelte ſich in der ganzen Berliner Umgegend, begünſtigt 
durch den allgemeinen wirtſchaftlichen Aufſchwung, eine umfangreiche Terrarn⸗ 
ſpekulation, mit der eine rege Bautätigkeit Hand in Hand ging. Auf den bis⸗ 


her unbebauten Grundſtücken wurden faſt durchgängig fünfſtöckige Mietskaſer⸗ 


nen mit Seitenflügeln und Hinterhäuſern aufgeführt und die Bodenpreiſe 
wurden mit raſender . ſehr bald bis zur vollen Höhe der Berliner 
Preiſe emporgetrieben.“) 


Dieſen Zuſammenhang muß man ſich vor Augen 1 wenn man an 
die Beſeitigung des Wohnungselends herangehen will. Inſoweit 
alſo das preußiſche Wohnungsgeſetz Vorſorge dafür trifft, daß bei Anlegung 
der Straßen und bei Erlaß der Bauordnungen darauf zu achten iſt, daß die 


Baublöcke nicht zu tief, die Straßen nicht zu breit, die Häuſer nicht mit un⸗ 


nötigen Koſten belaſtet werden, inſofern es den Gemeinden das Recht verleiht, 
die das Bauen an der Straße hindernden Grundſtücke dem Eigentümer 
gegen Entſchädigung zu entziehen und erforderlichenfalls den an⸗ 
grenzenden Eigentümern zu überweiſen, um auf dieſe Weiſe die Behinderung 
oder Verzögerung des Baues an der Straße da, wo das öffentliche Intereſſe 
es wünſchenswert erſcheinen läßt, zu beſeitigen, inſofern es den Gemeinden 
die Möglichkeit der zwangsweiſen Durchführung von Grund⸗ 
tüdsumlegungen gibt, inſofern es die Stundung oder den Erlaß von 
Beiträgen und Gebühren für Gebäude an Kleinwohnungsſtraßen vorſieht, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß die Gebäude hauptſächlich für Wohnungen für Minderbemittelte 


oder für gemeinnützige Einrichtungen zugunſten der Minderbemittelten be⸗ en 


*) Paul Voigt, Grundrente in Berlin und ſeinen Vororten. Jena 1901. 
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ſtimmt jind, inſofern es das Enteignungsverfahren zur Befriedigung des Be⸗ 
dürfniſſes nach Mittel⸗ und Kleinwohnungen oder für die Geſundung von 


Wohnvierteln erleichtert, bewegt es ſich in der Richtung der auch von der 
Sozialdemokratie, unbeſchadet ihrer weitergehenden Grundſätze, vertretenen 
Forderungen und bietet eine geeignete Grundlage, wenn auch nicht zur Beſei⸗ 
tigung, jo doch zur Einſchränkung des Bodenwuchers. Die weiteren 
Abſchnitte des Geſetzes, die die Wohnungsaufſicht und die Wohnungsordnungen 
betreffen, ſind nicht zuletzt wegen ihrer unterſchiedlichen Behandlung von 


größeren und kleineren Gemeinden völlig unzulänglich und bleiben weit hinter 


den Vorſchriften anderer Länder zurück. 
Betrachten wir nun die Lübecker Reſolution in ihren einzelnen Punkten 


und werfen wir einen kurzen Rückblick auf das, was bisher im Reich, in den 


Ländern und Gemeinden geſchehen iſt, um daraus unſere Schlüſſe auf die 
Reform unſeres Programms zu ziehen, ſo ergiebt ſich folgendes Bild: Daß die 
Erhaltung, Erwerbung und Vermehrung von Grundbeſitz notwendig iſt, iſt all⸗ 
mählich auch von den Regierungen und von Vertretern des Bürgertums aner⸗ 


kannt worden. Das beweiſen zahlreiche Geſetze und Verordnungen, außer 


den bereits erwähnten u. a. die der Beſchaffung von Baugelände dienende 


Erbbau verordnung vom 15. Januar 1919, die das Erbbaurecht des 


Bürgerlichen Geſetzbuches näher ausgeſtaltet, um unbemittelten Kreiſen das 
Bauen ohne Kapitalaufwendung für Grund und Boden zu ermöglichen. Von 


der grundſätzlichen Forderung des Erfurter Programms — Ueberführung des 
Grund und Bodens in den Beſitz der Allgemeinheit — abzugehen, liegt für die 
Sozialdemokratie um ſo weniger Anlaß vor, als immer weitere Kreiſe ſich 


dieſer Forderung anſchließen. Wenn, um nur wenige Autoritäten zu nennen, 


ſo namhafte Vertreter der Moncheſtertheorie wie Dr. Engel und Julius 
Faucher ſich für die Aufhebung des Privatrechts arı Grund und Boden aus⸗ 


ſprechen, wenn der engliſche Vertreter der Mancheſtertheorie John Stuart Mill 
dem Staate die Freiheit geben will, über das Grundeigentum zu verfügen, 
wie es das allgemeine Intereſſe der Geſellſchaft erheiſcht, wenn derſelbe Autor 
des Privilegium oder Monopol des Privatbeſitzes an Grund und Boden nur als 


eein notwendiges Uebel verteidigt, jo haben wir erſt recht dieſen Punkt unſeres 
Programms in den Vordergrund zu rücken und alles zu ſeiner Verwirklichung 
zu tun. Solange aber die Vergeſellſchaftung des Grund und Bodens nicht 
durchgeführt iſt, iſt es unſere Pflicht, entſprechend der ſtets von uns befolgten 
Taktik, uns mit den gegebenen Verhältniſſen abzufinden und vom Standpunkt 


des Privatbeſitzes aus jeden Vorſchlag, gleichviel von welcher Seite er kommt, 
vorurteilslos zu prüfen. Unter dieſem Geſichtspunkte werden wir feſthalten 
an der Forderung der Erbauung von Wohnhäuſern, insbe⸗ 
ſondere für die Arbeiterklaſſe, durch die Gemeinden. Wir 


können das um ſo eher, als ſchon mehr als eine Gemeinde in dieſer Richtung 
bahnbrechend vorangegangen iſt. Das gilt beſonders für Süddeutſchland, 


während die preußiſchen Gemeinden dank dem nun endlich beſeitigten Drei⸗ 


SR klaſſenwahlſyſtem und dem Hausbeſitzerprivileg dem Eigenbau bisher nur eine 
ſehr geringe Förderung haben angedeihen laſſen. Nach einer von Kuczynski 


bearbeiteten Statiſtik über das Wohnungsweſen und die Gemeinden in 


Preußen), die ſich auf 123 Städte bezieht, hatten nur 16 im Eigenbau Häuſer 


und Wohnungen für die Allgemeinheit geſchaffen. Und doch iſt zweifellos die 
Herſtellung kleiner Wohnungen durch die Gemeinde die weiteſtgehende Maß⸗ 
nahme ſtädtiſcher Wohnungsfürſorge, ſie bietet die unmittelbarſte und in vielen 


) Schriften des Verbandes deutſcher Städteſtatiſtiker. Heft 4. Breslau 
1916. Wilhelm Gottlieb Korn. 
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Fällen auch die wirkſamſte Hilfe zur Behebung örtlicher Wohnungsnot und ört⸗ 
lichen Wohnungselends, findet jedoch nach Kuczynski ihre Grenze in der 
Höhe der Mittel und dem Riſiko, das der Stadt als Hausbeſitzerin durch den 
Ausfall von Mieten uſw. erwächſt. Im großen ganzen kann man wohl 
ſagen, herrſcht immer noch die Anſicht vor, daß der Eigenbau von Wohnhäuſern 
als allgemeine Maßnahme ſtädtiſcher Wohnungsfürſorge nicht in Frage 
kommt, daß er aber im einzelnen gerechtfertigt erſcheint, insbeſondece, um 
einer Wohnungsnot zu begegnen, deren Beſeitigung das private Bauunter⸗ 
nehmertum nicht gewachſen oder nicht geneigt iſt, oder um vorbildlich und duoch 
das Beiſpiel end und fördernd auf den Bau einwandfreier Arbeiter⸗ 
wohnungen zu wirken. Verbreiteter als der Eigenbau iſt die Vergebung 
von Baugelände in Erbbaurecht, womit auch wir uns abfinden 
können, oder aber der Verkauf von Gelände für Kleinwohn un⸗ 
gen, eine Maßnahme, die unſere Billigung ſelbſt dann nicht finden darf, wenn 
dem Käufer gewiſſe Verkaufsbeſchränkungen auferlegt werden, um die zur För⸗ 
derung des Kleinwohnungsweſens verkauften ſtädtiſchen Grundſtücke dauernd 
ihrem Zweck zu erhalten. Nichts einzuwenden wäre gegen andere ſtädtiſche 
Maßnahmen, wie Erleichterung des Realkredits, Beteiligung an gemeinnützigen 
Baugeſellſchaften, Vergünſtigungen für Beiträge, Gebühren und Steuern im 
Intereſſe des Kleinwohnungsbaues oder zur Förderung von Ledigenheimen 
u. a. m. Es fragt ſich nur, ob man ein Programm mit ſo vielen Einzel⸗ 
heiten bepacken oder ob man ſich nicht vielmehr mit gewiſſen Grundſätzen be⸗ 
gnügen ſoll. Ein Aktionsprogramm mag noch ſo umfangreich ſein, erſchöpfend 
iſt es doch nicht, weil in der Praxis Tag für Tag neue Fragen auftauchen. 
Es erfüllt ſeinen Zweck vollauf, wenn es ſich auf die Richtlinien beſchränkt. 
Das Programm braucht deshalb auch eine für jeden Sozialdemokraten ſo ſelbſt⸗ 
verſtändliche Forderung wie „Sicherſtellung der Mieter gegen jedes Abhängig⸗ 
keitsverhältnis von der Gemeinde“ nicht zu enthalten, es kann auch vorüber⸗ 
gehen an der Forderung von kommunalen Wohnungsämtern und was damit 
zuſammenhängt, weil dieſe Frage in dem Reichswohnungsgeſetz, auf deſſen 
Erlaß wir beſtehen, zu regeln iſt. Wohin es führt, wenn man ſich zu ſehr in 
Einzelheiten einläßt, zeigen die Abſätze id und 1e der Lübecker Reſolution. 
Mit „Verbeſſerung der Bauordnungen“ iſt im Grunde genommen gar nichts 
geſagt, darunter kann jeder verſtehen, was er will, und ebenſowenig iſt etwas 
mit der Forderung der Reform des kommunalen Steuerweſens in dieſer All⸗ 
gemeinheit zu beginnen, um ſo weniger heute, wo die Gemeinden auf den 
wichtigſten Teil ihrer Steuerautonomie zugunſten des Reichs haben verzichten 
müſſen. Sind wir uns darüber klar, daß wir kein Aktionsprogramm für ſozial⸗ 
demokratiſche Gemeindevertreter aufſtellen wollen, fo werden wir uns auf die 
Darlegung unſerer grundſätzlichen Auffaſſung und auf die Forderungen an die 
Geſetzgebung zurückziehen müſſen. 

Aber auch hierbei müſſen wir es vermeiden, allzuſehr ins Einzelne zu 
gehen, denn ebenſogut wie eine Reform des Mietrechts, des Mietprozeſſes, der 
Zwangsvollſtreckung könnten, ja müßten wir noch eine ganze Reihe anderer 


Reformen verlangen, und man könnte daraus, daß ſie in dem Programm nicht 


enthalten ſind, den Schluß ziehen, daß wir darauf verzichten. | 
Wir tun deshalb gut, uns mit der programmatiſchen Forderung des Er⸗ 
laſſes eines Reichswohnungsgeſetzes zu begnügen, wobei wir 
natürlich das Ziel der Geſetzgebung ſo klar als möglich umſchreiben müſſen. Da 
es in erſter Linie darauf ankommt, dem Wucher in Grund und Boden ein 
Ende zu machen, und da andererſeits, wie wir geſehen haben, die die Miets⸗ 
kaſerne begünſtigenden Bauordnungen den Bodenpreis in die Höhe treiben, 
ſo muß das Geſetz den Hauptnachdruck legen auf den Erlaß von Bauordnungen 
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And Bebauungsplänen, die ohne Rückſicht auf die Intereſſen der Terrainbeſitzer 
eeeinzig und allein den Bedüriniffen der Bevölkerung Rechnung tragen. Am 
7 zweckmäßigſten wäre der Erlaß einer Reichsbauordnung. Wenn von 
intereſſierter Seite eingewendet wird, daß eine Bauordnung für das ganze 
Reich wegen der Verſchiedenartigkeit der Verhältniſſe nicht möglich iſt, jo ſei 
demgegenüber darauf hingewieſen, daß für Preußen bereits unter dem 25. April 
135919 vom Staatskommiſſar für das Wohnungsweſen der Muſterentwurf einer 
Bauordnung erlaſſen iſt, der dem Mangel der Einheitlichkeit der Vorſchriften 
deer einzelnen Bauordnungen abhelfen und eine Vereinfachung in der An⸗ 
N ordnung und Faſſung der bisher geltenden baupolizeilichen Vorſchriften er- 
keichen ſoll. Warum ſollte, was für Preußen möglich iſt, für Deutſchland un⸗ 
möglich ſein? Ein weiterer Erlaß des preußiſchen Wohnungskommiſſars vom 
6. Dezember 1918 bietet ein Muſter für Wohnungsordnungen und für Polizei⸗ 
is verordnungen zur Unterbringung von Arbeitern. In gewiſſem Sinne find die 
Anſätze für ein preußiſches Baugeſetz vorhanden, das mit leichter Mühe auf 
das ganze Reich ausgedehnt werden könnte. 
Die Bebauungspläne müſſen abgeſtuft ſein, es muß unterſchieden 
werden zwiſchen Verkehrsſtraßen und Wohnſtraßen. Es iſt, um mit Fuchs 
zu reden, eine Aenderung des großſtädtiſchen Stadterweiterungs⸗ und Par⸗ 
. zellierungsſyſtems durch allgemeine Einführung abgeſtufter Bebauungspläne 
u 


mit grundſätzlicher Unterſcheidung weniger breiter „Verkehrsſtraßen“ und den 

die Regel bildenden ſchmalen „Wohnſtraßen“ erforderlich und ebenſo ent⸗ 

9 end abgeſtufte Bauordnungen, die auf den Anforderungen für das Klein⸗ 
5 haus (und allenfalls Bürgerhaus) als Regel beruhen, mit Verſchärfung für das 
K Großhaus — ſtatt wie jetzt umgekehrt. Dazu muß entſprechende Verbilli⸗ 
gung und Abſtufung der jetzt ſo außerordentlich hohen und das Kleinhaus auch 
unmöglich machenden Straßenbaukoſten treten, wogegen dann ſehr 
wohl ein größerer Prozentſatz der Bodenfläche bebaut werden kann als beim 
Maſſenmiethaus. Ferner iſt Regelung der Umlegung nach dem Muſter der 
Lex Adickes erforderlich. Dieſen Erwägungen trägt u. a. eine Verord⸗ 
nmung des ſächſiſchen Miniſteriums des Innern vom 10. No⸗ 
vember 1913 bis zu einem gewiſſen Grade Rechnung, die Erleichterungen 
für den Kleinwohnungsbau in der Form von Ein⸗ und Zweifamilienhäuſern 
vorſieht; das gleiche gilt für das preußiſche Wohnungsgeſetz, das eine Abände⸗ 
rung der Bebauungspläne in der Richtung anſtrebt, daß ſich die Aufteilung des 
Bodens mehr als bisher dem jeweilig in dem Stadtteil zu befriedigenden 
Wohnungsbedürfnis anpaßt. Während im allgemeinen für die Wohnungen 
der minderbemittelten Bevölkerungskreiſe geringe Blocktiefen wünſchenswert 
ſind, damit Hinterwohngebäude und tiefe Flügelbauten vermieden (Rand⸗ 
bebauung), ſowie unter Herſtellung von Straßen von geringer Breite kleinere 
Grundſtücke und Häuſer geſchaffen werden, die auch Angehörige dieſer Be⸗ 
N eee und des Mittelſtandes zu erwerben und zu beſitzen in der 
Lage ſind, kommen gelegentlich für Wohnhäuſer der wohlhabenderen Bevölke⸗ 
rung, wenn Platz für Gärten gewonnen werden ſoll, namentlich aber für 
Induſtrieanlagen auch größere Blocktiefen in Frage. In Betracht kommt 
ferner, daß bei Herſtellung nur breiter und möglichſt vollkommen befeſtigter 
ei 77 Straßen das Wohnen infolge der höheren Straßenkoſten unnötig verteuert 
1 5 wird, während im Wege der Entwicklung der Wohnſtraßen ein Mittel gegeben 
iſt, auf eine Ermäßigung der Straßenkoſten hinzuwirken. Ferner iſt durch 
a das neue Geſetz ſchärfer als bisher zum Ausdruck gebracht, daß auch die Für⸗ 
ſorge für eine ausgiebige Zahl und Größe freier Plätze zu den leitenden — 
eerforderlichenfalls von der Ortspolizeibahörde im Einvernehmen mit der Kom⸗ 
munalaufſichtsbehörde zur Geltung zu bringenden — Geſichtspunkten bei Auf⸗ 
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ſtellung der Bebauungspläne gehört. Die Ausweiſung der Plätze beſchränkt ſich ; 
nicht auf ſolche, die zur Aufnahme des Wagen- und Fußgängerverkehrs im 


engeren Sinne nötig ſind, ſondern es fallen ſolche freien Flächen auch dann 


darunter, wenn ſie zwar noch der Polizei in verkehrspolizeilicher Hinſicht unter⸗ 
ſtehen, aber im übrigen vorwiegend auf ſanitäre Een zurück⸗ 
zuführen ſind. 

Was die Umlegung von Gru md ſtücken betrifft, ſo beſchränkte ſich 
die ſogenannte Lex Adickes urſprünglich nur auf Frankfurt a. M.; ſie 
beſtimmte, daß in Frankfurt a. M. für überwiegend unbebaute Teile des Ge⸗ 
meindebezirks, für die der Bebauungsplan endgültig feſtgeſtellt iſt, aus Grün⸗ 
den des öffentlichen Wohles zur Erſchließung von Baugelände ſowie zur Her: 
beiführung einer zweckmäßigen Geſtaltung von Vaugrundſtücken die Umlegung 
von Grundſtücken verſchiedener Eigentümer bewirkt werden kann. 


Durch das preußiſche Wohnungsgeſetz hat die Lex Adickes eine Ausdehnung 
auf ganz Preußen erfahren. Wie es in den Motiven zu dem Geſetzentwurf 
heißt, hatte nach den amtlichen Erhebungen und den bisher gemachten Er⸗ 
fahrungen der Mangel einer geſetzlichen Handhabe für die zwangsweiſe Durch⸗ 
führung von Grundſtücksumlegungen häufig die Erſchließung dringend not⸗ 
wendigen Baugeländes aufgehalten oder ſelbſt verhindert. Hierdurch iſt in 
vielen Fällen eine für die Entwicklung aufſtrebender Gemeinden unzweck⸗ 


mäßige, in einzelnen Fällen ſogar vom geſundheitlichen Standpunkt aus be⸗ | 


denkliche Bebauung entſtanden. Es erſchien daher dringend erwünſcht, den Ge⸗ 
meinden die ihnen bislang fehlende Möglichkeit zu gewähren, ſich das Recht 
zu zwangsweiſem Vorgehen zwecks Herbeiführung von Grundſtücksumlegungen 
zu verſchaffen. 

Eine weitere Frage, die durch das Reichswohnungsgeſetz geregelt werden 
muß, iſt die des Enteignungsrechts. Auch hier iſt, wie oben ausgeführt, 
der Weg durch die neue Reichsverfaſſung geebnet. Es kommt hinzu, daß durch 
die Verordnung der preußiſchen Regierung vom 11. De⸗ 
zember 1918 und durch die Verordnung zur Behebung der 
dringendſten Wohnungsnot vom 9. Dezember 1919 die Enteignung 
von Grundeigentum zum Bau von Wohnungen inſofern eine Erleichterung 
erfahren hat, als ſie in die Hände der Demobilmachungskommiſſare und in die 
der Bezirkswohnungskommiſſare gelegt iſt für den Fall, daß der beſondere Not⸗ 
ſtand ein außerordentliches Eingreifen erheiſcht. Die Landeszentralbehörden 
ſind verpflichtet, für diejenigen Bezirke, in denen ſich ein dringendes Bedürfnis 
nach Klein⸗ und Mittelwohnungen in der Uebergangszeit nach dem Kriege 
herausſtellt, zur ſchnelleren Durchführung der Unterbringung obdachloſer Fa⸗ 
milien Bezirkswohnungskommiſſare zu beſtellen, denen die Förderung der Her⸗ 
ſtellung geeigneter Klein- und Mittelwohnungen obliegt. Steht für ſolche 
Wohnungen Bau⸗ und Gartenland in paſſender Lage zu angemeſſenen Preiſen 


nicht zur Verfügung, ſo iſt der Bezirkswohnungskommiſſar befugt, geeignete 


Grundſtücke gegen angemeſſene Entſchädigung zu enteignen. Mietſteigerungen, 
die auf außerordentliche Verhältniſſe des Krieges zurückzuführen ſind, 1 
bei Feſtſetzung der Entſchädigung nicht berückſichtigt werden. 


Daß das Reichswohnungsgeſetz die Wohnungsaufſicht zu regeln 
und daß es Vorſchriften über die Benutzung der Gebäude, ſowohl al- ° 


gemeiner Natur als auch beſondere Vorſchriften über die Unterbringung von 
Arbeitern enthalten muß, bedarf keiner Betonung. Soll es ſeinen Zweck er⸗ 
reichen, fo muß ferner das Realkreditweſen einer durchgreifenden Re⸗ 


form unterzogen werden. In 1 Bar Hinſicht ist die Errichtung 4 


eines Reichswohnungsamts dr ngend erforderlich. 


n 


Hiernach würde ein ſozialdemokratiſches Wohnungsprogramm etwa folgende 
Grundſätze zu enthalten haben: 
Die Wohnungsnot iſt eine allgemeine, Land und Stadt treffende Er⸗ 


ſcheinung. Innerhalb der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung haben wir mit 


einer latenten Wohnungsnot ſtets zu rechnen. Akut wird ſie in Zeiten 
des wirtſchaftlichen Aufſchwungs oder wenn, wie es im Kriege der Fall iſt, die 


Erſtellung von Wohnungen eine Unterbrechung erfährt. In den induſtriellen 


Bezirken wird ſie veranlaßt durch die Zuſammenballung der Bevölkerung auf 
räumlich beſchränktes Gebiet, die eine unmittelbare Wirkung der kapitaliſtiſchen 


Produktionsweiſe iſt. 


Hier treibt das Privateigentum an Grund und Boden mit ſeinen mono⸗ 
poliſtiſchen Wirkungen die Grundrente raſch und maßlos in die Höhe; 

hier äußert ſich die Wohnungsnot in einer ſchnellen Steigerung der Mieten. 
Dieſe ſind um ſo höher, je kleiner und ſchlechter die Wohnungen ſind, und ver⸗ 
ſchlingen einen ſtets wachſenden Teil des Einkommens der Mieter. Die hohen 
Mieten zwingen zur Aufnahme von Aftermietern und Schlafgängern und er⸗ 
zeugen ein Zwiſchenmietertum, das die ärmſten Schichten ſeinerſeits ausbeutet; 

hier ſchafft die ungemeſſene Ausnützung des Grund und Bodens durch die 
unhygieniſche Ausſperrung von Licht und Luft und durch die unhygieniſche Zu⸗ 
ſammendrängung von Wohnungen gefährliche Seuchenherde; 

hier zeitigt die Ueberfüllung der Wohnungen die ſchwerſten geſundheitlichen, 
geiſtigen und ſittlichen Schäden. 

Gegen dieſe gewaltige geſellſchaftliche Erſcheinung der Wohnungsnot er- 
weiſen ſich die Heilmittel der bürgerlichen Wohnungsreformer als unzuläng⸗ 


lich. Die erſte Vorausſetzung für die Löſung der Wohnungsfrage iſt die Ver⸗ 


geſellſchaftung des Grund und Bodens. Innerhalb der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 


| ſchaftsordnung läßt ſich die Wohnungsfrage nicht löſen. Wohl aber beſteht die 


Möglichkeit, das Wohnungselend mit ſeinen Folgen bis zu einem gewiſſen 
Grade zu mildern. 

Zu dieſem Zwecke fordert die Sozialdemokratiſche Partei den ſchleunigen 
Erlaß eines Reichswohnungsgeſetzes und die Errichtung eines 


2 Reichswohnungs amtes. 


Das Reichswohnungsgeſetz hat Erleichterungen für die Enteignung 
von Grund und Boden durch Reich, Länder und Gemeinden zu ſchaffen, es hat 
durch ſozialpolitiſch ausgeſtaltete Bauordnungen und Bebauungspläne ſowie 
durch ein zeitgemäßes Umlegungsverfahren die Erſtellung von Klein- und 


| Mittelhäuſern zu fördern und die Bodenſpekulation zu bekämpfen, es muß 


ferner die Wohnungsaufſicht für das ganze Reich regeln und Vorſchriften über 
die Benutzung der Gebäude enthalten. 

Hand in Hand damit hat eine Reform des Realkreditweſens, des Miet⸗ 
rechts, des Mietprozeſſes und der Zwangsvollſtreckung zu gehen. 

Das Reichswohnungsamt bildet die Zentralbehörde für das ge⸗ 
ſamte Wohnungsweſen. 

In der Tätigkeit der Baugenoſſenſchaften, ſoweit ſie auf der Grundlage 
des gemeinſamen Eigentums eingerichtet ſind und keinen Spekulanteninter⸗ 
eſſen Vorſchub leiſten, erblickt die Partei eine zeitweilig nützliche Ergänzung der 


von den Gemeinden, Ländern und dem Reiche zu ergreifenden Maßnahmen zur 
Linderung der Wohnungsnot; ſie warnt aber vor einer Ueberſchätzung der Be⸗ 


deutung der Baugenoſſenſchaften. 
Die Gewährung öffentlicher Mittel zum Hausbau an Privatperſonen oder 


N Geſellſchaften für den Bau von Arbeiterwohnungen im Unternehmerintereſſe 
oder zum Uebergang in privaten Beſitz iſt zu bekämpfen. 


Rn ee 


Wohltätigkeitseinrichtungen auf dem Gebiete des ae ſind zu 
verwerfen. 
Herſtellung von Arbeiterwohnungen durch Unternehmer für ihre Arbeiter | 
bringt dieſe in die ſchlimmſte Abhängigkeit und ſchafft die größte Gefahr für 
ihre politiſche und ſoziale Selbſtändigkeit, insbeſondere dann, wenn Miets⸗ 
vertrag und Arbeitsvertrag miteinander verbunden ſind. 


Die kommunals⸗politiſchen Forderungen. 
Von H. Lindemann. 


Im Erfurter Programm hieß es in Ziffer 2 „direkte Geſetzgebung durch 
das Volk vermittels des Vorſchlags⸗ und Verwerfungsrechts“. Dieſe Forde- 
rung iſt durch die Reichsverfaſſung im Reiche und durch die Landesverfaſſungen 
wohl allgemein auch in den Ländern erfüllt. Da die Reform der Gemeinde⸗ 
verfaſſung noch nicht überall, ſo z. B. in Preußen und Württemberg durchge⸗ 
führt iſt, fehlen Initiative und Referendum noch in den Gemeinden. Es 
könnte daher die Forderung zunächſt beibehalten werden, wobei man allerdings 
nicht vergeſſen darf, daß es wohl nur noch eine Frage der Zeit iſt, bis auch in 
den noch fehlenden Staaten die Forderung erfüllt iſt. 

Es heißt dann weiter: Selbſtbeſtimmung und Selbſtverwaltung des Volks 
in Reich, Staat, Provinz und Gemeinde. Der Wortlaut dieſer Forderung iſt 
recht allgemein und unbeſtimmt. Man pflegt von Selbſtverwaltung der Ge⸗ 
meinden und der höheren Kommunalverbände zu reden. Eine Selbſtver⸗ 
waltung der Bundesſtaaten gab es bisher nicht, da das Verhältnis von Reich 
zu Bundesſtaaten früher nicht das von Staat zu Selbſtverwaltungsköcper ge⸗ 
weſen iſt. Durch die neue Reichsverfaſſung iſt nun ohne Zweifel die Stellung 
der Länder, wie man die Bundesſtaaten getauft hat, eine gänzlich andere ge⸗ 
worden als früher. Ob dieſe Aenderung begründet war, ob ſie nicht das Ziel 
übecſchoſſen, ſoll hier nicht unterſucht werden, da eine ſolche Unterſuchung ſich 
nicht auf wenigen Seiten erledigen läßt. Doch will Verfaſſer es nicht unter⸗ 
laſſen, zum Ausdruck zu bringen, daß die in der Reichsverfaſſung begründete 
Zentraliſiierung ſeiner Anſicht nach viel zu weit geht und daß ſie die Länder 
infolgedeſſen zu ſtark in ihrem Rang und ihrer Zuſtändigkeit herabgedrückt hat. 
Aber auch, wenn man ſich auf den Boden der Reichsverfaſſung ſtellt, wird 
man zugeben müſſen, daß es unmöglich iſt, ohne Zwiſcheninſtanzen zwiſchen 
Reich und Kommune auszukommen und daß man den unter dem Reich 
ſtehenden Verbänden, das heißt alſo den Ländern, eine Zuſtändigkeit geben 
muß, die weit über die z. B. der preußiſchen Provinzen hinausgeht. Je tiefer 
man in die Verwaltungsprobleme eindringt, deſto mehr wird ſich auch die Un⸗ 
möglichkeit erweiſen, die Geſetzgebung in dem von der Verfaſſung beſchrie⸗ 
benen Umfang beim Reiche zu zentraliſieren. Die Reichsgeſetzgebung wird es 
lernen müſſen, möglichſt beſcheidenen Gebrauch von den ihr überlaſſenen Be⸗ 
fugniſſen zu machen. i 

Ganz das gleiche gilt aber auch von den Gemeinden. Hier führt ein über⸗ 


triebener Unitarismus und Zentralismus dazu, den Gemeinden Verwaltungs⸗ 9 
gebiete zu nehmen und anderen beſonderen, in einem bureaukratiſchen Sn 


ſtanzenzug eingegliederten Zweckorganiſationen zu übertragen. Damit geht 
der große Vorzug, den die deutſche Verwaltung gerade in ihrer örtlichen Zu⸗ 
ſammenfaſſung, das heißt alſo in der Gemeinde, hatte, verloren. An die Stelle 


tritt die Aufteilung nach Zweckorganiſationen. Man ſchlägt alſo jetzt den 1 A 


Weg ein, den man in England in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts betreten 10 f 
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und der zur vollſtändigen Zerſplitterung der inneren Verwaltung geführt 


hatte. In der gleichen Richtung der Entrechtung der Gemeinden hat ſich auch 
die Entwicklung der Steuergeſetzgebung bewegt. Hier liegt die allergrößte Ge⸗ 


fahr für die Weiterbildung unſerer inneren Verwaltung. Es ſcheint mic daher 


notwendig zu ſein, in dem neuen Programm klar und deutlich zum Ausdruck 
zu bringen, daß ein Ausbau der Selbſtverwaltung in den Ländern, wie in den 
kommunalen Verbänden dringend notwendig iſt und ich würde daher vor⸗ 


ſchlagen, in das Programm einen kurzen Satz, etwa in der folgenden Faſſung 


aufzunehmen: „Ausbau der Selbſtverwaltung in den Ländern und den kommu⸗ 
nalen Verbänden (Kreis und Gemeinden); dabei iſt an dem Grundſatze feſtzu⸗ 


halten, daß die örtliche Verwaltung in ihrer Geſamtheit in den kommunalen 


Verbänden (Kreis und Gemeinden) konzentriert bleiben muß und nicht in be⸗ 
ſondere ohne Zuſammenhang nebeneinander ſtehende Zweckorganiſationen auf⸗ 
geteilt werden darf.“ 

Nicht minder dringend als die Reform unſeres allgemeinen Programms 


ſcheint mir die unſeres kommunalen Progcamms zu ſein. Dieſe Aufgabe ſollte 


am beſten gleichzeitig oder wenigſtens ſofort nach Erledigung des allgemeinen 
Programms in Angriff genommen werden. Hier wären dann die Gedanken 


115 zu formulieren, die in dem allgemeinen Programm in der etwas unbeſtimmten 


Forderung des Ausbaues der Selbſtverwaltung zuſammengefaßt ſind. 
Die gleiche Unbeſtimmtheit wird nicht zu umgehen ſein, wenn man z. B. in 
das allgemeine Programm auch einen Satz über die Wohnungsfrage aufnehmen 


will. Gerade hier wird man ſich aber davor hüten müſſen, durch die Betonung 


eines Vorſchlages die Anſicht zu erwecken, als ob es auf dem Gebiete des 
Wohnungsweſens ein Allheilmittel gäbe, mit dem man alle Mißſtände mit 
einem Schlage aus der Welt ſchaffen könnte. Eine ſolche Auffaſſung iſt ja 
leider weithin verbreitet und zeigt ſich in zahlreichen Schriften, die ſeit der 


Revolution erſchienen ſind, in erſchreckender Deutlichkeit, obſchon man hätte 
annehmen ſollen, daß durch das langjährige Studium der Probleme des Woh⸗ 


nungsweſens ihre Unſinnigkeit für jedermann erwieſen ſei. Es genügt hier 
darauf hinzuweiſen, daß zum Beiſpiel die Behandlung der bebauten Quartiere 


eine vollſtändig andere ſein muß als die der Neubauten im Stadterweiterungs⸗ 


gebiet. Die Aufgaben in beiden ſind ebenſo verſchieden wie die Mittel zu 


ihrer Löſung. An Vorſchlägen einer „Sozialiſierung des Wohnungsweſens“ 


fehlt es nicht. Sie ſind aber unbrauchbar, wenn man ſie an der Wirklichkeit 


prüft. Die Produktion von Wohnungen iſt in Stadt und Land, in Klein⸗ 


ſtädten und Großſtädten voneinander verſchieden. Die ſchwierigen Probleme 
der Großſtädte kennt weder die Kleinſtadt noch das Land. Dazu kommt, daß 


wir infolge der ungünſtigen Bauſtoffbeſchaffung zurzeit Verhältniſſe auf dem 


Wohnungsmarkt haben, die man ſich hüten muß, als dauernd zu betrachten. 


Aus der Tatſache, daß infolge der ungeheuren Bauſtoffverteuerung zurzeit 


nur mit Hilfe von Baukoſtenzuſchüſſen des Reichs, der Länder und der Ge⸗ 


4 meinden gebaut wird und daß dieſe Zuſchüſſe natürlich in erſter Linie gemein⸗ 


nützigen Bauvereinen zukommen, den Schluß zu ziehen, daß nun für die Dauer 
eine private Bautätigkeit nicht mehr in Frage käme, iſt durchaus verfehlt. 
Solche Behauptungen werden aber tagaus, tagein ausgeſprochen und auf ſie 


weitgehende Maßregeln des Reichs und der übrigen Inſtanzen begründet. Es 
wäre daher auch verfehlt, wollte man aus dieſen Hilfsaktionen Tendenzen der 
Entwicklung ableiten, die mit dem Aufhören jener wieder verſchwinden müſſen. 

Es ſcheint Verfaſſer daher zurzeit nicht möglich, in das allgemeine Programm 


einen Abſchnitt über das Wohnungsweſen aufzunehmen, da er bei der von 


ihm geforderten Kürze mißverſtändlich und irreführend ſein müßte. 
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Vorſchläge zu 2 des Erfurter Programms 
(Staatsform, Geſetzgebung, Verwaltung). 


Von Max Quarck, Frankfurt a. M. 


An Stelle des Punktes 2 des Erfurter Programms wäre zu ſetzen: 

„Wirtſchaftlicher, ſozialer und allmählich auch politiſcher Ausbau des 
deutſchen Einheitsſtaates in republikaniſcher Staatsform. Volle Demokratie 
mit ſtärkſtem Schutz der Minderheiten in Reich und Staat durch das Mittel 
der parlamentariſchen Mehrheitsregierung. Selbſtverwaltung in Provinz 
und Gemeinde unter geſetzlicher Feſtlegung des Aufgabenkreiſes der örtlichen 
und der allgemeinen Verwaltung, durch Bildung und Förderung großer und 
leiſtungsfähiger Kommunaleinheiten und Vereinigung von leiſtungsunfähigen 
Zwerggemeinden. Aufhebung der unterſchiedlichen Verwaltungsvorſchriften 
für Stadt und Land. Schaffung einheitlicher Kommunalbehörden (für Lei⸗ 
tung und Beratung der Gemeindeangelegenheiten zugleich) an Stelle des bis⸗ 
herigen Dualismus. Wahl dieſer Behörden durch das Volk und Möglichkeit 
jederzeitiger Erneuerung desſelben durch kommunale Initiative und Refe⸗ 
rendum “. 

Begründung: 

Nachdem das Erfurter Programm in ſeinem erſten Punkt die demo⸗ 
kratiſchen Wahlrechtsſicherheiten gefordert hat, geht es in Punkt 2 zu Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung über, ohne ſich auf eine beſtimmte Staats⸗ 
form feſtzulegen. 

Das iſt meines Erachtens beute nicht mehr aufrechtzuerhalten. Die Kriegs⸗ 
kataſtrophe hat uns die deutſche Republik gebracht, und hinter dieſe und gegen 
alle Verſuche, die Monarchie wieder einzuführen, ſtellt ſich unſere Partei. Sie 
hat dies ſchon praktiſch getan und wird ſich auch programmäßig dazu be⸗ 
kennen wollen. Um ſo mehr, als das Bekenntnis zur demokratiſchen Re⸗ 
publik unter den gegenwärtigen Umſtänden in Deutſchland zugleich das Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmal zwiſchen denjenigen politiſchen Gruppen geworden iſt, die 
aus dem Zuſammenbruch des Krieges und des alten Ordnungsſtaates nichts 
lernten und zurück zur antiſozialiſtiſchen Obrigkeitsherrſchaft des Kapitalis⸗ 
mus wollen, und denjenigen, die mit und in der Republik zu neuen politiſchen, 
wirtſchaftlichen und ſozialen Zielen vorwärtsſtreben. | 

Darüber hinaus aber hat fich die Frage erhoben, ob innerhalb der ſozialen 
Republik de mokratiſche Mehrheitsherrſchaft oder ſozialiſtiſche Diktatur re⸗ 
gieren und verwalten ſollen. Wir lehnen jede Art Diktatur, von links wie 
von rechts, ab und ſtellen uns bewußt und klar auf dem Boden der Mehrheits⸗ 
regierung. Die Gründe dafür find nicht in erſter Linie ſittlicher, ſondern wirt⸗ 
ſchaftlicher und ſozialer Natur Alles Gemeinſchaftsleben in organiſierter 
Form iſt heute nach der ungeheueren Entwicklung moderner Technik und Groß⸗ 
wirtſchaft in der Hauptſache wirtſchaftliches Zuſammenarbeiten, vollends im 
beſiegten und ſich wiederaufrichtenden Deutſchland. Wirtſchaftliche Zuſam⸗ 
menarbeit mit all ihren Einordnungsnotwendigkeiten iſt aber unmöglich 
zwiſchen einer diktierenden Minderheit und einer unterdrückten Mehrheit. 
Dieſe Unmöglichkeit hat auch den alten deutſchen Obrigkeitsſtaat mit geſprengt. 
Sie wird ferner bezeugt durch die unheilvollen wirtſchaftlichen Ergebniſſe der 
ruſſiſchen Sowjetherrſchaft, die außerſtande iſt, die reichen Hilfsquellen des 
Landes zu organiſieren und den völligen Ruin des Verkehrs und der Induſtrie 
in ihrem Lande herbeigeführt hot. Dagegen gibt das demokratiſche Mehrheits⸗ 


ſyſtem einerſeits allen Richtungen die Möglichkeit, ſich Geltung und Zuſtim⸗ 
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mung zu erkämpfen. Andererſeits kann die Mehrheit nach gefallener Ent⸗ 
ſcheidung das wirtſchaftliche, ſoziale und politiſche Leben wirkſam organiſieren, 
weil ſie eben die Mehrheit iſt, und weil es der Schutz der Minderheiten auch 
dieſen möglich macht und ſchließlich ratſam erſcheinen läßt, mitzuarbeiten. . 
Das Mehrheitsſyſtem braucht nun durchaus nicht, wie vielfach fälſchlich an⸗ 
genommen wird, ausſchließlich Herrſchaft des repräſentativen Syſtems oder 
lediglich parlamentariſches Regime zu ſein. Weil der frühere Obrig⸗ 
keitsſtaat Gegner jeder Ausdehnung der parlamentariſchen Machtbefugniſſe war 
und jedenfalls mit allen Mitteln den Einfluß des Sozialismus auch im Reichs⸗ 
parlament niederhielt, konzentrierten ſich die politiſchen Kämpfe in Deutſch⸗ 
land ſehr ſtark auf die Parlamentswahlen und die Entſcheidungen innerhalb 
des Parlaments. Hier wurden in der Form des parlamentaciſchen Kampfes 
die großen Klaſſenſchlachten zur Erringung der Macht zwiſchen Kapitalismus 
Aund Sozialismus und ihren Zwiſchenbildungen geſchlagen. Die ſozialiſtiſchen 
| Arbeiter mußten vielfach noch in Kampfſtellungen einrücken, welche das leider 
fehlende demokratiſche Bürgertum hätte erobern und verteidigen ſollen und in 
2 anderen Ländern auch erobert und verteidigt hat. So erklärt es ſich geſchicht⸗ 
| lich, wie die deutſche Sozialdemokatie durch die Entwicklung auf das parla⸗ 
mentariſche Gebiet hingezwungen wurde. Trotzdem hat fie ſich längſt auch be⸗ 
müht, Formen für die Demokratie zu finden, die dieſe nicht nur einſeitig auf 
| parlamentariſche Mehrheiten gründet. 
Seit Rittinghauſen und ſeinen Veröffentlichungen über direkte Volks⸗ 
nn, beſetgebung in den Anfangsjahrzehnten der deutſchen Sozialdemokratie hat 
die Erörterung darüber wohl zeitweiſe geruht; ſie iſt aber nie eingeſchlafen, 
A ſchon weil die Praxis der Weiterorganiſation in Partei, Gewerkſchaften und 
Konſumvereinen die Frage der Repräſentativkörper und ihrer Machtbefugniſſe, 
ihrer Ergänzung durch Urabſtimmungen und Mitbeſtimmung der außerhalb 
der Organc ſtehenden Anhängerſchaft immer wieder aufwirft, wenn ſie auch 
nicht immer grundſätzlich erledigt wurden. Dazu kam mit dem Fortſchreiten 
der Arbeitsteilung und der Notwendigkeit, die Verwaltungstechnik zu be⸗ 
I herrſchen, die Gefahr einer Beamtenherrſchaft in allen öffentlichen Organi⸗ 
ſationen, die der kürzlich verſtorbene Nationalökonom Max Weber in feinen 
politiſchen Schriften jo lebhaft und richtig geſchildert hat. Die neue deutſche 
Republik hat die Schäden ſolcher Beamtenherrſchaft ſehr bitter empfinden 
Auund als Erbſtück des Obrigkeitsſtaates tragen müſſen, ohne immer ſofort die 
nötigen Organiſationen und Menſchen für ihre Bekämpfung zur Hand zu 
haben. Im Erfurter Programm iſt als Schutz auch nach dieſer Richtung 
„direkte Geſetzgebung durch das Volk vermittels des Vorſchlags⸗ und Berufungs- 
rechts“ gefordert und Wilhelm Liebknecht hat dazu auf dem Erfurter Partei⸗ 
tag (Protokoll Seite 345) ausgeführt: 
„ Das heißt, wir wollen nicht, daß der Schwerpunkt des politiſchen 
Lebens in das Paulament kommt. Der Schwerpunkt liegt nach demo⸗ 
kratiſchem Prinzip im Volk ſelbſt. 
Die heutigen Kritiker e Ideologien“ bringen alſo der 
Partei gar nichts Neues. Aber obgleich bereits das Erfurter Programm aus der 
direkten Geſetzgebung Volksabſtimmung und Initiative als dringende For⸗ 
. | N derungen übernahm, haben dieje in unſerer Wahlagitation und in den Par⸗ 
llamentsanträgen der Partei doch nicht die hervorragende Rolle geſpielt, die 
man danach hätte erwarten ſollen. In der neuen Weimarer Verfaſſung ſind te 
Be durch Anträge unſerer Partei verwirklicht, wenn auch noch weſentlich verbeſſe⸗ 
rrungs⸗ und ausdehnungsfähig, namentlich das Referendum. Man wird ſie 
h alſo beide für Deutſchland noch ausbilden müſſen. Aber wer wollte behaupten, 
daß ſie in den politiſchen Kämpfen um die Macht etwa ſeitdem eine größere 
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Bedeutung gewonnen hätten? In der Koalitionsregierung haben ſich außer⸗ b 


dem die bürgerlichen Parteien nicht eben geeilt, für ihre praktiſche Durch⸗ 
führung zu ſorgen, und die Kritik daran aus dem ſozialiſtiſchen Lager iſt auch 


nicht ſehr heftig und kräftig geweſen, jo daß zur Zeit der Niederſchrift dieſer 
Zeilen noch immer die Ausführungsbeſtimmungen fehlen. Referendum und 


Initiative allein ſcheinen alſo auch nicht die Mittel zu ſein, das ſichere Gefühl 
ſtärkſter Mitbeteiligung bei der Regierung und Geſetzgebung in den Wähler⸗ 
maſſen zu erregen, zumal ſie in einem großen Gemeinweſen, wie in Deutſch⸗ 
land, auch ſehr große Geldmittel für ihre Durchführung verlangen und des⸗ 
halb nicht allzuhäufig und geſondert vor den Wahlen angewendet werden 
können. Häufiger würden Initiative und Referendum zunächſt wohl zur An⸗ 
wendung kommen, wenn ſie als demokratiſche Kontrollmittel im kleineren Be⸗ 


zirk und für die Selbſtverwaltungsbehörden, wie oben am Schluß vorgeſchlagen, 


eingeführt werden. 
Für die konſequente Durchführung der demokratiſchen Mehrheitsregierung 


und den entſprechenden Schutz der Minderheiten muß alſo noch nach anderen 


Mitteln geſucht werden, die ich in das neue Parteiprogramm aufzunehmen 
vorſchlage, ohne deshalb etwa Referendum und Initiative aufzugeben. 

Dahin zähle ich zunächſt das klare programmatiſche Bekenntnis zum 
deutſchen Einheitsſtaat, das bisher im Erfurter Programm fehlte. Seit 1848, 
wo es gegen die föderative und partikulariſtiſche Parole der politiſch und ſozial⸗ 
konſervativen Mächte der Kampfruf aller ehrlich demokratiſchen und ſozia⸗ 
liſtiſchen Gruppen war, hat die wirtſchaftliche Entwicklung ſeine politiſche 
Notwendigkeit noch viel ſtärker unterſtrichen. Ob man wollte oder nicht: die 
großen öffentlichen wie privaten Wirtſchaftsaufgaben ließen ſich fortſchreitend 


nur durch immer größere Einheitlichkeit der öffentlichen und privaten Organi⸗ 


ſation löſen, und der politiſche Ueberbau mußte ſich dieſer Einheitlichkeit wohl 
oder übel anpaſſen. Wie ſich dieſe Einheitlichkeit auf dem Wege der deutſchen 
Wirtſchaftsgeſetzgebung und Verwaltung bei Eiſenbahnen, Poſt, Schiffahrt, 
Handels-, Wechſel⸗ und Arbeiterrecht zwingend ſchon vor der Revolution von 
1918 durchgeſetzt hat und in der Weimarer Verfaſſung befeſtigt, vervollſtändigt 
und ergänzt worden iſt im Finanz⸗ und Steuerweſen, ſowie auf dem Gebiet 
der Schule, braucht hier nicht ausführlich geſchildert werden. Sie hat ſich 
durchgeſetzt durch die Kraft der Tatſachen, trotzdem die Revolution zunächſt 
an den bunten Landesgrenzen der Einzelſtaaten nichts änderte. Daß jedes 
Aufgeben der wirtſchaftlichen, ſozialen und kulturellen Einheit eine ungeheuer 
ſchädliche Zerſplitterung und Schwächung Deutſchlands bedeuten müßte, iſt 
jedem klar. Die partikulariſtiſchen Abſplitterungsbeſtrebungen im Weſten und 
Süden des beſiegten Deutſchlands haben ſehr deutliche kapitaliſtiſche und feu⸗ 
dale Gründe und Ziele und laſſen ſich nur dadurch wirkſam bekämpfen, daß 
die Einheitsbewegung nachdrücklich und bewußt auf die wirtſchaftliche und 
ſoziale Stärkung des beſiegten Deutſchland eingeſtellt wird. Insbeſondere 
ſollten die größten Freiſtaaten beſtrebt ſein, von dem Syſtem der Vorherrſchaft, 
das heute nicht mehr aufrechtzuerhalten iſt, überzugehen zur Mitarbeit an der 
Stärkung der Reichseinheit auf allen wirtſchaftlich und ſozial danach rufenden 
Gebieten. Dabei muß die wirtſchafts⸗ und ſozialpolitiſche Einheitlichkeit immer 
vorangehen, die politiſche wird ihr von ſelbſt folgen. Allerdings hat auch die 
politiſche Einheitlichkeit noch die beſondere Aufgabe, ein überflüſſiges Neben⸗ 
einander mehrfacher Regierungs⸗ und Verwaltungsbehörden und damit un⸗ 
nötig belaſtende Ausgaben für bureaukratiſche Einrichtungen zu vermeiden. 
Und das haben wir gerade in Deutſchland noch ſehr nötig! 
Erſt im Rahmen ſolcher Beſtrebungen für Schaffung großer politiſcher 


Betriebsformen wie äußerſter Kraftkonzentration und mit Erſparung aller 4 
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„falſchen Koſten“ können ſodann die Maßnahmen wirken, die wir uns als 
Ziel zu ſetzen haben, um „Selbſtbeſtimmung und Selbſtverwaltung des Volkes 
in Reich, Staat und Gemeinde“ herbeizuführen. Schon der Krieg hat gezeigt, 
daß Stärkung der Reichsgewalt und weitgehende Selbſtändigkeit der Selbſt⸗ 
verwaltungskörper ſich inſofern glücklich ergänzen, als dann weitere Zwiſchen⸗ 
glieder ganz überflüſſig werden. In der Lebensmittelverſorgung z. B., aber 
auch in anderen Organiſationen der Notzeit, genügten das Reich auf der einen 
und die Kommunalverbände auf der anderen Seite vollkommen als Verkehrs⸗ 
träger und Organe, während die Länder mehrfach, wie mit ihren Ausfuhr⸗ 
verboten, ſogar ſtörend für die Reichsverſorgung wirkten. Unter dem Einheits⸗ 
ſtaat iſt ſonach die Ausdehnung der Selbſtverwaltung nicht bloß viel ſtärker 
Mi möglich, ſondern ſogar geboten als notwendige Gegenwirkung gegen falſchen 
Zentralismus. Nun erſchöpft ſich freilich das bisherige Erfurter Programm 
in der Nennung dieſer Aufgabe. Es unterläßt jede Angabe der organi⸗ 
10 ſatoriſchen Mittel und Grundſätze, mittelſt deren die Aufgabe gelöſt werden 
könnte. Auch der Referent auf dem Erfurter Parteitag umſchrieb dieſen Punkt 
lediglich mit allgemeinen Sätzen. Es fehlt alſo gerade dasjenige, was ein 
Parteiprogramm enthalten ſoll: beſtimmte Vorſchläge zur Organiſation der 
* Selbſtverwaltung. Wir brauchen dieſelben um jo dringender, als hier anderer- 
ſeits die Arbeit beginnt, die den großen politiſchen Rahmen recht eigentlich 
Keerſt ausfüllen und das pulſierende wirtſchaftliche und ſoziale Leben im ſozia⸗ 
. liſtiſchen Sinne regeln und ordnen, vor allem aber auch zur höchſten und 
1 leichteſten Kraftentfaltung bringen ſoll. Abertauſende von Volksgenoſſen 
beider Geſchlechter ſind namentlich ſeit dem Krieg in der kommunalen und 
. provinziellen Selbſtverwaltung mit Eifer und Erfolg praktiſch tätig. Ihnen 
bat die Partei die Pflicht, die Organiſationsgrundſätze klarzumachen und an 
3 die Hand zu geben, mit deren Hilfe die Reibungen und Schwierigkeiten zwiſchen 
Oben und Unten, die ſoviel unnütze Zeit, Kraft und Geld koſten, auf ein 
Mindeſtmaß beſchränkt werden können. 

In erſter Linie ſteht hier die Notwendigkeit, die getrennten Zuſtändigkeiten 
des Staates und der Kommunalkörper geſetzlich und neinlich feſtzuſetzen. Den 
. Kommunalkörpern höherer und niederer Ordnung gehören alle Orts⸗ und Be⸗ 
5 zirksgeſchäfte zur ſelbſtändigen Beſorgung überlaſſen. Daß ſich der Staat 
anmaßt, ſolche Orts⸗ und Bezirksgeſchäfte wahrzunehmen, muß ein für alle⸗ 
mal ausgeſchloſſen werden. Die unſelige Zerſplitterung der örtlichen Zu⸗ 
ſtändigkeiten zwiſchen Staat und Gemeinde, wie ſie z. B. namentlich in 
Preußen auf dem Gebiete des Bau⸗ und Wohnungsweſens noch heute beſteht. 
iiſt von Grund auf zu beſeitigen. Neben dieſer reinlichen Feſtſetzung muß 
natürlich eine gewiſſe Staatsaufſicht im Intereſſe der Einheitlichkeit und Ge⸗ 
ſetzmäßigkeit der Kommunalverwaltung erhalten bleiben. Aber auch hier find 
äaalle Reſte der früheren Bevormundung, die zum größten Teil der feudalen 
And kasitaliſtiſchen Furcht vor bürgerlicher und proletariſcher Selbſttätigkeit 

eentſprang, zu tilgen. Am beiten iſt die Staatsaufſicht darauf zu beſchränken, 
daß fie die Geſetzmäßigkeit der Kommunalverwaltung zu überwachen und zu 
ſichern hat. Gegen ſtaatliche Uebergriffe muß den Gemeinden ein Rechtsmittel 
gegeben werden. Ins Volkstümliche überſetzt heißen dieſe Forderungen, daß 
die Regierungsorgane ſich befehlsmäßig gar nicht und auch ſonſt möglichſt wenig 
in die Geſchäfte der Provinzial⸗ und Gemeindeverwaltung miſchen ſollen. 
Regierung wie Landrat ſind in ſolchen Fällen regelmäßig die Stützen 
bviolksfeindlicher Einzelintereſſen. Alſo fort mit der reglementierenden Staats⸗ 
"Aus aufſicht und Erſatz durch die nur auf die Beobachtung der Geſetze eingeſtellte! 
A Weiter haben wir als Leitgedanken zweckmäßiger Verwaltung die Bildung 
und Förderung großer, leiſtungsfähiger Betriebseinheiten und die Vereinigung 
| Das neue Parteiprogramm. 11 


leiſtungsunfähiger Zwerggebilde zu ſolchen auch für die mittleren und unteren 
Bereiche der Verwaltung aufzuſtellen. Wie nunmehr endlich die Schaffung der 


Großgemeinde Berlin möglich geworden und durchgeſetzt iſt, ſo müſſen über⸗ 


haupt die Eingemeindungsvorſchriften über die Vereinigung von Landgemein⸗ 9 


den mit Stadtgemeinden erleichtert und verbeſſert werden. Es darf nicht 


immer erſt wegen politiſcher Aengſte vor der Entwicklung großer und um⸗ 
faſſender Selbſtverwaltungskörper zu den größten wirtſchaftlichen Uebel⸗ 
ſtänden auf dem Gebiete des Wohnungs-, Verkehrs⸗ und Wohlfahrtsweſens 
kommen, ehe an die Vereinigung von Vororten und Stadt gedacht werden 
kann. Andererſeits iſt ein Mindeſtmaß der Betriebsgröße für die unterſten 
Verwaltungskörper feſtzuſetzen und die Zuſammenlegung von vorhandenen 
Zwerggemeinden zu leiſtungsfähigen Gebilden vorzuſehen. Damit verſchwin⸗ 
den die vielbeklagten Ungleichheiten in der Leiſtungsfähigkeit, namentlich der 


kleineren Landgemeinden, von denen die eine wegen ausgedehnten Beſitzes 


und wohlhabender Einwohnerſchaft leicht zurechtkommt, die andere mit ge⸗ 
ringem Beſitz und Arbeitereinwohnern ſich mit der kleinſten Ausgabe N 
ſchlagen muß. 


Hieran reiht ſich die Aufhebung der unterſchiedlichen Behandlung von 


Stadt⸗ und Landgemeinden durch die Gemeindeverfaſſung. Wir brauchen end⸗ 
lich auch in Norddeutſchland nach dem Muſter von Süddeutſchland eine ein⸗ 
heitliche Gemeindeverwaltung und »verfaſſung. Die frühere Differenzierung 
war in der Hauptſache Mittel zur politiſchen Beherrſchung des Landes und 
der Stadt durch das Land, während wir im demokratiſchen Freiſtaat Ver⸗ 
bindung von Stadt und Land nicht bloß zu zeitgemäßen Siedlungszwecken und 
zur beſſeren Ordnung und Vervollkommnung der Lebensmittelerzeugung und 
⸗berteilung brauchen, ſondern auch zum Ausbau des ſtädtiſchen Verkehrsweſens 


zum Nutzen des flachen Landes, ſowie zur ſozialen Verſorgung der erholungs⸗ 1 ö 


bedürftigen Mindererwerbsfähigen und der Erziehungsbedürftigen, jener Opfer 
der rein ſtädtiſchen Mißwachskultur, die durch Berührung mit dem Lande 
wieder zu nützlichen Gliedern der menſchlichen Geſellſchaft gemacht werden 
können. Die Gemeindeordnungen der Demokratie müſſen auch ſozial werden! 


Endlich krankt die Organiſation der deutſchen Kommunalverwaltung noch 
ſtark an einer Zwieſpältigkeit und Gegenſätzlichkeit der inneren Verfaſſungs⸗ 


und Verwaltungsorgane, die vom früheren Obrigkeitsſtaat in ſeinem Intereſſe I 
gewollt war, vom demokratiſchen Gemeinweſen aber, je früher deſto beſſer, 


beſeitigt werden ſollte. Alle deutſchen Gemeindeordnungen trennen noch 


zwiſchen einem beſchließenden Gemeinde-, Kreis- oder Provinzialparlament 
(Bürgervertretung) und einem leitenden und ausführenden Magiſtrat, Bürger- 


meiſter oder Kreis⸗ bzw. Provinzialbeamten. Um bei der Magiſtratsverfaſſung 
zu bleiben: alle wichtigeren Angelegenheiten der Gemeinde müſſen doppelt be⸗ 
raten und beſchloſſen werden und oft noch durch Kommiſſionen ſowohl des 


Magiſtrats als der Stadtverordneten gehen, ehe ſie ausgeführt werden können. 9 


Das verurſacht unendlichen Zeitaufwand, Koſten und Reibungen. Es iſt nicht 
ſelten, daß beſonders ſtrittige Eemeindegeſchäfte jenen Weg doppelt und drei⸗ 
fach machen müſſen, weil ſich Magiſtrat und Stadtverordnetenverſammlung nicht 
einigen können. Noch ſchlimmer iſt eine andere, mehr politiſche Folge dieſes 


Zweikörperſyſtems. Da die Verantwortlichkeit zwiſchen zwei Kommunalbehörden 1 


geteilt iſt, erfährt ſie bei jeder der beiden Behörden eine ſehr ſchädliche Ab⸗ 


ſchwächung. Der Magiſtrat verläßt ſich bei bedenklichen Maßnahmen gern J 


darauf, daß er von den Stadtverordneten gedeckt wird und auf ihre Zuſtim⸗ 
mung ſich berufen kann. Das gilt namentlich von unrationellen Ausgaben, 


die etwa unter dem Druck einer zeitweiſen öffentlichen Strömung oder mäch⸗ 9 


re 
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tiger Intereſſentengruppen gemacht werden und denen eine der ſtädtiſchen 
Behörden nicht entgegentreten will oder kann. Umgekehrt iſt der Umſtand, daß 
die Bürgervertretung nicht ſelbſt die Gemeindegeſchäfte leitet, nicht direkt die 
Ausgaben und Einnahmen zu beſorgen und die Schwierigkeiten der Aus⸗ 
führung von Gemeindebeſchlüſſen nicht am eigenen Leibe zu erfahren hat, 
öfter ein Anlaß für fie, es mit der Verantwortlichkeit für ihre Beſchlüſſe leichter 


zu nehmen, als es die Sache ertragen kann. Das kommunale Zweikörper⸗ 


ſyſtem erzieht alſo mit anderen Worten den in der Selbſtverwaltung Tätigen 
nicht zur vollen Verantwortlichkeit, ſondern es hat die Tendenz, ihn für ſeinen 
Teil zu geringerem Veranwortlichkeitsgefühl zu verführen. 

Alle dieſe Schattenſeiten des Zweikörperſyſtems weiſen die Demokratie 
auf eine Verwaltungsreform, die im neuen ſozialdemokratiſchen Programm 
gefordert werden ſollte. Das iſt die Aufhebung der Trennung 
zwiſchen beſchlußfaſſendem und ausführendem bzw. leitendem Körper in der 
geſamten Selbſtverwaltung. Der Magiſtrat 3. B. als Sonderbehörde fällt weg. 


Die Gemeindebürgervertretung, ebenſo die Vertretung der Kreis⸗ und Pro⸗ 


vinzialeinwohner, wird Beſchluß⸗ und Ausführungsbehörde zugleich. Ihre 
Beſchlüſſe führt ſie ſelbſt aus durch Verwaltungsausſchüſſe von wenigen Mit⸗ 
gliedern, die ſie für alle Zweige ihres Tätigkeitsbereichs einſetzt. Dieſe Aus⸗ 
ſchüſſe ſind alſo eine Fortbildung der heutigen ſtädtiſchen gemiſchten Ver⸗ 
waltungsdeputationen in Preußen; aber ſie beſtehen nicht mehr aus einer 
größeren Anzahl von Magiſtratsvertretern, Stadtverordneten und Bürgern, 
ſondern nur noch aus einer kleinen und immer handlungsfähigen Zahl von 
Stadtverordneten bzw. Gemeindeverordneten. Dann gibt es natürlich keine Be⸗ 


amten mehr, die der Magiſtrat anſtellt und entläßt, ſondern alle Gemeinde⸗ 
beamten werden von der Bürgervertretung angeſtellt und entlaſſen und un⸗ 
terſtehen ihr bzw. ihren Verwaltungsausſchüſſen direkt. Der Bürgermeiſter 


würde das beſoldete Organ der Bürgervertretung im ganzen ſein, der Fach⸗ 


beamte der Gehilfe des betreffenden Fachverwaltungsausſchuſſes. Die ge⸗ 


ſamte Bureaukratie eines Kommunalkörpers iſt direkt der Bürgervertretung 
bzw. ihren Ausſchüſſen unterſtellt und arbeitet unmittelbar mit ihnen zu⸗ 


ſammen, ohne daß ſich noch eine trennende Inſtanz dazwiſchenſchiebt. Alle 


Kämpfe zwiſchen zwei ſelbſtändigen Gemeindekörpern mit ihren Koſten an 
Zeit, Geld und Kraft fallen fort. Die Selbſtverwaltung wird leichter, beweg⸗ 


* licher und billiger, wenn natürlich auch die ſchwierigere Ausführungsarbeit der 


Mitglieder der Verwaltungsausſchüſſe durch entſprechende Entſchädigungen be⸗ 


zahlt werden muß. Das Verantwortlichkeitsgefühl der Mitglieder der alleinigen 
Gemeindebehörde wird gewaltig erhöht und dadurch das bloße Beratungs⸗ und 


Redebedürfnis in der Bürgervertretung weſentlich, aber auf dem natürlichſten 


Wege, eingeſchränkr. Man verwendet weniger Zeit auf die Kritik eines an⸗ 


deren Gemeindekörpers, wie er früher vorhanden war, ſondern ſteht ſelbſt für 


die Leitung der Gemeinde, des Kreiſes und der Provinz ein, ſowie für die 


Ausführung aller Beſchlüſſe. Man bereitet dieſe nunmehr ſelbſt durch Vor⸗ 


lagen vor und iſt dadurch gründlicher über ihre Zweckmäßigkeit unterrichtet 


und für die Beurteilung ihrer Vorzüge und Mängel geſchult. Jede Wahl der 
Bürgervertreter drückt ſich ſofort auch in der Zuſammenſetzung der leitenden 


Stellen in der Gemeinde aus. Die Gemeindebeamten, einſchließlich Bürger⸗ 


meiſter, der vielleicht ebenfalls direkt von der Bürgerſchaft auf längere Zeit 
gewählt wird, bleiben nach wie vor das ſtändige und fachkundige Element der 
Selbſtverwaltung, aber nicht im Gegenſatz zur Bürgervertretung, ſondern in 


deren Dienſte. Erſt damit iſt eine gründliche Vereinfachung der Arbeits⸗ 


organiſation und der Arbeitsvorgänge in der Selbſtverwaltung erzielt. An⸗ 


läufe zu dieſem Syſtem finden ſich in einzelnen ſüddeutſchen Gemeindeord⸗ 


11, 


e 


nungen (Heſſen) und in Nordamerika, wo man die ane Gemei 8 970 R 9 


ruption nicht ohne Erfolg damit zu bekämpfen verſucht hat. 


Die Frage der direkten Wahl der Behörden in Staat und Gemeinde durch 
das Volk ſelbſt erſcheint durch das Einkörperſyſtem in der Selbſtverwaltung 
ebenfalls aufs glücklichſte einer Löſung nähergebracht. Die Antwort darauf, 
ob die direkte Wahl über die Selbſtverwaltung hinaus auf Staatsbehörden 
ausgedehnt werden könnte, würde ſich aus der Erprobung auf dem vorge⸗ 
ſchlagenen engeren Gebiet ergeben. 

Damit iſt der Aufgabenkreis kurz durchlaufen, der einem neuen Programm 
der deutſchen Sozialdemokratie im Punkte Staatsform, Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung zu ſtellen wäre. Dieſe drei Fragen müſſen wohl im Zuſammenhang 
behandelt und zu Forderungen verdichtet werden, wie ſie hier zu formulieren 
verſucht wurden. Denn die Entſcheidung darüber, ob man ſich zur Minder⸗ 
heitsdiktatur oder zur Mehrheitsregierung bekenne, iſt für alle drei Fragen 


und ihre Beantwortung in gleicher Weiſe maßgebend, insbeſondere auch für die 4 


Verwaltung Man kann ihre grundſätzliche Geſtaltung nicht von derjenigen 
der Staatsform und der Geſetzgebung trennen. Alle drei müſſen im Prinzip 
zuſammenſtimmen, da ſie nur die verſchiedenen, von der Erfahrung und Ar⸗ 


beitsteilung geſchaffenen organiſatoriſchen Vorkehrungen für denſelben Zweck a Ä N 
des Gemeinſchaftslebens find: die Arbeit fo erfolgreich, zweckmäßig und genuß 


reich als möglich für die Geſamtheit und den einzelnen zu geſtalten. Spe⸗ 
ziell durch die öffentliche Verwaltung wird täglich ein ſo großer Teil der 
menſchlichen Mühen und Sorgen, ober auch des menſchlichen Glücks und Un⸗ 
glücks wenn nicht geſchaffen, ſo doch gemildert oder verſchärft, viel unmittel⸗ 
barer und einſchneidender, als durch Staatsform und Geſetzgebung, daß ſich 
das Einſetzen der Sozialdemokratie für eine fortſchrittliche Geſtaltung der 
Verwaltung außerordentlich lohnen dürfte. Zumal die bisherigen Verſuche 
der neuen deutſchen Republik, ihre Verfaſſung und Verwaltung neu nach 
demokratiſchen und ſozialen Geſichtspunkten zu ordnen, auf letzterem Gebiet 
noch zu keinerlei weitausſchauenden und zukunftsfreudigen Zielſetzung durch die 
Parteien geführt haben! 
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